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Inhalts- Verzeichniß. 


Einleitung. 


. Hurfoſer Zuſtand derjenigen, welche ihren Rechten nicht vorzu— 
ſtehen vermögen, im außerbürgerlichen Zuſtande. 5. 2. Sorgfalt der 
Staatsverwaltung für dieſelben. $.3. Benennung derjenigen Perſonen, 
welchen die Sorgfalt für dieſe Perſonen anvertraut iſt, und Unterſchied 
zwiſchen Vormündern und Curatoren. $. 4. Eintheilung des gegen: 
wärtigen Werkes. F. 5. Literatur in Anſehung des behandelten Gegen: 
ſtandes. 5. 6. Quellen, aus denen dieſe Abhandlung geſchöpft iſt. 


IJ. Hauptſtück. 
Von Beſtellung der Vormünder. 


I. Abſchnitt. 


Wann ein Vormund zu beſtellen ſey. 


$. 7. Allgemeine Regel mit Anwendung auf uneheliche Kinder. 
F. 8. Welche Kinder unter die unehelichen Kinder gerechnet werden. 
g. 9. Wann Kindern von ledigen Perſonen ein Vormund zu beſtelten 
ſey. F. 10. Beſondere Vorſchrift in Anſehung der Kinder, die in Fin 
del: oder Waiſenhäuſern ſich befinden. §. 11. Wann den Kindern, die 
aus einer ungültigen Ehe erzeugt worden find, ein Vormund beozu— 
geben ſey. $. 12. Beſtellung eines Vormundes für Kinder, die von 
einer Gattinn aus einem unehelichen Veyſchlafe geboren werden; F. 15. 
oder für ſolche, die von Witwen zur Welt gebracht werden. $. 14. 
Beſtellung eines Vormundes nach dem Tode des Vaters; 5. 15. oder 
bey dem Verluſte der väterlichen Gewalt, und zwar insbeſondere, 
$. 16. wenn der Vater den Gebrauch der Vernunft verliert; 5. 17. 
wenn er als Verſchwender erklärt wird; $. 18. wenn er Verbrechens 
halber beſtraft wird; §. 19. wenn er eigenmächtig auswandert; $. 20. 
wenn er über ein Jahr abweſend iſt; F. 21. wenn er die Verpflegung 
und Erziehung ſeiner Kinder vernachläſſiget. §. 22. Bey Mißhandlung 
feiner Kinder. $. 23. Ob bey einer Trennung oder Scheidung der Ba: 
ter die väterliche Gewalt behalte. 


II. Ab ſchuitt. 
Wer den Vormund zu beſtellen babe. 


. 24. Das vormundſchaftliche Amt kann nur nach einem gericht: 
lichen Auftrage angetreten werden. $. 25. Allgemeine Regel über die 
Competenz des Gerichtsſtandes, der einen ſolchen Auftrag zu ertheilen 
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hat. $. 28. Welches Gericht zur Aufſtellung eines Vormundes über die 
von einer ledigen Weibsperſon gebornen Kinder competent ſey? $. 27. 
Vorige Regel erſtreckt ſich auf uneheliche Kinder, deren Mutter dem 
adeligen oder Militärgerichte unterſtehet. $. 28. Ausnahme hiervon 
in Anſehung derjenigen unehelichen Kinder, deren Mutter der ottoma⸗ 
niſchen Pforte unterthänig iſt. $. 29. Welches Gericht Vormundſchafts⸗ 
behörde der aus einer ungültigen Ehe erzeugten Kinder ſey. F. 30. 
Dieſe Vorſchrift erſtreckt ſich auf Kinder, die zwar aus einer Ehe, je: 
doch ohne Zeugung des Ehemannes geboren find. $. 31. Welches Ge: 
richt der Vormund über die von einer Witwe gebornen Kinder zu be— 
ſtellen habe. $. 52. Vormundſchaftsbehörde über jene eheliche verwal⸗ 
ſeten Kinder, wovon einige unter der Obſorge des Waiſen- und Findel⸗ 
hauſes ſtehen, die andern aber nicht. $. 35. Vormundſchaftsbehörde 
für die ehelichen Kinder überhaupt. $. 34. Welche Perſonen unter das 
judicium delegatum militare mixtum gehören. $. 35. Welche unter die 
Gerichtsbarkeit der Regiments Gerichte. $. 58. Wenn die Regiments: 
Gerichte die vormundſchaftliche Obforge dem judieium delegatum militare 
mixtum und welchem abzutreten haben. $. 37. Bey allen übrigen $$. 
35 — 35 nicht aufgeführten Perſonen treten die Ortsgerichte in Wirk⸗ 
ſamkeit. F. 58. Welche Obrigkeit iſt Vormundſchaftsbehörde der Kinder 
eines unadeligen Beſitzers, einer ſtändiſchen Gülte, mit der keine Ju⸗ 
risdiction verbunden iſt, an jenen Orten, wo kein Magiſtrat, oder 
allgemeines Ortsgericht beſtehet?, §. 39. Aufſtellung eines Vormundes 
über einen ungariſchen, ſiebenbürgiſchen oder illyriſchen Unterthan. 
$. 40. Wer den Vormund zu beſtellen habe, wenn unter dem Pupillar⸗ 
Vermögen eine Bergmanns-Entität begriffen iſt. §. 41. Vorſicht, das 
mit das Gericht ſchnell zur Kenntniß der Fälle gelange, in welchen 
ein Vormund zu beſtellen iſt. 


III. Ab ſchnitt. 


Wer als Vormund aufzuftellen ſey. 


$. 42. Die Beſtellung eines Vormundes liegt nicht ganz in der 
Willkühr des Gerichtes. $. 45. Untauglichkeit zu einer Vormundſchaft 
und derſelben Arten. §. 44. Welche Perſonen für alle Fälle zu einer 
Vormundſchaft untauglich find. §. 45. Welche der Regel nach von al⸗ 
len Vormundſchaften ausgeſchloſſen find. §. 46. Urſachen, aus welchen 
Jemand zu einer beſtimmten Vormundſchaft nicht zugelaſſen werden 
kann. g. 47. Welche Perfonen nur der Regel nach von einer beſtimm— 
ten Vormundſchaft ausgeſchloſſen find. §. 48. Ob unter obige Ausſchlie⸗ 
ßungs Urſachen auch Religions-Verſchiedenheit zu zählen ſey. $. 49. 
Pflicht des beſtellten Vormundes, feine Untauglichkeit dem Gerichte 
anzuzeigen. §. 50. Ob die Unwiſſenheit des Vormundes hier einen 
Entſchuldigungsgrund ausmache. §. 51. Wem die Vormundſchaft vor 
allen andern übertragen werden muß. F. 52. Ob die von dem Vater 
geſchehene Beſtellung eines Vormundes die vorgeſchriebenen Eigen: 
ſchaften eines Teſtamentes haben müſſe. $. 55. Ob die Beſtellung gül⸗ 
tig ſey, wenn ſie in einem, wegen Mangel an geſetzlicher Förmlichkeit, 
ungültigen Teſtamente vorkömmt. F. 54. Ob die von dem Vater ge: 
ſchehene Beſtellung eines Vormundes, deſſen eigene Großjährigkeit, 
oder wenigſtens Teſtamentsfähigkeit vorausſetze. $. 55. Der Mutter 
ſteht das Recht, einen Vormund zu beſtellen, nicht zu; Wirkung einer 
ſolchen Beſtellung, §. 56. Was Rechtens ſey, wenn der Vater Jeman⸗ 
den bloß zum Curator über das Vermögen feiner Kinder ernennet: 
$. 57. oder, wenn er einen Vormund nicht für alle Kinder, oder einen 
Curator nicht für das ganze Vermögen beſtellet; §. 58. oder, wenn 
er mehrere Vormünder für ein und das nähmliche Kind ernennet. 
$. 59. Wem die Vormundſchaft zu übertragen ſey, wenn der Vater 
überhaupt keinen, oder keinen fähigen Vormund ernennet hat. F. 60. 
Wenn die Beſtellung von dem Gutbefinden des Gerichtes abhänge, und 
welche Rückſichten dasſeibe dabey zu nehmen habe. F. 61. Beſondere 
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Vorſchrift in Anſehung des Bauernſtandes. $. 52. Verpflichtung des 
beſtellten Vormundes, die Vormundſchaft zu übernehmen. $. 65. Frey: 
willige Entſchuldigungs-Urſachen. 9. 64. Welche, Kinder in die Zaht 
derjenigen eingerechnet werden, welche von der Übernahme der Bor: 
mundſchaft befreyen. $. 65. Wie der Auftrag zu geſchehen habe. F. 66. 
Pflicht, dem Auftrage nachzukommen, und den vormundſchaftlichen Ver— 
fügungen überhaupt zu gehorchen. F. 67. Rechtsmittel dagegen. $. 68. 
Folge der Außerachtlaſſung des vorgeſchriebenen Termins. 


IV. Abſchnitt. 


Beſondere Vorſchriften bey Beſtellung zu einem 
Vormunde. 


$. 69. Angelobung. $. 70. Ausfertigung einer Urkunde hierüber. 
F. 71. Welche Perſonen von der Pflicht der Angelobung befreyt find. 
$. 72. Aufſtellung eines Mitvormundes. F. 75. Auch demſelben iſt eine 
Beglaubigungs-Urkunde einzuhändigen. 


II. Hauptſtück. 
Von den Rechten und Pflichten der Vormünder und der 
Vormundſchaftsbehörden bey Führung der Vormundſchaft. 


I. Abſchnitt. 
Von den Rechten und Pflichten der Vormünber. 
$. 74. Object des vormundſchaftlichen Wirkungskreiſes. 


I. Abtbeilung. 


Rechte und Pflichten in Anſehung der Perſon des 
Minderjährigen. 


F. 75. Die Rechte des Vormundes haben keine ſolche Ausdehnung, 
wie die des Vaters. $. 76. Allgemeine Regel. $. 77 und 78. Rechte 
des Vormundes, wenn die Mutter des Minderiährigen noch am Leben 
iſt. F. 79. Wenn dem Minderjährigen die mütterliche Obſorge nicht zu 
Statten kömmt. F. 80. Wie vielfach die Erziehung fen. F. 81. Pflicht 
des Vormundes, feine Mündel impfen zu laſſen. $. 82. Pflicht desſel— 
ben, ihnen in Krankhertsfällen den mediciniſchen Beyſtand zu verſchaf— 
fen. F. 83. Vor Genäſchigkeit zu warnen. F. 84. Das Tragen der Mies 
der iſt nicht zu geſtatten. $. 85. die fleiſchliche Wolluſt hintan zu hal— 
ten. $. 86. Vorſicht, daß fie ſich nicht an gefährlichen Orten allein 
überlaſſen werden. $. 87. Beſtrafung des Vormundes bey Mißhand— 
lungen. F. 88. Techniſche Erziehung, mit beſonderer Rückſicht auf die 
Standeswahl des Minderjährigen. $. 89. Schulunterricht. $. 90. Welche 
Mündel zum Studieren nicht angehalten werden follen. $. 91. Mora: 
liſche Erziehung. F. 92. Erziehung in einer beſtimmten Religion. . 93. 
Beſtrafung des Mündels wegen Ungehorſam und andern Vergehungen. 
F. 94. Aufwand zum Behufe der Erziehung, woher er genommen werde, 
und wer denſelben zu beſtimmen habe. $. 95. Wie, wenn die jährlichen 
Einkünfte zur Beſtreitung des nöthigen Aufwandes nicht hinreichen. 
F. 96. Wenn das Hauptvermögen noch angegriffen werden könne. 
Hoi und gs. Woher der nöthige Aufwand zu beſtreiten ſey, wenn der 

ündel kein Vermögen beſitzt. §. 99. Insbeſondere bey Waiſen, deren 
Väter in Militärdienſten geſtanden find. 
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II. Abtheilung. 


Rechte und Pflichten der Vormünder in Bezug auf 
das Vermögen des Minderjährigen. 


$. 100. Allgemeine Vorſchrift, Verantwortlichkeit des Vormundes. 

F. 101. Pflicht, den aus feinem Verſchulden zugefügten Schaden zu er: 
ſetzen. $. 102. Wie viel bares Geld dem Vormunde beym Antritte der 
Bormundfchaft in Händen zu belaſſen ſey, und wie er damit umzugehen 
habe. $. 105. Was mit den vorhandenen Koſtbarkeiten und Schuld: 
ſcheinen zu geſchehen habe. $. 104. Was mit dem Ueberrefte des baren 
Vermögens zu thun ſey, im Falle Schulden vorhanden ſeyen. $. 105. 
Wenn dieſes der Fall nicht iſt. §. 106. Anlegung in öffentlichen Fonds, 
oder Erkaufung öffentlicher Fonds: Obligationen, und ob ſelbe mittelſt 
Ankauf von Bank-Actien geſchehen könne. $. 107. Beſondere Vorſchrift 
über die Anlegung der Waiſen⸗Capitalien in Gallizien. 5. 108. Anle⸗ 
gung bey Privaten; Pragmatical: Sicherheit. 5. 109. Wie, auf was 
Weiſe der Werth der Realitäten zu dieſem Behufe zu beſtimmen ſey. 
$. 110. Abftellung des in Oeſterreich ob der Enns Statt gehabten Miß⸗ 
brauches, Pupillengelder ohne Errichtung eines Schuldbriefes auszu⸗ 
leihen. F. 111. Dem Vormunde ſteht nur zu, in Anſehung der Anle⸗ 
gung oder Verwendung der Waiſen⸗Capitalien einen Vorſchlag zu 
machen. $. 112. Welche Eigenſchaften muß ein Pupillar⸗Schuldbrief 
baben? F. 113. Zu welchen Zinſen Waiſen-Capitalien auszuleihen find, 
$. 114. Bey welchen Privaten keine Waiſengelder anzulegen find. 
v. 115. Welche Hypotheken zur Sicherſtellung der Waiſengelder verwen⸗ 
det werden können. 9.116. Kann auch Jemanden ein Darleihen in 
Obligationen gegeben werden, welche den Waiſen gehören? F. 117. 
Was mit jenen Privat-Schuldbriefen zu geſchehen habe, welche gleich 
urſprünglich unter dem Vermögen der Waiſen ſich befinden. L. 118, 
Veſondere Borfchrift für Tyrol, wegen Sicherftellung der Pupillar-Capi⸗ 
talien. $. 119. Was der Vormund hinſichtlich jener Schuldforderungen— 
worüber gar keine Urkunden exiſtiren, vorzukehren habe. „F. 120. Ob 
eine Reducirung der Waiſen-Capitalien von Wiener Währung auf 
Conv. Münze Platz greife. 5. 121. Welche Mobilien aufzubewahren; 
$. 122. welche zu veräußern find. Die Veräußerung hat der Regel nach 
im öffentlichen Verſteigerungswege zu geſchehen. $. 123. Ausnahmen 
hiervon. $. 124. Unbewegliche Güter ſind dem Minderjährigen zu er: 
halten. $. 125. Ausnahmen hiervon; aus Nothwendigkeit. F. 128. We: 
gen des größern Vortheiles des Minderjährigen. 5. 127. Beſondere 
sorfchriften in Anſehung der Veräußerung der Bauerngüter. F. 128. 

Die Veräußerung hat auch hier im Wege der Licitation zu geſchehen; 
ob eine Verſtändigung der vorgemerkten Gläubiger nothwendig ſey. 
$. 129. Wenn auch ein Verkauf aus freyer Hand Platz greifen könne. 
$. 130. Der Vormund muß ſich eine genaue Kenntniß von dem Stan: 
des, Vermögen feines Pupillen verſchaffen. $. 131. Zu welchen Ge: 
ſchäften der Vormund überhaupt die Genehmigung der Vormundſchafts⸗ 
behörde einzuhohlen habe. $. 132. Insbeſondere in Anſehung einer un: 
bedingten Annahme einer Erbſchaft, oder $. 135. Ausſchlagung derſel⸗ 
ben; $. 134. bey Veräußerung der ſeiner Verwahrung anvertrauten 
Güter. $. 155. Bey Schließung von Pachtverträgen. $. 136. Bey Auf: 
kündigung ſicher erliegender Capitalien. §. 157. Bey Abtretung von 
Forderungen. $. 158. Ben Schließung von Vergleichen. §. 159. Ob 
der Vormund zur Prozeßführung die gerichtliche Genehmigung nöthig 
habe. g. 140. Bey dem Anfange, der Fortſetzung oder Aufhebung von 
Handlungs:, Fabriks⸗ oder Gewerbs Unternehmungen. $. 141. Bey 
Empfangnahme zurück bezahlter Capitalien. $. 142. Vor Eingehung 
eines zurück zu zahlenden Capitals hat der Vormund einen Vorſchlag 
zur weitern Verwendung zu machen. $. 145. Ob der Vormund Caution 
einzulegen habe. §. 144. Wann ſich die Befreyung von der Cautions— 
leiſtung aufhöre, und wie ſelbe geleiſtet werde. §. 145. Pflicht zur 
Rechnungslegung 5. 146 und 147. Ausnahmen hiervon. 5. 148. Zeit 
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der Rechnungslegung. 5. 149. Wie die Rechnung beſchaffen ſeyn müſſe. 
$. 150. Wie viele Rechnungen zu legen ſeyen. $. 151. Prüfung der 
Rechnung und Erledigung derſelben. $. 152. Rechtsmittel, wenn ſich 
der Vormund über die Rechnungs⸗Erledigung beſchwert findet. . 155. 
Der Minderjährige muß ſich in ſeinen Rechtsangelegenheiten durch den 
Vormund vertreten laſſen. F. 154. Er darf ohne vormundſchaftliche 
Genehmigung nichts veräußern, oder eine andere Verpflichtung auf 
ſich nehmen; 6. 153. beſonders aber ſich nicht eigenmächtig verehelichen; 
$. 156. in wie fern bey der Scheidung oder Trennung eines minder: 
jährigen Gatten die vormundſchaftliche Bewilligung nothwendig ſey. 
9. 157. Auch ohne Einwilligung des Vormundes kann der Minderiäh: 
rige feinen Stand nicht verändern. $. 158. Was ſich der Minderjäh: 
rige durch eigenen Fleiß erwirbt, darüber iſt er zu verfügen befugt. 
9. 159. Welches Recht dem vormundſchaftlichen Gerichte in dem Falle 
eingeräumt iſt, wenn der Minderjährige das zwanzigſte Lebensjahr 
zurück gelegt hat. 5. 160. In wie fern der Minderjährige, der ſich 
bey einem Geſchäfte für großiährig ausgibt, zur Entſchädigung ver: 
bunden ſey. §. 161. Veſtimmung der Pflichten des Mitvormundes. 
g. 162. Er hat der Vormünderinn mit feinem Rathe benyzuſtehen. 
$. 165. Die wahrgenommenen Gebrechen nach Möglichkeit zu heben, 
und nöthigen Falls die Anzeige zu machen. $. 164. In vorfallenden 
wichtigeren Geſchäften das Geſuch der Vormünder zu unterzeichnen, 
oder feine ſchriftliche Erklärung beyzufügen. §. 165. Verantwortlich: 
keit des Vormundes im Zuge der vormundſchaftlichen Verwaltung. 
$- 166. In wie weit derſelbe auch für das Verſchulden feiner Unter: 
geordneten zu haften habe. §. 167. Welche Belohnung ein Vormund 
während des Laufes der vormundſchaftlichen Verwaltung für ſeine 
Bemühungen anzuſprechen habe. $. 168. Ob in Anjebung der den 
Vormündern zuſtehenden Rechte und Pflichten ein Unterſchied zwiſchen 
der Stadt und dem Lande Platz greife. 


II. Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Vormundſchafts⸗ 
behörden. 


6. 169. Führung eines Waiſenbuches. $. 170. Wie die Vormund⸗ 
ſchaftsgeſchäfte bey Collegialgerichten zu behandeln find. F. 171. Bes 
ſondere Pflichten, der Vormundſchaftsbehörden in Anſehung der Per— 
fon des Minderjährigen. §. 172. In Rückſicht der Vermögens-Ver— 
waltung, Erforſchung und Sicherſtellung des Vermögens. F. 175. 
Abſtellung eines dießfalls im Mühlviertel des Landes Oeſterreich ob 
der Enns beftandenen Unfuges. 6. 174. Sicherſtellung durch die Sperre, 
wie ſelbe vorgenommen werde. F. 175. Von wem. $. 176. Relation 
über die vorgenommene Sperre. Depofitirung der von der Sperrs⸗ 
Commiſſion übernommenen Sachen. F. 177. Evidenzhaltung der De: 
poſiten. 9. 178. Beſondere Vorſichten wegen Umſchreibung der Depo⸗ 
ſiten⸗Obligationen und Auszahlung der Intereſſen. $. 179. Wie die 
Inventur vorzunehmen ſey. $. 180. Schätzung des Vermögens. $. 181. 
Von welcher Behörde die Inventur und Schätzung vorzunehmen iſt. 
$. 182. Pflichten und Rechte der Vormundſchaftsbehörden in Anſe— 
hung der Handlungen des Vormundes. $. 183. Sie hat beſonders 
darauf zu ſehen, daß der Vormund zu gehöriger Zeit ordentliche 
Rechnung lege. F. 184 und 185. Reviſion und Erledigung der gelegten 
Rechnungen. F. 186. Beſondere dießfällige Vorſchrift in Anſehung der 
inneröſterreichiſchen Länder. $. 187. Reviſion der Pupillar⸗Rechnun⸗ 
gen in Tyrol. F. 188. Führung eines Protocolls über die gelegten 
Rechnungen. $. 189. Revifion, wenn unter dem Pupillar⸗Vermögen 
eine Bergwerks Entität begriffen iſt. $. 190. Waiſencaſſen bey den 
Vormundſchaftsbehörden auf dem Lande. $. 101. Was die Waiſen⸗ 
amter, in Oeſterreich ob der Enns, welche Waiſencaſſen führen, zu 
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beobachten haben. $. 192. Wie die Waiſenämter in Böhmen die Wai⸗ 
ſenrechnungen zu verfaſſen haben. $. 195. Einführung allgemeiner 
Waiſencaſſen in Böhmen, F. 194. Beſtand ſolcher Waiſencaſſen in 
Oberöſterreich und den „übrigen Provinzen. $. 195. Unterricht zur 
Liquidirung des waiſenämtlichen Paſſivſtandes, nach Maßgabe des 
Finanz: Patents vom 20. Februar 1811. $. 196. Wie ſich bey Abferti— 
gung jener Waiſen zu benehmen ſey, die einen ſolchen Betrag zu 
fordern haben, auf welchen die Obligationen nicht umgeſchrieben wer⸗ 
den können. $. 197. Ob auch die Waiſenämter auf den Staats- und 
Fondsgütern verbunden ſeyen, nach dem oberwähnten Unterrichte ſich 
zu benehmen. $. 198. Ob die bey einigen Waiſenämtern beſtehenden 
beſondern Depoſtten⸗Caſſen, in welchen das Vermögen der Großjäh⸗ 
riggewordenen aufbewahret wird, mit den Waiſencaſſen bey der Li⸗ 
quidirung nicht zu vereinigen ſeyen. F. 199. Pflicht der Waiſenämter, 
zu unterſuchen, ob einige Waiſen-Capitalien durch das Finanz-Patent 
nicht unſicher geworden ſind, und Benehmen derſelben im Falle einer 
ſolchen Unſicherheit. $. 200. Wenn das Vermögen des Curanden 
mit dem Vermögen der Waiſen vermengt worden iſt, ſo iſt auch die 
Liquidation eumulativ vorzunehmen. F. 201. Waifen: Eapitalien find 
abgeſondert auf den Nahmen des Pupillen anzulegen. $. 202. Was 
Rechtens iſt, wenn die Dominien die Waiſengelder mit den Rentgel— 
dern vermengt haben. K. 205. Beſondere Vorſchriften zur Hintanhal⸗ 
tung von Gefährdungen des Waiſen-Vermögens für die Waiſenämter 
in Niederöſterreich. 5. 204. Ausdehnung dieſer Vorſchriften auf Ober: 
üſterreich. $. 205. Die Dominien haben für die Beſorgung des Waiſen⸗ 
Vermögens keine befondere Belohnung anzuſprechen. $. 206. Nur find 
ſie berechtiget, die ſogenannten Waiſendienſte zu fordern. §. 207 und 
108. Aufrechnung von Rgittaxen bey den Landrechten und Magiſtraten. 
$. 209. Aufzählung der für die vormundſchaftlichen Amtshandlungen zu 
entrichtenden Taxen. 


III. Hauptſtück. 
Von der Erlöfchung einer Vormundſchaft. 


F. 210. Abſolute und relative Erlöſchung. F. 211. Erlöſchung durch 
den Tod des Vormundes. F. 212. Fälle der officioſen Entlaſſung des: 
ſelben von der Vormundſchaft. §. 213. Bey pflichtwidriger Verwal⸗ 
tung der Vormundſchaft. $. 214. Bey Eintreten ſolcher Umſtände, 
welche den Vormund gleich urſprünglich von der Vormundſchaft aus— 
geſchloſſen haben würden. $. 215. Bey dem Ausbruche eines Concur: 
ſes über das Vermögen des Vormundes. F. 216. Bey dem Auslaufe 
der Zeit, für die er zum Vormunde beſtellet, oder Eintreffen des 
Falles, für welchen ex ausgeſchloſſen iſt. §. 217. Bey Wiederverehe⸗ 
lichung der Mutter hängt es von dem Gerichte ab, ob ihr die Vor⸗ 
mundſchaft noch belaſſen werden ſolle, oder nicht. $. 218. Verpflich⸗ 
tung zur Anzeige, wenn während der Vormundſchaft ſolche Gründe 
eintreten, welche die Entlaſſung des Vormundes zur Folge haben. 
F. 219. Allgemeine Regel hinſichtlich der Entlaſſung des Vormundes, 
welche auf fein Anſuchen geſchieht. $. 220. Ob in einem ſolchen Ent: 
laſſungsfalle die Vormundſchaftsbehörde dem Vormunde die angeſuchte 
Entlaſſung verweigern könne. F. 221. Berechtigung des als vermeint— 
lich nächſten Verwandten aufgeſteuten Vormundes, feiner Zeit einen 
näheren und tauglichern Verwandten vorzuſchlagen. F. 222. Die Mut: 
ter und der Bruder, welche zur Zeit der Beſtellung eines Voxrmundes 
noch minderjährig waren, find berechtiget, nach erreichter Großjäh— 
rigkeit auf die Uebernahme der Vormundſchaft zu dringen. §. 225. 
Wann den übrigen, bey Beſtellung der Vormundſchaft nicht bexück— 
ſichtigten Verwandten frey ſtehe, ſich um die Uebernehmung der Bor: 
mundſchaft zu melden. §. 224. In welchen Fällen der nähere Ber: 
tvandte die Entlaſſung des entfernteren fordern könne. $. 225. Wenn 
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eine minderjährige Tochter ſich verehelicht, hängt es von dem vor: 
mundſchaftlichen Gerichte ab, ob die Curatel ihrem Ehegatten abge— 
treten werden ſoll. §. 226. Was Rechtens ſey, wenn wegen unbe: 
kannten Aufenthaltes des teſtamentariſch ernannten Vormundes ein 
anderer zum Vormunde beſtellt urde! und der erſtere bey ſeinem 
Erſcheinen die Uebernahme der Vormundſchaft anſpricht. 5. 227. Die 
Entlaſſung des Vormundes hat der Regel nach nur zu Ende des 
vormundſchaftlichen Jahres zu geſchehen. $. 228. Eine relative Erlö⸗ 
ſchungsart iſt auch die, wenn mit der Vormundſchaftsbehörde eine 
Veränderung vorgehet. $. 229. Gänzliche Erlöſchung der Vormund— 
ſchaft, durch den Tod des Minderjährigen. $. 250. Wenn der Vater 
die durch einige Zeit gehemmte Ausübung ſeiner Gewalt übernimmt. 
$. 251. Durch die erreichte Großjährigkeit des Pflegebefohlenen. 
$. 252. Was in dem Falle zu geſchehen habe, wenn der Pflegebefohlene 
trotz der Erreichung ſeiner, Großjährigkeit zur ſelbſtſtändigen Leitung 
ſeiner Angelegenheiten unfähig iſt. F. 255. Endigung der Vormund— 
ſchaft durch ausdrücklich ertheilte Alters-Nachſicht. §. 254. Durch 
die Geſtattung eines fe lbſtſtändigen Gewerbs⸗ Betriebes. F. 255. Nicht 
die Erlangung des Eigenthums eines Gewerbes, fondern die Bewilli⸗ 
gung, dasſelbe betreiben zu dürfen eytheilt die Rechte der Großjäh— 
rigkeit. $. 256. Wirkung der Volljährigkeits⸗ Erklärung. $. 237. 
Pflicht des Vormundes, die Schlußrechnung zu legen. §. 258. Dem 
Vormunde iſt über die ordentlich geführte Verwaltung ſeines Amtes 
eine Urkunde auszufertigen. $. 239. ee ee des Vermögens, an 
5 57 ſelbe zu geſchehen habe. §. 240. Wie fie zu geſcheben habe. 
$. 231. Bey den Dominien auf dem d ſind die Großjähriggewor— 
denen zu verhalten, ihre Beypträge zu erheben, wenn die n 
laſſung ihrer Forderungsbeträge nicht Statt fände. $. 242. Erſatz⸗ 
pflichtigkeit des vormundſchaftlichen Gerichtes. F. 245. Wer bey einem 
Collegtalgerichte einen, den Richter zur Laſt fallenden Schaden zu 
erſetzen habe. $. 244. Die Grundobrigkeit hat für die Amtshandlun⸗ 
gen ihrer Beamten zu haften. F. 245. Verpfändung des achten Theils 
des Gutes zur Sicherheit der Waiſen. $. 246. So weit die Octava 
nicht zureicht, haben die Pupillen ein gefetzliches Pfandrecht auf die 
landtäflichen Güter nach allen vorgemerkten Forderungen. F. 247. 
Welche Entſchädigung der Waiſencaſſe in dem Falle zu leiſten ſey— 
wenn der Gutsherr ſich Obligationen zugeeignet hat. $. 248. Ob die 
auf dem Grunde der kreisämtlichen Liquidations-Ausweiſe geſtützten 
Entſchädigungs⸗Anſprüche zu intabuliren, oder zu pränotiren ſeyen. 
$. 249. Ob die wegen ſolchen Anforderungen verhängte Sequeſtration 
als eine executive anzuſehen fen. §. 250. Auf welche Art und Weiſe 
kann von der Vormundſchaftsbehörde eine Entſchädigung in Anſpruch 
genommen werden? $. 251. Belohnung des Vormundes für die ge: 
führte Verwaltung. $. 252. Dagegen hat die Obrigkeit die Beſorgung 
der Waiſengeſchäfte unentgeldlich zu pflegen. 


IV. Haupt ſtück. 
Von der Unterordnung der Vormundſchaftsbehörden. 


$. 255. Behörden in vormundſchaftlichen Angelegenheiten über: 
haupt. $. 254. Die den Vormundſchaftsbehörden unmittelbar vorge⸗ 
ſetzte Stelle iſt das Appellationsgericht. §. 255. Haupteintheilung in 
Anſehung der Amtswirkſamkeit desſelben. $. 256. Fälle, in welchen 
ſich an das Appellationsgericht zu wenden iſt. §. 257. Wie der Re⸗ 
curs gegen eine vormundſchaftliche Verfügung zu ergreifen ſey. 
F. 258. Verfahren des Appellationsgerichtes bey einer an dasſelbe ge: 
langten Beſchwerde. g. 259. Die Kreisämter müſſen dem Appellations: 
gerichte zum Behufe hrer Aufſicht auf die Vormundſchaftsbehörden 
Bephülſe leiſten. $. 260. Die Kreisämter find auch von Amtswegen 
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verpflichtet, über die Verwaltung des Waifenvermögens Obforge zu 
tragen. $. 261. Sie haben dießfalls unvermuthete Viſitationen und 
Liquidationen vorzunehmen. §. 262. Die Art und Weiſe, wie ſolche 
Liquidationen vorgenommen werden ſollen, iſt größten Theils der 
Beurtheilung des Unterſuchungs-Commiſſärs überlaſſen. $. 265. In 
Böhmen iſt dießfalls eine beſondere Vorſchrift erfloſſen. $. 264. Auf, 
was zu Folge dieſer Vorſchrift vor allem zu ſehen ſey. F. 265. Be: 
ſtandtheile, die bey der Liquidation der Waiſeneaſſen vorkommen. 
§. 266. Auf was hinſichtlich der Uebertragung des Rechnungsreſtes 
zu ſehen ſey. F. 267. Wie ſich bey der Prüfung der Activ⸗Capitalien 
zu benehmen ſey. $. 258. Was in Anſehung der Intereſſen⸗Rück⸗ 
ſtände zu eruiren komme. $. 269. Caſſe-Scontrirung. §. 270. Was 
bey dem Ausweiſe des Paſſivſtandes zu berichtigen komme. 5. 271. 
Anmerkung der befundenen Richtigkeit, oder der wahrgenommenen 
Gebrechen nach dem Schluſſe der Liquidation. $. 272. Benehmen des 
Kreisamtes bey entdeckten unordnungen im Pupillar⸗Weſen. $. 275. 
Jährliche, von Seite des Kreisamtes zu erſtattende Anzeige. 9. 274. 
Reviſion der $. 195 angeordneten Liquidationen. $. 275. Die Kreis: 
ämter haben ein vorzügliches Augenmerk darauf zu nehmen, ob die 
Dominien ſelbſt Waiſengelder an ſich gezogen haben. $. 276. Einſen⸗ 
dung der Pupillar⸗Tabellen an das Kreisamt. $. 277. Vorlegung der 
vierteljährigen Verlaſſenſchafts-Ausweiſe. $. 278. Specielle Unterfu: 
chungs⸗Commiſſionen ſind nur bey dem Vorhandenſeyn zureichender 
Gründe abzuordnen. $. 279. Weiterer Rechtszug gegen eine kränkende 
Verfügung des Appellationsgerichtes. J. 280. Ob dem Minderjähri⸗ 
gen, welcher über den Recurs ſeines Vormundes durch die abän— 
dernde Verordnung des Appellationsgerichtes ſich beſchwert finden 
könnte, ein beſonderer Curator zur Ergreifung des Hofrecurſes bey— 
zugeben ſey. $. 281. Courtoiſie, welche bey Berichten an die oberſte 
e zu beobachten iſt. $. 282. Correſpondenz mit auswärtigen 
ehörden. 


V. Hauptſtück. 
Von den verſchiedenen Gattungen der Curatelen. 


I. Abſchnitt. 


Von der Aufſtellung, dann den Rechten und Pflichten 
der Curatoren. 


$. 285. Worin ſich der Curator von einem Privat: Sachwalter 
unterſcheide. 5. 283. Wenn für Minderjährige außer dem Vormunde 
ein beſonderer Curator aufzuſtellen ſey. $. 285. Insbeſondere, wenn 
zwiſchen den Vertretern des Minderjährigen und ihm ſelbſt Geſchäfte 
vorfaͤllen; F. 286. oder zwiſchen den unter derſelben Vormundſchaft 
ſtehenden Minderjährigen Rechtsſtreitigkeiten entſtehen; 5. 287. oder 
wenn bey vor der erlaubten Zeit geſchehenen Wiederverehelichung 
einer Witwe der Zweifel entſtehet, ob das in der neuen Ehe geborne 
Kind nicht von dem vorigen Manne abſtamme; $. 288. oder, wenn 
überhaupt die eheliche Geburt eines Kindes, veſtritten wird. $. 289. 
Wenn ein unbewegliches Gut des Minderjährigen in einer andern 
Provinz liegt. F. 290. Aufſtellung eines Curators für einen Wahn: 
oder Blödſinnigen. g. 291. Ob dem über einen Wahn: oder Blödſin— 
nigen aufgeſtellten Curator auch eine Obſorge über die Perſon des— 
ſelben zukomme. $. 292. Aufſtellung eines Curators über einen Ver— 
ſchwender. $. 295. Dabey zu beobachtende Vorſichten. $. 293. Oeffent⸗ 
liche Kundmachung, wenn Jemand für wahn oder blödſinnig, oder 
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als Verſchwender erklärt wird. 5. 295. Aufſtellung eines Curators 
für ungeborne Kinder; §. 298. oder eines Curators für die Nachkommen 
ſchaft überhaupt. §. 297. Rechte und Pflichten des eigentlichen Fidei— 
commiß⸗Curators. $. 298. Aufſtellung eines Verlaſſenſchafts-Cura— 
tors. $. 299. Verpflichtungen des Verlaſſenſchafts-Curators; $. 300. 
oder eines Concursmaſſe- Vertreters; §. 301. dann eines Concurs— 
maſſe⸗ Verwalters. §. 302. Sequeftration. §. 503. Obliegenheiten des 
Sequeſters. $. 304. Ob und wann für Taubftumme ein Curator aufzu— 
ſtellen ſey. $. 305. Aufſtellung eines Curators für Abweſende. §. 306. 
Für die zur ſchweren oder ſchwerſten Kerkerſtrafe verurtheilten Ver— 
brecher. §. 507. Wenn die Todes Erklärung eines Menſchen ange 
ſucht wird, wie vielfach fie ſey. §. 308. Welche Umſtände dem Ge 
ſuche um Todes-Erklärung zum Behufe der Erbſchafts-Einantwor— 
tung zum Grunde liegen müſſen. §. 309. Benehmen des Gerichtes 
hierbey. §. 310. Welchen Zweck hier die Aufſtellung eines Curators 
habe, und hieraus folgende Obliegenheiten desſelben. §. 511. Binnen 
welcher Zeit die Erledigung des Geſuches zu verlangen, Art des ge— 
richtlichen Erkenntniſſes, und in wie fern ein Recurs zu ergreifen fen. 
9. 312. Anſuchen der Todes⸗Erklärung des Gatten zum Behufe der Wieder— 
verehelichung. $. 318. Benehmen des Landrechtes, wo dieſes Geſuch 
angebracht werden muß, und Obliegenheiten des Curators. 5. 314 
Aufſtellung eines eigenen Vertheidigers des Ehebandes. $. 515. Das 
Gericht, welchem die Ernennung eines Vormundes zuſteht, hat der 
Regel nach auch den Curator zu beſtellen. §. 516. Ausnahmen hier: 
von. $. 517. Auch iſt der Regel nach bey Beſtellung eines Curators 
gerade fo, wie bey der eines Vormundes, vorzugehen. §. 518. In wie 
fern eine Angelobung des Curators Platz greife. 


II. Abſchnitt. 
Von den Rechten und Pflichten der Curatels— 
Behörden. 


$. 319. In denjenigen Fällen, wo die Vormundſchafts- Behörde 
ſelbſt den Curator aufitellet. 5. 520. Rechte der Curatels- Behörde, 
welcher die Obſorge über das unbewegliche Gut des Curanden obliegt. 
$. 321. Rechte und Pflichten der Curatels-Behörden bey Wahn: oder 
Blödſinnigen, dann bey Verſchwendern. $. 322. Welches Gericht als 
eompetente Fideicommiß-Behörde anzuſehen ſey. $. 323. Rechte und 
Pflichten der Fideicommiß-Behörde in Rückſicht auf die Verſchuldung 
des Fideicommiſſes. §. 323. Auf was die Fideicommiß⸗ Behörde bey 
Erledigung eines Onerirungs-Geſuches Rückſicht zu nehmen babe, 
befonders des Werthes des Fideicommiß : Gutes. §. 325. Rückſicht auf die 
etwa ſchon hierauf haftenden Laſten. $. 326. Ob die Anwärter oder Fi: 
deicommiß-Curatoren über ein ſolches Onerirungs-Geſuch zu verneh— 
men feyen. $. 327. Onerirung des Fideicommiſſes, das aus mehreren 
Gütern beftehet. $. 328. Wie die Onerirung eines Geld-Fideicommiſſes 
geſchehe. $. 529. Ob in keinem Falle mehr als das Drittel des Fideicom— 
mies verſchuldet werden könne. §. 350. Wie die Depurirung der Fidei— 
commiß Schulden zu geſchehen habe. §. 551. Ueberreihung der Fidei— 
commiß⸗Depurations : Tabelle. $. 352. In welcher Währung die Depu— 
ration bey den Geld: Fideicommiffen zu geſchehen habe. $. 535. Welche 
Laſten eigentlich zu depuriren fenen. F. 554. Ob der Fideicommiß : Be: 
ſitzer von den bereits geleiſteten Rückzahlungen wieder einen Theil 
erheben könne. §. 355. In wie fern eine Verlängerung der Depu— 
rations Friſt Platz greifen könne. §. 356. Ob die Depuration immer 
in Bezahlung der Schulden beſtehe. $. 337. ar des Fideicom: 
miſſes. 9.358. Auflöſung des Fideicommiſſes. $. 359. Erlöſchung des Fi— 
deicommiſſes. F. 340, Geſetzliche Beſtimmungen in Anſehung derjenigen 
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Fideicommiſſen, welche in den von Oeſterreich früher abgetretenen 
Landestheilen gelegen iſt, und von Seite der fremden Staatsverwal⸗ 
tung für aufgehoben erklärt wurden. 6. 341. Führung eines Rapula⸗ 
res von Seite des Referenten eines Fideicommiſſes. $. 342. In wie 
weit die Verlaſſenſchafts⸗Inſtanz als Curatels⸗ Behörde eintrete. 
$. 343. Ob die Concurs⸗ Jüſtanz als Curatels-Behörde anzuſehen 
ſey. F. 344. Das Nähmliche gilt auch von der Sequeſtrations-Behörde. 
$. 345. Curatels- Behörde für Taubſtumme. 5. 546. Ob für Abweſen⸗ 
de auch die Obſorge einer Curatels-Behörde eintrete. §. 347. Für 
die zum ſchweren Kerker verurtheilten Verbrecher tritt die nähmliche 
curateliſche Obforge ein, wie für Minderjährige. $. 348. Wenn der 
Vater eines Minderjährigen noch lebt, iſt derſelbe Curator des letz⸗ 
teren, und feine Perſonal⸗Behörde hat der Regel nach die Rechte 
und Pflichten einer Curatels: Behörde. $. 349. Unterſchied in Anſe⸗ 
hung anderer Curatoren. 


III. Abſchnitt. 


Bon Erlöſchung der Curatelen. 


$. 350. Relative Erlöſchungsarten. $. 351. Ob in dem Falle, als 
der Vater noch am Leben iſt, die Curatels-Behörde immer eine und 
die nähmliche bleibt. $. 552. Gänzliche Endigung der 3 9. 355. 
Belohnung für die geführte Curatel. 


Einleitung. 


H. 1. 


Wenn gleich der mit ben gewöhnlichen Beiſtes⸗ und Leibes⸗ 
kräften ausgerüſtete Menſch, ſelbſt in dem ſogenannten Na⸗ 
turzuſtande, Mittel beſitzt, feine urfprünglichen und erworbe« 
nen Rechte zu bewahren, und vor jedem widerrechtlichen 
Eingriffe zu ſchützen; — wenn gleich die Natur ſelbſt dem 
hülfsbedürftigen Kinde in feinen Altern Beſchützer und Vers 
theidiger gegeben, und zugleich dieſen, durch das zwar zarte, 
aber feſte Band, das fie an ihre Sprößlinge kettet, einen 
Vollmachtsbrief in der letzteren Nahmen zu handeln ertheilet 
hat; ſo iſt doch der hülfloſe Zuſtand derjenigen entſchieden, 
welche wegen Mangel der gehörigen Verſtandes-Reife, oder 
aus anderen Urſachen ſchwach am Geiſte, ihren Rechten vor— 
zuſtehen, außer Stande ſind, und denen auch keine älterliche 
Obſorge mehr zu Statten kömmt, wenn wir uns dieſelben als 
im Natutſtande lebend vorſtellen. — Denn, wenn wir gleich 
annehmen wollten, daß ſich auch in dieſem Verhältniſſe Men— 
ſchen finden würden, die vom Mitleiden und inneren Gefühle 
angetrieben, ſich um dieſe Hülfsbedürftigen annehmen, und 
Vaterſtelle vertreten würden, wer bürgt dafür, daß ſie auch 
die übrigen Menſchen als Bevollmächtigte, im Nahmen dieſen 
Hülfsbedürftigen zu handeln, anerkennen, oder, daß nicht 
unter der Larve der Gutmüthigkeit Böſewichte zu ihrer Ver 


tretung ſich aufwerfen würden? 
1 


— 2 — 


g. 2. 

Nur der Staat iſt es alſo, der ſeine ſchüßenden Arme 
auch über dieſe ſich ſelbſt nicht Genügenden ausbreitet, und 
durch künſtliche Einrichtungen den Mangel der Natur zu er— 
ſetzen. ſucht. Er macht es daher für manche Menſchen zur 
Rechtspflicht, für dieſe der Hülfe Anderer benöthigenden 
Perſonen zu ſorgen, nimmt ſchon bey Auswahl derſelben auf 
ihre Fähigkeit und guten Willen Rückſicht, zeichnet ihnen ihre 
Rechte und Pflichten durch beſtimmte Vorſchriften vor, und 
ſtellet ihre Handlungen unter eine Oberaufſicht. In dieſem 
allgemeinen Umriſſe der in Betreff der Vormundſchaften und 
Curatelen beſtehenden Rechtsinſtituten kommen die Geſeßge— 
bungen der cultivirten Staaten faſt durchgehends überein, 
und unterſcheiden ſich bloß in der Auswahl der Mittel, dieſe 
Zwecke zu erreichen. Mein Ziel iſt aber hier nur auf die 
Darſtellung der in den öſterreichiſchen Ländern dießfalls be— 
ſtehenden Anſtalten gerichtet, und nur die Gefeße, die in dem 
öſterreichiſchen Kaiſerſtaate hierüber beſtehen, ſollen hier naher 
erörtert werden. 

L. 3. 

Die Perſonen, welchen die Staatsverwaltung die Sorg— 
falt für diejenigen, welche wegen ihres jugendlichen Alters, 
oder nach dem geſetzlichen Ausdrucke wegen ihrer Minder— 
jährigkeit, die ſich bis zur Vollendung des 24. Jahres 
erſtreckt, oder aus anderen Urſachen ihren Geſchäften vorzu— 
ſtehen außer Stande ſind, übertragen hat, werden Vormün— 
der und Curatoren genannt. Der Unterſchied zwiſchen einem 
Vormunde und Curator beſteht aber darin, daß der Vor— 
mund vorzüglich für die Perſon des Minderjährigen zu ſor— 
gen, zugleich aber auch deſſen Vermögen zu verwalten hat; 
der Curator aber entweder zur Beſorgung der Angelegenhei— 
ten derjenigen gebraucht wird, welche dieſelben aus einem 
anderen Grunde, als jenem der Minderjährigkeit, ſelbſt zu 
beſorgen unfähig ſind, oder nur in einzelnen Fällen zur 
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Schlichtung der Geſchäfte eines Minderjährigen verwendet 
wird, wenn nähmlich die väterliche oder vormundſchaftliche 
Obſorge bey ſelben als gelähmt erſcheinet. CSS. 51, 183, 
270 — 272 des a. b. Gtzb.) 
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Da indeſſen jeder Vormund, nachdem er nicht bloß für 
die Perſon des Pupillen, ſondern auch für ſein Vermögen 
aufgeſtellt iſt, daher ſeine Obliegenheiten mit denen eines 
Curators größten Theils zuſammen treffen, und ſich hauptſäch— 
lich nur darin unterſcheiden, daß die Pflichten eines Vor— 
mundes eine weit größere Ausdehnung haben, als die eines 
bloßen Curators; fo iſt es auch nicht nöͤthig, die Rechte und 
Pflichten der letzteren eigens und abgeſondert abzuhandeln. — 
Nur ſcheint es mir zweckdienlich zu ſeyn, das verſchiedene 
Ziel der Curatelen anzudeuten, und die Eigenheiten derſel— 
ben am Schluſſe der gegenwärtigen Abhandlung, in einem 
eigenen Anhange zu berühren. — Es zerfällt ſohin dieſe 
ganze Abhandlung in fünf Hauptſtücke, wovon das erſte 
von übernehmung der Vormundſchaft, das zweyte von den 
Rechten und Pflichten der Vormünder und Vormundſchafts— 
Behörden während der Führung der Vormundſchaft ſelbſt, 
das dritte von der Beendigung der Vormundſchaft, das vierte 
von der Unterordnung der Vormundſchafts-Behörden unter 
das Appellationsgericht und Kreisamt, und endlich das fünfte 
von den verſchiedenen Arten der Curatelen redet. 

K 

Meines Wiſſens iſt dieſer Gegenſtand nach den Beftims 
mungen des neuen öſterreichiſchen bürgerlichen Geſetzbuches 
als ein ſelbſtſtändiges Ganzes noch nie wiſſenſchaftlich be— 
handelt worden. Die Literatur in dieſem Zweige der öſter— 
reichiſchen Rechtswiſſenſchaft beſchränkt ſich alſo bloß auf den 
Commentar des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches von 
Zeiller, auf das Handbuch von Scheidlein, und auf die Com— 
pilatoren und Commentatoren der öſterreichiſchen Juris- 
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dictions⸗Norm, und Inſtruction für die Juſtizſtellen, Scheid⸗ 
lein, Füger, Guſtermann, Helfert, Zimmerl ꝛc. 
F. 6. 

Die vorzüglichſte Quelle, aus welcher ich in dieſer Ab— 
handlung geſchöpft habe, iſt das im Jahre 1811 erſchienene, 
und mit 1. Jänner 1812 in Wirkſamkeit getretene allge- 
meine bürgerliche Geſetzbuch. Nebſt dieſem ſind aber auch 
die Jurisdictions-Norm, die Inſtruction für die Juſtizſtellen, 
und die einzelnen, auf dieſen Gegenſtand Bezug nehmenden 
Verordnungen als Quellen, obgleich minder ergiebig, zu bes 
trachten. 


Von den Vormundſchaften. 


J. Hauptſtück. 
Von Beſtellung der Vormünder. 
| I. Ab ſchnitt. 


Wann ein Vormund zu beſtellen ſey. 


F. T. 
Die Frage, wann ein Vormund zu beſtellen ſey, muß im 
Allgemeinen dahin beantwortet werden, daß dieſes in allen 
jenen Fällen geſchehen müſſe, wo ein minderjähriges Kind 
vorbanden iſt, welches der väterlichen Gewalt nicht unter— 
liegt. Sobald ein ſolcher Fall dem vormundſchaftlichen Ge— 
richte bekannt wird, hat dasſelbe auch unverzüglich dahin zu 
trachten, daß dem Kinde ein Vormund aufgeſtellt werde. 
Hieraus folgt, daß der Regel nach den unehelichen Kindern 
gleich bey dem Eintritte in die Welt ein Vormund beſtellt 
werden müſſe, weil ſelbe nicht unter der väterlichen Gewalt 
ſtehen. (F. 166 des a. b. Gtzb.) Da überdieß der Vormund, 
wie oben $. 3. geſagt worden iſt, vorzüglich für die Perſon 
des Minderjährigen zu ſorgen hat, ſo ergibt ſich hieraus, 
daß auch ganz armen Minderjährigen ein Vormund zu beitel- 
len ſey. 
$. 8. 
Da den unehelichen Kindern gleich bey dem erſten Ans 
fange ihres Daſeyns, oder wenn ſie vermögenslos ſind, we— 
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nigſtens zur Zeit, als die väterliche Erziehung beginnt, wel: 
ches nach der Analogie des §. 142 des a. b. Gb. bey Kin⸗ 
dern des männlichen Geſchlechtes mit Anfang des fünften, 
bey denen des weiblichen Geſchlechtes aber, mit Anfang des 
achten Jahres geſchieht, ein Vormund beſtellt werden muß; 
ſo finde ich hier zweckdienlich, anzuführen, welche Kinder ei— 
gentlich unter die unehelichen gerechnet werden. — Unehe— 
a) Diejenigen, welche von einer ledigen Perſon, oder 
b) die aus einer ungültigen Ehe, oder 
c) von einer wirklichen Gattinn nach aufgelöster Ehe, ohne 
von dem Gatten vor aufgelöster Ehe erzeugt worden 
zu ſeyn, geboren ſind; endlich 
d) die in der Ehe ſelbſt, jedoch von einem Andern, als dem 
Ehemanne, erzeugt worden find, wenn die geſeßzlichen 
Bedingungen des Beweiſes vorhanden ſind. 
. 9. 5 
Wenn alſo eine ledige Perſon ein Kind gebärt, ſo iſt 
dieſem Kinde auch ſogleich ein Vormund zu beſtellen. Dieſes 
wird zwar in der Praxis, ich weiß nicht, ob allgemein, doch 
ſehr gewöhnlich unterlaſſen. Wenn das Kind kein Vermögen 
beſitzt, wie es wohl am gewöhnlichſten bey neugebornen uns 
ehelichen Kindern der Fall ſeyn mag, ſo ſcheint eine Beſtel— 
lung des Vormundes gleich bey der Geburt des Kindes auch 
nicht nothwendig zu ſeyn, weil die Perſon desſelben in dieſer 
Zeit auch einzig der mütterlichen Erziehung und Pflege über— 
laſſen bleiben muß, wenn nicht aus beſonderen Gründen das 
Beſte des Kindes eine andere Verfügung erheiſchet. (V. 
168, 169 und 218 des a. b. Gtzb.) Doch würde dieſe Auf— 
ſtellung, wie ſchon im vorigen F. kurz berührt worden iſt, 
nach der Analogie des F. 142 des a. b. Gtzb. für jeden Fall 
bey den Kindern männlichen Geſchlechtes nach zurückgelegtem 
vierten, und bey denen des weiblichen Geſchlechtes, nach 
zurückgelegtem ſtebenten Jahre geſchehen müſſen; weil aber 


An er 


diefe Zeitpunete durch kein beſonderes Ereigniß bezeichnet 
werden, ſo iſt es immer vorſichtiger, dieſen unehelichen Kin— 
dern gleich bey der Geburt einen Vormund aufzuſtellen. 

a $. 10. 

Hiervon machen nur jene Kinder eine Ausnahme, welche 
fi) in den Findel= oder Waifen = Anftalten befinden. Denn 
bey diefen vertritt die Waiſen- oder Findelhaus-Direction 
die Stelle des Vormundes, und es hat daher das obervor— 
mundſchaftliche Gericht dieſen Kindern, ſo lange ſie ſich in 
den Waiſen- oder Findelhäuſern befinden, oder außer denſel— 
ben unter Aufſicht der Direction verpflegt und erzogen wer— 
den, der Regel nach keinen andern Vormund zu beſtellen. — 
Nur in dem Falle, als einem Waiſen- oder Findelkinde ein 
bedeutendes Vermögen zufallen ſollte, hat das vormundſchaft⸗ 
liche Gericht einen beſondern Vormund zu beſtellen. Sobald 
aber die Obſorge der benahmten Direction über ein unter ih— 
rer Aufſicht geſtandenes uneheliches (oder überhaupt vaterlor 
ſes) Kind aufhört, muß demſelben, wenn dasſelbe nicht ſchon 
vor dem Eintritte in dieſe Anſtalt mit einem Vormunde ver— 
ſehen war, ein ſolcher beſtellt werden. Aus dieſer Urſache iſt 
die Direction verpflichtet, den Austritt eines jeden dieſer 
Kinder aus ihrer Verſorgung dem obervormundſchaftlichen 
Gerichte ungeſäumt anzuzeigen, und zugleich dieſer Behörde 
über das Alter, die bekannten Altern oder nächſten Verwandten 
des Kindes, den Ort, in dem es geboren, oder gefunden 
worden iſt, oder das ihm etwa zugefallene Vermögen Aus— 
kunft zu geben. (Hofd. vom 17. Aug. 1822, F. 1, 2 und 4). 

F. 11. 

Wenn Kinder aus einer ungültigen Ehe erzeugt werden, 
ſo kann, in ſo lange die Ungültigkeits-Erklärung nicht er— 
folgt iſt, auch kein Vormund für die Kinder aufgeſtellt wer— 
den, weil bis dahin noch immer die väterliche Gewalt in 
Wirkſamkeit bleibt. Wenn aber auch eine Ehe, aber aus an— 
dern Urſachen, als wegen ſchon beſtandenen Ehebandes, oder 
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wegen Weihe, oder Gelübdes, oder wegen Religions- Wer- 
ſchiebenheit als ungültig erklärt wird, und einem Theile das 
Ehehinderniß unbekannt war, fo iſt ebenfalls kein Vormund 
zu beſtimmen, weil die aus einer ſolchen Ehe erzeugten Kin- 
der nach dem F. 100 des a. b. Gtzb. als eheliche anzuſehen 
ſind, und dieſer Fall in dem F. 176 des a, b. Gtzb. unter 
den Arten, wie die väterliche Gewalt in Verluſt gehet, nicht 
begriffen iſt. fre 
N K. 12. 

Wenn einem von einer wirklichen Gattinn gebornen 
Kinde die Rechte der ehelichen Geburt beſtritten werden, und 
das Erkenntniß dahin ausfällt, daß ſelbes als ein uneheliches 
zu betrachten ſey; ſo muß demſelben gleichfalls ein Vormund 
aufgeſtellt werden, weil mit den Rechten der ehelichen Geburt 
des Kindes, auch die väterliche Gewalt des Vaters an und 
für ſich verloren geht. 

„ 12. 

Wird eine Ehe durch die Ungültigkeits— Erklärung, oder 
durch die Trennung wirklich aufgelöst, und wird erſt nach 
zehn Monathen nach aufgelöster Ehe von der Gattinn ein 
Kind geboren, ſo wird dasſelbe gleichfalls als unehelich an— 
geſehen, und folglich ein Vormund beſtellet; es wäre denn, 
daß die Frau ſich wieder verehelichet hätte, und das Kind 
von dem zweyten Gatten erzeugt ſeyn könnte. (Zeillers Comm, 
1. B. ©. 345.) 

$. 14. 

Der gewöhnlichſte Fall, bey deffen Eintreffen den min— 
derjährigen ehelichen Kindern ein Vormund aufgeſtellt 
werden muß, iſt der Tod ihres Vaters. Es verſteht ſich in— 
deſſen von ſelbſt, daß dieſer Todfall auf eine legale Art dar 
gethan ſeyn müſſe; entſteht ein Zweifel, ob der Vater todt, 
oder am Leben ſey, ſo darf man, um einen Vormund aufzu— 
ſtellen, deſſen Todeserklärung nicht abwarten, ſondern es ge— 
nügt, wenn von dem Zeitpuncte, als er von ſeiner Abweſen— 
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heit die letzte Nachricht gegeben hat, noch ein Jahr zugewar⸗ 
tet wird; nach Verlauf dieſes Jahres kann ohne weiters zur 
Aufſtellung eines Vormundes geſchritten werden. ($. 176 
des a. b. Geb.) Der Unfug, zu Folge welchem die Beſtellung 
des Vormundes bis zur Einlangung des Inventariums ver— 
ſchoben worden iſt, wurde durch Hofd. vom 16. Jänner 
1794 bereits abgeſtellt, und die Obervormundſchafts-Behör— 
den angewieſen, ohne das Juventarium abzuwarten, ſogleich 
einen Vormund zu benennen. Es iſt überhaupt in verſchiede⸗ 
nen Rückſichten ſehr zweckmäßig, daß bey Errichtung des 
Inventariums ſchon ein Vormund aufgeſtellt ſey, um die 
bey der Errichtung desſelben ſelbſt entſtehen könnenden Diffe⸗ 
renzen leichter beheben zu können. | 
7 NN 

Da aber auch außer dem Todfalle des Vaters Ken ver⸗ 
ehelichten Perſonen Verhältniſſe eintreten können, in wel— 
chen die väterliche Gewalt außer Wirkſamkeit kömmt, ſo gibt 
es auch mehrere Fälle, in welchen auch ehelichen Kindern, 
ſelbſt bey Lebzeiten des Vaters, ein Vormund aufgeſtellt 
werden muß. Dieſe Fälle treten vorzüglich ein, wenn der 
Vater den Gebrauch der Vernunft verliert; wenn er als 
Verſchwender erklärt wird; wenn er wegen eines Verbrechens 
auf längere Zeit als ein Jahr zur Gefängnißſtrafe verurtheilt 
wird; wenn er eigenmächtig auswandert; wenn er über ein 
Jahr abweſend iſt, ohne von ſeinem Aufenthalte Nachricht 
zu geben; endlich, wenn er die Verpflegung ſeiner Kinder 
gänzlich vernachläſſiget. (Eodem) Auch wegen Mißhandlung 
des Vaters an ſeinen noch unter der häuslichen Zucht ſtehen— 
den Kindern kann derſelbe das Recht der väterlichen Gewalt 
verlieren. (. 166 und 167 des 2. Th. des St. G. B.) 

$. 10. 

Wenn der Vater den Gebrauch der Vernunft verliert, 
ſo wird er dadurch außer Stand geſetzt, für ſich ſelbſt, um 
ſo mehr alſo auch für ſeine Kinder zu ſorgen. Ob er aber 
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auch wirklich den Gebrauch der Vernunft verloren habe, muß 
aus der genauen Erforſchung ſeines Betragens, und nach 
Einvernehmen der von dem Gerichte ebenfalls dazu verord— 
neten Arzte beurtheilet werden. Überdieß muß das gericht— 
liche Erkenntniß, welches denſelben des Gebrauches der Ver— 
nunft beraubt erklärt, in die Zeitungsblätter eingeſchaltet 
werden. (A. b. Gtzb. SS. 176 und 273.) 
F. 17. 

Ein Verſchwender, d. i. im gefeglichen Sinne des Wor⸗ 
tes derjenige, von welchem nach der vorgekommenen Anzeige 
und der hierüber gepflogenen Unterſuchung offenbar wird, 
daß er ſein Vermögen auf eine unbeſonnene Art durchbringt, 
und fich oder feine Familie durch muthwillige, oder unter 
verderblichen Bedingungen geſchloſſene Borgverträge künf— 
tigem Nothſtande Preis gibt, beweiſet, daß er entweder 
nicht den gehörigen Verſtand beſitze, um das Unkluge ſeines 
Benehmens einzuſehen, oder, daß ſeine Vernunft zu ſchwach 
ſey, um ſeine Sinnlichkeit zu beherrſchen; in keinem Falle 
kann man das Wohl ſeiner minderjährigen Kinder deſſen 
Sorgfalt anvertrauen. Daher die Anordnung des Geſetzes 
im F. 176 des a. b. Gtzb., daß der Vater, wenn er als Ver— 
ſchwender erklärt wird, ſeine väterliche Gewalt verliere, und 
ein Vormund beſtellt werden müſſe. 

$. 18. 

Ein anderer Fall, in welchem noch bey Lebzeiten des 
Vaters ein Vormund beſtellt werden muß, iſt vorhanden, 
wenn der erſtere wegen eines Verbrechens auf längere Zeit, 
als ein Jahr, zur Gefängnißſtrafe verurtheilt wird. Nach den 
deutlichen Worten des Geſetzes iſt alſo nicht jede Gefängniß— 
ſtrafe, welche über ein Jahr dauert, hinreichend, die väter— 
liche Gewalt unwirkſam zu machen, ſondern es wird hier be— 
ſonders erfordert, daß die Gefängnißſtrafe eines Verbre— 
chens wegen verhängt worden ſey. Es gibt Vergehen, wie 
3. B. bey Übertretung von Zollgefeßen , welche eine längere, 


als eine einjährige Gefängnißſtrafe nach ſich ziehen koͤnnen; 
deſſen ungeachtet wird in dieſem Falle kein Vormund beſtellet. 
Die Urſache ſcheinet theils darin zu liegen, weil die auf 
Vergehen verhängten Gefängnißſtrafen dem Gefangenen doch 
immer freyeren Spielraum laſſen, für das Beſte des Minder⸗ 
jährigen ſorgen zu können, als die auf ein Verbrechen ver— 
hängte Gefängnißſtrafe; theils mag der Geſeßgeber dabey 
auch von der Anſicht ausgegangen ſeyn, daß derjenige, wel— 
cher eines Verbrechens wegen zu einer mehr als ein Jahr 
dauernden Gefängnißſtrafe verurtheilt zu werden verdienet 
hat, nicht würdig ſey, während dieſer Zeit eine väterliche 
Gewalt auszuüben. Wurde der Vater von dem Criminalge— 
richte erſter Inſtanz zwar zu einer ſolchen Gefängnißſtrafe 
verurtheilt, hat er aber gegen dieſes Urtheil den Recurs an 
den obern Richter ergriffen, ſo muß ganz natürlich, ehe man 
zur Aufſtellung eines Vormundes ſchreiten kann, die Erledi⸗ 
gung dieſes Recurſes abgewartet werden. 
N a $, 19, 

Eben fo verliert der Vater die väterliche Gewalt, und 
es tritt ſohin ein neuer Fall zur Beſtellung eines Vormundes 
ein, wenn er eigenmächtig auswandert. Dieſes geſchieht aber, 
wenn er ſich in fremde Kriegs- oder Civildienſte begibt, in 
ein ausländiſches Kloſter eintritt, oder ſich in einem fremden 
Lande, worin er nicht begütert iſt, auch kein Handlungs— 
haus hat, häuslich niederläßt, oder wenn er ohne Wiſſen der 
Obrigkeit in ein fremdes Land abreiſet, und durch drey volle 
Jahre daſelbſt abweſend geblieben iſt; endlich, nachdem ſeine 
Abweſenheit bekannt, und er durch ein öffentliches Edict vor— 
gerufen worden iſt, in der anberaumten Friſt weder wieder— 
kehret, noch feine Abweſenheit gültig rechtfertiget. (Auswan— 
derungs-Patent vom 10. Auguſt 1784.) Es fällt dabey 
in die Begriffe, daß die Behörde, welche den Vormund zu 
beſtellen hat, ſich nicht auch in das Erkenntniß, ob dieſe Be— 
dingniſſe der Auswanderung eingetreten und der, Vater als 


ein Auswanderer zu erklären ſey, oder nicht, einlaſſen konne, 
ſondern dieſes Erkenntniß der competenten politiſchen Be- 
horde überlaſſen werden müſſe, und daß erſt in dem Falle, 
als die politiſche Behörde den Vater als einen Auswanderer 
ordentlich erkläret hat, auch die betroffene Juſtizbehörde die 
Unwirkſamkeit ſeiner väterlichen Gewalt ausſprechen, und 
einen Vormund beſtellen kann. Das Geſeß redet hier übri⸗ 
gens nur von einer eigenmächtigen Auswanderung, es 
ſcheint daher zweifelsfrey zu ſeyn, daß wenn der Vater die 
Bewilligung zur Auswanderung erhält, er die väterliche Ge⸗ 
walt über ſeine Kinder nicht verliere. Indeſſen dürfte es zu 
den ſeltenen Fällen gehören, daß einem Familienvater die 
Auswanderung für ſich, und ohne ſeine Familie mit ſich zu 
nehmen, bewilligt werde. 
F. 20. 

Der Vater verliert auch dann ſeine väterliche Gewalt, 
und es wird ein Vormund beſtellt, wenn er über ein Jahr 
abweſend iſt, ohne von ſeinem Aufenthalte Nachricht zu ge— 
ben. In dieſem Falle hat die dem Vormunde zu beſtellende 
Behörde nicht darauf zu ſehen, ob der Vater von Seite der 
politiſchen Behörde bereits durch Edict vorgerufen worden 
ſey, oder nicht; noch weniger hat dieſelbe das Erkenntniß 
über ſeine Auswanderung abzuwarten, ſondern gleich nach 
Verlauf eines Jahres von dem Zeitpuncte angefangen, als 
er von ſeinem Aufenthalte die letzte Nachricht gegeben hat, 
zur Aufſtellung eines Vormundes zu ſchreiten. 

§. 21. | 

In den hier bereits aufgezählten Fällen wird die väter: 
liche Gewalt nur fuspendirt; hören die hier angeführten 
Hinderniſſe auf, ſo wird der Vormund ſeines Dienſtes ent— 
laſſen, und die väterliche Gewalt koͤmmt wieder in Wirkſam— 
keit. Väter hingegen, welche die Verpflegung und Erziehung 
ihrer Kinder vernachläſſigen, verlieren die väterliche Gewalt 
auf immer. Dieſe gänzliche Vernachläſſigung ergibt ſich ent⸗ 
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weder aus einzelnen Thatſachen, aus welchen der böſe Vor- 
faß des Vaters, ſich der Vorſorge für das Kind gänzlich zu 
begeben, klar hervorleuchtet, wie z. B. Weglegung, oder 
Verſtoßung, theils durch ein fortwährendes pflichtwidriges 
Benehmen, in der ganzen Erziehungs- und Verpflegsweiſe. 
In dem letzteren Falle werden der Entziehung der väterlichen 
Gewalt gütliche Vorſtellungen voraus zu gehen haben, und 
erſt, wenn dieſe nichts fruchten, iſt zur Aufſtellung eines 
Vormundes zu ſchreiten. Zeillers Commentar zu F. 177.) 
Übrigens muß, da es ſich von Verluſt von Rechten handelt, 
welche das Geſetz dem Vater eingeräumt hat, von Seite der 
Perſonalinſtanz desſelben ein ordentliches Erkenntniß geſchöpft 
werden, über welches demſelben freyſtehen muß, auf die im 
adeligen Richteramte vorgezeichnete Weiſe den Recurs zu 
ergreifen: 
F. 22. 

Bey Mißhandlung der Altern an ihren noch unter der 
häuslichen Zucht ſtehenden Kindern, ſind die erſteren vor 
das Gericht, welchem die Gerichtsbarkeit über ſchwere Poli— 
zey⸗ Übertretungen zuſteht, zu berufen, und iſt ihnen das 
erſte Mahl der Mißbrauch der Gewalt, und die gegen die 
Natur laufende Liebloſigkeit ihres Betragens mit Ernſt und 
Nachdruck vorzuhalten, aber noch kein eigentlicher gerichtli— 
cher Verweis zu geben; bey einem zweyten Falle iſt den Al— 
tern ein Verweis zu geben, und die Bedrohung beyzuſetzen, 
daß fie bey abermahliger Mißhandlung der älterlichen Gewalt 
verluſtig erklärt, ihnen das Kind abgenommen, und auf ihre 
Koſten an einem andern Orte werde erzogen werden. Bey 
dem dritten Rückfalle, oder wofern entweder die erſte oder die 
zweyte Mißhandlung ſchon an ſich ſehr ſchwer, oder die Ge— 
müthsart der Altern fo beſchaffen wäre, daß für das Kind 
weitere Gefahr zu beſorgen ſtünde; ſo iſt ſogleich das erſte 
oder zweyte Mahl auf die oben bedrohte Strafe zu erkennen, 
und hat ſich daher die politiſche Obrigkeit in dieſer Abfidy: 


mit der Eivile Behörde wegen Benennung eines Vormundes 
in das Einvernehmen zu ſetzen. (F. 166 und 167 des 2. 
Th. des St. Geb.) Es hat aber nicht nur das Kind ſelbſt, 
welches durch den Mißbrauch der väterlichen Gewalt in ſei— 
nen Rechten gekränkt wird, das Recht, ſich gegen dieſen Miß— 
brauch, oder gegen die Unterlaſſung der mit der väterlichen 
Gewalt verbundenen Pflichten zu beſchweren, ſondern es 
kann Jedermann, der hiervon Kenntniß erlangt, und beſonders 
die nächſten Anverwandten, dießfalls den Beyſtand des Gerich— 
tes anrufen. Das Gericht hat den Gegenſtand der Beſchwerde 
zu unterſuchen, und die den Umſtänden angemeſſenen Ver— 
fügungen zu treffen, (F. 178 des a. b. Gtzb.) worunter auch 
dieſe gehöret, daß ſelbes, wenn eine Mißhandlung der obi— 
gen Art hervorkömmt, die Anzeige hiervon an diejenige Be: 
horde mache, welcher die Gerichtsbarkeit über ſchwere Poli— 
zey⸗ Übertretungen zuſteht. 
K. 23; 

Es entſteht hier die Frage: ob bey der Trennung einer 
Ehe, oder bey der Scheidung von Tiſch und Bett, wenn 
vermöge Übereinkunft, oder durch richterliches Erkenntniß 
alle, oder einige Kinder der Mutter zur Erziehung überlaſſen 
werden, dieſen ein Vormund aufgeſtellt werden müſſe, oder 
der von der Mutter getrennte, oder geſchiedene Vater deſſen 
ungeachtet ſeine Rechte auf die Kinder beybehalte? — Es 
ſcheint zweifelsfrey zu ſeyn, daß der Vater dadurch der Regel 
nach ſeine Rechte nicht verliere, und ſohin auch kein Vor— 
mund für ſeine Kinder aufzuſtellen ſey. Denn in keiner Stelle 
hat das Geſetz mit dieſem Falle den Verluſt der väterlichen 
Gewalt verknüpft. Wenn jedoch bey dieſer Scheidung oder 
Trennung einer der hier oben erwähnten Umſtände eintritt, 
und dieſer die Urſache iſt, warum die Kinder der Mutter be— 
laſſen werden, ſo verſteht es ſich wohl von ſelbſt, daß ein 
Vormund für die Zeit, als die väterliche Gewalt außer Wirk— 
ſamkeit geſetzt iſt, aufgeſtellt werden müſſe. 


u 


II. Abſchnitt. 


Wer den Vormund zu beſtellen habe. 


H. 24. 

Man kann das vormundſchaftliche Amt nur nach einem 
von dem gehörigen Gerichtsſtande dazu erhaltenen Auftrage 
übernehmen. Würde Jemand ſich eigenmächtig in eine Vor— 
mundſchaft eindrängen, fo wäre derſelbe, wenn er nicht recht— 
liche Anſprüche auf dieſelbe hätte, wieder zu entfernen, in 
jedem Falle aber verbunden, den für den Minderjährigen 
durch Hintanſetzung der gefebmäßigen Vorſchriften und Vor— 
anſtalten entſtandenen Schaden, und wenn feine Eigenmäch— 
tigkeit in einem böſen Vorſatze, oder einem offenbaren Muth— 
willen ihren Grund hätte, auch den entgangenen Gewinn zu 
erſetzen. (SS. 204 und 1324 des a. b. Gtzb.) 

F. 25. 

Es entſteht nun die Frage: welcher Gerichtsſtand zur 
Aufſtellung eines Vormundes competent ſey? Die Antwort 
auf dieſe Frage iſt meines Erachtens der Regel nach dieſe: 
Jener Gerichtsſtand, welchem der Minderjährige zur Zeit, 
als ein Vormund beſtellt werden ſoll, ſeiner Perſon nach 
unterſteht, iſt zur Aufſtellung eines Vormundes competent. 
Dieſer Grundfaß wird im Allgemeinen durch die Betrachtung 
gerechtfertiget, daß die Beſtellung des Vormundes ein Act 
des adeligen Richteramtes iſt, und demjenigen Gerichte zu— 
ſteht, unter deſſen Gerichtsbarkeit der Minderjährige ſteht 
(Verord. vom 22. Febr. 1791), wie auch, daß die Vormund— 
ſchaftsbehoͤrde, ohne Rückſicht auf die mit dem Pupillen in— 
zwiſchen vorgenommenen Veränderungen, während der gan— 
zen Dauer der Minderjährigkeit dieſelbe zu verbleiben hat. 
(Patent vom 31. December 1762.) 

- 6426: 1; 

Hinſichtlich der von einer ledigen Weibsperſon gebornen 

Kinder iſt jenes Gericht, dem dieſelben zur Zeit der Geburt 


erde, Me 
unterſtehen, zur Aufſtellung eines Vormundes berechtigt 
und verpflichtet. Sollte aber einem ſolchen Kinde gleich bey 
der Geburt kein Vormund aufgeſtellt worden ſeyn, und dem⸗ 
ſelben erſt in der Folge nach Erforderniß der Umſtände ein 
Vormund beygegeben werden, fo iſt, nach den allgemeinen 
Grundſätzen der Gerichtsbarkeit, jene Obrigkeit als die ge⸗ 
fezmäßige anzuſehen, in deren Bezirke das Kind als Haus⸗ 
genoſſe der Ziehältern, oder der Dienſtgeber feinen bleiben⸗ 
den Aufenthalt hat, oder als eine berumirrende Perſon ſich 
befindet. (Hofd. vom 11. Auguſt 1798.) 
b ER 

Da nun der Regel nach jede unadelige und zu einem 
Militärkörper nicht gehörige Perſon dem betroffenen Orts— 
gerichte unterſteht, uneheliche Kinder aber von den Rechten 
der ehelichen in Anſehung des Gerichtsſtandes ſelbſt in dem 
Falle ausgeſchloſſen ſind, als der Vater die Einſchreibung in 
dem Taufprotocolle auf ſeinen Nahmen verlangte (Patent vom 
22. Febr. 1792), ja! da ſie nicht einmahl die Standesrechte 
der Mutter, deren Übertragung nur durch Männer geſchieht, 
anſprechen können (S. 155 und 165 des a. b. Gtzb.); fo 
folgt, daß alle unehelichen Kinder den Ortsgerichten unterſte— 
hen, wenn auch ihre Mutter unter die Gerichtsbarkeit des 
Landrechtes, oder der Militärgerichte gehören ſollte. 

$. 28. 

Eine Ausnahme von dieſer Regel, daß alle unehelichen 
Kinder den Ortsgerichten unterſtehen, machen diejenigen 
Kinder, welche von einer Weibsperſon geboren ſind, die der 
ottomaniſchen Pforte unterthänig iſt. Denn wenn gleich die 
Standes = Vorzüge der Altern auf die unehelichen Kinder 
nicht übergehen, ſo kann doch ein Gleiches nicht auch von 
der Territorial-Eigenſchaft behauptet werden. Es iſt daher 
ein ſolches Kind ſelbſt als ein Unterthan der ottomaniſchen 
Pforte anzuſehen, und genießt in dieſet Eigenſchaft den Ge— 
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richtsſtand des Lundrechtes. (Jur. Norm F. 26. Hofd. vom 
17. October 1791.) 
F. 29. 

Welches Gericht iſt Vormundſchaftsbehörde der aus ei— 
ner ungültigen Ehe erzeugten Kinder? — Ich antworte: 
dasjenige Ortsgericht, dem dieſe Kinder zur Zeit, als die 
Ungültigkeits-Erklärung in volle Rechtskraft übergegangen, 
und den vermeintlichen Ehegatten kund gemacht worden iſt, 
ihrer Perſon nach unterſtehen. — Man könnte zwar ſagen, 
daß die Ungültigkeits-Erklärung die rechtlichen Wirkungen 
der Ehe in ihrem Urſprunge vernichte, die Kinder folglich 
nicht erſt von dem Zeitpuncte der Ungültigkeits-Erklärung, 
ſondern ſchon von ihrer Geburt an, als uneheliche zu betrach— 
ten ſeyen, und daß daher auch dasjenige Gericht, unter wel— 
chem dieſe Kinder geboren ſind, den Vormund über dieſelben 
aufzuſtellen habe. Allein, wenn man auch die Vorderſätze 
zugibt, ſo kann doch die Schlußfolge noch nicht als richtig 
angenommen werden. Denn da die Vermuthung immer für 
die Gültigkeit der Ehe ſtreitet, (F. 99 des a. b. Ghb.) fo 
kann bis zur Herſtellung des rechtlichen Beweiſes der Ungül— 
tigkeit derſelben, d. i. bis zu der von der competenten Be— 
hörde ausgeſprochenen, und in Rechtskraft erwachſenen Un— 
gültigkeits⸗Erklärung derſelben, keine gerichtliche Verfügung 
eintreten, welche die Ungültigkeit der Ehe vorausſetzte. Der 
Zeitpunct zur Beſtellung eines Vormundes kann daher nicht 
vor erfolgter Ungültigkeits-Erklärung eintreten, und folg— 
lich auch nicht auf die Zeit der Geburt zurückbezogen wer— 
den. — Dieſe Behauptung ſtimmet auch mit der Analogie 
des Hofdecretes vom 11. Auguſt 1798, und des vom 17. 
Auguſt 1822, von welchem erſteren in dem F. 26 Er- 
wähnung geſchehen iſt, die daher paſſende Stelle des 
letzteren aber weiter unten §. 32 angeführt werden wird, 
überein. 
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F. 30. 

Aus dem nähmlichen Grunde hat mit obiger Beſchrän⸗ 
kung für die von einer wirklichen Gattinn, aber ohne Zeugung 
des Ehemannes, gebornen Kinder dasjenige Gericht einen 
Vormund zu beſtellen, welchem dieſelben zur Zeit des erfolg— 
ten gerichtlichen Erkenntniſſes unterſtehen. 

K. 31. 

Dem von einer Witwe gebornen Kinde muß zwar für 
jeden Fall, das Kind mag vor, oder nach Verlauf von zehen 
Monathen zur Welt kommen, ein Vormund beſtellt werden, 
und es koͤnnte daher ſcheinen, daß der Umſtand, ob das Kind 
als ein eheliches oder uneheliches anzuſehen ſey, hier von 
keiner Bedeutung ſey. Allein dieſer Umſtand hat allerdings 
Einfluß auf die Competenz des Gerichtes, das den Vormund 
zu beſtellen hat. Iſt das Kind noch als ein eheliches zu be— 
trachten, ſo gebührt die Aufſtellung eines Vormundes nach 
der Abhandlungs-Inſtanz des Vaters, welche das adelige 
oder militäriſche forum ſeyn kann; iſt dasſelbe aber als un⸗ 
ehelich anzuſehen, ſo hat dasjenige Ortsgericht, dem das 
Kind zur Zeit der Geburt unterſtehet, hier ſein Amt zu 
handeln. In dem Falle, als ſich die Witwe wieder verheira— 
thet hätte, und ein Kind gebären würde, welches als noch 
von dem vorigen Ehemanne erzeugt angeſehen werden müßte, 
wäre demſelben von Seite der Abhandlungs = Inſtanz des 
letzteren ein Vormund zu beſtellen. 

$. 32. 

Hat der bekannte Vater eines unter der Obſorge des 
Waiſen⸗ und Findelhauſes ſtehenden ehelichen Kindes noch 
andere minderjährige Kinder hinterlaſſen, fo ift der Gerichts- 
ſtand aller dieſer Mündeln nach den allgemeinen Vorſchriften 
des Geſetzes, welche in den nachfolgenden Paragraphen wer 
den entwickelt werden, zu beurtheilen. Außer dieſem ſteht 
die Gerichtsbarkeit und Obervormundſchaft über ein Waiſen— 
oder Findelkind dem ordentlichen Gerichte des Ortes zu, an 
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dem ſich dasſelbe zu der Zeit befindet, wo ihm nach obiger 
Vorſchrift (F. 10.) ein Vormund beſtellet wird, oder in fo 
fern das Kind nach den Geſetzen auf den privilegirten Ge— 
richtsſtand ſeines Vaters Anſpruch hat, dem privilegirten 
Gerichte, in deſſen Jurisdictions- Bezirk es ſich aufhält. 
(Hofd. vom 11. Auguſt 1822, F. 5.) 

F. 33. 

Für die ehelichen Kinder hat der Regel nach jenes Ge— 
richt einen Vormund zu beſtellen, welchem der Vater zur 
Zeit, als ſeine väterliche Gewalt außer Wirkſamkeit kömmt, 
ſeiner Perſon nach unterſtehet. Iſt daher der Vater adelig, 
oder iſt er ein zum Militärkörper gehöriger Landmann, wel— 
cher eine ſtändiſche Realität oder ein Fideicommiß beſitzet 
(Jur. Norm F. 26 vom 14. July 1782), oder iſt er über: 
haupt Beſitzer einer ſtändiſchen Gülte, jedoch in der Art, daß 
ihm vermöge dieſes ſeines Beſitzes in dem Orte „wo er ſeinen 
Wohnſitz hat, die Gerichtsbarkeit über die daſelbſt ſich auf— 
haltenden unadeligen Perſonen ſelbſt und allein zuſteht 
(Jur. Norm FK. 26. Hofd. vom 3. September 1782 und 9. 
May 1785), oder iſt er ein Hoflehenträger (Hofd. vom 5. 
Juny 1795), oder gehört er unter die griechiſch unirte, oder 
nicht unirte Geiſtlichkeit, oder zur augsburgiſchen oder hel— 
vetiſchen Confeffion, und hat bereits die Ordination zum 
Predigeramte erhalten (Hofd. vom 2. April 1802, 6. July 
1805 und 17. Juny 1303), oder iſt er ein Unterthan der 
ottomaniſchen Pforte (Jur. Norm F. 26 und Hofd. vom 17. 
October 1791); fo iſt das Landrecht diejenige Behörde, wel- 
che einen Vormund aufzuſtellen hat. 

. 34. 
Unter das judicium delegatum militare mixtum 
gehören folgende Perſonen: 8 
1) Generale und Oberften;- 
2) alle Generals- und Stabsparteyen, ſomit die Stabs— 
Auditoren, Stabs-Mediker und Stabs⸗ Chirurgen; 
2 * 
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3) Die Feld-Mediker und Chirurgen, die bey keinem 
Regimente angeſtellt ſind; | 

4) die Kriegs» Agenten und Kriegscommiſſäre mit ihrem 
Perſonale; 

5) die Proviant- und Verpflegs-Officiere mit ihrem 
Perſonale; 

6) die in Militärſold ſtehenden Bau- und Werkmeiſter; 

7) beurlaubte Officiere von einem Regimente, welches 
ſich nicht im Lande befindet; 

3) die bey einem Regimente angeſtellten Militärperſonen, 
wenn das Regiment ſich nicht im Lande aufhält; 

9) die penſionirten und mit Militär-Charakter ausgetretenen 
Officiere (Hofd. vom 24. März 1753 und Pat. vom 
31. December 1262.); 

10) die Fortificationg -Directoren, wenn fie wirkliche 
Feſtungs-Commandanten ſind, nicht aber auch, wenn 
ſie ohne dieſe Eigenſchaft Generale ſind, da ſie dann 
der Jurisdiction der Haupt-Genie-Directoren unter- 
ſtehen. (Hofd. vom 12. December 1754.) 

Stirbt alſo eine aus den hier angeführten Perſonen 
mit Hinterlaſſung von ehelichen Kindern, oder kömmt die 
väterliche Gewalt derſelben aus einem andern Grunde außer 
Wirkſamkeit; ſo iſt es eben das judicium delegatum mi- 
litare mixtum, das die Aufſtellung eines Vormundes und 
die übrigen obervormundſchaftlichen Pflichten auf ſich zu 
nehmen hat. 

K. 35. 

Unter die Gerichtsbarkeit der Regiments-Gerichte, uns 
ter welcher allgemeinen Benennung hier auch die Battaillons-, 
Corps, Auditoriats-Gerichte, Corps-Commandanten, die 
Artillerie und Genie-Oberdirection in dieſer Hinſicht begrife 
fen ſind, gehören folgende Perſonen: 

1) Alle Stabs » Officiere, mit Ausnahme des Oberſten, 


welcher als Regiments-TCommandant mit dem Audi: 

tore und den Beyſitzern die Gerichtsbarkeit ausübet; 

2) alle zum Regimente gehörigen Ober-, Unterofficiere 
und Gemeine; 

5) die bey einem Regimente angeſtellten Feld⸗ „Mediker 
und Chirurgen, ſo lange ſie eine Gage beziehen; 

4) die Markedenter. (Hofd. vom 24. März 1753. Pat. 
vom 25. Juny 1754, vom 31. December 1762 und 
Hofd. vom 7. Auguſt 1786.) 

Bey allen dieſen Perſonen wird aber vorausgeſetzt, daß 
ſie ſich in dem nähmlichen Lande befinden, in welchem das 
Regiment liegt, zu dem fie gehören; denn ſonſt tritt die Ge— 
richtsbarkeit des judicium delegatum militare mixtum ein. 

$. 56. 

Allein, da dieſen Regiments » Gerichten wegen ihres 
unſtäten Aufenthaltes, und zum Theile auch wegen ihrer zu— 
fälligen Dauer die Verbindlichkeit, die zu ihrer Gerichtsbar— 
keit gehörigen Waiſen zu leiten, und ihr Vermögen zu ver— 
walten, nicht wohl auferlegt werden kann; ſo ſind dieſelben 
ſogleich, als die Verlaſſenſchaft einer unter ihrer Jurisdiction 
verſtorbenen Perſon abgehandelt, und das Pupillar-Vermö— 
gen ausgewieſen iſt, gehalten, die Obervormundſchaft mit 
allen Urkunden und Auskünften, welche zur Verwaltung des 
obervormundſchaftlichen Amtes nothwendig find, an das 
judicium delegatum militare mixtum desjenigen Landes, 
in welchem die Mutter, oder, wenn ſie nicht mehr am Leben 
iſt, oder auch, wenn ſie die Erlaubniß erhalten hat, ihren 
Aufenthaltsort außer den Erblanden zu nehmen, oder ihr 
Aufenthaltsort unbekannt iſt, in welchem die Pupillen ihren 
Aufenthalt haben; oder wenn die mehreren Pupillen ſich in 
verſchiedenen Ländern befinden, in welchem sch die meiſten 
aufhalten, und bey gleicher Vertheilung derſelben, unter 
denjenigen, welchen die Abhandlungsbehörde das Nächſte 
iſt, zu übertragen. (Reſcript vom 16. Dec. 1804. K. 1.) 
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F. 57. 

Bey allen übrigen, in den 99.33 — 35 nicht aufgeführ⸗ 
ten Perſonen, treten zur Beſtellung der Vormünder und 
Führung der Obervormundſchaft die Ortsgerichte in Wirkſam— 
keit. Auch für die Kinder eines mit Beybehaltung des Mili— 
tär⸗Charakters ausgetretenen Officiers, welcher zu einer Civils 
Bedienſtung gelangt iſt, haben die Ortsgerichte einen Vor— 
mund aufzuſtellen, wenn er nicht nach den F. 35 entwickels 
ten Beſtimmungen unter das Landrecht gehöret. (Hofk. Wer: 
ordn. vom 11. Sept. 1800.) Nicht minder haben auch die 
Ortsgerichte den Kindern der Reſerve und Landwehrmänner, 
wenn ſie ſich auch zur Zeit, als ſie ſterben, oder ihre väter— 
liche Gewalt verlieren, in Militärdienſten befinden, und da— 
ber für ihre Perſon unter die Militärjurisdiction gehören 
ſollten, einen Vormund zu beſtellen. 

uss. 

Es entſteht hier auch die Frage: welche Obrigkeit Vor— 
mundſchaftsbehörde der Kinder eines unadeligen Beſitzers 
oder Bewohners eines Freygutes in jenen Orten, wo kein 
Magiſtrat, oder allgemeines Ortsgericht beſtehet, ſey? — 
Diefe Frage iſt durch den Buchſtaben des Geſetzes Hofd. 
vom 31. März 1785) für Steyermark ausdrücklich dahin 
beantwortet, daß nach der dortigen Landesverfaſſung derglei— 
chen Beſitzer oder Bewohner jenem herrſchaftlichen Gerichte 
unterſtehen, das die Gerichtsbarkeit in dem Bezirke ausübt, 
dem ſothanes Freygut am nächſten angränzet. Dieſe Vorſchrift 
dürfte ſohin auch in andern Provinzen, wo ſich ähnliche Fälle 
ergeben, angewendet werden. In der ob der ennſiſchen Haupt— 
ſtadt Linz übten vor älteren Zeiten einige Freyhausbeſißer, in 
Streitſachen ſo wohl, als in den Geſchäften des adeligen 
Richteramtes, über die in ihren Freyhäuſern wohnenden un— 
adeligen Parteyen die Gerichtsbarkeit aus; dieſes wurde aber 
durch Hofdecret vom 11. May 1786 abgeſchafft, und die 
dießfällige Gerichtsbarkeit in ihrem ganzen Umfange dem 


1 
Linzer Stadtmagiſtrate (gegenwärtig k. k. Stadt- und Land» 
rechte) übertragen. 

| 9. 39. | 

Wenn die Erben eines in einem deutfch ⸗öſterreichiſchen 
Lande verftorbenen ungariſchen, ſiebenbürgiſchen oder illyri— 
ſchen Unterthans unmündig, mutterlos, und in den gedach— 
ten Provinzen nicht begütert ſind, ſondern ihr ganzes Ver— 
mögen in den deutſchen Erblanden haben, und kein Ver: 
wandter in Ungarn oder Siebenbürgen ſie dort mit ihrem 
Vermögen übernehmen und die Vormundſchaft beſorgen wollte; 
ſollen die deutſchen Abhandlungsbehörden, doch immer in 
Vernehmen mit der ungariſchen, ſiebenbürgiſchen oder illy— 
riſchen Hofkanzelley, einen Vormund beſtellen. (Pat. vom 17. 
Februar 1792 Nro. 225.) 

F. 40. 

Wer hat den Vormund zu beſtellen, wenn unter dem 
Pupillar-Vermögen eine Bergwerks-Entität begriffen iſt? — 
Da ſich die Thätigkeit der Berggerichts-Behörden einzig 
und allein auf die in dem Patente vom 1. November 1781 
von F. 1 bis 7 ausgedrückten Wirkungen der Realjurisdiction 
beſchränket, ſo ſteht die Beſtellung eines Vormundes, wie 
auch die Aufnahme der Vormundſchafts-Rechnungen, dem 
ordentlichen Perſonalrichter ohne Einmengung der Bergge— 
richte auch dann zu, wenn unter dem Pupillar-Vermögen 
eine Bergwerks-Entität begriffen iſt. — In einem ſolchen 
Falle hat ſich jedoch die Vormundſchafts-Behörde zum Be— 
ſten der Pupillen gegenwärtig zu halten: 

a) Daß, wenn der Vormund zur guten Verwaltung einer 
unter dem Pupillar-Vermögen begriffenen Bergwerks— 
Entität die hinlängliche Fähigkeit nicht beſäße, demſel— 
ben mitgegeben werden ſoll, einen bergwerksverſtändi— 
gen Aſſiſtenten zur Verwaltung dieſer Bergwerks-En— 
tität zu ſuchen, der ihm nach vorläufiger Einverneh— 


mung der Berggerichts Behörde der Ordnung nach 

von der Pupillar-Inſtanz zu geben iſt. 

b) Die von dem Aſſiſtenten über das feiner Verwaltung 
anvertraute Bergwerksgut zu legende Rechnung ſoll 
dann dem Vormunde als eine Beylage zu ſeiner Vor— 
mundſchafts-Rechnung übergeben, von dieſem bey Le— 
gung der Rechnung der Pupillar-Inſtanz überreichet, 

und von ihr die Aufnahme und Erledigung allein be— 
forgt werden. Vor der Erledigung jedoch hat die Pur 
pillar-Inſtanz jedes Mahl vorläufig von der Bergge— 
richts-Behörde die ihr auffallenden Erinnerungen über 
die das Bergwerksgut betreffenden Rechnungen zu vers 
nehmen, und auf dieſelben ſodann die verdiente Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. (Hofd. vom 9. May 1785.) 
H. 41. 

Damit das Gericht ſo ſchnell, als möglich, zur Kenntniß 
gelange, wenn ein Vormund zu beſtellen ſey, ſo ſind die 
Verwandten des Minderjährigen, oder andere mit ihm in 
nahem Verhältniſſe ſtehenden Perſonen unter angemeſſener 
Ahndung verbunden, dem Gerichte, unter deſſen Gerichts— 
barkeit der Minderjährige gehört, die Anzeige zu machen. 
Auch die politiſchen Obrigkeiten, die weltlichen und geiſtli— 
chen Vorſteher der Gemeinden müſſen ſorgen, daß das Ge— 
richt hiervon benachrichtiget werde. (F. 189 des a. b. Gtzb.) 
Der gewöhnlichſte Fall der Bevormundung iſt ohnehin der 
Tod des Familienvaters, welcher Waiſen zurückläßt. Da 
nun in größern Städten die Todtenverzeichniſſe in den Druck 
gelegt werden, auf dem Lande hingegen ſich bald der Ruf 
eines geſchehenen Todfalls umher verbreitet; ſo kann bey der 
gehörigen Aufmerkſamkeit des Gerichtes demſelben ſchwerlich 
ein ſolcher Fall entgehen, wenn auch die in nahen Verhält— 
niſſen mit dem Verſtorbenen geftandenen Perſonen ihre Pflicht 
verſäumen ſollten. Indeſſen ſoll das Gericht in dem Falle, 
da es auf anderem Wege zur Kenntniß gelangt, nicht unter: 


laſſen, die verſäumte Anzeige mit angemeſſener Strenge zu 
ahnden. Nicht fo leicht kömmt das Gericht von ſelbſt zur 
Kenntniß der andern Fälle der Bevormundung, und es iſt 
daher nothwendig, daß ſelbem die gehörigen Mittheilungen 
gemacht werden. So haben die geiſtlichen Vorſteher, welche 
am erſten zur Kenntniß der gebornen unehelichen Kinder 
kommen müffen, dergleichen Fälle; dann die politiſchen Obrig— 
keiten die Auswanderungsfälle der Familienväter, die Cri- 
minalgerichte, wenn ein Familienvater über ein Jahr zur 
Gefängnißſtrafe verurtheilt wird; ferner die Civilgerichte, 
wenn ſich aus der Klage wegen Schwängerung und Aner— 
kennung des Kindes, oder aus Scheidungs- oder Trennungs- 
klagen ein Fall zur Beſtellung eines Vormundes ergeben 
ſollte, ungeſäumt das vormundſchaftliche Gericht hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen. Im Küſtenlande iſt die beſondere Ver— 
ordnung erlaſſen worden, daß die Gemeinde-Vorſteher bey 
Vermeidung einer angemeſſenen Geldſtrafe jeden Todesfall 
binnen 24 Stunden der betreffenden Abhandlungsbehörde 
anzuzeigen haben. (Hofd. vom 14. Auguſt 1819. 


III. Abſchnitt. 


Wer als Vormund aufzuſtellen ſey. 


F. 42. 

Obſchon das Gericht einen Vormund beſtellen muß, und 
Niemand berechtiget iſt, ſich eigenmächtig, ohne gerichtlichen 
Auftrags in eine Vormundſchaft einzudringen, ſo liegt es doch 
nicht ganz in der Willkühr des vormundſchaftlichen Gerich— 
tes, wen es zum Vormund zu beſtellen habe, ſondern das— 
felbe hat, bey Beſtellung desſelben, nach den in den nachfol— 
genden Paragraphen aufgeführten Grundſäßen zu verfahren. 

F. 43. 

Vor allem hat dasſelbe darauf zu ſehen, daß derjenige, 
der eine Vormundſchaft übernehmen ſoll, zu derſelben auch 
tauglich ſey. In der juridiſchen Sprache heißt die Untaug— 
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lichkeit in dieſer Hinſicht eine noth wendige Entſchul— 
digungsurſache von der Vormundſchaft, im Gegenfaße 
der freywilligen Entſchuldigungsurſache, worunter das 
Geſetz ſolche Gründe verſteht, bey deren Daſeyn Niemand 
zur uͤbernehmung einer Vormundſchaft wider feinen Willen 
angehalten werden kann. Jene Untauglichkeit zur 
Vormundſchaft iſt nun wieder zweyerley; entweder abfolut, 
oder relativ, d. i. ſie erſtreckt ſich entweder auf alle Vor⸗ 
mundfchaften überhaupt, oder beſchränkt fi) bloß auf be— 
ſtimmte Vormundſchaften. 
S. 44. 

Gänzlich untauglich, und zur Übernahme einer Vor— 
mundſchaft für keinen Fall geeignet, ſind diejenigen, welche 
wegen ihres minderjährigen Alters, wegen Leibes- oder Gei— 
ſtesgebrechen, oder aus andern Gründen ihren eigenen Ge— 
ſchäften nicht vorſtehen können, die eines Verbrechens für 
ſchuldig erkannt worden ſind, oder von denen eine anſtändige 
Erziehung des Waiſen, oder nüßliche Verwaltung des Ver— 
mögens nicht zu erwarten iſt. (A. b. Gßb. $. 101.) Da in 
letzterer Hinſicht mehrere Fälle eintreten können, die alle 
voraus zu ſehen, und buchſtäblich herzuzählen unmöglich iſt, 
ſo muß es jedes Mahl der vernünftigen Beurtheilung des Ge— 
richtes anheim geſtellt bleiben, ob ein ſolcher Fall eingetreten 
ſey, oder nicht. Beſonders wird jedoch der Fall hierher zu 
rechnen ſeyn, wenn Jemand ſchon einmahl Vormund war, 
und ſeine Pflichten als Vormund vernachläſſigte, oder wohl 
gar ſich einer wiederhohlten Mißhandlung des Mündels ſchul— 
dig gemacht hat, in welch letzterem Falle er ſelbſt nach dem 
Strafgeſetze, Th. II. F. 170, zu ferneren Vormundſchaften 
unfähig zu erklären iſt. 

F. 45. 

Der Regel nach ſind alle Perſonen weiblichen Ge— 
ſchlechts, Ordensgeiſtliche und Einwohner fremder Staaten, 
zur übernahme einer Vormundſchaft nicht geeignet. Das 


Geſetz bedient fich des Ausdrucks der Rahel nach, und 
deutet dadurch an, daß es Fälle geben önne, bey welchen 
von dieſer Anordnung eine Ausnahme gemacht werden könne. 
In Betreff der Perſonen des weiblichen Geſchlechtes iſt ſo— 
gar eine Ausnahme im Geſetze ſelbt enthalten, indem nach 
dem F. 198 die Mutter und Großautter zur Vormundſchaft 
zugelaſſen werden können; in Btreff der Ordensgeiſtlichen 
und der Einwohner fremder Staaten muß es der vernünftu 
gen Beurtheilung des Gerichtes überlaſſen bleiben, ob it 
einem befondern Falle eine Ausnahme von dieſem Geſetz 
gemacht werden könne, oder nicht. Das Gericht wird daby 
beſonders in Erwägung ziehen, ob in dem einzelnen Fate 
nicht der Grund des Geſetzes zu wirken aufgehört habe. Dr 
Grund dieſer Vorſchrift iſt aber offenbar, weil es den Geat— 
lichen und Einwohnern fremder Staaten gewöhnlich amer 
erforderlichen Zeit, oder an der näheren Gelegenheit zurkr— 
ziehung des Minderjährigen und zur Vermögens verwaling, 
oder bey dem letzteren insbeſondere an dem Verhältnif der 
Unterordnung zu den die Oberaufſicht führenden inlän ſchen 
Gerichten mangelt. Iſt daher z. B. der Ordensgeiſthe als 
Seelſorger in dem nähmlichen Orte, wo ſich der verögend- 
loſe Minderjährige befindet, angeſtellt, wird d leßtere 
vielleicht gar von ihm mit Koſt und Wohnung aterſtüßt, 
oder nimmt ein hierlandes begüterter Einwoher freinder 
Staaten, dem noch überdieß feine Geſchäfte ters in den 
Wohnort des Minderjährigen führen, ſich i beſonderem 
Intereſſe um denſelben an, und hatte viellcht der Vater 
ſelbſt in der Überzeugung, daß feine Kiner unter Jeffen 
Obſorge ſich gut befinden werden, denſeden ausdricklich 
zum Vormunde ernennet; fo wären dieſecälle nach neiner 
Überzeugung allerdings zu einer Ausnabne von der obigen 
geſetzlichen Vorſchrift geeignet. 
F. 46. 
Bisher wurden diejenigen notwendigen Entſchidigungs— 
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Urſachen angefüht, welche von einer Vormundſchaft über: 
haupt ausſchließn; nun folgen diejenigen, vermöge wel 
chen Jemand zu ein beſtimmten Vormundſchaft nicht zuge 
laſſen werden kann. Eiche Urſachen find: 

10 Wenn der Vater usdrücklich Jemanden von der Vor⸗ 
mundſchaft ausgeſchoſſen hat. Denn da der Vormund 
die Stelle des Vater: vertreten ſoll, ſo iſt es eben ſo 
billig, dieſem das Rech einzuräumen, beſtimmte Per- 
ſonen von der Vormunifchaft auszuſchließen, als es 
billig iſt, dem Vater die Berufung eines Vormundes 
zu überlaſſen. Hätte die Mutter Jemanden von der 
Vormundſchaft ausgeſchloſſen, ſo kömmt es darauf an, 
ob derſelbe einen geſetzlichen Anſpruch auf die Über 
nahme der Vormundſchaft hat, oder nicht. Hat er ei— 
nen ſolchen, ſo kann wohl das vormundſchaftliche Ge— 
richt aus dieſer Ausſchließung der Mutter Veranlaſ— 
ung nehmen, den Gründen derſelben näher nachzu⸗ 
öorſchen, um zu erfahren, ob dieſelben etwa nicht von 
* Art find, daß fie denſelben ſchon vermöge des Ge— 
ſes von der Vormundſchaft ausſchließen würden. 

Et ecken ſich jedoch ſolche Gründe nicht, ſo darf auf 
die erfügung der Mutter keine Rückſicht genommen 
werd, Hat dagegen derjenige, welcher von der Mut— 
ter ve der Vormundſchaft ausgeſchloſſen worden iſt, 

keinen eſetzlichen Anſpruch auf die Übernahme dieſer 
Vormuncchaft, und hängt es ſohin lediglich von der 
Beurtheilng des Gerichtes ab, wen es zur Vormund— 
ſchaft aufſillen wolle; ſo dürfte die Ausſchließung der 
Mutter aus allerdings für das Gericht ein Motiv 
eyn, die Voraundfchaft demſelben nicht zu übertragen, 
denn nicht am Tage läge, daß dieſe Ausſchließung aus 
anz nichtigen Fründen geſchehen ſey. 

2) Tenn Jemand nit den Altern des Minderjährigen 

od: mit ihm ſelbf bekanntlich in Feindſchaft gelebt, 


oder mit dem Minderjährigen entweder ſchon in inem 
Prozeſſe verwickelt iſt, oder wegen noch nicht beich— 
tigter Forderungen in einen verwickelt werden könnte 
Der Grund dieſer geſetzlichen Anordnung liegt zu offen 
vor Augen, als daß eine beſondere Aufführung desſelben nös 
thig wäre. Aber die Frage iſt hier zu berühren nicht über— 
flüſſig, ob nicht auch diejenigen, deren nächſten Anverwandte 
mit dem Minderjährigen in einen Prozeß verwickelt ſind, von 
der Vormundſchaft auszuſchließen ſeyen? Ich glaube die Aus 
ſchließung ſey nicht in jedem Falle nothwendig, ſonſt würde 
das Geſetz dieſer Perſonen um ſo mehr ausdrücklich erwähnt 
haben, als es das franzöſiſche Geſetz und das römiſche Recht 
thun; aber ich bin auch auf der andern Seite überzeugt, daß 
dieſe Ausſchließung in vielen und vielleicht in den meiſten 
Fällen nicht geſetzwidrig wäre, weil es wirklich ſehr gefährlich 
ſeyn könnte, die Vormundſchaft einem ſolchen aufzutragen, 
und das Geſetz ſchon im Allgemeinen den Grundſaß aufge— 
ſtellt hat, daß Niemanden eine Vormundſchaft aufgetragen 
werden ſoll, von dem eine anſtändige Erziehung der Waiſen, 
und eine nüßliche Verwendung des Vermögens nicht zu er— 
warten iſt. (F. 42.) Es wird daher bey dem Eintreffen eines 
ſolchen Falles auf die Umſtände ankommen, und das Gericht 
wird zu beurtheilen wiſſen, ob Gefahr vorhanden ſey, oder 
nicht. 
Zu dieſen relativen Untauglichkeitsurſachen kann auch 
noch folgendes Verhältniß hinzugerechnet werden: 

3) Kein Ortsgericht oder Magiſtrat, kein Amt, keine 
Obrigkeit ſelbſt kann Vormund ſeyn, da demſelben 
die Obergerhabſchaft obliegt, (Verord. vom 25. July 
1793.) Daß unter dieſen Ausdrücken lediglich der 
Vorſteher des Ortsgerichts, Magiſtrats, Amtes oder 
Obrigkeit, oder der Beſitzer der Herrſchaft ſelbſt ver— 
ſtanden werden könne, ſpringt in die Begriffe, 
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Perſonen, die in der Provinz, zu welcher der Minderjähe 
ige der Gerichtsbarkeit nach gehört, ſich entweder gar nicht 
aufhalten, oder doch länger, als ein Jahr, von derſelben ent— 
fernt ſeyn müſſen, ſind in der Regel zur Vormundſchaft 
nicht zu beſtellen. (F. 194 des a. b. Gtzb.) Der Grund bie: 
fer geſeßlichen Vorſchrift liegt darin, weil eine ſolche Ent— 
fernung theils die Aufſicht über die Perſon, theils die Ver: 
waltung des Vermögens, theils die ſchnelle Beſorgung der 
Geſchäfte bey dem Gerichte hindert ). In allen Fällen ale 
ſo, wo die Gründe dieſer geſetzlichen Anordnung wegfallen, 
oder wo andere, dieſe Beſorgniſſe weit überwiegende Gründe 
für die Beſtellung eines ſolchen Vormundes eintreten, iſt 
das Gericht ausnahmsweiſe zur Aufſtellung eines ſolchen Vor⸗ 
mundes berechtiget. 

F. 48. 

Unter dieſe relativ nothwendigen Entſchuldigungs-Urſa— 
chen dürfte auch, obſchon das Geſetzbuch keine ausdrückliche 
Erwähnung davon macht, die Religions-Verſchiedenheit in 
dem Grade zu rechnen ſeyn, daß ein Nicht⸗Chriſt einem Chri⸗ 
ſten nicht zum Vormunde aufgeſtellt werden könne. Denn 
durch das Verboth einer Ehe zwiſchen Chriſten und Nicht— 
Chriſten (F. 64 des a. b. Gtzb.), ferner durch die Anordnung, 
daß Nicht-Chriſten den letzten Willen eines Chriſten nicht be— 
zeugen können (F. 598.), hat der Geſeßgeber deutlich zu er- 
kennen gegeben, daß er ein näheres Rechtsverhältniß zwiſchen 
dieſen beyden Religionsparteyen nicht billige. Und wie könnte 
auch hier erwartet werden, daß der Vormund ſeinen Pflich— 
ten in Anſehung der religiöfen Erziehung feines Mündels 
entſprechen werde? 

. 49. 

Dem Gerichte kann die abſolute oder relative Untaug— 

lichkeit des Vormundes oft unbekannt ſeyn; ſollte daher das 


— He Makler 
) Zeiler's Commentar ad $. 194. 
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Gericht einen ſolchen aus Unwiſſenheit der beſtehenden facti⸗ 
ſchen Verhältniſſe eine Vormundſchaft auftragen, ſo iſt es 
desſelben Pflicht, das Gericht von ſeiner Untauglichkeit in 
Kenntniß zu ſetzen. Verhehlet er dem Gerichte feine Untaug— 
lichkeit zur Vormundſchaft, d. i., weiß er, daß ihm ein geſeß⸗ 
liches Hinderniß im Wege ſtehe, und verſchweigt es; ſo iſt er 
verbunden, allen den Minderjährigen dadurch entſtandenen 
Schaden und entgangenen Nußen zu verantworten. (F. 202 
des a. b. Gtzb.) Aber auch das Gericht, das wiſſentlich einen 
nach dem Geſetze untauglichen Vormund ernannt hat, iſt 
gleichfalls dem Minderjährigen dießfalls vollkommene Genug— 
thuung zu leiſten verbunden. (F. 202 und 1323 des allg. b. 
Geb.) Im Falle, daß dem Untauglichen, der ſich der Vor: 
mundſchaft anmaßte, eine Verſchlimmerung oder Verwahrlo— 
ſung des ſittlichen Zuſtandes des Pflegebefohlenen zur Laſt 
fiele, würde eine dem Verſchulden angemeſſene Beſtrafung 
eintreten, weil von einem Schadenerfaße hier keine Rede ſeyn 
könnte. (Zeiler's Commentar zu F. 202.) 
N K. 50. 

Hier könnte die Frage aufgeworfen werden, ob die Unwif— 
ſenheit des Vormundes einen Entſchuldigungsgrund ausma— 
che, und ob er wegen dieſer von einem Schadenserſatze losge— 
zählt werden könne? — Bey Beantwortung dieſer Frage muß 
man zwiſchen Unwiſſenheit in Betreff des Factums, das den 
Grund der Untauglichkeit des Vormundes ausmachet, und 
der des Geſetzes, das bey dem Vorhaͤndenſeyn dieſes Umſtan— 
des die Untauglichkeit ausſpricht, unterſcheiden. Es iſt kein 
Zweifel, daß die Nichtkenntniß des Thatumſtandes den Vor— 
mund von aller Verantwortlichkeit befreye, keinesweges aber 
die Nichtkenntniß des Geſetzes. Denn nicht nur allein ſpricht 
der F. 2 des a. b. Gßb. deutlich aus, daß ſich Niemand mit 
der Unwiſſenheit des Geſetzes entſchuldigen könne, ſondern es 
tritt auch für jeden Staatsbürger, dem ein Geſchäft übertra— 
gen wird, die beſondere Verpflichtung ein, ſich mit den in 


Betreff dieſes Geſchäftes beſtehenden Verordnungen bekannt 

zu machen. — Indeſſen kann dieſe Unwiſſenheit doch den 

Vorwurf eines böſen Vorſaßes oder einer groben Fahrläſſig⸗ 

keit beſeitigen, und daher den Vormund auch von Leiſtung 

der vollen Genugthuung befreyen. (Allg. b. Gtzb. §. 1524.) 
F. 51. 

Bisher habe ich nur die negative Seite berühret, in Anz 
ſehung welcher das Gericht bey Aufſtellung eines Vormun⸗ 
des beſchränkt iſt. Allein es gibt auch Fälle, bey deren Vor— 
handenſeyn dem Gerichte gar keine Freyheit überlaſſen iſt, 
wen es zum Vormunde beſtellen wolle, ſondern in welchen es 
verpflichtet iſt, beſtimmten Perſonen die Vormundſchaft zu 
übertragen. — Vor allen gebührt nähmlich die Vormund⸗ 
ſchaft demjenigen, welchen der Vater dazu berufen hat (F. 196 
des a. b. Gtzb.), wobey es ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß 
demſelben keines der oben angeführten Hinderniſſe im Wege 
ſtehen dürfe. Die Gerichtsbehörde, welche die Sperre des 
Nachlaſſers vornimmt, hat daher gleich bey Vornahme der— 
ſelben zu erforſchen, ob der Vater, und welche Verfügung er 
in dieſer Hinſicht getroffen habe. 

F. 52. 

Eine nicht unintereſſante Frage iſt es, ob die von dem 
Pater geſchehene Beſtellung eines Vormundes die vorgeſchrie— 
benen Eigenſchaften eines Teſtamentes haben müſſe? — Mei- 
ne Anſicht hierüber iſt folgende: Obſchon die vom Vater ge— 
ſchehene Benennung eines Vormundes in der weiteſten Be⸗ 
deutung des Wortes als eine lebte Willenserklärung angefes 
hen werden kann, ſo paſſet ſelbe doch nicht unter den Begriff, 
den das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch $. 552 hiervon auf— 
ſtellt, indem nach dem Inhalte desſelben die Erklärung des 
letzten Willens in der Anordnung beſteht, wodurch ein Erb— 
laſſer ſein Vermögen oder einen Theil desſelben, einer 
oder mehreren Perſonen widerruflich auf den Todesfall über— 
läßt, Die Förmlichkeiten, an welche das Geſetz die leßten 


Willenserklärungen knüpfet, beziehen ſich alſo bloß auf jene 
Arten derſelben, durch welche über das Vermögen ver- 
fügt wird, und können auf jene Verfügungen nicht bezogen 
werden, durch welche der Erblaſſer über andere Gegenſtän— 
de, als ſein Vermögen, disponirt. Für ſolche Gattungen letz— 
ter Willenserklärungen find gar keine beſondere Förmlich- 
keiten vorgeſchrieben; es bedarf alſo, um ihre Richtigkeit zu 
erweiſen, nur der übrigen, für die Rechtsgeſchäfte im Allge⸗ 
meinen vorgeſchriebenen Beweiſesarten. Man darf ſich auch 
durch die Benennung teſtamentariſch keinesweges irre 
führen laſſen. Dieſe Benennung iſt offenbar aus dem römi— 
ſchen Rechte entlehnt; allein aus der Beybehaltung der Be— 
nennung folgt nicht, daß auch alles dasjenige gelten ſoll, was 
mit derſelben urſprünglich verbunden war. Wer wollte wohl 
behaupten, daß nach dem öſterreichiſchen bürgerlichen Geſek— 
buche die Ernennung eines Vormundes gerade in einem Te— 
ſtamente geſchehen müſſe, und in einem Codicille nicht geſche— 
hen könne? — oder iſt wohl der Vater verbunden, bey Er— 
nennung eines Vormundes zugleich über ſein Vermögen zu 
disponiren? kann es nicht geſchehen, daß er ohne Vermögen 
iſt, und hindert ihn dieſe Vermögensloſigkeit, ſeinen minder— 
jährigen Kindern einen Vormund aufzuſtellen? — Gewiß 
wird Niemand dieſe Fragen nach dem Geiſte des öſterreichi— 
ſchen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches mit Ja zu beant— 
worten ſich getrauen. Meiſtens wird zwar die Ernennung ei— 
nes Vormundes auch in Oſterreich in einem Teſtamente oder 
Codicille geſchehen, aber nothwendig iſt dieſes nicht. 
b $. 53. 

Wenn aber auch die Ernennung eines Vormundes an und 
für ſich an die Förmlichkeiten eines Teſtamentes oder anderer 
letztwilligen Anordnungen im Sinne des F. 552 des allg. b. 
Gtb. nicht gebunden iſt, fo iſt dieſelbe doch, wenn fie in ei: 
nem der nicht beobachteten Förmlichkeiten wegen ungültigen 


Teſtamente vorkömmt, ebenfalls ungültig. Denn kömmt ſie 
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in einem Teſtamente vor, ſo macht ſie einen Theil desſelben 
aus, und muß als Theil mit dem Ganzen ſtehen, oder 
fallen. In dieſem Falle iſt nähmlich die Ernennung eines 
Vormundes ein Accessorium des Teſtamentes, als ſeines 
Principale, und es findet hier die Rechtsregel ihre volle An— 
ordnung: Accessorium sequitur suum principale. 

F. 54. 

Übrigens ſpricht der F. 195 des a. b. Gtzb., welcher ver— 
ordnet, daß vor allem derjenige als Vormund zu beſtellen ſey, 
welchen der Vater dazu ernennet hat, ohne alle Einſchrän— 
kung; es iſt alſo nicht anzunehmen, daß das Geſetz die Fä— 
bigkeit, einen Vormund zu ernennen, auf die Großjährigkeit 
des Vaters beſchränken wollte. Auch könnte man vielleicht 
dafür halten, dieſe Fähigkeit ſey auf diejenigen Bedingniſſe 
beſchränkt, wie die Teſtirungs-Fähigkeit; allein, es iſt ſchon 
oben gezeigt worden, daß die Ernennung eines Vormundes 
überhaupt von den Teſtaments-Förmlichkeiten befreyet ſey, 
daher iſt es auch nicht zweifelhaft, daß es auch dem minder— 
jährigen Vater ahne alle Beſchränkung freyſtehe, einen Vor— 
mund zu ernennen. 

L. 55. 

Dieſe Ernennung eines Vormundes iſt ein Ausfluß der 
väterlichen Gewalt, und ſteht daher einzig und allein dem 
Vater, und nicht auch der Mutter zu. Auch kann der Mut— 
ter das Recht, einen Vormund zu beſtellen, ſchon aus der Ur— 
ſache nicht füglich zugeſtanden werden, weil, wenn ſie vor 
dem Vater ſtirbt, die Aufſtellung eines Vormundes überhaupt 
nicht Plaß greifen kann (patre vivente tutor non datur), 
wenn ſie aber nach ihm ſtirbt, ohnehin ſchon ein Vormund, 
oder wenigſtens Mitvormund, vorhanden ſeyn muß, welchem 
ohne gegründete Urſache die Vormundſchaft nicht abgenom— 
men werden kann. Sollte ſich indeſſen dennoch der Fall er— 
eignen, daß eine Mutter, oder eine andere Perſon, welche ei— 
nem Minderjaͤhrigen einen Erbtheil zugedacht hat, einen Vor— 


mund ernennet, fo muß diefer nur in der Eigenſchaft eines 
Curators für das hinterlaſſene Vermögen angenommen wer⸗ 
den. (F. 197 des a. b. Gtzb.) 

$. 56. 

Hat dagegen der Vater Jemanden bloß zum Curator über 
das Vermögen feiner Kinder ernannt, ſo wird vermuthet, daſt 
er dieſem zugleich auch die Aufſicht über die Perſon habe an— 
vertrauen wollen (F. 209 des a. b. Gtzb.), woraus folgt, daß 
das Gericht denſelben nicht bloß als Vermögens-Curator, 
ſondern als wirklichen Vormund aufzuſtellen habe. Dieſe 
Vermuthung kann aber nicht nur allein durch Gegenbeweiſe, 
indem nähmlich dargethan wird, daß der Vater ſich ausdrück— 
lich erklärt habe, er wolle dem ernannten Curator die Auf— 
ſicht über die Perſon ſeines Kindes nicht anvertrauen, ſon— 
dern auch durch andere Vermuthungsgründe entkräftet wer— 
den. Dieſes würde z. B. dann der Fall ſeyn, wenn der er— 
nannte Vermögens -Curator ein ſehr wirthſchaftlicher Mann 
wäre, der indeſſen notoriſch die Erziehung ſeiner eigenen Kin— 
der vernachläſſiget. 

L. 57. 

Hat dagegen der Vater einen Vormund nicht für alle Kin— 
der, oder einen Curator nicht für das ganze Vermögen ernannt, 
ſo iſt das Gericht keinesweges gebunden, denſelben auch zum 
Vormund der andern Kinder, oder zum Curator des ganzen 
Vermögens zu ernennen (F. 209. des a. b. Gtzb.), ſondern 
dasſelbe hat vielmehr hier bey Aufſtellung eines Vormundes 
für die andern Kinder ganz nach den in den nachfolgenden F. 
entwickelten Normen vorzugehen. Es entſteht hier nur noch 
die Frage, ob das Gericht in dem Falle, als kein naher An— 
verwandter da iſt, der auf dieſe Vormundſchaft einen Anſpruch 
zu machen hätte, berechtiget ſey, den von dem Vater nur 
für einige Kinder ernannten Vormund auch für die übrigen 
aufzuſtellen ? da man dieſe beſchränkende Ernennung als 
eine ſtillſchweigende Ausſchließung des ernannten Vormun⸗ 


des in Anſehung der andern Kinder anſehen könnte. Diefe 
Frage iſt ohne Zweifel zu bejahen, und zwar aus folgenden 
zwey Gründen: 

1) Weil, wenn der Geſetzgeber im Sinne gehabt hätte, den 
von dem Vater für einige Kinder ernannten Vormund 
von der Vormundſchaft über die andern Kinder für alle 
Fälle auszuſchließen, er ohne Zweifel den Schluß des 
$. 20 auf folgende Art textirt haben würde: „fo liegt 
dem Gerichte ob, für die übrigen Kinder einen andern 
Vormund ꝛc. zu beſtellen;“ 

2) weil der F. 193. des a. b. Gtzb. nur diejenigen zu ei- 
ner beſtimmten Vormundſchaft nicht zuläßt, welche der 
Vater ausdrücklich von der Vormundſchaft ausge— 
ſchloſſen hat, daher die oberwähnte ſtillſchweigende 
Ausſchließung die Wirkung nicht haben kann, daß auch 
das Gericht gehindert wäre, den für das eine oder an— 
dere Kind von dem Vater ernannten Vormund auch 
für die übrigen als ſolchen aufzuſtellen, wenn es ihn 
ſonſt dazu geeignet findet. 

Auch iſt aus dem Umſtande, daß es der Vater nur in 
Beziehung auf das eine oder andere Kind für nüßlich erach— 
tet, eine beſtimmte Perſon zum Vormunde zu ernennen, 
noch keinesweges zu ſchließen, daß er dieſelbe in Anſehung der 
übrigen Kinder von der Vormundſchaft ausſchließen wollte, 
ſondern es iſt vielmehr nur anzunehmen, das er dem Gerich— 
te in Anſehung derſelben keine Nöthigung anlegen wolle, 
dieſe beſtimmte Perſon als Vormund aufſtellen zu müſſen. 

F. 58. 

Es kann geſchehen, daß der Vater ſelbſt für ein und das 
nähmliche Kind mehrere Vormünder ernenne, entweder aus 
Zartgefühl, daß aus mehreren ihm nahen Perſonen durch 
die auszeichnende Berufung der einen zur Vormundſchaft die 
übrigen ſich gekränkt finden könnten, oder aus der wichtige— 
ren Betrachtung, daß der Umfang und die Beſchaffenheit der 


Ve rlaſſenſchaft eine größere getheilte Aufſicht, oder wechſel— 
feitige Unterſtützung verlange. So kann es geſchehen, daß der 
Erblaſſer, wenn ſein Vermögen theils in einer Handlung, 
theils in einer Oekonomie, theils in ſtreitigen Forderungen 
beſteht, einen Handelsmann, einen Wirthſchaftsverſtändigen, 
und zugleich einen Rechtsgelehrten zur Vormundſchaft ernen— 
ne ). In einem ſolchen Falle hat daher auch das Gericht alle 
dieſe ernannten Perſonen als Vormünder aufzuſtellen; jedoch 
immer durch Verſuch eines gütlichen Einverſtändniſſes, oder 
wenn dieſes nicht zu erzielen iſt, durch anderweitige gericht— 
liche Verfügung zu veranſtalten, daß die Perſon des Min— 
derjährigen, und die Hauptführung nur von Einem beſorget 
werde. (F. 210 des a. b. Gtzb.) 
g. 50. 

In Ermangelung eines von dem Vater ernannten fähi— 
gen Vormundes iſt die Vormundſchaft vor allem dem väter— 
lichen Großvater, dann der Mutter, fo fort der väterlichen 
Großmutter, endlich einem andern Anverwandten, welcher 
männlichen Geſchlechtes der Nächſte, und aus mehreren gleich 
Nahen, der Aeltere iſt, aufzutragen. (F. 198. des a. b. 
Gzb.) Unter dieſen Verwandten können nur die ehelichen ver— 
ſtanden werden, weil die unehelichen Kinder überhaupt von 
den Rechten der Familie, und der Verwandtſchaft ausgeſchloſ— 
fen find. (F. 165. des a. b. Gb.) Auch darf man ſich bey Er— 
forſchung und Unterſuchung der Verwandtſchaftsgrade nicht 
in die entfernteſten Grade, auf keinen Fall aber weiter, als 
die Inteftat- Erbfolge reichet, verlieren, und dießfalls auch 
keine mühſame Nachforſchungen und Einberufung der ab— 
weſenden und unbekannten Verwandten veranſtalten, ſondern 
das Gericht iſt befugt, ſich an die bekannten und gegenwär— 
tigen zu halten, da jede Verzögerung dem Wohle des Min— 
derjährigen nachtbeilig wäre, und den abweſenden Anverwand— 
ten ohnehin die Obſorge, über ihre näheren Anſprüche zu wa— 


) Worte Zeiſlers in feinem Commentar zu $. 210. Nro. 1. 


a 


chen, wie weiter unten gezeigt werden wird, nicht benommen 
iſt. (Zeillers Commentar zu F. 198.) Da einige Vormund— 
ſchaftsbehörden in Böhmen, die Dorfrichter, mit Übergehung 
der nächſten Anverwandten, den Pupillen als Vormünder zu 
beſtellen pflegten, fo wurde dieſes geſezwidrige Benehmen 
durch Hofdecret vom 29. Auguſt 1799 geahndet, und den 
Kreisämtern zur Pflicht gemacht, dasſelbe beſonders wegen 
Colliſionsgefahr der zweyerley Pflichten derſelben bey Be— 
zirksbereiſungen abzuſtellen. 
$. 60. 

Nur dann, wenn eine Vormundſchaft auf die angeführte 
Art nicht beſtellt werden kann, indem nähmlich von dem 
ehelichen Vater kein Vormund ernannt worden, noch auch 
ein ehelicher Verwandter des Pupillen vorhanden iſt, oder 
der von dem Vater beſtellte, oder von dem Geſeße berufene 
Vormund untauglich iſt, oder wenn einer oder der andere 
die Vormundſchaft aus geſetzlichen Entſchuldigungsgründen 
von ſich ablehnt, hängt es von dem Gerichte ab, wen es mit 
Rückſicht auf Fähigkeit, Stand, Vermögen und Anfäffigkeit 
zum Vormunde ernennen will. (F. 199 des a. b. Gtzb.) Da 
aber dieſe Verhältniſſe, auf welche das Geſetz ausdrücklich 
Rückſicht zu nehmen gebiethet, nicht immer genau bekannt 
ſind, ſo erheiſchen Klugheit und Billigkeit, daß ſich das Ge— 
richt von den Angehörigen des Minderjährigen ſelbſt einen 
Vormund in Vorſchlag bringen laſſe, wobey demſelben doch 
immer überlaſſen bleibt, ob es ſich an dieſen Vorſchlag keh— 
ren wolle, oder nicht. — Das Gericht wird bey der Wahl 
eines Vormundes vorzüglich darauf zu ſehen haben, daß der 
Vormund mit dem Pupillen, ſo viel, als thunlich, gleichen 
Standes ſey; unter den Perſonen gleichen Standes wird 
ſelbes den fähigern ausſuchen; unter mehreren gleich fähigen, 
beſonders, wenn der Minderjährige ein Vermögen befißt, 
und dem Vormunde vielleicht ein beträchtlicher Theil desſel— 
ben in Händen gelaffen werden muß, einen ſolchen wählen, 
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welcher das beträchtlichſte Vermögen beſitzt; auch werden bey 
Beurtheilung des Vermöͤgenſtandes ſelbſt die liegenden Gü— 
ter dem beweglichen Vermögen vorzuziehen ſeyn. Ferner 
wird das Gericht nicht ohne beſonderen Grund einer Per— 
ſon die Vormundſchaft auftragen, welche freywillige Ent— 
ſchuldigungsgründe für ſich anzuführen hat, ohne ſich früher 
zu überzeugen, daß ſelbe die Vormundſchaft nicht ablehnen 
werde. Auch ſoll kein Staatsbeamter von den Gerichtsſtellen 
zu einer Vormundſchaft oder Curatel ohne geſetzlichen Grund 
benennet werden, weil es den Staatsbeamten ihre aufhaben— 
den Geſchäfte nicht erlauben, den Vormundſchaften ſo zu 
obliegen, wie es ſich gehörte, theils damit die Gerichtsſtel— 
len deſto genauer auf die Handlungen der Vormünder ſehen 
mögen. (Hofd. vom 25. October 1784.) *) Übrigens erſtreckt 
ſich dieſe Anordnung auf alle, in was immer für einen k. k. 
Dienſt ſtehende Beamten; ſie kann ſich aber nicht auch auf 
quiescirende Beamten, fo lange fie in der Quiescenz find, 
ausdehnen. (Hofd. vom 6. December 1784.) Dagegen fol: 
len Hofagenten, die ſich in ihren Geſchäften mit Rechtſchaf— 
fenheit und Fleiß auszeichnen, zu Vormundſchaften und 
Curatelen, deren Benennung von den Stellen abhängt, be— 
rufen werden. (Inſtruction für die k. k. Hofagenten vom 1. 
November 1798.) 
n 

In Anſehung der Curatelen und Vormundſchaften des 
Bauernſtandes, da nach K. 284 des a. b. Gtzb. die beſondern 


) Daß dieſes Hofdecret in den Text dieſes §. nicht ganz wörtlich 
aufgenommen wurde, rechtfertigt ſich dadurch, daß nach den Vor— 
ſchriften des neuen bürgerlichen Geſetzbuches auch ein Staatsbeam— 
ter, wenn er von dem Vater zur Vormundſchaft berufen, oder 
von der Mutter als Mitvormund vorgeſchlagen wird, ohne Zwei— 
fel zur Vormundſchaft gelangen kann; dagegen ſcheinet dieſes 
Hofdecret auch noch dermahl in der Art von Wirkung zu ſeyn, 
und den Willen des Geſetzgebers auszuſprechen, daß dort, wo dem 
vormundſchaftlichen Gerichte die Auswahl ganz frey ſtehet, ein 
Staatsbeamter als Vormund nicht ohne beſondere wichtige Gründe 
beſtellt werden ſolle. 
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für ſelbe beſtehenden Vorſchriften noch immer in Wirkſamkeit 
bleiben, iſt durch Patent vom 3. April 1787, F. 2., insbe— 
ſondere vorgeſchrieben, daß in denjenigen Fällen, wo in 
dem letzten Willen kein Vormund oder Curator benennt 
wurde, die Aufſicht über die Perſon des Waiſens und die 
Verwaltung des Waiſengutes einem Manne aus der Ver— 
wandtſchaft des Erblaſſers anvertraut werden ſolle, welcher 
in allen Fällen den minderjährigen Eigenthümer vorzuſtellen, 
die auf dem Gute haftenden Obliegenheiten genau zu ver— 
richten, die Beſtellung der Wirthſchaft auf das Beſte zu be— 
ſorgen, und das Bauerngut ſo lange, bis der Eigenthümer 
dasſelbe anzutreten fähig iſt, im aufrechten Stande zu erhal— 
ten habe; und da derjenige, welcher mit eigener Wirth— 
ſchaft beſchäftiget iſt, dieſe Pflichten nicht auf ſich nehmen 
kann, fo folgt, daß der Stiefvater des Waiſen davon ausge— 
ſchloſſen werden müſſe. 
F. 62. 

Derjenige, welchen das Gericht als Vormund uses 
ift der Regel nach auch verbunden, die ihm aufgetragene 
Vormundſchaft zu übernehmen. Sollte er ſich ohne gegrün— 
dete Urſache weigern, dieſelbe zu übernehmen, ſo iſt er allen 
dem Minderjährigen dadurch entſtandenen Schaden und ent— 
gangenen Nußen zu verantworten verbunden, und ſoll noch 
überdieß durch angemeſſene Zwangsmittel zur Übernahme 
angehalten werden. (F. 203 des a. b. Gtzb.) Dergleichen 
angemeſſene Zwangsmittel ſind vor allen Geldſtrafen, und, 
wo dieſe keine Anwendung finden, die Verhängung eines an— 
gemeſſenen Arreſtes; wäre der Starrſinn des zur Vormund— | 
ſchaft Berufenen gar groß, fo wäre es am zweckmäßigſten, 
einen andern Vormund zu beſtimmen, dem letzteren aber 
aus dem Vermögen des erſteren eine verhältnißmäßige Re⸗ 
muneration zuzuerkennen. — Überhaupt aber ſollen nach der 
im Geiſte der Geſeze gegründeten Lehre des Herrn Hofrathes 


von Zeiller *) ſtrenge Maßregeln da, wo andere fähige 
Perſonen zur Übernehmung der Vormundſchaft bereit find, 
oder der Berufene aus wahrſcheinlich billigen Gründen 
einen andern tauglichen Vormund in Vorſchlag bringt, nicht 
leicht eintreten. Von der Regel, daß Jedermann ſchuldig 
ſey, eine ihm aufgetragene Vormundſchaft zu übernehmen, 
beſtehen jedoch folgende Ausnahmen: 
. 63. 

Es it ſchon oben F. 40 geſagt worden, daß derjenige, 
welchem ein geſetzliches Hinderniß im Wege ſtehet, nicht nur 
allein berechtiget, ſondern ſogar verpflichtet fey, die ihm auf— 
getragene Vormundſchaft mittelſt Anzeige der gegen ihn vor 
handenen nothwendigen Entſchuldigungs-Urſachen von ſich 
zu wälzen. Allein es gibt nebſt dieſen nothwendigen Ent— 
ſchuldigungs-Urſachen auch andere, welche zwar nicht die 
Pflicht auferlegen, aber doch das Recht einräumen, die 
Vormundſchaft von ſich abzulehnen. Eine ſolche Entſchuldi— 
gung haben Weltgeiſtliche (denn Ordensgeiſtliche haben eine 
nothwendige Entſchuldigungs-Urſache), wirklich dienende 
Militärperſonen und öffentliche Beamte, eben ſo diejenigen, 
welche 60 Jahre alt find, welchen die Obſorge über 5 Kin— 
der oder Enkeln obliegt, oder die ohnehin ſchon eine müh— 
ſame Vormundſchaft, oder drey kleinere zu beſorgen haben. 
($. 195 des a. b. Gßb.) 

ö F. 64. 

Das Geſeßz befreyt alſo nur diejenigen Väter von der 
Obliegenheit, eine Vormundſchaft zu übernehmen, welchen 
die Obſorge über fünf Kinder anvertraut iſt. Kinder, die 
daher der väterlichen Gewalt nicht mehr unterſtehen, können 
auch in die Zahl nicht eingerechnet werden, welche ſie von der 
Vormundſchafts-Annahme befreyen. — Kann aber ein erſt 
empfangenes, noch ungebornes Kind die Zahl der fünf Kin— 
der ergänzen? — Die Antwort hierauf iſt: Nein, weil 
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empfangene, aber noch nicht geborne Kinder, nur in fo weit 
es ihren Vortheil gilt, den bereits gebornen gleich geachtet 
werden, aber einem Dritten vor ihrer Geburt kein Recht 
verſchaffen. (Allg. b. Gtzb., F. 22.) Indeſſen wird ein kluges 
vormundſchaftliches Gericht eine ſolche Entſchuldigungsur— 
ſache nicht in allen Fällen gleich von ſich weiſen, weil nach 
dem F. 257 des a. b. Gtzb. der Vormund berechtiget iſt, bey 
dem Eintreten ſolcher Umſtände, die ihn kraft der Geſetze 
von Üdernehmung der Vormundſchaft befreyt hätten, feine 
Entlaſſung anzuſuchen, und eine ſo ſchnelle Wechſelung des 
Vormundes in keiner Hinſicht zuträglich iſt. Auf eine ähn— 
liche Weiſe muß die Frage: ob ein adoptirtes Kind von ſei— 
nem natürlichen, oder Adoptiv-Vater in die Kinderzahl, wel— 
che ihn von der Vormundſchafts-Annahme befreyet, einge— 
rechnet werden könne, dahin beantwortet werden, daß ein 
ſolches Kind dem Adoptiv- und nicht dem leiblichen Vater 
zu gute komme, weil der erſtere die väterliche Gewalt 
übernimmt (F. 185 des a. b. Gb.), und dadurch das Recht 
und die Pflicht der Obſorge über dasſelbe auch auf ihn 
übergeht. 
$. 65. 

Der Auftrag, oder die Anweiſung des Gerichtes, eine 
Vormundſchaft zu übernehmen, kann mündlich oder ſchrift— 
lich geſchehen; das Geſetz hat in dieſer Hinſicht keine beſon— 
dere Förmlichkeit vorgezeichnet. Auf dem flachen Lande ge— 
ſchieht ſelbe größten Theils mündlich, in den Städten, wenn 
keine Gefahr am Verzuge haftet, ſchriftlich. Da das allg. 
bürg. Geſetzbuch, F. 206, anordnet, daß dem verpflichteten 
Vormunde zu ſeiner Beglaubigung eine Urkunde auszuferti— 
gen ſey, ſo iſt es am zweckmäßigſten, daß dieſer Auftrag 
ſchriftlich ertheilet, und auf demſelben dann nur angemerkt 
werde, daß der Vormund die Vormundſchaft wirklich ange— 
treten, und das Handgelübde abgelegt habe. Auch iſt es 


räthlich, obſchon nur bey der Mutter, Großmutter und dem 
Großvater ausdrücklich anbefohlen (F. 71), daß in dieſem 
ſchriftlichen Auftrage auch der Pflichten erwähnet werde, 
welche im Allgemeinen mit übernahme dieſer Vormundſchaft 
verbunden find. (Siehe Formulare N. 1.) 

F. 06. 

Derjenige, der einen ſolchen Auftrag von dem vormund— 
ſchaftlichen Gerichte erhalten hat, iſt ſelbſt in dem Falle 
ſchuldig, demſelben nachzukommen, wenn er auch gleich für 
ſeine Perſon unter einer andern Gerichtsbarkeit ſtehet. Auch 
bleibt derſelbe, ungeachtet feines beſondern perſönlichen Ge— 
richtsſtandes, in allen vormundſchaftlichen Geſchäften unmit— 
telbar dem vormundſchaftlichen Gerichte unterworfen, und 
hat unmittelbar von dieſem die Aufträge zu empfangen, und 
ſeine Vorſtellungen und Geſuche an dasſelbe zu richten. 
(F. 200 des a. b. Gtzb.) 

F. 67. 

Wenn derjenige, dem das Gericht eine Vormundſchaft 
aufgetragen hat, glaubt, daß er hierzu nicht geſchickt ſey, 
d. i. daß ihm geſetzliche Hinderniſſe zur Übernahme einer 
Vormundſchaft überhaupt, oder der beſtimmten Vormund— 
ſchaft insbeſondere im Wege ſtehen, oder daß doch wenigſtens 
ſolche Umſtände vorhanden ſeyen, bey deren Daſeyn er zur 
Vormundſchafts-Übernahme nicht gezwungen werden kann; 
ſo muß er ſich innerhalb 14 Tagen von der Zeit des ihm be— 
kannt gemachten gerichtlichen Auftrags an das vormundſchaft— 
liche Gericht wenden, und die Gründe, vermöge welchen er 
von der Übernahme der Vormundſchaft frey zu ſeyn glaubt, 
mit den erforderlichen Beweiſen unterſtützt, vorbringen. Uns - 
terſteht er vermöge ſeiner Perſon dem vormundſchaftlichen 
Gerichte nicht, ſo kann er ſich mit ſeiner Vorſtellung an ſeine 
perfönliche Gerichtsſtelle wenden, welche feine Gründe mit 
ihrem Gutachten begleiten, und dem vormundfchaftlichen 


1 
Gerichte zur Entſcheidung vorlegen ſoll. (Allg. b. Gtzb. 
F. 201.0). 

ö $. 68. 

Die Außerachtlaſſung dieſes Termins von 14 Tagen muß 
im erſteren Falle, wenn nähmlich ein aufgeſtellter Vormund 
nothwendige Entſchuldigungs-Urſachen gegen ſich hat, Ahn— 
dung und Verantwortung zur Folge haben; im letztern Falle 
aber den Verluſt des Rechtes, die Vormundſchaft von ſich 
abzulehnen, nach ſich ziehen. — Doch ſcheinen dieſe 14 Tage 
kein eigentlicher Verjährungs-Termin, ſondern nur eine ge— 
richtliche Friſt zu ſeyn, wegen deren Verabſäumung auch die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand angeſucht werden 
kann, und welche auch bey dem Vorhandenſeyn hinreichender 
Entſchuldigungsgründe zu bewilligen iſt. 


IV. Abſchnitt. 


Beſondere Vorſchriften bey Beſtellung zu einem Vormunde. 


$. 69. 

Das Gericht, welches Jemanden die Übernehmung einer 
Vormundſchaft auftragt, hat denſelben zugleich auch zu ei: 
nem beſtimmten Tage und Stunde in die Amtsſtube zu be— 
rufen, ihm ſeine vorzüglichſten Pflichten, die er als Vormund 
zu erfüllen hat, zu Gemüthe zu führen, und der Vorſteher 
des Gerichtes hat ſich von ihm die feyerliche Zuſage der 
Erfüllung dieſer Pflichten, nähmlich: den Minderjährigen 
zur Rechtſchaffenheit, Gottesfurcht und Tugend anzuführen, 
ihn ſeinem Stande gemäß als einen brauchbaren Bürger zu 
erziehen, vor Gericht und außer demſelben zu vertreten, das 
Vermögen getreu und emſig zu verwalten, und ſich überhaupt 
in allem nach Vorſchrift der beſtehenden Geſetze zu verhal— 
ten, mittelſt Handſchlag angeloben zu laſſen. (F. 205 des 
a. b. Gtzb.) Sollte der Vormund zu entfernt von dem vor— 


) Ein Beyſpiel eines ſolchen Ablehnungsgeſuchs iſt in dem Formu— 
lare N. 4 enthalten. 
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mundſchaftlichen Gerichte leben, ſo hat dieſes denſelben an 
ein ihm nahe liegendes Gericht zur Angelobung anzuweiſen, 
und das letztere durch Erſuchſchreiben darum anzugehen. 

F. 20. 

Einem auf dieſe Art verpflichteten Vormunde hat das 
Gericht eine förmliche Urkunde darüber auszufertigen, damit 
er in Anſehung ſeines Amtes beglaubiget ſey, und ſich in 
vorkommenden Fällen rechtfertigen könne. Dieſe Urkunde iſt 
für jeden Fall, wenn auch ein anderes Gericht von dem Vor— 
munde das Handgelübde abnimmt, nur von dem vormund— 
ſchaftlichen Gerichte auszufertigen. Wenn dem Vormunde 
ein ſchriftlicher Auftrag zur Übernehmung der Vormundſchaft 
zugeſtellt worden, fo bedarf es, wie bereits F. 65 erwähnt 
worden iſt, keiner Ausfertigung einer neuen Beſtellungs— 
Urkunde mehr, ſondern es genügt, wenn der Auftragsurkunde 
die Beſtätigung beygerückt wird, daß der beſtellte Vormund 
das geſetzlich vorgeſchriebene Handgelübde richtig abgelegt 
habe *). 

K. 71. 

Der väterliche Großvater, die Mutter und die väterliche 
Großmutter, in welche der Geſetzgeber das vollſte Zutrauen 
ſetzt, daß fie das Beſte des Minderjährigen beſorgen wollen, 
ſind von der Ablegung des ſogenannten Handgelübdes be— 
freyt. Jedoch muß auch ihnen eine Urkunde über die wirk— 
liche Antretung der Vormundſchaft ausgeſtellt werden, und 
es iſt in dieſe Urkunde alles dasjenige einzuſchalten, was die 
übrigen Vormünder mittelſt Handſchlag vermöge des Geſetzes 
anzugeloben verpflichtet find. (SS. 205 und 206 des a. b. 
855.) Übrigens ſehe man Formulare N. 2. 


) Die Vormundſchaftsdeerete find ohne Unterſchied, ob fie von 
Landrechten, Obrigkeiten oder Magiſtraten ausgefertiget werden, . 
durchgängig nur mit dem Stämpel der zwegten Claſſe zu ſechs 
Kreuzern zu bezeichnen. Hofdeer, vom 1. Aprill 1808. Nro. 854. 
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§. 22. 

Das franzoöſiſche Civilgeſetzbuch ſtellt jedem Vormunde 
einen Mitvormund an die Seite, welcher in allen wichtigern 
Fällen mitzuwirken, und überhaupt dem Vormunde zur 
Controlle zu dienen hat. Das öſterreichiſche bürgerliche Ge— 
ſetzbuch, vertraut mit der Schwierigkeit, jedem Vormunde ei— 
nen Nebenvormund beyzugeben, verordnet F. 211 die Bey⸗ 
gebung eines Mitvormundes nur dazumahl, wenn die Mut— 
ter oder Großmutter die Vormundſchaft übernimmt, weil 
bey weiblichen Perſonen der Regel nach doch nicht die hin— 
reichenden Kenntniſſe zur Führung der Vormundſchaft vor— 
ausgefeßt werden können. Bey der Wahl desſelben iſt vor 
allem auf den erklärten Willen des Vaters, dann auf den 
Vorſchlag der Vormünderinn, endlich auf die Verwandten 
des Minderjährigen Rückſicht zu nehmen. Durch dieſen 
Ausdruck deutet der Geſetzgeber an, daß das Gericht bey 
Aufſtellung eines Vormundes weder an die Willensäußerung 
des Vaters, noch an den Vorſchlag der Vormünderinn, noch 
weniger aber an Verwandtſchaftsgrade fo gebunden ſey, 
wie dasſelbe bey Aufſtellung eines Vormundes auf das er— 
ſtere und letztere beſchränkt iſt, und daß es auch einem von 
dem Vater ernannten und von der Mutter in Vorſchlag ge— 
brachten Mitvormunde die Anſtellung verweigern könne, 
wenn er demſelben bedenklich erſchiene, wenn auch gleich der 
Grund der Bedenklichkeit in keiner geſetzlichen Ausſchlie— 
ßungsurſache liegen ſollte. (Allg. b. Gtzb. F. 211.) Man 
ſehe Formulare N. 3. 

. 79. 

Auch ein ſolcher Mitvormund muß eine feiner Beſtim— 
mung gemäß eingerichtete Beglaubigungsurkunde erhalten. 
Seine Beſtimmung aber iſt, der Mutter oder Großmutter, 
welchen eigentlich und zunächſt die Vormundſchaft, die Er— 
ziehungs- und Vermögens-Verwaltung obliegt, Beyſtand 
zu leiſten. Je minder, oder je mehr die Hauptvormünderinn 
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ihre Pflichten vollſtändig zu erfüllen fähig, oder geneigt iſt, 
deſto erheblicher oder minder erheblich wird die Obſorge des 
Vormundes ſeyn. 


II. Haupt ſtück. 


Von den Rechten und Pflichten der Vormünder und der 
Vormundſchaftsbehörden bey Führung der Vormundſchaft. 


J. Ab ſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Vormünder. 


$. 24. 

Der Vormund iſt eine vom Staate zur Schlichtung der 
Geſchäfte eines Minderjährigen, und zur Leitung desſelben 
bevollmächtigte und verpflichtete Perſon. Das Object ſeines 
Wirkungskreiſes iſt: 

a) Die Perſon; 
b) das Vermögen des Minderjährigen. 


I. Abtheilung. 


Rechte und Pflichten der Vormünder in Hinſicht auf die Perſon des 
Minderjährigen. 


$. 75. 

Was kommen nun demſelben in Beziehung auf die Per— 
ſon des Minderjährigen für Rechte und Pflichten zu? Die 
Beantwortung dieſer Frage iſt der Gegenſtand, den ich in 
den nachfolgenden Paragraphen aus einander zu ſetzen ver— 
ſuche. Da der Vormund an die Stelle des Vaters tritt, ſo 
läßt ſich daraus ſehen, daß derſelbe viele Rechte und Pflich— 
ten mit demſelben gemein haben müſſe; doch wäre der Schluß 
zu voreilig, wenn man aus dieſem Grunde demſelben ganz 
gleiche Rechte und Pflichten mit dem Vater einräumen würde. 
Das Geſetz kann, wie Herr Hofrath von Zeiller in ſeinem 
Commentare, . 209, Nro. 2, bemerkt, dem Vater unbedenklich 


— 


eine größere Macht einräumen, weil ſie durch die väterliche 
Liebe und Sorgfalt gemäßiget wird. 
. 

Man kann bey Beſtimmung der Rechte eines Vormundes 
folgenden Saß zur Leitung bey der ganzen Unterſuchung an 
die Spike ſtellen: Dem Vormunde gebührt in kei⸗ 
nem Falle ein größeres Recht, als dem Vater, 
aber es ſtehen demſelben doch auch alle jene 
Rechte und Verbindlichkeiten zu, die zum 
Zwecke der Erziehung, um den Minderjährigen 
zu einen tugendhaften Menſchen und nützli⸗ 
chen Staatsbürger auszubilden, ſchlechter⸗ 
dings nothwendig ſind. 

9 N i 

Bey der Beſtimmung der Rechte und Pflichten eines 
Vormundes kömmt es vor allem auf den Umſtand an, ob die 
Mutter des Minderjährigen noch am Leben iſt, oder nicht. 
Im erſteren Falle find fie ſehr eingeſchränkt, indem das all- 
gemeine bürgerliche Geſetzbuch F. 216 anordnet, daß die Per- 
ſon des Waiſen ſelbſt dann, wenn die Mutter die Vormund— 
ſchaft nicht übernommen, oder ſich wieder verehelichet hat, 
derſelben anvertraut werden ſolle, es wäre denn, daß das Be— 
ſte des Kindes eine andere Verfügung erheiſchte. Indeſſen 
verſteht es ſich wohl von ſelbſt, daß es in einem ſolchen Falle 
dem Vormunde keinesweges zuſtehe, aus eigener Macht das 
Kind der mütterlichen Erziehung zu entziehen, ſondern daß 
er gehalten ſey, jene Umſtände, welche eine Abweichung von 
der Vorſchrift, daß das Kind der Mutter zur Erziehung über— 
laſſen werden ſollte, nothwendig machen, dem Gerichte zur 
Beurtheilung vorzulegen, und deſſen Eutſcheidung abzuwar: 
ten habe. 

F. 28. 

Die Rechte und Pflichten des Vormundes beſtehen da— 

ber in Beziehung auf die Erziehung des Mündels in jenem 


Falle einzig darin, daß er auf die Erziehungsart der Mutter 
Aufſicht pflege, ſie bey jeder Gelegenheit mit ſeinem Rathe 
unterſtüße, auf die Gebrechen, die bey der Erziehung obwal— 
ten, aufmerkſam mache, und im Falle, als ſeine Erinnerun— 
gen fruchtlos ſeyn ſollten, dieſes bey dem vormundſchaftlichen 
Gerichte anzeige. Denn wenn dieſe Verpflichtungen ſchon dem 
Mitvormunde gegen die Vormünderinn zuſtehen, ſo müſſen 
ſie um ſo mehr dem wirklich aufgeſtellten Vormunde gegen 
die Mutter, welche nicht Vormünderinn iſt, zukommen. 
F. 19. 

Ausgedehnter find die Rechte des Vormundes auf die- 
Perſon ſeines Mündels, wenn dem letzteren die mütterliche 
Obſorge nicht zu Statten koͤmmt. Es kömmt da vor allem 
darauf an, wer den Minderjährigen aufnehmen ſolle? — Will 
der Vormund denſelben ſelbſt zu ſich nehmen, ſo hat er hier— 
auf den vorzüglichſten Anſpruch, und er hat nicht nöthig, da— 
zu erſt die vormundſchaftliche Bewilligung einzuhohlen, weil 
er auf dieſe Weiſe ſeinen Pflichten in der Erziehung unläug— 
bar am beſten nachkommen kann. Jedoch kann ihm dieſe Über⸗ 
nahme nicht aufgebürdet werden. Nach dem Vormunde ſind 
die nächſten Anverwandten, oder ſolche Perſonen, in welche 
die Altern ein beſonderes Zutrauen zu ſetzen ſchienen, zur 
Aufnahme des Minderjährigen geeignet; dann folgen oͤffent— 
liche und bewährte Privat-Erziehungshäuſer. (Zeillers Com— 
mentar $. 218, Nro. 2.) Der Vormund handelt vorſichtig, 
wenn er zu dem einen oder anderen die obervormundfchaftlie 
che Bewilligung einhohlet; glaubt er aber feine hierüber ge— 
troffene Wahl hinlänglich rechtfertigen zu können, ſo hat er 
doch wenigſtens in der Folge dieſelbe dem Gerichte anzuzei— 
gen. (Eodem.) 

g. 30. 

Die Erziehung iſt dreyfach: phyſiſch, techniſch und 
moraliſch. Die erſte beſteht in der Sorgfalt für das Leben, 
die Geſundheit und die körperliche Ausbildung des Waiſen, 
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Die Pflichten und Rechte, welche dem Vormunde in dieſer 
Hinſicht obliegen und zuſtehen, ergeben ſich aus dem ſo eben 
aufgeſtellten Begriffe, und es wäre ein vergebliches Bemühen, 
ſie alle aufzählen zu wollen. Doch werden die vorzüglichſten 
Pflichten des Vormundes, die er in Hinſicht dieſer phyſiſchen 
Erziehung zu beobachten hat, beſonders diejenigen, welche ſich 
auf poſitive Anordnungen ſtützen, in den nachfolgenden Pas 
ragraphen kurz berühret werden. 
F. 81. 

Eine gewöhnliche, für das Leben der Kinder ſehr gefähr— 
liche, und zum wenigſten der Wohlgeſtalt derſelben Verderben 
drohende Krankheit ſind die Blattern, oder ſogenannten Kin— 
derpocken, zu deren gänzlichen Vertilgung die Kuhpockenim— 
pfung mit ſo allgemeinem wohlthätigen Erfolge eingeführt 
iſt, daß nur Geiſtesſchwächlinge den allgemeinen Nutzen hier— 
von bezweifeln können. Es iſt daher ohne Zweifel auch jeder 
Vormund verpflichtet, zu ſorgen, daß feine Mündel ordentlich. 
geimpfet werden, und er ladet ſich eine große Verantwort— 
lichkeit in feinem Gewiſſen auf, wenn er dieſe durch Erfah— 
rung bereits fo vielfältig erprobte Anſtalt nicht benüget, um 
ſeine Mündel vor den Gefahren zu ſichern, welche ihnen die 
natürlichen Blattern drohen. ; 

8 

Eben ſo liegt dem Vormunde ob, im Falle eines ſeiner 
Mündel erkranket, demſelben den nothwendigen mediciniſchen 
Beyſtand, worunter die ärztliche, oder nach Umſtänden wund— 
ärztliche Hülfe, dann der Gebrauch der nöthigen Arzeneymit— 
tel verſtanden werden muß, zu verſchaffen. Hat er es an die— 
ſem gänzlich mangeln laſſen, iſt derſelbe nach F. 114 des II. 
Theils des St. G. B., nach Beſchaffenheit der Umſtände, je 
nachdem nähmlich ein mehr oder minder großer Schade dar— 
aus entſtanden iſt, oder die Verſchaffung des mediciniſchen 
Beyſtandes mit größeren oder minderen Schwierigkeiten vers 


bunden geweſen iſt, mit Arreſt von einem bis zu ſechs Mo— 
nathen zu beſtrafen. f 
$. 83. 

Da die Genäſchigkeit der Kinder ſchon öfters die traurige 
Wirkung nach ſich gezogen hat, daß Kinder giftige Kräuter 
genoſſen haben, und von deren Genuſſe geſtorben ſind, ſo hat 
ſich jeder Vormund vorzüglich angelegen ſeyn zu laſſen, ſeine 
Mündel in einer vernünftigen Zucht zu halten, auf ſie ſo viel, 
als möglich, Acht zu haben, ihnen die üblen Folgen einer ta— 
delhaften Genäſchigkeit vorzuſtellen, und ſich mit der War— 
nung vor unbekannten, hauptſächlich in feuchten oder ſumpfi— 
gen Gegenden hervorſchießenden Kräutern und Gewächſen 
durch öftere Erzählungen abſchreckender Beyſpiele einen Nach— 
druck zu verſchaffen. (Vergl. Verordn. vom 18. Aprill 1786.) 

$. 84. 

Da das Tragen der Mieder als ſchädlich anerkannt, und 
in allen Klöſtern, Waiſen- und öffentlichen Erziehungshäuſern 
verbothen worden, auch allen Schulhältern mit Hofentſchlie— 
fung vom 14. Auguſt 1783 eingebunden worden iſt, kein 
Kind weiblichen Geſchlechtes mit einem Mieder in die Schule 
aufzunehmen oder zu dulden; ſo haben auch die Vormünder 
den Gebrauch derſelben bey ihren Mündeln nicht zu geſtatten. 

F. 35. 

Ein Hauptaugenmerk haben auch die Vormünder darauf 
zu nehmen, daß die, leider! zu ſehr um ſich greifende fleiſch— 
liche Wolluſt hintan gehalten werde. (Vergl. Verordnung 
vom 15. März 1781.) 

$. 86. 

Auch iſt beſonders der Vormund, wenn er ſeine Mündel 
in unmittelbarer Aufſicht hält, verpflichtet, dafür zu ſorgen, 
daß ſelbe ſich nicht an für ſie gefährlichen Orten, z. B. an 
einem unverwahrten Fenſter, am Waſſer, auf der Straße, 
am Abhange eines Felſens oder Berges 2c. 2c. ſich allein über— 
laſſen werden, Würde auf dieſe Art und e Mündel 
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an Geſundheit und Körper verunglücken, jo wäre der Vor⸗ 
mund mit ein- bis dreymonathlichem ſtrengen Arreſte zu be— 
ſtrafen (F. 131 des II. Th. des Str. G. B.), und die Hei— 
lungskoſten aus feinem Eigenen zu beſtreiten ſchuldig. (§. 1295 
des allg. bürgerl. Geſetzb.) 

$. 87. 

Gegen die Pflicht des Vormundes, feine Mündel vor al- 
lem Nachtheile, der ihrem Leben, Geſundheit, und überhaupt 
ihrer körperlichen Sicherheit drohen könnte, zu bewahren, 
ſtreiten vorzüglich Mißhandlungen, von dem Vormunde ſelbſt 
an feinen Mündeln begangen. Daher macht ſich auch ein ſol— 
cher Vormund, welcher ſich Miß handlungen gegen feine Mün- 
del zu Schulden kommen läßt, einer ſchweren Polizeyübertre⸗ 
tung ſchuldig. Die Beſtrafung derſelben iſt ſogleich das erſte 
Mahl Entſetzung von der Vormundſchaft, und wenn dieſe mit 
einem Nußen verbunden war, ſtrenger, gerichtlicher Verweis; 
bey unentgeldlicher Vormundſchaft aber, deren der Übertreter 
vielleicht gern entſeßt wäre, Arreſt von einer Woche bis zu 
einem Monathe. Läßt ein Vormund ſich eine ſolche Mißhand— 
lung bey einem anderen Mündel nochmahls zu Schuld kom— 
men, oder wäre die erſte Mißhandlung ſchon an ſich ſehr 
ſchwer, oder die Gemüthsart des Vormundes ſo beſchaffen, 
daß für den Mündel weitere Gefahr zu beſorgen ſtünde, ſo iſt 
derſelbe ferner zu allen Vormundſchaften unfähig zu erklären, 
und die Mißhandlung mit, durch Gemeindearbeit und Züch— 
tigung verſchärftem Arreſte, nach Beſchaffenheit der Mißhand— 
lung auch mit ſtrengem Arreſte von einer Woche bis zu drey 
Monathen zu beſtrafen. (II. Th. des Str. G. gg. 169 u. 170.) 

F. 88. 

Die techniſche Erziehung beſteht in der Ausbildung der 
phyſiſchen und geiſtigen Kräfte des Mündels, mit Berückſich— 
tigung auf einen beſtimmten Stand, den derſelbe in der bür— 
gerlichen Geſellſchaft bekleiden ſoll. Da ein gewiſſer Grad 
körperlicher und geiſtiger Ausbildung für jeden Stand in der 


bürgerlichen Geſellſchaft nothwendig oder doch nüßlich iſt, fo 
hat auch der Vormund dafür zu ſorgen, daß ſein Mündel die— 
ſen Grad der Ausbildung erlange, ehe noch der Stand, zu 
dem er eigentlich erzogen werden ſoll, gewählet iſt. Während 
dieſer allgemeinen Vorbereitungs-Periode hat der Vormund 
Gelegenheit, ſich von den Eigenſchaften feines Pflegebefoh— 
lenen zu unterrichten. Entdecket er beſondere Fähigkeiten des— 
ſelben zu einem beſtimmten Fache, ſo iſt es deſſen Pflicht, ihm 
darin, in ſo ferne dasſelbe anders dazu geeignet iſt, zum Le— 
bensunterhalte des Mündels beyzutragen, und deſſen Vermö— 
gensumſtände es geſtatten, beſonders ausbilden zu laſſen. — 
Kömmt es auf den Zeitpunct an, wo der Pflegebefohlene zu 
einem beſtimmten Stande erzogen werden ſoll, ſo hat der 
Vormund vor allem ſeine eigene Neigung zu prüfen; ſtimmt 
dieſelbe mit ſeinen Fähigkeiten und den übrigen Verhältniſ— 
ſen überein, ſo hat er keinen Grund, dem eigenen Wunſche 
des Mündels entgegen zu handeln; ſcheinen aber die Fähig— 
keiten desſelben ſeiner Neigung nicht zuzuſprechen, ſo iſt es 
räthlich, daß der Vormund durch gütliche Vorſtellungen in 
ſeinem Mündel Neigung zu einer ſeinen Fähigkeiten ange— 
meſſenern Beſchäftigung zu erwecken ſuche; gelingt ihm aber 
dieſes nicht, ſo wäre ein Verſuch zu wagen, ob nicht die ſtär— 
kere Neigung und der dadurch angeſpannte Fleiß den Man— 
gel an Fähigkeit zu erſetzen im Stande ſey. Es iſt, wie Hr. 
Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare zu F. 216, Nro. 4, 
bemerkt, klug, wenn der Vormund in ſolchen Angelegenheiten 
mit den Verwandten des Kindes zu Rathe geht, und zwar 
hauptſächlich mit der Mutter, wäre ſie auch nur eine unehe— 
liche, jedoch ſorgfältige Mutter. — Hat der Vater bereits 
über die Erziehungsart ſeines Kindes zu einem beſtimmten 
Stande entweder ausdrücklich oder ſtillſchweigend durch ſeine 
Handlungsweiſe verfügt, ſo darf der Vormund, ohne drin— 
gende Urſache, ſo lange das Kind noch nicht mündig iſt, nicht 
davon abweichen. Denn der Geſeßgeber will, daß der Vater 
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noch in dem Vormunde fortlebe, — und dem Muͤndel kann 
vor erreichter Mündigkeit noch nicht eine unveränderliche fort: 
dauernde Neigung, welche doch bey einer Standeswahl er- 
forderlich iſt, zugeſchrieben werden. Nach erreichter Mündig— 
keit kann aber das Kind ſein Verlangen nach einer anderen 
Standeswahl dem Vormunde vortragen, und derſelbe iſt dann 
allerdings verpflichtet, auf die geäußerte Neigung Rückſicht 
zu nehmen. Würde der Vormund deſſen ungeachtet von der 
väterlichen Erziehungsart nicht abweichen, ſo kann das Kind 
entweder unmittelbar ſelbſt, oder durch ſeine Verwandten ſein 
Verlangen nach einer anderen, ſeiner Neigung mehr ange— 
meſſenen Berufsart, dem vormundſchaftlichen Gerichte vor— 
tragen. Das Gericht wird hierüber den Vormund vernehmen, 
feine Gründe, fo, wie alle übrigen Umſtände und Verhältniſſe, 
prüfen, und ſodann entſcheiden, ob es bey der gewählten Be— 
rufsart zu bleiben habe, oder nicht. (F. 148 des a. b. Gtzb., 
und Zeillers Commentar zu dieſem F.) — Überhaupt iſt der 
Vormund verbunden, in wichtigen Verfügungen, welche blei— 
bende, bedenkliche oder zweifelhafte Folgen für den Zuſtand 
des Minderjährigen haben können, die Einwilligung des vor— 
mundſchaftlichen Gerichtes anzuſuchen. Dieſes wäre, wie Hr. 
Hofrath v. Zeiller in feinem Tommentare $. 216 bemerkt, 
inſonderheit der Fall, wenn der Minderjährige in entlegenen 
Provinzen, oder in das Ausland zur Erlernung einer Kunſt, 
oder Fortſeßung feiner Studien verſendet, wenn er zu einer 
ungewöhnlichen, mit ſeiner Geburt oder ſeiner Neigung nicht 
übereinſtimmenden Standesart gewidmet werden ſoll u. dgl. 
F. 89. 

Jener Grund der geiſtigen Ausbildung, welcher für jeden 
Stand in der bürgerlichen Geſellſchaft nothwendig, oder doch 
nützlich iſt, wird in den Schulen beygebracht. Darum iſt den 
Vormündern zur Pflicht gemacht, ihre ſchulfähigen Mündel 
unfehlbar zur Schule zu ſchicken, oder zu Hauſe unterrichten 
zu laſſen. Will ein Vormund das letztere thun, fo ſteht dem— 


felben zwar ſolches zu thun frey (wenn anders der Stand 
und die Einkünfte des Mündels einen ſolchen Privat» Unter 
richt thunlich machen), jedoch ſoll dem Amte eines ſolchen 
Lehrers keiner, als welcher von einer Normal- oder Haupt⸗ 
ſchule ſeiner Tüchtigkeit halber ein Zeugniß erhalten hat, ſich 
unterziehen; im widrigen Falle aber von dem Lehramte ſo— 
gleich abgeſchafft, und nach Geſtalt der Umſtände empfindlich 
geſtraft werden. Damit die Kinder nicht etwa durch die Wai— 
ſendienſte von Beſuchung der Schulen abgehalten werden, 
ſollen die Herrſchaften entweder die Kinder unter 15 Jahren 
gar nicht zur Abdienung der Waiſenjahre nehmen, oder doch 
diejenigen, welche dieſes Alter erreicht haben, in die Win— 
terſchule gehen laſſen. Wenn hingegen andere Leute derglei« 
chen Kinder vor dem 15. Jahre in die Dienſte aufnehmen, 
ſollen ſie verbunden ſeyn, ſelbe zum Beſuche der Winterſchule 
entweder Vor- oder Nachmittags anzuhalten, und wenn nicht 
die offenbare Unvermögenheit vorhanden iſt, die Halbſcheid 
des Schulgeldes für ihren Unterricht ſelbſt zu bezahlen. (Hofd. 
vom 11. May 1776.) 
g. 90. 

Die Vormünder müſſen vorhinein berechnen, ob die Ver— 
mögensumſtände ihrer Mündel hinreichen werden, den zum 
Studieren erforderlichen unvermeidlichen Koſtenaufwand zu 
beſtreiten. Bey welchen Jünglingen Geiſtes- und Körperan— 
lagen fehlen, und deren Einkünfte zum Studieren-Aufwande 
nicht hinreichen, iſt es beſſer, fie vom Studieren zu entfer- 
nen, und dieſe Zeit lieber auf die Erlernung eines andern 
Erwerbungszweiges zu widmen. (Vergl. Verord. vom 25. Au— 
guſt 1304.) 

F. 91. 

Die moraliſche Erziehung beſteht in der Anleitung zu ei— 
nem tugendhaften, religiöfen Lebenswandel. Religion und 
Tugend find die hoͤchſten Güter des Menſchen, fie gründen 
des Menſchen unwandelbares Glück ſchon auf dieſer Erde, 
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indem ſie ihn lehren, in allen Lagen des menſchlichen Lebens, 
mit Hinblick auf eine weiſe Vorſehung und beſſere Zukunft, 
zufrieden zu ſeyn; aber was noch mehr iſt, ſie bereiten für 
ein höheres, glückſeligeres Leben vor, zu welchem dieſes Er— 
denleben lediglich als Vorbereitungsſchule anzuſehen iſt. Es 
iſt daher eine beſondere Pflicht des Vormundes, für dieſe 
moraliſche und religiöfe Ausbildung feines Mündels Sorge 
zu tragen, und darauf zu ſehen, daß er in der Religion 
gründlich unterrichtet, und durch gutes Beyſpiel (weßwegen 
beſonders auf die Umgebung des Mündels zu ſehen ift) zu 
einem ſittlichen Lebenswandel angeführt werde. 
9. 92. 

Es iſt aber nicht genug, daß der Mündel überhaupt eine 
teligtöfe Ausbildung erhalte, ſondern er muß auch zu einem 
beſtimmten Religionsbekenntniſſe erzogen werden. Waren 
beyde Altern einer Religion, ſo waltet kein Zweifel ob, daß 
auch der Mündel in der nähmlichen Religion zu erziehen ſey, 
waren aber die Altern verſchiedener Religion, fo dürften folz 
gende Fälle zu unterſcheiden ſeyn. 

War der Vater katholiſch, die Mutter dagegen eines an— 
deren chriſtlichen geduldeten Religionsbekenntniſſes, ſo ſind 
auch ſämmtliche Kinder, ſo wohl männlichen, als weiblichen 
Geſchlechts, in der katholiſchen Religion zu erziehen; war da— 
gegen die Mutter katholiſch, und der Vater eines anderen ſol— 
chen Religionsbekenntniſſes, ſo iſt in Anſehung der Erzie— 
hung dem Geſchlechte zu folgen. Toleranz— PR vom 10. 
Nov. 1781, F. 6. 

In welcher Religion ſind die Kinder aber dann zu erzie— 
ben, wenn die Altern verſchiedener Religion, aber kein Theil 
der katholiſchen zugethan iſt? 

Hierüber beſteht keine ausdrückliche Vorſchrift. Es ſind 
daher einige der Meinung, daß ſämmtliche Kinder in der Re— 
ligion des Vaters zu erziehen ſeyen, weil er das Haupt der 
Familie iſt (F. 147 d. a. b. Gtzb.), daher auch immer bey Dif— 


N 


ferenten Meinungen der Altern in Anſehung der Erziehungs— 
art ihrer Kinder die Seinige den Vorzug behauptet. In An⸗ 
ſehung der von einer katholiſchen Mutter, und einem ande— 
ren Religionsbekenntniſſe zugethanen Vater haben zwar die 
Geſetze von dieſer in dem allgemeinen bürgerlichen Geſetze 
aufgeſtellten Regel zu Gunſten der katholiſchen und herrſchen— 
den Religion eine Ausnahme gemacht, welche Ausnahme je— 
doch in dem Falle, als beyde Alterntheile akatholiſcher Reli⸗ 
gion find, ganz natürlich nicht Platz greifen kann, da das 
Geſetz keiner der geduldeten chriſtlichen Religionsbekennt— 
niſſe einen Vorzug einräumt. Allein da das allgemeine bür— 
gerliche Geſetzbuch F. 140 in Anſehung der Beantwortung der 
Frage: in was für einer Religion ein Kind, deſſen Altern 
in dem Religionsbekenntniſſe nicht übereinſtimmen, zu erziehen 
ſey, auf die politiſchen Verordnungen hinweiſet, und zwar 
ohne Unterſchied, ob ein Alterntheil katholiſch ſey, oder nicht; 
ſo kann die Entſcheidung der oben angeführten Frage nicht 
aus den Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuches, ſondern 
nur aus den der politiſchen Geſetzgebung hergehohlt werden, 
und in ſo fern keine buchſtäbliche Entſcheidung darüber in 
den politiſchen Geſeßzen vorliegt, muß der Geiſt derſelben 
entſcheiden. 

Es kömmt nun meines Dafürhaltens bey Beantwortung 
der oben geſtellten Frage hauptſächlich darauf an, ob die 
Anordnung des Tolerauzgeſetzes F. 6, daß bey einem katho⸗ 
liſchen Vater alle Kinder in der katholiſchen Religion erzogen 
werden ſollen, — oder vielmehr, die Dispoſition, daß 
bey einem proteſtantiſchen Vater und einer katholiſchen Mut— 
ter dem Geſchlechte zu folgen ſey, als eine Begünſtigung 
der herrſchenden Religion anzuſehen ſey? — denn iſt die erſte 
Anordnung bloß als ein Vorzug des katholiſchen Glaubens- 
bekenntniſſes zu betrachten, ſo kann ſie dann nicht Platz grei— 
fen, wenn beyde Altern akatholiſch find; ein Gleiches gilt 
auch von der letzteren Dispoſition. — 


Die aus der bürgerlichen Geſetzgebung hergehohlten Grün— 
de, daß die letztere Anordnung als die begünſtigende der fa- 
tholiſchen Religion angeſehen werden müſſe, habe ich bereits 
oben angeführt; die politiſche Geſetzgebung dagegen ſieht die 
erftere Anordnung des F. 6 des Toleranz-Edictes als die 
begünſtigende an. Denn das für das Königreich Ungarn 
erſchienene Toleranzgeſetz vom 21. December 1751 ſagt F. 7 
ausdrücklich: „Se. k. k. Majeſtät haben zur beſtändigen 
Richtſchnur feftzufegen geruhet, daß bey Ehen von ver— 
ſchiedener Religion, wo der Vater der Eatholifchen Religion 
zugethan iſt, alle Kinder männlichen und weiblichen Ge— 
ſchlechts in der katholiſchen Religion erzogen werden ſollen, 
welches als ein beſonderer Vorzug der herr⸗ 
ſchenden Religion anzuſehen iſt.“ — Es ſcheint 
alfo keinem Zweifel zu unterliegen, daß nach dem Geiſte der 
politifchen Geſetze, welche nach dem F. 140 des a. b. Gßb. 
bier zur Entſcheidungsquelle dienen, bey akatholiſchen Gat— 
ten verſchiedenen Bekenntniſſes bey Erziehung der Kinder 
dem Geſchlechte zu folgen ſey. — Kinder, welche zu Folge der 
hier erwähnten Vorſchriften in einer akatholiſchen Religion 
erzogen werden, können nach vollendetem 14. Jahre ſelbſt 
zu einem anderen Glaubensbekenntniſſe übertreten; aber für 
katholiſche Kinder, welche zu einem akatholiſchen Glaubens— 
bekenntniſſe übertreten wollen, wurde das Unterſcheidungs— 
jahr auf das vollendete achtzehnte Lebensjahr feſtgeſetzt. 
(Hofdecret vom 2. October 1816.) In welcher Religion iſt 
aber ein uneheliches Kind zu erziehen? — Iſt der Vater Far 
tholiſch, fo ſcheint er jederzeit das Recht zu haben, fordern 
zu können, daß das Kind in der katholiſchen Religion erzo— 
gen werde; iſt der Vater aber ein Akatholik, fo muß er 
ſich, wenn er das Recht, ſein uneheliches Kind in ſeiner 
Religion zu erziehen, behaupten will, gleich bey der Tauf— 
handlung als Vater angeben. Thut er dieſes nicht, ſo ver— 
liert er das Recht auf den Religionsunterricht, und bleibt 
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dieſes Recht der Mutter überlaſſen, wenn ſie ſich zu einer 
der geſetzlich tolerirten Religionen bekennt; es wäre denn, 
daß die Mutter das Kind zu ernähren und zu erziehen außer 
Stande wäre, wo ſodann das Kind allezeit in der katholiſchen 
Religion zu erziehen ſeyn wird. (Hofdecret vom 5. Februar 
und 4. July 1796.) 

F. 95. 

Aus dem Rechte des Vormundes, ſeinen Mündel in der 
oberwähnten dreyfachen Rückſicht zu erziehen, fließet zugleich 
des letzteren Verpflichtung, dem Vormunde Folge zu leiſten, 
und ſeine Abhängigkeit auch durch ein äußeres, angemeſſenes 
Betragen an den Tag zu legen. — Damit aber der Vormund 
ſich die zum Zwecke der Erziehung ſo nothwendige Folgſam— 
keit des Minderjährigen verſchaffe, ſind demſelben die nöthi— 
gen Zwangsmittel eingeräumt, und er darf ohne Zweifel 
auch die mit gewöhnlichen, kleineren Fehltritten im Verhält— 
niſſe ſtehenden Beſſerungsmittel anwenden. Größere Verge— 
hungen bleiben der Beurtheilung des vormundfchaftlichen 
Gerichtes, und nach Umſtänden den Polizey- und Criminal: 
Behörden vorbehalten. Hat nähmlich der Minderjährige die 
Jahre der Unmündigkeit (das 14. Jahr) ſchon überſchritten, 
ſo wird er wegen eines Verbrechens, oder einer ſchweren 
Polizey = Übertretung, fo , wie jeder Andere, beftraft. Dage— 
gen werden die ſtrafbaren Handlungen der Kindheit, ohne 
Unterſchied, ob ſelbe in objectiver Hinſicht Verbrechen oder 
ſchwere Polizey— Übertretungen ſind, bis zum vollendeten 
zehnten Jahre lediglich der häuslichen Züchtigung überlaſſen, 
aber von dem angehenden eilften bis zu dem vollendeten vier— 
zehnten Jahre werden Handlungen, die nur wegen Unmün— 
digkeit des Thäters nicht als Verbrechen zugerechnet werden, 
als ſchwere Polizey— Übertretungen beſtraft. (Mein Hand— 
buch zur Erleichterung bey Anwendung des 2. Th. des St. 
G. B. F. 4.) Nur in dem Falle, als ſich die Vormünder 
des Rechtes der häuslichen Züchtigung nicht bedienen, hätte 
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auch hier die politiſche Behörde einzuſchreiten. — Haben ſich 
die Vormünder durch üblen Ruf und eigenen unordent⸗ 
lichen Lebenswandel verdächtig gemacht, oder wohl gar durch 
die gänzliche Verwahrloſung der ihrer Aufſicht anvertrauten 
Minderjährigen oder mittelbaren Theilnahme an ihren Ver 
irrungen ſträflich gemacht; dann ſoll, wenn wirkliche That— 
ſachen gegen ſelbe vorkommen und erwieſen werden, die Por 
lizey⸗Oberdirection mit deren Hintanſetzung (jedoch in allen 
ſolchen Fällen immer einverſtändlich mit der Obervormund— 
ſchaftsbehörde) berechtiget ſeyn, die Notionirung auf die 
Abgabe des Minderjährigen in das Zwangarbeitshaus zu 
ſchöpfen. (Hofdecret vom 5. Aprill 1811, Nro. 940.) In⸗ 
deſſen verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſe gefegliche Anord— 
nung nur eigentlich auf Wien Bezug habe. Übrigens kann 
ich hier nicht unterlaſſen, dasjenige hier wörtlich anzuführen, 
was Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare, F. 
217 des a. b. Gtzb., in Anſehung der vormundſchaftlichen 
Erziehungsmaxime eben ſo richtig als trefflich bemerket: „Es 
iſt aber überhaupt eine billige und vorſichtige Erziehungs— 
Maxime, daß die Behandlung des Zöglings ſeinem zuneh— 
menden Alter und Verſtande gemäß eingerichtet, und der 
Zögling allmählig aus der älterlichen oder vormundſchaftli— 
chen Gewalt entlaſſen, und ſich ſelbſt überlaſſen werden ſoll. 
Trockene Befehle follen ſtufenweiſe in Ermahnungen, in 
Vorſtellungen und heilſame Rathſchläge des Vormundes in 
den Angelegenheiten, worüber ihm der Minderjährige ſein 
eigenes Urtheil oder Verlangen eröffnet, übergehen.“ 

Daß übrigens der Vormund das Recht der häuslichen 
Zucht nicht mißbrauchen, und ſich keine Mißhandlungen zu 
Schulden kommen laſſen dürfe, wurde bereits §. 87 erwähnt. — 
Sollte der Vormund ſeine Macht auf was immer für eine 
Art mißbrauchen, oder die Pflichten der nöthigen Obſorge 
und Pflege hintanſetzen, ſo iſt der Mündel berechtiget, ſich 
bep ſeinem nächſten Verwandten oder der gerichtlichen Be— 
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börde zu beſchweren. An dieſe Behoͤrde hat ſich auch der 
Vormund zu wenden, wenn er den Vergehungen des Min— 
derjährigen durch die zur Erziehung ihm eingeräumte Gewalt 
Einhalt zu thun nicht vermag. (A. b. Gtzb. F. 217.) 

. 94 e e 

Die Erhaltung und Erziehung des Minderjährigen er— 
fordern einen Aufwand, der der Regel nach aus den jährli— 
chen Einkünften des Minderjährigen zu beſtreiten iſt. Es 
ſpringt vor allem in die Begriffe, daß bey Beſtimmung auf 
das Vermögen des Minderjährigen Rückſicht genommen 
werden müſſe, die Summe der Einkünfte iſt ſohin der Regel 
nach die nothwendige unüberſchreitbare Gränze des zu ma— 
chenden Aufwandes. Aber auch in dem Falle, als die Ein— 
künfte hinreichen, um ſich in dem zu machenden Aufwande 
keine engen Gränzen ſtecken zu dürfen, ſo iſt zwar zum 
Grundſatze zu nehmen, daß die äußeren Güter nur Mittel 
zu unſerer Wohlfahrt, nicht Zweck ſelbſt ſeyn; es darf aber 
dabey nicht überſehen werden, daß eine üppige und verſchwen— 
deriſche Anwendung derſelben veranlaſſen könne, daß man 
dann, wenn nothwendige und nüßliche Ausgaben vorfallen, 
in Verlegenheit geſetzt ſey, dieſelben zu beſtreiten, und daß 
eine ſolche Vermögens-Anwendung die Jugend ſelbſt an 
Verſchwendung gewöhnen, den Hang zu ſinnlichen Begier— 
den früh aufreitzen, und den Keim zu vielfältigen erkünſtel⸗ 
ten Bedürfniſſen legen könne. — 

Die Beſtimmung, welcher Aufwand zur Erziehung des 
Mündels gemacht werden ſolle, hängt von dem vormund— 
ſchaftlichen Gerichte ab. — Bey dieſer iſt vorzüglich auf des 
Vaters eigene Anordnung, beſonders, wenn das Vermögen 
von ihm ſelbſt herſtammet, zu ſehen; hat aber derſelbe in der 
Ausmaß des Aufwandes zu freygebig gehandelt, oder iſt er 
dabey zu karg verfahren, oder haben ſich etwa ſeit der Zeit, 
als der Vater dieſe Auordnung traf, die Preiſe der Bedürf— 
niſſe fo bedeutend geändert, daß ſelbe mit dem zu machenden 
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Aufwande nicht mehr im Verhältniſſe ſtehen; fo ift das Ge— 
richt aus obigen Rückſichten keinesweges mehr an der Anord— 
nung des Vaters gebunden, und auch der Vormund iſt ver— 
pflichtet, bey obwaltenden ſolchen Verhältniſſen, die Abwei— 
chung von dem Gerichte zu begehren. 

ubrigens hängt es auch von dem Gerichte ab, ob das— 
ſelbe dem Vormunde über den gemachten Aufwand zur Er: 
ziehung des Mündels eine ordentliche Rechnung legen laſſe, 
oder es vorziehe, demſelben im Vertrauen auf ſeine Recht— 
lichkeit eine gewiſſe jährliche Summe ohne Verrechnung au— 
zuweiſen. Dieſes Letztere dürfte der Regel nach vorzuziehen 
ſeyn, da es die vormundſchaftliche Verwaltung ſehr erleich— 
tert, und gegen eine unredliche Geſinnung des Vormundes 
das Gericht ſelbſt durch eine genaue Rechnung nicht hinrei— 
chend gefchüße iſt, indem es nicht möglich iſt, daß ihm das 
vormundſchaftliche Gericht dabey genau controlire. (Vergl. 
F. 219 des a. b. Gtzb. und Zeillers Commentar zu dieſem g.) 

F. 95. 

Wir haben oben gehört, daß der für die Minderjährigen 
zu machende Aufwand der Regel nach aus den Einkünften 
ihres Vermögens zu nehmen ſey; nun kann es ſich aber er— 
eignen, daß dieſe Einkünfte überhaupt nicht hinreichend ſeyen, 
den höchſt nothwendig für den Minderjährigen zu machenden 
Aufwand zu decken, oder daß einzelne Fälle eintreten, in 
welchen ein Aufwand gemacht werden ſoll, zu deſſen Beſtrei— 
tung die Einkünfte nicht klecken. Im erſteren Falle hat ohne 
Zweifel der Vormund früher den Verſuch zu machen, ob er 
den Abgang der Einkünfte nicht auf eine andere Art, z. B. 
durch Unterſtützung der nächſten Anverwandten, decken konne; 
iſt dieſes nicht möglich, ſo hat er bey dem vormundſchaftlichen 
Gerichte um die Bewilligung einzuſch reiten, auch das Capi— 
tal theilweiſe hierzu verwenden zu dürfen. Das Gericht hat 
die Wahrheit der Angaben des Vormundes zu prüfen, und 
findet es die Umſtände fo, wie vorn angeführt worden, fo 


kann es ihm die Genehmigung, auch das Hauptvermögen an— 
greifen zu dürfen, nicht verſagen. (Siehe . 220 des a. b. Gtzb.) 
$. 96. 

Dieſes Hauptvermögen darf auch in dem Falle angegrife 
fen werden, wenn durch den zu machenden Aufwand der 
Minderjährige in einen fortdauernden Nahrungsſtand verſetzt 
wird, welcher Fall öfters bey Standes veränderungen durch 
Heirath, Antritt eines Amtes oder Erwerbes ꝛc. eintritt. 
Hier geſchieht eigentlich nur eine Umwandelung des Geld— 
capitals in ein Induſtriecapital, und die Einkünfte werden 
dadurch nicht vermindert, ſondern vielmehr, wenigſtens dem 
Zwecke nach, vermehret. — Tritt daher ein ſolcher Fall ein, 
ſo hat der Vormund denſelben dem vormundſchaftlichen Ge— 
richte zur Kenntniß zu bringen, die Summe, welche zur 
Beſtreitung eines ſolchen Aufwandes nöthig iſt, mit möglich— 
ſter Rechnungsrichtigkeit demſelben anzuzeigen, den Nutzen 
und Vortheil, welcher aus der Beſtreitung dieſes Aufwan— 
des hervorgehen ſoll, gründlich darzuſtellen, auch allenfalls 
die Mittel in Vorſchlag zu bringen, wie dieſer zu erhebende 
Theil des Hauptvermögens durch Erſparungen wieder er— 
gänzt werden könne. Iſt der Minderjährige nicht mehr fern 
zu ſeiner Großjährigkeit, und beſitzet er ſchon eigene Beur— 
theilungskraft, ſo iſt es räthlich, daß der Vormund auch ſeine 
eigene Meinung darüber anhöre, um in der Folge entſtehen 
könnende Vorwürfe zu beſeitigen. 

N F. 97. 

In dem Falle, daß die Waiſen ganz mittellos find, ſoll 
das vormundſchaftliche Gericht die bemittelten nächſten Ver— 
wandten zu deren Verpflegung, dafern fie nach $. 143 des 
a. b. Gtzb. hierzu nicht ohnehin rechtlich verbunden ſind, zu 
bewegen ſuchen. (F. 221 des a. b. Gtzb.) Die nächſten An— 
verwandten aber, welche zur Verpflegung dürftiger Waiſen 
rechtlich verpflichtet ſind, ſind: die Mutter, die väterlichen 
und dann die mütterlichen Großältern. Es frägt ſich, ob in 
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dem Falle, als diejenigen, welche zur Verpflegung geſetzlich 
verbunden find, dieſelbe verweigern ſollten, durch den Vor- 
mund im ordentlichen Rechtswege darum belangt werden 
ſollen, oder ob ohne Geſtattung eines förmlichen Rechtszu— 
ges das vormundſchaftliche Gericht den Verpflegsbetrag be— 
ſtimmen, und dieſe Verwandten zur Abreichung desſelben 
zwingen könne? Ich glaube, daß hier nach Analogie des 
9. 142 des a. b. Gtzb. der Rechtsweg nicht zuläſſig ſey, ſon— 
dern das vormundſchaftliche Gericht trachten ſolle, die Sache 
in Güte auszugleichen, und wenn dieſes nicht thunlich iſt, 
nach ämtlicher Erforſchung der Vermögens-Verhältniſſe von 
Amtswegen den Betrag zu beſtimmen habe, welcher zur Ver— 
pflegung des Minderjährigen zu verwenden iſt. 
$. 98. 

Sind aber keine ſolche Anverwandten, welche zur Ver— 
pflegung des Minderjährigen rechtlich verpflichtet wären, 
vorhanden, ſo muß das vormundſchaftliche Gericht durch 
Porſtellungen von der Billigkeit und der moralifchen Ver— 
pflichtung die außer dieſen vorhandenen nächſten Anverwandten 
zu bewegen ſuchen, daß fie die Verpflegung des Minderjäh—⸗ 
rigen übernehmen. Außerdem hat der Vormund auf öffent— 
liche milde Stiftungen und beſtehende Armenanſtalten ſo 
lange einen gerechten Anſpruch, bis der Minderjährige im 
Stande iſt, ſich durch eigene Arbeit und Verwendung ſelbſt 
zu ernähren. (F. 221 des a. b. Gtzb.) Nebſt dieſen hier auf— 
geführten Mitteln biethen ſich zuweilen noch andere an. Das 
Gericht iſt nähmlich bedacht, eine ſolche Vormundſchaft auf 
einen vermögenden, menſchenfreundlichen Bürger zu über— 
tragen; oder der Vormund bemühet ſich, Pflegeältern für 
die mittelloſen Waiſen aufzufinden; oder er macht dem Ge— 
richte den gegründeten Vorſchlag, daß die Waiſen, welche 
auf dem von den Altern angelegten Wege nach veränderten 
Umſtänden ſchwerlich fortkommen würden, einem andern, früher 
verſorgenden Stande zu widmen ſeyen. (Zeillers Commentar 
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zu F. 221.) Daß übrigens, wie der Herr Commentator am 
Ende dieſes F. noch bemerkt, bey einer ſolchen Entſcheidung 
nicht bloß auf eine ſchnelle, zeitliche Abhülfe, ſondern viel— 
mehr nach ſorgfältiger Prüfung der Umſtände, auf das wahre, 
dauerhafte Wohl des Mündels Rückſicht genommen werden 
müſſe, bedarf keiner näheren Erörterung und Begründung. 
F. 99. 

Da es übrigens die Billigkeit erfordert, daß vorzüglich 
für die Waiſen, deren Väter in Militärdienſten geſtanden 
find, gehörig geſorget werde; fo iſt der allerhöchſte Befehl, 
daß nicht nur die armen Militärwaiſen, in ſo weit ſie nicht 
zur Verſorgung in die Militär-Verſorgungshäuſer aufge» 
nommen werden können, gelegenheitlich in die ffir Waiſen be— 
ſtehenden Stiftungen aufgenommen, ſondern auch bey den 
Armeninſtituts-Bezirken für ſolche Militärperſonen geſorgt 
werden ſolle. (Hofd. vom 5. Aprill 1788.) Zur beſtimmtern 
Erklärung dieſes Auftrages wurde ferner durch Hofdecret 
vom 18. October 1788 noch weiter bekannt gemacht, wor 
nach wiederhohlt allerhöchſt anbefohlen worden, daß mutter— 
loſe Kinder, deren Väter als gemeine Soldaten vor dem 
Feinde ſtehen, für älternloſe Kinder während des Krieges 
anzuſehen, und in die Kategorie jener Waiſen zu ſetzen ſeyen, 
die auf öffentliche Verſorgungs-Anſtalten Anſpruch machen 
konnen. 


II. Abtheilung. 


Rechte und Pflichten der Vormünder auf das Vermögen des 
Minderjährigen. 
$. 100. 

In dieſer Hinſicht ftellt das allgemeine bürgerliche Gefeb- 
buch, $. 223, den Grundſatz an die Spitze: daß, fo bald 
ein Vormund oder Curator das Vermögen 
übernimmt, er es mit aller Aufmerkſamkeit 
eines reblichen und fleißigen Haus vaters zu 


verwalten, und für fein Verſchulden zu haf— 
ten habe. Redlich handelt der Vormund, wenn er allen 
ſeinem Mündel aus deſſen Vermögen zufallenden Gewinn 
auch richtig für denſelben verwendet; und fleißig verwaltet er 
das Vermögen, wenn er alle mögliche Sorgfalt anwendet, 
dasſelbe vor Schaden zu bewahren, und, ſo viel, als möglich, 
fruchtbringend zu machen. Der Pflicht der Redlichkeit han— 
delt er entgegen, wenn er abſichtlich den Pflichtbefohlenen 
ſchadet, um ſich allenfalls dadurch Nußen zu verſchaffen, 
oder ein anderes unerlaubtes Intereſſe zu befriedigen, oder 
aber, ohne gerade dem Minderjährigen zu ſchaden, nicht 
allen aus deſſen Vermögen entſtehenden Gewinn ihm zuflie— 
ßen macht, z. B. wenn er einen Theil des Vermögens des 
Minderjährigen auf Geld- oder Getreide-Speculation ver— 
wendete, aus dieſer einen Gewinn von 20 bis 30 Procent 
ziehen, dem Minderjährigen aber nicht mehr als die Spro— 
centigen Intereſſen verrechnen würde. Zwar iſt der Vormund 
überhaupt nicht berechtiget, das Vermögen des Minderjähri— 
gen auf dieſe Art und Weiſe fruchtbringend zu machen; aber 
hat er es doch gethan, ſo iſt er verpflichtet, den dadurch er— 
zielten Gewinn ſeinem Mündel zukommen zu machen. Über: 
haupt handelt ein Vormund unredlich, wenn er durch feine 
Vormundſchaft auf Wegen, die von dem Geſeßgeber nicht 
gebilliget ſind, einen Vortheil zu erwerben ſucht. Gegen die 
Pflichten eines fleißigen Hausvaters verfehlt ſich aber der 
Vormund, wenn er die geſetzlich vorgezeichneten, oder die 
ſich aus der Natur der Sache aufdringenden Vorſichtsmaß— 
regeln zur Erhaltung des Vermögens des Minderjährigen 
vernachläſſiget, und aus deſſen Vermögen den Gewinn nicht 
ziehet, den er, unter Beobachtung der geſetzlichen Vorſchrif— 
ten und mit Benüßung der fi) darbiethenden Gelegenheiten 
ziehen konnte. 
$. 101. 
Den Schaden, den der Vormund, ſo wohl in der einen, 
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als in der andern Rückſicht, angerichtet hat, iſt er zu erfeßem 
verpflichtet; und iſt hier nach den Grundſätzen, welche das 
bürgerliche Geſetzbuch in Anſehung der Entſchädigung aufftel« 
let, zu unterſcheiden, ob der Schaden aus böſem Vorſatze, 
oder einer auffallenden Sorgloſigkeit, welche oft nur zum 
Vorwande der erſteren dienet, zugefügt worden iſt. In die— 
ſem Falle muß von dem Vormunde nicht nur der wirkliche 
Schade, d. i. jener Nachtheil, welcher dem Vermögen bes 
Minderjährigen zugehet, (F. 1295 des a. b. Gtzb.), ſondern 
auch der Entgang des Gewinnes, welcher dem Minderjähri— 
gen zugefloſſen ſeyn würde, wenn der Vormund ſeine Pflicht 
erfüllet hätte, erfeßet werden. (F. 1324 und 1131 des a. b. 
Gtzb.) In fo fern der Vormund durch feine Handlung fogar 
ein Verbrechen, oder eine ſchwere Polizey-Ubertretung be⸗ 
gangen hätte, müßte er dießfalls nach den hierüber beſtehen— 
den Strafgeſetzen behandelt werden, und wäre insbeſondere 
noch zum Erfaße des außerordentlichen Werthes der beſondern 
Porliebe zu verhalten. (F. 1331 des a. b. Gtzb.) Z. B. wenn 
er ein dem Minderjährigen beſonders werthes Andenken wi— 
derrechtlich veräußert, und den eingegangenen Betrag ſich 
zugeeignet hätte. — Da ſich indeſſen der Werth der beſon— 
dern Vorliebe nur durch die Angabe desjenigen ‚an dem der 
Schade zugefügt worden iſt, erörtern läßt, ſo ſcheint dieſe 
Art der Entſchädigung nur von dem Minderjährigen ſelbſt, 
nachdem er ſeine Großjährigkeit erlangt hat, im ordentlichen 
Rechtswege angeſprochen werden zu können. 

Eine auffallende Sorgloſigkeit fällt dem Vormunde dann 
zur Laſt, wenn er ein Verſehen beging, welches bey den ge— 
meinſten Fähigkeiten ohne Anſtrengung der Aufmerkſamkeit 
vermieden werden konnte; und auch eine ſolche verpflichtet 
den Vormund zum Erſatze, des dem Mündel dadurch ent— 
gangenen Gewinnes, aber nicht auch zur Vergütung des 
Werthes der beſondern Vorliebe, außer er hätte durch ſträf— 


lichen Leichtſinn eine Handlung unternommen, welche in dem 
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2. Theile des Strafgefeßes zur Erhaltung der Sicherheit des 
Eigenthums verbothen, oder eine Handlung unterlaſſen, wel— 


che in dem erwähnten Geſetzbuche zum angedeuteten Zwecke 


anbefohlen worden iſt, da das Geſetz eine auffallende Sorg— 
loſigkeit dem böſen Vorſatze in Anſehung des Schadenerſaßes 
ganz gleichſtellet. 

Bey allen übrigen, aus dem Verſchulden des Vormundes 
entſtandenen Beſchädigungen, kann derſelbe nur zum Erſatze 
des wirklichen Schadens, den der Minderjährige erlitten 
hat, verhalten werden. f 

Bey Beurtheilung, ob dem Vormunde eine auffallende 
Sorgloſigkeit, oder nur ein gemeines Verſehen zur Laſt falle, 
müſſen alle dabey obwaltenden Umſtände genau vor Augen 
gehalten werden. Der Regel nach kann von einem Vormunde 
nur jener Grad des Fleißes und der Aufmerkſamkeit verlan— 
get werden, welcher bey gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet 
werden kann. Er iſt aber, wie Herr Hofrath v. Zeiller in 
feinem Commentare zum F. 228, Nro. 3, bemerkt, ſtren— 
ger zu beurtheilen, wenn ihm die Vormundſchaft wegen 
der beſondern Kunſt- oder Gewerbs-Kenntniſſe, wozu er 
ſich öffentlich bekennet, anvertrauet wurde; wenn er Geſchäfte, 
die eine beſondere Sachkenntniß vorausſetzen, eigenmächtig 
unternommen; oder wenn er ſich zur Überkommung der 
Vormundſchaft vorgedrungen hat. (Vergl. F. 1298 des a. b. 

Daß der Vormund für einen Zufall nicht verantwortlich 
ſey, liegt theils in den Worten des F. 228 des a. b. Gtzb., 
theils in der Vorſchrift des F. 1311 des a. b. Gtzb. Hat er 
aber den Zufall durch ein Verſchulden veranlaßt; hat er ein 
Geſetz, das den zufälligen Beſchädigungen vorzubeugen ſucht, 
übertreten, oder ſich ohne Noth eines Geſchäftes angemaßt, 
das er für ſich allein, und ohne höhere Genehmigung nicht 
hätte unternehmen ſollen; ſo haftet er für allen Nachtheil, 
welcher außer dieſem nicht erfolgt wäre. (Allg. b. Gtzb. g. 1311.) 
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Denn in allen diefen Fällen liegt die Zufügung des Scha— 
dens nicht allein in dem Zufalle, ſondern immer auch in 
einem Verſchulden des Vormundes. 

Verwalten mehrere Vormünder das Vermögen des Min— 
der jährigen gemeinſchaftlich, oder theilen fie die Verwaltung 
ohne Genehmhaltung des Gerichtes; ſo haftet jeder Einzelne 
für den ganzen dem Minderjährigen erwachſenden Schaden 
(F. 210 des a. b. Gtzb.); es verſteht ſich indeſſen von ſelbſt, 
daß dieſe Haftung nur in ſo weit gehen könne, als überhaupt 
für den einen oder andern Vormund eine Erſaßpflichtigkeit 
entſtände, denn für den reinen Zufall haften auch in dieſem 
Falle dieſe mehreren Vormünder nicht. — Sind aber die 
Geſchäfte von dem Erblaſſer ſelbſt, oder dem Gerichte ge— 
theilet worden; ſo verantwortet jeder nur ſeine eigene Ver— 
waltung, ſo, wie ein bloßer Mitvormund oder Ehrenvormund 
nur für die Unterlaffung der ihm obliegenden Aufficht ver— 
antwortlich iſt. (F. 212 — 214 des a. b. Gtzb.) Übrigens 
wird hier noch bemerkt, daß die Verbindlichkeit des Erſaßes 
auf die Erben des Vormundes übergehe, (F. 1337 des a. 
b. Gtzb.) 

$. 102. 

Bey dem Antritte der Vormundſchaft wird dem Vor— 
munde von dem vorräthigen baren Gelde ſo viel in Händen 
gelaſſen, als zur Erziehung des Waiſen und zum ordentli— 
chen Betriebe der Wirthſchaft auf eine beſtimmte Zeitdauer, 
welche von der Beurtheilung des vormundſchaftlichen Gerich— 
tes abhängt, nothwendig iſt. Ein ordentlicher Vormund wird 
nun über alle dieſe häuslichen Ausgaben, welche er von den 
in Handen gelaſſenen Geldern zu beſtreiten hat, eine ordent— 
liche Aufſchreibung führen; theils um ſich ſeiner Zeit über 
die Verwendung gehörig ausweiſen zu können, theils um 
daraus abzunehmen, wie hoch ſich der für den Minderjähri— 
gen zu machende Aufwand überhaupt belaufen möchte, und 
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eb nicht hier und da eine größere Sparſamkeit einzutreten 
habe. (F. 250 des a. b. Gtzb.) 
F. 105. 

Nebſt dem zur Beſtreitung der häuslichen Auslagen noͤ— 
thigen baren Gelde, hat der Vormund bey Übernahme ſeiner 
Vormundſchaft ein Verzeichniß der in gerichtliche Verwah— 
rung genommenen Juwelen, und anderer Koſtbarkeiten, dann 
die zu ſeinem Gebrauche etwa nöthigen Abſchriften der vor— 
handenen Schuldſcheine, und anderen wichtigen Urkunden, 
welche gleichfalls in gerichtliche Verwahrung kommen, zu ers 
halten. Wünſchet ein Minderjähriger, daß ihm von den vor— 
handenen Koſtbarkeiten einiges zum Gebrauche in Händen 
belaſſen werde, wie z. B. wenn eine minderjährige Tochter 
einiges von dem Schmucke ihrer verſtorbenen Mutter ver— 
langte; ſo hat der Vormund den perſönlichen Charakter des 
Minderjährigen, ob er nähmlich überhaupt die ihm zum Ge— 
brauche überlaſſenen Sachen ſorgfältig bewahre, und auf 
den Umſtand zu ſehen, ob der Anſtand und gute Ton es er— 
wünſchlich darſtelle, daß ihm ein oder das andere Stück zum 
Gebrauche übergeben werde, und nach Maßgabe dieſer Um— 
ſtände bey dem vormundſchaftlichen Gerichte um die Beybe— 
laſſung desſelben einzuſchreiten, oder nicht. Immerhin iſt es 
in dem Falle, als ſolche Koſtbarkeiten dem Pflegebefohlenen 
zu ſeinem Gebrauche anvertraut werden, Pflicht des Vor— 
mundes, eine genaue Auſſicht darüber zu pflegen, und dafür 
zu ſorgen, daß ſelbe, wenn ſie nicht gebraucht werden, fleißig 
verwahret werden. 

$. 104. 

Erübriget nach Abzug der dem Vormunde zur Beſtrei— 
tung der häuslichen Auslagen gegebenen Gelder noch ein bar 
res Vermögen, ſo muß dasſelbe vor allem zur Tilgung der 
etwa vorhandenen Schulden verwendet werden (F. 230 des 
4. b. Gtzb.). Bey Bezahlung dieſer Schulden iſt vor allen auf 
jene Rückſicht zu nehmen, welche bereits fällig, und daher 
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ſchon in der Lage find, gerichtlich eingetrieben werden zu koͤn— 
nen, dann auf jene, welche durch Bezahlung der höheren 
Zinſen dem Minderjährigen am läſtigſten ſind; ferner bey 
welchen die meiſte Gefahr einer Aufkündung obwaltet. Auch 
hat der Vormund hierbey ſehr vorſichtig zu handeln, daß er 
nicht illiguide Schulden, bevor dieſelben nicht von der Ober— 
vormundſchaft als richtig anerkannt ſind, hinaus bezahle. In— 
deſſen können Umſtände eintreten, wo ſelbſt bey dem Vorhan⸗ 
denſeyn von Schulden das erübrigte bare Geld zu einem an— 
deren vortheilhafteren Gebrauche zu verwenden iſt, wie z. B. 
wenn auf einer Seite die Zinſenlaſt der Paſſiv-Capitalien 
gering, und eine Aufkündung nicht zu beſorgen wäre, auf 
der anderen Seite dieſe erübrigende Barfchaft mit größerem 
Vortheile in die Handlung, dem Gewerbe oder Wirthſchafts— 
betrieb verwendet werden kann. (Siehe Zeiller's Commentar 
ad F. 230, Nro. 2.) N 
$. 105. 

Sind keine Schulden zu bezahlen, auch kein anderer 
vortheilhafterer Gebrauch von dem erübrigenden baren Gelde 
zu machen, ſo iſt ſelbes auf Zinſen in öffentlichen Caſſen, 
oder gegen geſetzmäßige Sicherheit auch bey Privatperſonen 
anzulegen. Unter dem Ausdrucke: Vortheilhafter, iſt 
aber nicht etwa bloß die Erlangung eines höheren Gewinnes, 
fondern auch die größere Gewißheit desſelben zu verfteben. 
Indeſſen ſteht es keinesweges dem Vormunde zu, eigenmäch— 
tig darüber zu verfügen, ſondern er iſt verpflichtet, der Vor— 
mundſchafts-Behoͤrde dießfalls einen Vorſchlag zu machen, 
und die Genehmigung derſelben zu der angetragenen Ver— 
wendung einzuhohlen. Bey der Wahl, welche aus dieſen frucht— 
bringenden Anlegungsarten angewendet werden ſolle, ſind 
alle obwaltende Zeitumſtände genau zu berückſichtigen, und 
hierbey theils auf den größeren oder minderen Vortheil, den 
der Pupill gegenwärtig aus der Anlegung ſchon beziehen 
kann, als auch auf die Zukunft Rückſicht zu nehmen. Vor 
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allem andern iſt noͤthig, dahin zu ſehen, daß aus dem Vers 
mögen des Mündels ſo viele Einkünfte bezogen werden, als 
hinreichen, um für denſelben den nöthigen Aufwand beſtrei— 
ten zu können. Aus der Urſache wird es z. B. bey den ge— 
genwärtigen Zeiten nicht thunlich ſehn, das Waiſen-Capital 
mittelſt Ankauf einiger noch nicht zur Verloſung gekomme— 
ner Obligationen fruchtbringend zu machen, weil dieſe Obli— 
gationen in der zuverſichtlichen Erwartung, daß fie früher 
oder ſpäter, nachdem der Zufall der Verloſung es will, im 
vollen Nennbetrage in Conv. Münze wieder werden verzinſet 
werden, in einem ſo hohen Preiſe ſtehen, daß gegenwärtig 
kaum zwey vom Hundert als Gewinn bezogen werden können. 
Was hier gleich vom Anfange der vormundſchaftlichen Ver— 
waltung geſagt wird, bezieht ſich auch für die Folge. Der 
Vormund hat zu ſorgen, daß die den Waiſen angehörigen 
Gelder nicht lange unfruchtbringend liegen bleiben, und es 
iſt insbeſondere angeordnet, daß die von den Waiſen-Capita⸗ 
lien abfallenden Intereſſen, wenn ſie zwanzig Gulden errei— 
chen, verzinslich anzulegen ſeyn. (Hofkammer-Decret vom 7. 
März 1306.) 
$. 106. 

Geſchieht aber die Anlegung der Waiſen-Capitalien durch 
Ankauf was immer für öffentlichen Obligationen, ſo ſind die— 
ſelben gerichtlich zu hinterlegen, und der Vormund hat ſich 
bey dieſer gerichtlichen Hinterlegung zugleich über den Ge— 
winn, den er dabey zum Vortheile des Pflegebefohlenen bezo— 
gen hat, auszuweiſen. Vormahls war ſogar die Anlegung 
der Waiſen-Capitalien in öffentliche Fonds zur Pflicht ge— 
macht *) dieſes wurde aber durch Patent vom 22. Februar 
1791, Nro. 115; 18. October 1792, Nro. 62; dann Hof: 
Decret vom 5. December 1796, Nro. 327, wieder abgeftellt, 


„) Hofd. vom 18. May 1787 Nro. 678, 17. Auguſt 1787 Nro. 709, 
24, Aprill 1788 Nro. 818. 


und hinſichtlich der Anlegung von Waiſen-Capitalien folgende 
Beſtimmungen aufgeſtellet: 

a) Die Herrſchaften ſollen nicht ſchuldig ſeyn, das an ſie 

bar gelangte Waiſengut in öffentliche Fonds anzulegen, 
ſondern ſolches kann auch bey Privaten gegen gewöhn— 
liche, und den beſtehenden Geſetzen angemeſſene Hypo— 
thek, d. i. auf die Hälfte des Werthes der Häuſer, und 
bis auf zwey Drittheile des Werthes der Landgüter an— 
gelegt werden; jedoch hat die Herrſchaft in ſolchen Fäl— 
len dem Waiſen bey Erfolglaſſung ſeines Waiſengutes 
nur die Obligation und den Satzbrief auszufolgen, und 
dafür nur ſo weit regressorie zu haften, als bey der 
Ausleihung die geſetzmäßige Sicherheit nicht beobachtet 
worden, und der Waiſe dadurch zu ſeinem Capitale, 
wenn er es bey Verfallzeit eintreiben will, nicht ganz 
gelangen könnte. 

b) Der Herrſchaft iſt aber auch nicht verbothen, das Wai— 
ſengut in öffentlichen Fond anzulegen, und wenn dieſe 
Anlegung bar geſchehen, ſo iſt auch die Herrſchaft nichts 
anderes ſchuldig, als dem Waiſen feine öffentliche Fonds— 
obligation zur Zeit der Erfolglaſſung hinaus zu geben. 
Die Herrſchaft iſt auch befugt, mit den Waiſengeldern 
öffentliche Fondsobligationen einzukaufen; in dieſem 
Falle aber muß dem Pupillen, mit Aus folglaſſung der 
öffentlichen Fondsobligationen, auch der zur Zeit des 
Einkaufes an der Agiotirung bezogene Gewinn, und 
die von dieſen ſich ergebenen höheren Geldbeträgen ab 
fallenden Zinſen berechnet, und der erwirthſchaftete Be 
trag auch in den Waiſen-Tabellen gleich nach dem An 
kaufe der öffentlichen Fondsobligation angemerkt werder 

Es entſteht die Frage, ob es auch geſtattet ſey, Actie 
der privilegirten öſterreichiſchen Nationalbank einzukaufet 
und die Waiſengelder auf dieſe Art fruchtbringend anzulegen 
Da die Bank-Actien bloß als von einer privilegirten, unter de 
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Schutze des Staates ſtehenden Geſellſchaft ausgefertigte Ur: 
kunden zu betrachten ſind, die mit den Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen nicht auf einer Linie ſtehen, und eben deßwegen ſelbſt 
von der Staatsverwaltung zu Cautionsleiſtungen nicht ange— 
nommen werden (Hofkanzelley⸗Decret vom 2. Nov. 1320, 
3. 1713), fo folgt, daß dieſe Art fructificirlicher Anlegung, 
wenigſtens der Regel nach, nicht Plaß greifen könne. 
$. 107. 

In Anſehung dieſer Sicherſtellung der Waiſencapitalien 
bey Privaten iſt für Weſtgallizien folgende Porſchrift er— 
ſchienen. a 

Auf die von Seite des Appellationsgerichtes nachgeſuchte 
Belehrung iſt in Abſicht auf die Vorſichten bey Verleihung 
der Waiſencapitalien die weitere Weiſung erfloſſen, daß, wenn 
Waiſengelder bey Privaten künftig angelegt werden wollen, 
durchaus auf die geſetzmäßige, bereits durch die Verordnung 
der k. k. bevollmächtigten weſtgalliziſchen Hofcommiſſion vom 
9. December 1796 in Weſtgallizien kund gemachte Sicher— 
heit Bedacht genommen werden müſſe. Wenn alſo bey der 
vermahligen Verfaſſung der öffentlichen Terreſtral- oder 
Bradbücher die geſetzmäßige Hypothek mit Zuverläſſigkeit 
icht erhoben, und von dem Darlehenswerber beygebracht 
serden kann; fo find ſolche vorräthige Waiſengelder bis zur 
ollſtändigen Landtafel-Einrichtung nach Maßgabe der Ver: 
rdnung vom 9. December 1796 entweder in öffentliche 
onds anzulegen, oder mit den Waiſengeldern öffentliche 
onds⸗ Obligationen zum Vortheile des Pupillen einzukaufen, 

id das gebethene Darlehen den Privaten nicht zu bewilligen. 
zas die bey Privaten ſchon vor dem Geſetze anliegenden 
zaiſengelder betrifft, fo find dieſe denſelben fo lange zu be— 
ſſen, bis ſie nicht etwa wegen Saumſeligkeit in Bezahlung 
r Zinſen, oder ſonſt neu eintretender Unſicherheit zurück 
fordert werden müßten. Solche heimfällige Waiſengelder 
id ſodann nach der obigen Vorſchrift zu behandeln. (Hofe 
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decret vom 11. May und 6. July 1793. Kropatſcheck G. S. 
B. 11. S. 522.) 
$. 108. 

Es iſt bereits in den vorhergehenden Paragraphen berüh: 
ret worden, daß die Waiſengelder auch gegen geſetzmäßige 
Sicherheit bey Privaten angelegt werden können, und daß 
die Sicherſtellung dann geſetzmäßig fey, wenn mit Einrech— 
nung der etwa vorgehenden Laſten, ein Haus nicht 
über die Hälfte, ein Landgut oder Grundſtück aber nicht über 
zwey Drittheile ſeines wahren Werthes beſchweret wird. 
(Vergl. a. b. Gtzb. F. 230.) Es entfteht hier die Frage: ob 
bey Herrſchaften, bey welchen, wie weiter unten F. 245 vor— 
kommen wird, der achte Theil des Werthes derſelben zur Be— 
deckung allenfälliger Unterthansforderungen geſetzlich verpfän— 
det iſt, auch dieſer achte Theil als eine ſolche Belaſtung anzu— 
ſehen, und ſohin bey Anlegung von Pupillar-Capitalien in 
Berückſichtigung kommen müſſe? Die bejahende Beantwor— 
tung dieſer Frage ſcheint keinem Zweifel zu unterliegen, denn 
obgleich in dem Falle, als keine ſolche Unterthansforderungen 
exiſtiren, der That und Wirkung nach keine Hypothek vorhan— 
den iſt, welche nur bey dem Vorhandenſeyn von Forderungen 
gedenkbar iſt; ſo bleibt es wegen dieſer Ungewißheit doch im— 
mer möglich, daß die ganze Octava durch ſolche Unterthans— 
forderungen erſchöpft werde, in welchem Falle offenbar die ge— 
ſetzliche Sicherheit nicht vorhanden wäre. — Allein ſchwie— 
riger erſcheint hier die Beantwortung der Frage: wie und 
auf was Weiſe die Octava als Belaſtung in Anſchlag gebracht 
werden müffe? ob felbe nähmlich von der ganzen Herrſchaft 
in Abzug gebracht werden dürfe, oder von demjenigen Theile 
in Abrechnung gebracht werden müſſe, welcher für die Pupillar— 
Forderung als Bedeckung beſtimmt iſt? — ob nähmlich, wenn 
der Werth der ganzen Herrſchaft 80,000 fl. beträgt, die Oc— 
tava pr. 10,000 fl. gleich anfänglich abzuziehen ſey, fo, daß 
der Werth der ganzen Herrſchaft 70,000 fl. ausmachet, und 
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ſohin eine Sicherheit für 46,666 fl. 40 kr. erübriget, oder ob 
dieſe 10,000 fl. von dem zur Sicherſtellung der Waiſenſchuld 
allein beſtimmten Theile in Abzug kommen müſſen, in wel— 
chem Falle auf einer 80,000 fl. geſchätzten Herrſchaft nur mehr 
43,333 fl. 20 kr. Waiſengelder angelegt werden konnten. 

So wohl die Billigkeit, als ſtrenge, rechtliche Anſichten, be— 
ſtimmen mich, für die erſtere Anſicht zu entſcheiden, und 
zwar in erſterer Beziehung aus dem Grunde, weil ich es als 
ſehr unbillig anſehe, daß eine eventuelle Belaſtung, welche 
eine wirkliche werden kann, oder auch nicht, ganz ſo angeſe— 
hen werde, als wenn dieſe Belaſtung ſchon wirklich exiſtirte. 
— Doch in der Überzeugung, daß Billigkeit keinen Maßſtab 
juridiſcher Anordnungen abgeben könne, will ich meine Mei— 
nung auch juridiſch vertheidigen. 

Der Grund der geſetzlichen Anordnung, warum bey An— 
legung von Pupillar-Capitalien bey Häuſern nur die Hälfte, 
und bey Landgütern zwey Drittheile ihres Werthes zur Be— 
deckung angenommen werden, liegt offenbar darin, weil ver— 
ſchiedene Zufälle und Verhältniſſe eintreten können, welche 
verhindern, daß die Realität um den wahren Werth an Mann 
gebracht werden kann. Der Geſeßgeber betrachtet daher bey 
Häuſern nur die Hälfte, und bey Landgütern die zwey Dritt— 
theile ihres Werthes als denjenigen Betrag, um welchen dieſe 
Realitäten zu jeder Zeit an Mann gebracht werden können, 
und daher hinreichen, um die Pupillar- Forderungen vor je— 
der Gefahr des Verluſtes ſicher zu ſtellen. Wenn daher ein 
Landgut, oder ein Haus 80,000 fl. im gemeinen Leben werth 
iſt, ſo gewähret das erſtere eine Pupillar-Sicherheit für 
53,333 fl. 20 kr., und das letztere für 40,000 fl. Haften be— 
reits auf dem einen oder anderen ſchon Schulden, ſo folgt, 
daß nur über Abzug derſelben die Pupillar-Sicherheit ausge— 
wieſen werden müſſe, weil außerdem ein Theil der Pupillar— 
Schuld auf jenen Theil des Werthes der Realität fiele, der 
keine Sicherheit mehr gewähret. 5 


Beſtände die Octava in einer beſtimmten Summe, z. B. 
oben in 10,000 fl., dann wäre wohl kein Zweifel, daß dieſe 
von demjenigen Werthantheile in Abzug gebracht werden 
müſſe, der zur Pupillar⸗Sicherheit beſtimmt iſt, ſo, daß alſo 
bey oberwähntem Dominical-Gute nur 43,333 fl. 20 kr. mit 
pragmaticaliſcher Sicherheit untergebracht werden könnten. Da 
aber dieſes bey der Octava nicht der Fall iſt, da dieſelbe nicht 
in dem achten Theile des Schätzungswerthes, ſondern in dem 
achten Theile des Kaufwerthes der Herrſchaft beſtehet, und 
daher dieſe Belaſtung geringer wird, je wohlfeiler dieſelbe 
verkauft wird; ſo ergibt ſich, daß der achte Theil des Schä— 
bungswerthes einer Herrſchaft als keine ordentliche Belaſtung 
angeſehen werden könne. Sollte dieſer achte Theil des Schä— 
zungswerthes die wahre Belaſtung ſeyn, fo muß man voraus— 
ſeen, daß dieſelbe um den Schätzungswerth veräußert werde; 
wird ſie aber um den Schätzungswerth veräußert, ſo iſt das 
Pupillar-Capital immer gedeckt, wenn auch bey Ausweiſung 
der Pragmatical- Sicherheit die Octava gar nicht berückſich⸗ 
tiget worden wäre; wird aber die Herrſchaft unter dem Schä— 
bungswerthe an Mann gebracht, ſo kann auch die Belaſtung, 
welche die Octava verurſacht, nicht mehr der achte Theil des 
Schätzungswerthes ſeyn. 

Der Geſeßgeber nimmt, wie bereits erwähnt worden iſt, 
an, daß ein Landgut um zwey Drittheile, und ein Haus um 
die Hälfte des gemeinen Werthes jederzeit an Mann gebracht 
werden kann. — Wenn alſo die Octava auf eine ſolche Art 
in die Belaſtung eingerechnet wird, daß in dem Falle, als die 
Herrſchaft um zwey Drittheile ſeines Werthes an Mann ge— 
bracht wird, ein Verluſt für das anliegende Pupillar-Capital 
nicht entſtehen kann, ſo iſt offenbar dadurch der Abſicht des 
höchſten Geſetzgebers Genüge gethan. Dieſes iſt aber der Fall, 
wenn die Octava vor der Benehmung des Betrages, welcher 
mit pragmaticaliſcher Sicherheit angelegt werden kann, in 
Abzug gebracht wird. Denn wird ſelbe in dem oben angeſetz— 


ten Beyſpiele ſogleich von dem Werthe der ganzen Herrſchaft 
abgezogen, jo bleibt ein Betrag von 70,000 fl. über, die zwey 
Drittheile betragen ſohin 46,666 fl. 40 kr., und dieſes wäre 
die Summe, welche noch mit geſetzlicher Sicherheit auf das 
Dominieal-Gut aufgenommen werden könnte. Setze man nun, 
das Gut werde um zwey Drittheile feines Werthes um 53,338 fl. 
20 kr. an Mann gebracht, ſo wird nach Abzug der für die Un— 
terthansforderungen beſtimmten Octava, welche nach dieſem 
Verkaufswerthe 6666 fl. 40 Er. betragen, noch 46,6006 fl. 
40 kr. übrig bleiben, folglich gerade fo viel, als zur Bedeckung 
dieſer aufgenommenen Waiſenſchuld erforderlich iſt. 

Meine Anſicht wird auch noch durch folgende Betrach— 
tung beſtätiget. 

Die Verpfändung des achten Theiles einer Herrſchaft 
macht doch die darauf liegenden Capitals-Forderungen nicht 
unſicherer, als wenn dieſer achte Theil einer dritten Perſon 
eigenthümlich gehörte. Denn in ſo ferne dieſer achte Theil 
von den Unterthansforderungen ganz erfchöpft wird, iſt er 
ohnehin als ein Eigenthum der darauf Anſpruch habenden 
Gläubiger zu betrachten, und dieſes iſt das nachtheiligſte 
Schickſal, welches die übrigen, auf das Gut einverleibten 
Gläubiger treffen kann. Wäre aber z. B. Jemand zum achten 
Theile Miteigenthümer des in Rede ſtehenden Landgutes, auf 
welches der andere Miteigenthümer ein Pupillar-Capital auf- 
nehmen will, ſo würde bey Berechnung der Pragmatical-Si— 
cherheit nur auf folgende Art und Weiſe vorgegangen werden 
können. Es würde nähmlich anfänglich der Werth der ganzen 
Herrſchaft erhoben, dann der Antheil desjenigen hiervon ab— 
geſchlagen werden, welcher Miteigenthümer desſelben iſt, oh— 
ne jedoch ſich das Pupillar-Capital auch auf ſeinen Antheil 
vormerken zu laſſen, und von dieſem Reſte würde dann erſt 
das zur Pupillar- Sicherheit erforderliche Quantum ausge⸗ 
mittelt werden. 
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Wie, auf was Weiſe, der Werth dieſer Realitäten, auf 
welche die Pupillar-Capitalien zu verſichern, d. i. landtäflich 
oder grundbücherlich einzuverleiben ſind, eigentlich beſtimmt 
werde, hat das allgemeine bürgerl. Geſetz buch nirgends deut⸗ 
lich ausgeſprochen. 

Daß eine eigentliche Schätzung den Werth am zuverläſ— 
ſigſten herſtelle, kann wohl nicht bezweifelt werden, indem ſelbſt 
in dem Falle, als der wahre Werth im ordentlichen Rechts— 
wege erörtert werden müßte, kein anderes Mittel, als die ge— 
richtliche Schätzung erübriget. Indeſſen ſcheint eine ſolche 
Schätzung zu dieſem Behufe nicht immer unumgänglich nö« 
thig zu ſeyn, denn 

1) Sagt der FK. 224 des a. b. Gtzb., daß die Schätzung 
des unbeweglichen Vermögens des Minderjährigen, 
wenn der Werth ſich aus anderen zuverläſſigen Quellen 
darſtellt, unterbleiben könne. Es ſpringt zwar in die Au— 
gen, daß dieſe Geſetzesſtelle ganz von einem anderen 
Falle, als der vorliegende iſt, ſpreche; allein er ſpricht 
doch wenigſtens aus, daß es auch außer der Schäßung 
andere zuverläſſige Quellen, aus denen der Werth 
eines unbeweglichen Gutes genommen werden kann, gebe. 

2) Enthält das an das böhmiſch und mähriſch-ſchleſiſche Appel: 
lationsgericht erfloſſene Hofdecret vom 22. Auguſt 1797, 
3. 369, Folgendes: wenn ein Beſitzer einer unterthäni 
gen oder dienſtbaren Realität aus einer Waiſen- oder Kir 
chen⸗Caſſe auf ein Gut ein Darleihen fucht, und felbe 
nicht ohnehin auf irgend eine Art darthun kann, 
daß fein verpfändetes Gut die normalmäßige Sicherheit 
herſtelle; ſo ſoll von der Obrigkeit, mit Zuziehung der 
Richter und Geſchwornen, eine ordentliche Schätzung, 
und zwar unentgeldlich, vorgenommen, zu ſelber aber 
auch, wenn das Waiſen- oder Kirchengut, aus dem das 
Darleihen geſchieht, unter einer andern Obrigkeit, als 


das abgeſchätzt werdende Gut ſteht, diefe zur Schätzung 
beygezogen werden. 

3) Sagt die in Böhmen am 6. Juny 1305 (ſiehe Pro— 
haska's Handwörterbuch des adeligen Richteramts S. 
604, Nro. 55.) erſchienene Verordnung, daß in Fäl- 
len, wo die Gerichts- und anderen Behörden ein gerech— 
tes Mißtrauen in den jüngſten Kaufſchillings- oder 
andern Werth zu ſetzen Urſache hätten, es ihre Pflicht 
ſey, das verlangte Darlehen ſo lange zu verweigern, 
bis fie ſich durch alle geſetz- und zweckmäßige Wege 
von dem wahren Schätzungswerthe der zu verpfändeten 
Realitäten überzeugt haben. 

Es gehet demnach aus dieſen hier citirten Geſebesſtellen 
klar hervor, daß nicht in allen Fällen die gerichtliche Schä— 
zung des zu verpfändeten Gutes nothwendig ſey, und daß 
es auch andere Quellen gebe, aus denen die Kenntniß des 
Werthes zu ſchöpfen iſt. Solche Quellen ſind z. B. dermahlen 
bey den in den Hauptſtädten ſich befindlichen Häuſern, die 
vorhandenen Zinsfaſſionen; bey bloßen Grundſtücken, das 
fatirte Grunderträgniß; bey andern Realitäten, der letzte 
Veränderungswerth, (bey deſſen Anwendung man aber ſehr 
vorſichtig zu Werke gehen muß) dann die vorhandenen Rech— 
nungen und Steuer -Faſſionen ꝛc. Der grundbücherliche oder 
landtäfliche Einlagswerth biethet dermahlen ein ſehr unzu— 
verläſſiges Beweismittel über den Werth des Gutes dar; 
jener iſt meiſtens zu gering, dieſer zu hoch. Es iſt jedoch kein 
Zweifel, daß auch dieſe benüßt werden können, wenn es ſich 
um Anlegung eines Pupillar-Capitals handelt. Denn wird 
der grundbücherliche Einlagswerth zur Grundlage genom— 
men, ſo darf man ſo ziemlich verſichert ſeyn, daß dem Pu— 
pillen dadurch kein Schaden zugehe, und eben ſo kann man 
arch den landtäflichen Einlagswerth benützen, wenn es ſich 
nicht darum handelt, das Gut bis auf den äußerſten Grad 
zu belaſten. Denn wer wird wohl Anſtände nehmen können, 
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ein Dominicalgut, deſſen Einlagswerth zum B. 100,000 fl. 
beträgt, und worauf keine andere Schulden vorgemerkt ſind, 
mit 10,000 fl. Waiſengeld bebürden zu laſſen? Indeſſen ſoll 
da, wo die Pragmatical-Sicherheit nicht evident hergeſtellt 
iſt, ein und für alle Mahl kein Waiſen-Capital verzinslich 
angelegt werden, weil die Privat-Wiſſenſchaft eines höhern 
Werthes des Grundes und der geſchehenen Abzahlung der 
darauf noch vorgemerkten Paſſiven oft irrig, und der Waiſe 
ſodann gefährdet ſeyn kann, und weil andern Theiles auf 
dieſe Art der Unterthan nicht leicht einen Beweggrund haben 
würde, die im Grundbuche vorgemerkten, ſchon längſt abge— 
zahlten Paſſiv-Capitalien löſchen zu laſſen, welches bisher 
zum größten Nachtheile der Unterthanen unterblieben iſt. 
(Verord. den 4. July 1799. Siehe Prohaska's Handwörter— 
buch des a. R. A. S. 605.) Übrigens iſt bey Gelegenheit 
der Liquidirung eines Waiſenvermögens die Frage entſtan— 
den: Ob bey Beurtheilung der Sicherſtellung für Waiſen— 
gelder der Einlags- oder Schätzungswerth der verpfändeten 
Realität zu nehmen ſey? — Hierüber hat das k. k. n. ö. Ap⸗ 
pellationsgericht entſchieden, daß bey Erhebung des Werthes 
der Realitäten ſich nicht auf die Einlage beſchränkt werden 
müſſe, ſondern dieſer Werth auch allerdings durch eine ord— 
nungsmäßige Schätzung erhoben werden könne, indem kein 
Geſetz vorſchreibt, daß bey Bemeſſung der Pragmatical⸗Si⸗ 
cherheit nur die Einlage zur Grundlage zu nehmen ſey. lbri⸗ 
gens ſey nicht zu verkennen, daß auch bey den Schätzungen 
bey dem Beſtande zweyer Valuten, und ihren ſchwankenden 
Verhältniſſen mancherley Inconvenienzen eintreten müſſen, 
jedoch um dieſen abzuhelfen, nur durch Einſchreitung don 
höherer Behörde begegnet werden könne. (Decret der k. k. 
ob der ennſiſchen Regierung vom 4. Jänner 1820.) 
g. 110. 

Es iſt in früheren Zeiten im Lande Oſterreich ob der Enns 
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eines Schuldbriefes auszuleihen; dieſes wurde bereits mit 
Hofdecret vom 22. Aprill 1785, Nro. 414, durchgehends 
aufgehoben, und befohlen, daß, wenn ein Waiſengeld einem 
behausten Unterthan unter der geſetzmäßigen Sicherheit gelie- 
hen werden ſoll, hierüber in jedem Falle von den Entlehnern 
ein ordentlicher, auf den Pupillen lautender Schuldbrief ge— 
gen vier (fünf) procentigen Intereſſen und Verpfändung des 
dem Schuldner gehörigen Vermögens ausgeſtellet, die Schuld 
ſo wohl in dem Waiſenbuche, als Amtsprotocolle vorgemerkt 
werden, der Original-Schuldbrief ſelbſt aber, fo lange die 
Minderjährigkeit dauert, in der obrigkeitlichen Pupillencaſſe 
depoſitirt bleiben ſolle. 
$. 111. 

Dem Vormunde liegt es ob, ſeinen Vorſchlag zu machen, 
wie, und bey wem das Pupillargut fruchtbringend gemacht 
und ſicher geſtellt werden ſoll. Denn kein Waiſen⸗Capital ſoll 
ohne Einwilligung der Waifenbehörbe dargeliehen werden. 
(Patent vom 18. October 1792, Nro. 62.) Fällt nun ſein 
Antrag dahin aus, daß dasſelbe bey einem Privaten ange- 
legt werden ſoll; ſo hat derſelbe ſeinen Antrag mit den Be— 
weiſen des Werthes des verhypothecirenden Gutes, dann eis 
nem Landtafel- oder Grundbuchs- Auszuge, je nachdem 
nähmlich das Gut des Schuldners ein landtäfliches, oder ein 
bürgerliches, oder unterthäniges Gut iſt, um daraus die dar— 
auf haftenden Laſten erſehen zu können, zu inſtruiren. Denn 
vor Ertheilung zur Anlegung von Waiſen-Capitalien bey 
Privaten muß jedes Mahl der wahre Werth der zu verpfände— 
ten Realität gehörig und vollſtändig, auf eine Art, die keinen 
Zweifel übrig läßt, ausgewieſen ſeyn. (Hofd. v. 4. Auguſt 
1802.) Auch iſt es in manchen Fällen nicht überflüſſig, wenn 
auch ein Entwurf des dießfälligen Schuldbriefes beygelegt 
wird, damit ſich nicht bey der wirklichen Ausſtellung ſelbſt 
hinſichtlich ſeiner Förmlichkeit, oder den etwa beygerückten 
Bedingungen neue Anſtände ergeben. 
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9. 112. 

Diefe Bemerkung leitet zugleich zur Frage, wie ein fole 
cher Schuldſchein beſchaffen ſeyn müſſe? — 

Fürs erſte muß ein ſolcher Schuldſchein ſo eingerichtet 
ſeyn, damit er über den geſchloſſenen Darleihens-Vertrag einen 
vollſtändigen Beweis mache. Es muß der eigentliche Darlei— 
her oder Gläubiger ſo wohl, als der eigentliche Anleiher oder 
Schuldner, den Gegenſtand und Betrag des Darleihens, 
und die Gattung des gegebenen Geldes, wie auch alle auf 
die Bezahlung der Hauptſchuld ſo wohl, als auf die zu ent— 
richtenden Zinſen ſich beziehende Bedingungen redlich und 
deutlich beſtimmet werden. (F. 1001 des a. b. Gtzb) Es muß 
nähmlich hier ausgedrückt werden, gegen welche Aufkün— 
dungszeit dem Schuldner das Darleihen belaſſen ward, und 
welche Zinſen er davon zu entrichten habe. Auch muß darin 
eingeſchaltet ſeyn, daß die Vormundſchaft berechtiget ſeyn 
ſolle, das Capital ſogleich durch gerichtliche Mittel einzu— 
treiben, wenn die Zinſen ſechs Wochen nach ihrer Verfall— 
zeit nicht gezahlt wären. (Pat. vom 18. Octob. 1792, Nro. 
62.) Übrigens muß in dem Schuldſcheine die Hypothek, 
worauf dieſelbe verſichert werden ſoll, genau angegeben, und 
die Befugniß darin ausgedrückt ſeyn, daß dieſe Schuld auf 
die vorgeſchriebene Realität landtäflich oder grundbüchlich 
einverleibt werden könne. Auch muß der Schuldſchein 
am Ende das Datum der Ausfertigung enthalten, und von 
dem Ausſteller ſelbſt, und noch zwey glaubwürdigen Män— 
nern als Zeugen unterfertiget ſeyn. Kann der Ausſteller 
ſelbſt nicht ſchreiben; ſo hat er ſein Handzeichen zu machen, 
und ein Anderer hat ſich für ihn als Nahmensunterſchreiber 
zu unterfertigen. ($$. 114 und 116 d. G. O.) Daß übri⸗ 
gens ein ſolcher Schuldſchein auf den gehörigen Stämpel, 
nähmlich nach Maßgabe der Summe, auf die er lautet, 
ausgeſtellt ſeyn müſſe, iſt ohnehin allgemein bekannt. (Siehe 
Formulare N. 5.) 
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F. 113. 

Der Regel nach ſind die Waiſen-Capitalien gegen Ent⸗ 
richtung fünf von Hundert darzuleihen, und der Vormund 
wäre für eine minder fruchtbringende Anlegung verantwort- 
lich, ausgenommen er könnte glaublich darſtellen, daß er 
das Capital zu fünf von Hundert nicht mit pragmaticaliſcher 
Sicherheit anlegen könne ). Schon durch Hofdecret vom 
13. May 1784, Nro. 291, an das n. ö. Appellationsgericht 
wurde der Unfug, vermöge welchem die bey den Dominien 
und herrſchaftlichen Caſſen anliegenden Pupillengelder der 
Unterthanen mit geringeren, als den gewohnlichen Intereſſen 
verzinſet werden, aufgehoben. So, wie aber der Vormund 
auf einer Seite dahin trachten muß, einen ſo hohen Intereſ— 
ſengenuß zu erzielen, als durch das Geſetz zuläſſig iſt, fo we— 
nig darf er ſich ſelbſt zum Vortheile des Mündels erlauben, 
mehr als fünf von Hundert Intereſſen zu bedingen und zah— 
len zu laſſen, und andere liſtige Bedingungen beyrücken zu 
laſſen, da er ſich dadurch gegen das Wuchergeſetz verfehlen, 
und ſich Strafe zuziehen würde. Es kann ſohin auch nach 
wieder eingeführtem Wucherpatente vom December 1805, 
das Hofdecret vom 29. September 1789, Nro. 1054, an 
das Gal. Appellationsgericht nicht mehr in Anwendung kom- 
men, vermöge welchem angeordnet wurde, daß kleine Capi⸗ 
talien der Waiſen, bey denen die abfallenden Zinfen nicht 
hinreichen, fie zu ernähren, Privaten unter der Verbindlich- 
keit geliehen werden können, daß die Schuldner die Pupillen 
erziehen, oder ein Handwerk lernen laſſen; es müßte deum 
erwieſen ſeyn, daß der Schuldner ſich aus bloßer Freygebig— 
keit dazu herbeylaſſe, und den Genuß des Capitals nur als 
eine theilweiſe Entſchädigung anfehe. 


* Vermöge Patent vom 12. Aprill 1780 wurde im Innviertel des 
Landes Sſterreich ob der Enns angeordnet, daß die Altern ihren 
Kindern von ihren angefallenen Erbſchaften nach erreichtem 14. 
Jahre 4 peto. Intereſſen bezahlen ſollen. 
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Wenn aber auch ſchon erlaubt iſt, Waiſengelder bey Pri⸗ 
vaten anzulegen, ſo haben doch die Geſetze einige Privaten 
ausgenommen, bey denen ein Pupillargut entweder über: 
haupt nicht, oder wenigſtens nur unter 9 Vorſi chten 
angelegt werden ſoll. 

1) Soll der Vormund nie befugt ſeyn, das Capital bey 


ſich ſelbſt anzulegen. (Pat. vom 18. October 1792, 
Nro. 62.); 


2) von den Behörden iſt Sorge zu tragen, daß von den 


3 


— 


Beſitzern pfarrherrlicher Grundbücher keine Waiſengel⸗ 
der an ſich gezogen werden. (Hofd. vom de ein 
1793, Pro. 85.); 

wenn eine Herrſchaft das Vermögen einiger ihrer Ob- 
ſorge unterſtehenden Waiſen bey fi is ſelbſt anlegen will, 


muß in Ofterreich ob der Enns der kreisämtliche Con- 


ſeus, der nur im Einvernehmen mit dem k. k. Landrechte 
zu ertheilen iſt, hierzu eingehohlet werden. (Hofkanzl. 
Decret vom 26. März 1818.) Übrigens ſoll, wenn 
ein Dominium Waiſengelder als Darleihen an ſich zie— 
hen will, wegen Sicherſtellung dieſer Waiſengelder 
keinesweges aus dem Begriffe der ohnehin auf der Herr⸗ 
ſchaft vorgemerkten Octava, (von welcher unten SS. 
245, 246 gehandelt wird), ausgegangen werden, ſon— 
dern es ſollen hierbey wegen Ausfertigung des Schuld— 


briefes und Sicherſtellung des entlehnten Waiſenguts 


eben jene Vorſichten beobachtet werden, welche bey 
Ausleihung an Privaten allgemein vorgeſchrieben ſind. 
(Hofd. vom 25. März 1797, Nro. 346.) Auch hat 
bey Waiſengeldern, welche bey den eigenen Herrſchaf— 
ten angelegt werden, nur eine Spercentige Verzinſung 
Statt zu finden. Alle zu einem geringeren Zinſenfuß 
angelegte Waiſen⸗Capitalien find der Herrſchaft ent— 
weder aufzukünden, oder es iſt die Einlegung eines 


Pa. 


Schuldſcheins, welcher die Verbindlichkeit zur Spetig. 

Verzinſung enthält, zu bewirken. (Verord. der ob der 
ennſiſchen Landesregierung vom 12. Nov. 1821. Hofd. 
vom 13. Auguſt 1820 und 11. October 1821.) 

hr g. 115. 

Die Waiſengelder können ſohin nach dem Vorausgeſchick— 
teu auf landtäfliche, bürgerliche und Ruſtical-Güter unter 
Beobachtung der beſtehenden Vorſchriften angelegt werden, 
auch auf emphiteutiſche Beſitzungen der Unterthanen auf 
Staatsgütern können, wenn anders der dießfällige Contract 
die Einſchuldung nicht ausdrücklich verbiethet, Waiſengelder 
gegen die vorgeſchriebene Pragmatical-Sicherheit dargelie— 
ben werden, jedoch muß die Pragmatical » Sicherheit jeder 
zeit vorläufig mit der gehörigen Vorſicht unterſucht, und erſt 
nach Abſchlag der von dem Emphiteuten an die Obrigkeit zu 
leiſtenden Giebigkeiten berechnet und angenommen werden. 
(Hofd. vom 1. July 1800.) Eben fo wenig kann ein Zwei⸗ 
fel obwalten, daß bereits mit Pragmatical-Sicherheit inta⸗ 
bulirte Capitalien zur Sicherſtellung der Waiſengelder da— 
durch verwendet werden können, daß die dießfälligen Darle— 
hens⸗Verträge bey dieſen Capitalien ſuperintabulirt werden. — 
Eine andere Frage aber entſteht, nähmlich: Ob auch auf 
Gerechtigkeiten und Gewerbe eine genügende Hypothek für 
die Waiſengelder conſtituirt werden könne? — Es gibt 
dreyerley Gewerbe, perſönliche, bloß verkäufliche und radi— 
eirte. Gewiß iſt es nun, daß die erſteren, da fie unveräußer— 
lich ſind, und der Regel nach mit der Perſon des Berechtig— 
ten erlöſchen, für keinen Fall eine Sicherheit verſchaffen 
konnen. Allein auch bey den übrigen Gewerben iſt dieſes 
wenigſtens zum Theile der Fall. Denn da nach den in Ge— 
werbsſachen beſtehenden Grundſätzen die Gewerbetreibenden 
auf keine beſtimmte Anzahl beſchränkt ſind, und es daher von 
dem Gutbefinden der politiſchen Behörden abhängt, wie 
viel ſie außer den bereits beſtehenden verkäuflichen und radi⸗ 


lag: a 


cirten Gewerben, noch perſönliche Gerechtigkeiten verleihen 
wollen, ja! nachdem ſogar die Staatsverwaltung zur Bele— 
bung der Induſtrie mit der Tendenz umgehet, die radicirten 
und verkäuflichen Gewerbe nach und nach erlöſchen zu mar 
chen; ſo liegt es am Tage, daß der Werth dieſer Gewerbe 
äußerſt ſchwankend ſeyn müſſe. Dieſes iſt beſonders bey 
Commercialgewerben der Fall, bey welchen in Anſehung der 
Verleihung derley Perſonalgerechtigkeiten die größte Frey— 
heit herrſchen fol. — Es können daher ſolche Gewerbe um 
fo weniger zur Sicherſtellung der Waiſen - Capitalien der 
Regel nach verwendet werden, als das Geſetz von ihnen keine 
Erwähnung machet. — Es iſt ſohin auch, wie aus dem Ge— 
ſagten hervorgehet, bey denjenigen Häuſern, auf welchen ra— 
dicirte Gewerbe haften, bey Berechnung der Pragmatical— 
Sicherheit auf den Werth der Gewerbe keine Rückſicht zu 
nehmen. 

Auch Fideicommißgüter ſcheinen mir zur Anlegung von 
Waiſen⸗Capitalien der Regel nach nicht gseignet zu ſeyn. 
Denn die Sicherſtellung, welche einem Pupillargute ver— 
ſchafft werden fol, hat ſich ja nicht allein dahin zu befchrän« 
ken, daß der Waiſe an ſeinem Vermögen keinen Schaden 
erleide, ſondern ſich auch dahin auszudehnen, daß derſelbe 
ſein Capital auch ſeiner Zeit richtig, an dem feſtgeſetzten 
Zeitpuncte erhalte. — Eine ſolche Sicherheit gewähren aber 
die Fideicommißgüter nicht, da ein Fideicommißgläubiger 
die Bezahlung einer, ſelbſt mit gerichtlicher Bewilligung auf 
die Fideicommiſſe haftenden Schuld nicht aus dem Stamm» 
gute, ſondern nur aus den Einkünften desſelben verlangen 
kann. (F. 642 des a. b. Gtzb.) 
| F. 116. 

Die vorfindigen Obligationen kommen, wie bereits er- 
wähnt worden iſt, in gerichtliche Verwahrung. — Allein es 
iſt auch nicht gerade verbothen, ſolche öffentliche Fondsobli— 
dationen, wenn auf einer Seite einem Privaten dadurch ein 


Dienſt erwiefen werden kann, und auf der andern Seite dem 
Pupillen dadurch kein Nachtheil zugeht, gleich barem Gelde 
gegen Pragmatical-Sicherheit in der Art herzuleihen, daß 
die Zurückzahlung entweder nach dem börſemäßigen Geld— 
werthe, in welchem ſie am Tage des Darlehens ſtanden, oder 
wieder in gleichen verzinslichen öffentlichen Obligationen be— 
dungen werde. Dagegen ſind unverzinsliche öffentliche Obli— 
gationen von der Anwendbarkeit zu verzinslichen Darlehen 
gänzlich ausgeſchloſſen. (Hofd. vom 20. May 1808.) Es iſt 
aber nicht geſtattet, die zur Serieal-Verloſung berufenen 
Staats: Obligationen, fie mögen einzelnen Waiſen, oder 
mehreren gemeinſchaftlich gehören, zu Darlehen zu verwen— 
den, und hierdurch in der Subſtanz des Capitals eine An⸗ 
derung vorzunehmen, ſondern es müſſen derley Obligationen 
unverändert in der Waiſencaſſe zu Gunſten der Pupillen 
aufbehalten werden, von welcher Regel nur in ſolchen Fäl— 
len eine Ausnahme gemacht werden darf, wenn ein Nothfall, 
oder ein offenbarer Vortheil des Pupillen es aide ſollte. 
(Hofd. vom 16. Aprill 1819.) 
F. 117. 

Sind unter dem den Minderjährigen angefallenen Ver— 
mögen Privat- Schuldbriefe vorhanden; ſo hat der Vor— 
mund vor allem darauf zu ſehen, ob dieſelben bereits gehörig 
ſicher geſtellt ſeyen, oder nicht. Sind ſie gehörig ſicher ges 
ſtellt, fo bedarf es keiner nochmahligen Verſicherung, weil 
ſonſt das Vorzugsrecht verloren ginge. (Verordn. in Böhmen, 
erfloſſen vom 1. December 1804.) Allein ſieht der Vormund, 
daß die vorhandenen Schuldbekenntniſſe entweder gar nicht, 
oder doch nicht mit geſetzmäßiger Sicherheit bedeckt ſind; ſo 
muß er ſelbſt vor allem auf deren Sicherſtellung dringen, 
und iſt dieſe nicht möglich, die dießfälligen Schuldbeträge 
einzubringen ſuchen. — Hiervon macht das Geſetz eine Aus— 
nahme in Rückſicht der Forderung an die Altern; denn ihnen 
ſoll das Capital des Minderjährigen, wenn es auch nicht 
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geſetzmäßig verſichert, der Minderjährige jedoch wahrſchein— 
licher Weiſe keiner Gefahr eines Verluſtes ausgeſetzt iſt, nicht 
aufgekündet werden, wofern ihnen die Zurückbezahlung ohne 
Veräußerung ihres unbeweglichen Gutes oder Abtretung von 
ihrem Gewerbe ſchwer fallen würde. (F. 236 des a. b. Gtzb.) 
Oft macht auch die Natur des Geſchäftes ſelbſt von dieſer 
Regel eine Ausnahme, wenn z. B. das Vermögen des Wai— 
ſen in einer Handlung, Fabrik oder einem Gewerbe beſteht, 
wo es die Verhältniſſe mit ſich führen, daß auf perſönlichen 
Credit auch durch längere Zeit geborgt werden muß. (Zeil: 
ler's Commentar zu $. 236, Nro. 3.) Denn der wahrfcheins 
liche Vortheil des Minderjährigen muß in allen jenen Fällen, 
wo das Geſetz nicht ausdrücklich die Schranken ziehet, die 
Handlungs-Maxime des Vormundes ſeyn, und es liegt in 
der Natur der Sache, daß ſich hier die Handlungen des 
Vormundes nicht immer in lebloſen Formen bewegen können 
und dürfen. — Daß übrigens der Vormund auch dann nicht 
auf Sicherſtellung dringen könne, wenn der Erblaſſer dem 
Schuldner die Sicherſtellung ausdrücklich erlaſſen hat, ſpringt 
in die Begriffe. — Nur die Sicherſtellung des Pflichttheiles 
könnte dadurch nicht beſchränkt werden. — (F. 774 des a. b. 
Gßzb.) Auch iſt in Anſehung der Bauerngüter in dieſer Hin— 
ſicht durch Hofd. vom 21. Februar 1795 folgende Vorſchrift 
erlaſſen worden: Die Patente vom 22. Februar 1791 und 
18. Februar 1792, wegen der geſetzmäßigen Sicherheit der 
Pupillar⸗Capitalien haben ihre Anwendung nur, wenn Je— 
manden aus dem Waiſenvermögen ein Darleihen gegeben 
wird. Iſt aber Jemand aus einem Kaufe, oder aus der 
uͤbernahme einer Realität, worauf ein Pupill ein Miteigen— 
thumsrecht hätte, einem Waiſen ſchuldig geworden; ſo iſt 
nur jene Sicherheit zu fordern, welche die Patente bey der 
Erbfolge in die Bauerngüter ausgemeſſen haben. 
F. 118. 
Es iſt in Tyrol vielfach die Klage entſtanden, daß da— 
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ſelbſt die Sicherheit der Pupillar- und milden Stiftungs- 
Capitalien, die bey den Adeligen und Siegelmäßigen anlie— 
gend ſind, aus der Urſache gefährdet ſey, weil dort keine 
Landtafel beſteht, und daher Adelige und Siegelmäßige le— 
diglich unter ihrer Unterſchrift und Mitfertigung zweyer 
ſiegelmäßigen Zeugen ihre Realitäten pfandrechtlich verſchrei— 
ben können, ohne daß in den öffentlichen Acten eine Vor— 
merkung erſcheine. Um nun dieſer Klage abzuhelfen, haben 
Se. Majeſtät zu befehlen geruhet: daß in Zukunft auch bey 
Adeligen und Siegelmäßigen in Anſehung der Contracte, 
aus welchen dingliche Rechte und Hypotheken entſtehen ſollen, 
ihre alleinige Fertigung und jene zweyer Zeugen nicht hin— 
reichend ſey, ſondern dergleichen Contracte immer ad acta 
publica in loco rei sitae, das iſt, zum Protocolle jenes 
Ortsgerichts, in deſſen Bezirke die zu verkaufende oder zu 
verpfändende Realität liegt, einverleibt werden ſollen. Da 
aber auch für die Sicherheit jener Pupillen und milden Stif- 
tungen zu ſorgen iſt, die ihre Capitalien gegenwärtig (nähm⸗ 
lich zur Zeit der Erſcheinung dieſer Verordnung) bey Adels 
gen und Siegelmäßigen anliegen haben, und deren Curato— 
ren folglich nicht ſo leicht erheben können, mit wie vielen 
andern hypothecirten Schulden ihre adeligen und ſiegelmäßi— 
gen Schuldner auf ihren Realitäten behaftet ſind; ſo haben 
alle Gläubiger ohne Unterſchied, welche bey einem Adeligen 
oder Siegelmäßigen ein Pfand- oder ein anderes dingliches 
Recht zu haben glauben, und hierüber nach der bisherigen 
geſetzlichen Form ausgefertigte Urkunden beſitzen, dieſelben 
binnen einem Jahre und ſechs Wochen bey dem Ortsgerichte, 
in deſſen Bezirke die verpfändete Realität ſich befindet, vor« 
zulegen, und um ſo ſicherer vormerken zu laſſen, als nach 
Verlauf dieſer Friſt und der unterlaſſenen Anmeldung, alle 
nicht vorgemerkte Hypotheken erloſchen ſeyn ſollen. (Hofd. 
vom 4. März 1805, Nro. 597.) 
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$. 119. 

Befinden ſich unter dem Vermögen des Minderjährigen 
auch Schuldforderungen, worüber gar keine Schuldurkun— 
den vorhanden ſind; ſo muß die Sorgfalt des Vormundes 
bauptfächlich dahin gerichtet ſeyn, ſich vor allen Urkunden 
zu verſchaffen, welche die Richtigkeit dieſer Forderungen 
außer Zweifel ſetzen. Daß hier dem Vormunde alle Porſicht 
anzuempfehlen ſey, damit er nicht durch eine ſtrenge Ber 
handlung die Schuldner vielleicht gar zur Abläugnung ihrer 
Schulden verleite, liegt am Tage. Auch muß ſich hier der 
Vormund oft mit einer geringern Sicherheit, als der prag— 
maticaliſchen, begnügen, da der Schuldner nicht immer eine 
ſolche verſchaffen kann, und doch immer vorzuziehen iſt, eine 
mangelhafte Sicherſtellung zu haben, als gar keine. In ſol— 
chen Fällen iſt es rathſam, daß der Vormund ſich mit dem 
Schuldner auf beſtimmte Terminszahlungen auszugleichen 
ſuche, in welchem Vergleiche, der der obervormundſchaftli— 
chen Ratification zu unterziehen iſt, zugleich feſtzuſetzen iſt, 
daß, wenn der Schuldner mit einer Terminszahlung ſäumig 
iſt, der Vormund berechtiget ſeyn ſolle, das ganze Capital 
auf ein Mahl gerichtlich einzutreiben. 

F. 120. 

Es iſt die Frage entſtanden, ob eine Reducirung der 
Waiſen⸗Capitalien von Wiener-Währung auf Conventions— 
Münze Platz greife? Auf dieſe Anfrage wurde dem mähriſch— 
ſchleſiſchen Appellationsgerichte durch Hofdecret vom 4. 
Septbr. 1820. (Goutta's Sammlung der Geſetze B. 45, 
S. 5, Nro. 291), zur weiteren Verfügung bedeutet: nach- 
dem die coursmäßige Umwandlung der Capitalien und baren 
Gelder in W. W. auf Conv. Münze, wenn ſich die Intereſ— 
ſenten vereinigen, durch kein beſtimmtes Geſetz bisher unter— 
ſagt, aber auch nirgends vorgeſchrieben iſt; ſo bleibt es in 
Beziehung auf die Waiſen⸗Capitalien und Barſchaft von 
Fall zu Fall dem wohlerwogenen Gutachten der Vormund— 
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ſchaftsbehörde überlaſſen, nach reifer Erwägung aller Um— 
ſtände jene Maßregeln vorzukehren, welche, ohne ſich in 
ungewiſſe Speculationen einzulaſſen, dem Beſten des Pupil— 
len am meiſten zuſagen. 

is §. 121. h 

In Anſehung des übrigen beweglichen Vermögens hängt 
es von der Beſchaffenheit der Sachen und der Umſtände ab, 
ob ſelbe aufbewahrt oder veräußert werden ſollen. Sachen, 
welche entweder gegenwärtig ſchon, oder wenigſtens in der 
Zukunft dem Minderjährigen zum Gebrauche dienen, ſind 
auch für den Minderjährigen zu verwenden, oder zur einſti— 
gen Verwendung für ihn durch den Vormund aufzubewah— 
ren, außer ſie wären von der Art, daß ſie leicht wieder durch 
andere Sachen erſetzt werden können, und daß es ſohin dem 
Minderjährigen zum größern Nutzen gereichet, wenn ſie 
gleich hintan gegeben, und feiner Zeit Sachen gleicher Gat— 
tung dafür eingelöſet werden. — Auch jene Sachen, welche 
zum Andenken der Familie gehören, und beſonders diejeni— 
gen, welche nur für die Familienglieder ſelbſt, und für kei— 
nen Fremden einen berückſichtigungswürdigen Werth haben, 
wie z. B. Familien-Porträte ꝛc., find für den Minderjährigen 
aufzubewahren, fo, wie auch jene, welche auf ausdrückliche 
Anordnung des Vaters ſelbſt, oder desjenigen, von welchem 
das Vermögen des Minderjährigen herrühret, aufzubehalten 
find, außer es würde ein Nothfall die Veräußerung derſel— 
ben erheiſchen. (F. 231 des allg. b. Gtzb.) 

$. 122. 

Die übrigen Mobilien ſind der Regel nach alle, und 
zwar im Wege der öffentlichen Feilbiethung zu veräußern, 
weil im Allgemeinen angenommen werden darf und muß, 
daß durch den Zuſammenfluß der Kaufliebhaber ber hödıfte 
Preis, um welchen dieſe Sachen hintan gegeben werden 
können, erzielet werden wird. Wenn dieſe Feilbiethung vorge— 
nommen werden ſolle, ob gleich nach dem Antritte der Vor 


— 95 — 
mundſchaft, oder ſpäter? hängt theils von der Beſchaffenheit 
der Sachen ſelbſt, ob ſie ohne Gefahr eines Verluſtes länger 
aufbewahrt werden können oder nicht, theils von dem Um— 
ſtande ab, ob ſich gleich ein günſtiger Zeitpunct zeiget, die— 
ſelben mit Vortheil an Mann zu bringen, oder ob ſich ein 
günftigeres Reſultat erwarten laſſe, wenn mit der Veräuße⸗ 
rung auf einen gewiſſen Zeitpunct noch gewartet wird. In 
erſterer Hinſicht ſind alſo Sachen, deren Aufbewahrung 
Koſten verurſachet, ohne einen entſprechenden Gewinn dar— 
aus ziehen zu können, wie z. B. bloß zum Vergnügen dies 
nende Pferde; oder welche durch längere Aufbewahrung 
Schaden erleiden würden, wie z. B. Sachen, die den Lau— 
nen der Moden unterliegen, ohne Verzögerung zu veräußern, 
wo hingegen Sachen, bey denen dieſe Umſtände nicht eintre— 
ten, und für welche ſich nur an beſtimmten Zeiten eine ent— 
ſprechende Anzahl Kaufliebhaber erwarten läßt, bis zu die— 
ſem Zeitpuncte aufzubewahren ſind; und eben ſo hängt es 
von ähnlichen Umſtänden ab, ob die Verſteigerung an dem 
Orte, wo die Kaufgegenſtände befindlich ſind, oder an einem 
andern, wo ſich wahrſcheinlich mehrere, einander überbiethende 
Käufer einfinden werden, vorzunehmen ſeye. Aus dieſem 
Grunde iſt es z. B. räthlich, Bücher, Kupferſtiche und ans 
dere Bilder, wenn ihr Werth anders von der Art iſt, daß 

ſich die Koſten der überſchaffung von einem Orte an den an— 
dern lohnen, in Städten zu veräußern, und fie daher von 
dem Lande dahin ſchaffen zu laſſen. 

F. 123. 

Es gibt jedoch von der Regel, daß dieſe Mobilien im 
Licitationswege verkauft werden ſollen, ein Paar Aus nah— 
men, wovon ſich die eine auf die Billigkeit ſtützet, die andere 
aber den wahrſcheinlich größeren Vortheil des Pupillen zum 
Zwecke hat. In der erſteren Hinſicht iſt nähmlich angeord— 
net, daß das Hausgeräthe den Altern und den Miterben um 
den gerichtlichen Schäßungspreis aus freyer Hand überlaſ— 


fen werden koͤnne. ($.231 des a. b. Gtzb.) Denn der wahre 
Werth einer Sache iſt der Regel nach doch immer der, wel— 
cher durch die gerichtliche Schätzung erhoben wird, und nicht 
der, welcher durch die Licitation erzielet wird. (F. 305 des 
allg. b. Gtzb.) Der Werth einer Sache beſtimmt ſich nach 
dem Nutzen, den ſie mit Rückſicht auf Zeit und Ort ge— 
wöhnlich und allgemein leiſtet; es liegt daher am 
Tage, daß der Licitations-Erlös der Regel nach immer hör 
her ſeyn müſſe, als der Werth der Sachen im Allgemeinen, 
weil derſelbe der Natur der Sache nach der hoͤchſte Preis 
ſeyn ſoll, der im allgemeinen Leben erzielet wird, und auch 
oft ſelbſt der Preis einer beſondern Vorliebe ſeyn kann. 
Wenn daher Sachen um den Schätzungswerth hintan gege— 
ben werden; ſo erleidet der Pupill dadurch keinen wirklichen 
Schaden an ſeinem Vermögen, ſondern entbehret nur einen 
Vortheil, der ihm außerdem zugegangen ſeyn würde. Was 
aber für ihn Vortheil iſt, kann den Altern oder Miterben, 
welche ſolche Geräthſchaften nothwendig haben, leicht zum 
Nachtheile gereichen, und es wäre wirklich unbillig, wenn 
der Minderjährige auf ihre Koſten ſich bereichern ſollte. — 
Hierzu ſcheint auch der Vormund gar keiner obervormund— 
ſchaftlichen Genehmigung zu bedürfen. 

Ein anderer Fall, in welchem es geſtattet iſt, Sachen 
auch aus freyer Hand zu verkaufen, iſt, wenn der Verſuch 
ſchon ein Mahl gemacht wurde, ſie licitando hintan zu geben, 
und Niemand den Schätzungspreis angebothen hat, oder wenn 
zufällige Umſtände eintreten, welche einen Anboth aus freyer 
Hand herbeyführen, der ſicherer und vortheilhafter erſcheinet, 
als der Preis, den man aus einer öffentlichen Feilbiethung 
zu erwarten hat, z. B. wenn Jemand, der ſich bey einer 
Feilbiethung kaum mehr einfinden dürfte, eine beſondere Vor— 
liebe für eine Sache äußerte, und ſich zu einem auffallend 
vortheilhaften Anbothe entſchlöße. — Im erſteren Falle iſt 

| zu unterſcheiden, ob der angetragene Verkaufspreis weniger 
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als den Schaͤtzungswerth beträgt, oder nicht. Iſt der ange— 
bothene Preis dem Schätzungswerthe gleich, oder übertrifft 
er ihn; ſo ſcheint der Vormund nicht einmahl zur Einhohlung 
der obervormundſchaftlichen Genehmigung gehalten zu ſeyn, 
weil in einem ſolchen Falle die Sachen auch bey der öffent— 
lichen Verſteigerung hätten hintan gegeben werden müſſen, 
und der Umſtand, daß dazumahl nicht einmahl der Schätungs- 
preis gebothen wurde, ſchon zur Genüge anzeigt, daß keine 
Hoffnung vorhanden ſey, die Sache um einen höhern Preis 
an Mann zu bringen; außer dieſem Falle aber iſt immer 
nothwendig, daß der Vormund die obervormundſchaftliche 
Genehmigung zu bewirken ſuche, wie dieſes aus der Vor— 
ſchrift des F. 251 des a. b. Gtzb. klar hervorgehet. 
F. 124. 

Bisher wurde von dem beweglichen Vermögen des Min: 
derjährigen gehandelt, nun kommen wir auf das un bewegliche 
Vermögen zu ſprechen. In Anſehung desſelben trägt das Ge— 
ſez beſondere Sorge, daß unbewegliche Güter dem Minder— 
jährigen erhalten werden, theils, weil ſelbe gewöhnlich weit 
minder, als Geld und andere bewegliche Sachen, der Verän— 
derung und Verminderung des Werthes ausgeſetzt find, theils, 
weil Altern häufig ſchon bey dem Ankaufe derſelben die Ab— 
ſicht haben, dem Kinde ein dauerhaftes Einkommen zu grün⸗ 
den, theils weil dem letzteren an dem Beſitze des Gutes noch 
das Beſondere wegen der damit verknüpften Ehren, oder we— 
gen der Standesrechte gelegen ſeyn kann. (F. 232 des a. b. 
Gtzb. und Zeillers Commentar zu dieſem g.) Solche unbe— 
wegliche Güter ſind daher der Regel nach für den Minderjäh- 
rigen bis zu feiner Großjährigkeit ordentlich zu verwalten. 

$. 125. 

Jedoch gibt es auch von dieſer Regel wieder Ausnahmen. 
Einen Ausnahmsfall bildet die No th wendigkeit, den an: 
deren der offenbare Vortheil des Pupillen. Der Fall 
der Nothwendigkeit iſt vorhanden: 


3) Wenn das unbewegliche Gut auf Andringen eines oder 
mehrerer Gläubiger im Executions-Wege feilgebothen 
wird. Denn auch der Minderjährige wird gegen den im 
ordentlichen Wege angeſuchten Gerichtszwang nicht ges 
ſchüzet, und es muß gegen ihn genau fo, wie gegen je— 
den Anderen verfahren werden. Jedoch kann ſich der 
Vormund dadurch verantwortlich machen, wenn er Mit» 
tel gehabt hätte, die andrängenden Gläubiger auf eine 
andere Art und Weiſe zu befriedigen, und dieſes ver— 

nachläſſiget; daher durch fein Verſchulden dieſen Noth— 
fall herbey geführet hat. 

b) Wenn der Erblaſſer ſelbſt die Veräußerung des Gutes 
anbefohlen hat. Denn der Wille des Erblaſſers ſoll im— 
mer, ſo viel, als es thunlich, in Erfüllung geſetzt werden. 
Es entſteht hier die Frage, ob auch in dem Falle, als 
der Erblaſſer die Urſache der Veräußerung ausdrücklich 
angegeben hat, dieſelbe aber entweder ganz unrichtig, 
oder durch die Zeitverhältniffe als nicht mehr beſtehend 
erkannt wird, dieſe Veräußerung vor ſich zu gehen ha 
be? — Es kömmt, meines Erachtens, darauf an, ob er— 
weislich iſt, daß der Erblaſſer ſeine Dispoſition lediglich 
auf dieſen gleich urſprünglich falſchen, oder wenigſtens 
in der Zwiſchenzeit unrichtigen Beweggrund geſtützt 
habe, oder nicht. Im erſteren Falle iſt allerdings von 
der Verfügung des Erblaſſers abzuweichen, im zweyten 
aber nicht. 

e) Hat der Minderjährige das Eigenthum der unbewegli- 
chen Sache mit einem Anderen zu theilen, fo kann eben 
falls der Fall eintreten, daß dieſelbe veräußert werden 
muß. Denn jeder Theilhaber einer gemeinſchaftlichen 
Sache iſt der Regel nach berechtiget, die Aufhebung 
der Gemeinſchaft zu verlangen, wenn dieſes nur nicht 
zur Unzeit, oder zum Nachtheile der übrigen Theilha— 
ber geſchieht. (F. 850 des a. b. Gßb.) Will daher der 
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Mittheilhaber mit dem Minderjährigen dieſe Sache 
nicht gemeinſchaftlich haben; ſo iſt er berechtiget, auf 
die Verſteigerung derſelben zu dringen, und der Vor— 
mund kann der Regel nach dagegen keine Einſprüche 
machen. 

d) Auch ohne den Fall einer Executionsführung kann die 
Nothwendigkeit des Verkaufes eintreten, wenn ſo viele 
Schulden vorhanden ſind, daß vorausgeſehen werden 
kann, die Sache könne für den Minderjährigen nicht 
erhalten werden. — In einem ſolchen Falle, wo es 
mit der Zeit ohnehin zum Verkaufe kommen müßte, 
kann es oft beſſer ſeyn, wenn die Sache freywillig, 
vielleicht zu gelegener Zeit veräußert wird, als wenn 
man die Executionsführung eines Gläubigers abwarten 
wollte. Eben ſo tritt 

e) die Nothwendigkeit einer Veräußerung dann ein, wenn 
das Gut ſo ſehr in Verfall gerathen iſt, daß das er— 
übrigende anderweitige Waiſenvermögen zu deſſen Her— 
ſtellung nicht hinreichet. — 

$. 126. 
Unter die Fälle, in welchen die Veräußerung für die 
Pupillen als vortheilhaft erſcheinet, gehören: 

a) Wenn das einem Waiſen zugefallene Gut mehr zum 
Vergnügen, als zum Nutzen dienet. Iſt der Waiſe 
ohnehin vermöglich, ſo mag ihm auch dieſes, obgleich 
hauptſächlich zum Vergnügen beſtimmte Gut, beſon— 
ders, wenn der dafür einzubringende Kaufſchilling nicht 
beträchtlich ſeyhn kann, aufbewahret werden; außer 
dieſem iſt es aber ohne weiteres zu verkaufen. 

b) Wenn die Nutzungen desſelben von den Zinſen des da— 
für angebothenen Capitals bedeutend überwogen 
werden. Eine unbedeutende Differenz kann hier nicht 
entſcheiden, indem viefe oft ganz auf zufälligen Um— 
ſtänden beruhet, und es ſich nicht lohnet, um eines 
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ſcheinbaren kleineren Vortheiles willen ein den Zufäl- 
len der Zeit nicht fo ausgeſettes, und ſohin geſichertes 
Einkommen aufzuopfern. 

c) Wenn es dem künftigen Volljährigen PR feinen Ver— 
hältniſſen wahrſcheinlich unbrauchbar ſeyn wird; denn 
in dieſem Falle hebt ſich der Grund auf, warum der 
Geſetzgeber befiehlt, daß unbewegliche Güter dem Min- 
derjährigen erhalten werden ſollen. 

Für alle Fälle iſt dem Vormunde die Vorſicht anzuem— 
pfehlen, daß er über die angetragene Veräußerung auch die 
Meinung des der Volljährigkeit nahen Pflegebefohlenen oder 
feiner nächſten Anverwandten einhohle. (Vergl. Zeiller's Com— 
mentar zu F. 232.) Vermöge Hofdecret vom 8. Februar 
1700 war vorgeſchrieben, daß die Dominien, als Vormund— 
ſchaftsbehörden, ohne ausdrückliche Bewilligung der Landes- 
ſtelle, in die Veräußerung des dem minderjährigen Sohne an— 
gefallenen Bauerngutes nicht willigen ſollen. Vermöge Hof— 
decret vom 21. Aprill 1798 wurde aber dieſe Anordnung 
wieder aufgehoben, und es können daher die Vormundſchafts— 
behörden auf dem Lande, in ſo fern ein geſetzlicher Grund 
der Veräußerung vorliegt, dieſelbe aus eigener Macht vor— 
nehmen. 

9. 627. 

In Ansehung der Verwaltung und Veräußerung der 
Pupillen- Bauerngüter iſt am 7. Auguſt 1795 über Einver— 
nehmen zwiſchen der oberſten Juſtizſtelle an das Directorium 
folgende Vorſchrift an das böhmiſche Appellationsgericht 
ergangen: 

„Über die verſchiedenen Anſtände, die über die Fälle, 
„wenn ein Bauerngut einem unmundigen oder minderjähri— 
„gen Kinde zufällt, erreget worden, ſind folgende Belehrun— 
„gen erfolgt: 

a) „Es hat bey der Beobachtung zu e vermöge 
„welcher die Witwe, bis zur Volljährigkeit des Erben, 


„fo lange fie im Witwenſtande bleibt, die Wirthſchaft 
„fortführet; 

b) „und kann auch dem zweyten Manne ein gemeinfchaft- 
„liches Ausgeding feſtgeſetzt werden; 

c) „wenn außerdem der Vormund die Wirthſchaft nicht 
„felbft verwalten kann, ſoll fie verpachtet, oder nach 
„Geſtalt der Umſtände auf andere Art verwaltet werden; 

d) „daher von einer Veräußerung keine Rede ſeyn ſoll, 
„wenn es nicht die Nothwendigkeit und das Wohl des 
„Waiſen unmittelbar erfordert, und die Obervormund— 
„ſchaft (wie auch das betreffende k. Kreisamt) hierzu 
„nach Erwägung aller Umſtände die Einwilligung ge— 
„geben hat; 

o) „wo ſich bisher etwa anders benommen worden, muß 
„eine genaue Beſchreibung und Schätzung des Gutes 
„nachgetragen werden, damit man wiſſe, was künftig 
„dem wahren Eigenthümer zurückzuſtellen ſey; 

f) „die Pachtungen ſollen auf längere Zeit angeſtoßen 
„werden, und iſt nicht nöthig, dabey immer einen ba— 
„ren Kaufſchilling zu bedingen, ſondern die Pachtung 
„kann auch fo geſchehen, daß der Pächter den Genuß 
„gegen dem überkomme, daß er die nachgebliebenen 
„Kinder, allenfalls auch die Witwe, nähre, kleide, und 
„wenn das Gut ein Mehreres eintrüge, einen gewiſſen 
„Betrag in die Waiſencaſſe zum Beſten der Kinder 
»hinterlege. Derley Pachtungen können auch nur, bis 
„der Waiſe zur Fähigkeit der eigenen Wirthſchaftsfüh— 
„rung kömmt, eingegangen werden; 

g) „jede Pachtung muß unter Einräumung einer hinläug— 
„lichen Friſt durch Edict, das an drey verſchiedenen 
»Amtstagen auf die Herrſchaft kund zu machen, und 
»in die Zeitungsblätter einzudruden iſt, bekannt ge— 
»macht, eine genaue, umſtändliche Beſchreibung des 
»verpachteten Gutes vorausgeſchickt, die Bedingniſſe des 
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„Pachtes genau beſtimmt, und die Pachtung ſelbſt 
„licitando abgeſchloſſen werden.“ 

Dieſes Hofdecret wurde auch in die Juſtizgeſetzzammlung 
vom Jahre 1795, Nro. 247, jedoch mit Hinweglaſſung des 
sub litt. d) nach den Worten: „und die Obervormundſchaft“ 
vorkommenden Ausdruckes: „wenn auch das betref— 
fende k. Kreisamt,“ aufgenommen. Allein das Hofdecret 
vom 23. October 1813, (Juſtiz-Geſetzſammlung, Nro. 
10740, erklärte dieſe Hinweglaſſung für einen Druckfehler, 
und ordnete die Berichtigung desſelben an. — Erſt ſpäter 
entſtand neuerlich die Frage, ob dieſes für Böhmen erlaſſene 
Hofdecret vom 7. Auguſt 1795 fortan zu beſtehen habe, und 
ob insbeſondere bey Veräußerung der Pupillen-Bauerngüter 
die kreisämtliche Bewilligung nothwendig ſey? — Auf welche 
Anfrage Se. Majeſtät unter dem 25. July 1819 Folgendes 
zu entſchließen geruhet haben: Künftig ſey ſich auch in Böh— 
men bey Veräußerung der Pupillengüter des Bauernſtandes 
lediglich nach den Vorſchriften des bürgerlichen Geſetzbuches 
und des Patents vom 29. October 1790 und vom 26. May 
1791 zu benehmen, und könne es bey der Verordnung vom 
7. Auguſt 1795 fein Bewenden haben. Da nun die Verord— 
nung vom 7. Auguſt 1795, fo, wie fie in der Zuftiz = Gefeg- 
ſammlung eingeſchaltet ift, den Beyfaß von der kreisämtlichen 
Bewilligung nicht enthält; ſo hat es von dem Hofdecrete 
vom 23. October 1815, 3. 1074, der Juſtiz-Geſetzſamm— 
lung, welches das in der gedruckten Verordnung vom 7. Aus 
guſt 1795 hinweggelaſſene Erforderniß der kreisämtlichen 
Bewilligung bey Veräußerung der Pupillen Bauerngüter 
wieder aufgenommen hat, abzukommen. (Juſtiz-Hofd. vom 
14. Jänner 1820 und Hofkanzelleydecret vom 27. Jänner 
1820.) *). 


* Dieſes Juſtiz⸗ Hofdecret iſt in der Juſtiz Geſetzſammlung nicht 
enthalten. 
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F. 128. 

In dem Falle nun, daß die Nothwendigkeit, oder der 
größere Vortheil des Minderjährigen, die Veräußerung des 
unbeweglichen Gutes erheiſcht, iſt dasſelbe der Regel nach 
gleichfalls nur im Wege der Licitation hintan zu geben. Der 
Tag der vorzunehmenden Verſteigerung iſt wenigſtens in dem 
Provinzial-Zeitungsblatte, nach Umſtänden auch in anderen 
in⸗ und ausländiſchen Zeitungen, bekannt zu machen, die 
Realität ſo genau, als möglich, zu beſchreiben, und die we— 
ſentlichſten Verkaufsbedingniſſe in das Edict einzurücken, 
weil dieſes alles beytragen kann, eine größere Concurrenz 
der Kaufluſtigen zu erwirken. — Nach dem F. 327 der G. 
O., welcher freylich nur von den in Executionsfällen vorzu— 
nehmenden Feilbiethungen redet, der aber wegen des eintre— 
tenden gleichen Grundes auch hier ex analogia in Anwen— 
dung tritt, ſoll der Termin zur Verſteigerung auf wenigſtens 
30 Tage hinaus geſetzt werden. — Auch frägt es ſich hier, 
ob eine Verſtändigung der vorgemerkten Gläubiger einzutre— 
ten habe? — Ich bin der Meinung, daß dieſe Verſtändigung 
nicht nothwendig ſey. Denn durch das Geſetz iſt ſie bloß bey 
executiven, aber keinesweges bey freywilligen Verſteigerun— 
gen vorgeſchrieben, und eine analoge Anwendung der bey 
executiven Feilbiethungen beſtehenden Vorſchrift auf Feilbie— 
thungen, die aus dem freyen Willen des Eigenthümers oder 
ſeines geſetzlichen Vertreters vor ſich gehen „könnte nur dann 
gerechtfertiget werden, wenn erweislich wäre, daß ein und 
der nähmliche Grund des Geſetzes hier eintrete. Dieſes iſt 
aber hier nicht der Fall. Denn der Grund, warum bey exe— 
cutiven Feilbiethungen die vorgemerkten Gläubiger verſtän— 
diget werden, liegt darin, weil der Käufer für die vorgemerk— 
ten Schulden nur in ſo weit zu haften hat, als der Kauf— 
ſchilling hinreichet, und daher in dem Falle, als der Kauf— 
ſchilling zur Bezahlung der ſämmtlichen vorgemerkten Schul— 
den nicht genüget, die let vorgemerkten Gläubiger an ihren 
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Forderungen einbüßen müſſen. Bey einem ſolchen Verkaufe 
iſt daher jeder einzelne vorgemerkte Gläubiger ein Intereſſent, 
und er kann vielleicht den ihm drohenden Nachtheil dadurch 
abwenden, wenn er ſelbſt um das zu veräußernde Gut mit— 
biethet. — Ganz ein anderes Verhältniß tritt aber bey frey— 
willigen Verſteigerungen ein. Denn ein auf dieſe Art und 
Weiſe abgeſchloſſener Kaufsvertrag unterſcheidet ſich von ei— 
nem anderen freywilligen Verkaufe lediglich durch die Art 
und Weiſe, wie er abgeſchloſſen wird; die aus demſelben 
entſpringenden Rechtsfolgen ſind die nähmlichen, woraus 
folget, daß der Käufer immer für die bücherlich eingetrage— 
nen Schulden zu haften habe; wenn auch der angebothene 
Kaufſchilling dazu nicht hinreichet. So wenig daher bey ei— 
nem Verkaufe aus freyer Hand der Verkäufer gebunden iſt, 
die bücherlich vorgemerkten Gläubiger von dem abzuſchlie— 
ßenden Kaufsvertrage zu verſtändigen; ſo wenig iſt dieſes 
bey dem Verkaufe im Licitationswege erforderlich. (SS. 443 
und 466 des a. b. Gtzb.) Info fern ein unbewegliches Pu— 
pillargut auch bey der dritten Feilbiethungs-Tagſatzung nicht 
an Mann gebracht werden könnte, hängt es von dem Ermeſ— 
fen der Vormundſchaftsbehörde ab, die gerichtliche Zuſchla— 
gung des Gutes, oder die Genehmigung des Verkaufes nach 
Umſtänden zu verſagen, und mit einem derley Gute eine 
anderweitige, dem Beſten des Mündels zuträgliche Verfü— 
gung zu treffen. (Hofdecret vom 1. May 1791.) Dieſes 
verſteht ſich jedoch nur von dem Falle, als das Pupillargut 
außer dem Executionszuge verfteigert worden iſt. 

f $. 129. 

Es können jedoch auch Fälle eintreten, in welchen der 
Verkauf aus freyer Hand für den Minderjährigen vortheil— 
hafter erſcheint, als der Verkauf im öffentlichen Verſteige— 
rungswege. Denn obgleich der Regel nach anzunehmen iſt, 
daß dadurch der höchſt mögliche Kaufpreis erzielet wird; ſo 
laſſen ſich doch Ausnahmsfälle denken, z. B. wenn das unbe— 
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wegliche Gut nur für eine beſtimmte Perſon, wegen der 
Lage desſelben, oder aus andern Gründen, von beſonderem 
Nutzen iſt, und daher angenommen werden kann, daß nur 
dieſe, und keine andere einen hohen Kaufſchilling biethen 
könne und werde; oder wenn eine Perſon dieſe Sache aus 
einer beſonderen Vorliebe an ſich zu bringen gedenket; oder 
wenn Gefahr auf dem Verzuge der Veräußerung haftet. — 
Daß übrigens dabey beſonders vorſichtig zu Werke gegangen 
werden müſſe, liegt am Tage, weil immer Gefahr vorhanden 
iſt, daß der Minderjährige, wenn er die Volljährigkeit er— 
langet, ſich beſchwere, daß das Gut mittelſt der Feilbiethung 
wahrſcheinlich um einen höheren Werth hätte veräußert wer— 
den können. — Da übrigens ſchon in dem Falle, als das 
unbewegliche Gut in dem ordentlichen Wege, nähmlich durch 
öffentliche Verſteigerung hintan gegeben wird, die obervor— 
mundſchaftliche Genehmigung hierzu eingehohlet werden 
muß; ſo iſt dieſes um ſo nothwendiger, wenn der Verkauf 
aus freyer Hand eintreten foll, 
$. 130. 

Damit der Vormund das ihm anvertraute Waiſen-Ver— 
mögen als ein fleißiger und ſorgfältiger Hausvater verwalte, 
iſt vor allem nöthig, daß er ſich in die genaue Kenntniß des 
Standes dieſes Vermögens ſetze. Denn nur dadurch iſt er 
theils in die Lage geſetzt, gegründete Vorſchläge hinſichtlich 
der Art und Weiſe der Verwendung dieſes Vermögens an 
die Obervormundſchafts-Behörde in den erforderlichen Fäl— 
len abzugeben, theils denjenigen Nutzen daraus zu ziehen, 
welcher daraus erzielet werden kann. Seine Pflicht iſt es da— 
her nicht allein, ſich getreue Abſchriften aus den aufgenom— 
menen Inventarien zu verſchaffen, ſondern beſonders hin— 
ſichtlich des unbeweglichen Vermögens eine genaue Kenntniß 
durch die eigene Einſichtnahme desſelben zu erhalten; und er 
iſt dafür verantwortlich, wenn Verhältniſſe, von denen er 
ſich die Überzeugung hätte verſchaffen konnen, verſchwiegen 
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bleiben, und die Vormundſchaftsbehoͤrde dadurch ſelbſt ver— 
anlaſſet wird, nachtheilige Verfügungen für den Minderjäh⸗ 
rigen zu treffen. 

F. 131. 

Hinſichtlich der weiteren, während der vormundſchaftli⸗ 
chen Verwaltung ſelbſt nothwendig werdenden Verfügungen, 
iſt der Vormund in manchen Fällen berechtiget, aus eigener 
Macht zu handeln, manchmahl aber iſt er an die Genehmi— 
gung der Vormundſchaftsbehörde gebunden. Es iſt nöthig, 
daß der Vormund die Gränzen feiner Gewalt genau kenne, 
weil er theils durch Überfchreitung derſelben ſich ſtrenge Ver— 
antwortlichkeit zuziehen, theils ein zu ängſtliches Benehmen, 
öfters nothwendige Verfügungen über die Gebühr verzögern 
kann, und das Gericht dadurch mit überflüſſigen Anfragen 
beläſtiget würde. Hier läßt ſich im Allgemeinen die Regel 
aufſtellen: Der Vormund iſt zu allen Verfügungen berechti— 
get, welche zum Wirthſchaftsbetriebe gehören, d. i. zur Er— 
haltung, ordentlichen Beſtellung und Benützung 
des Stammgutes des Pflegebefohlenen nöthig erſcheinen, 
und von minderer Wichtigkeit ſind; dagegen darf derſelbe in 
allen Geſchäften, welche nicht zu dem ordentlichen Wirth— 
ſchaftsbetriebe gehören, und die von größerer Wichtigkeit 
find, nichts ohne gerichtliche Einwilligung vornehmen. (K. 
2353 des a. b. Gtzb.) Immer iſt es jedoch beſſer, wenn der 
Vormund zu vorſichtig, als zu übereilt, und immer mehr 
unter Aufſicht und Genehmigung des Gerichtes, als unbe— 
merkt und eigenmächtig verfährt. Bey der Unmöglichkeit, 
dem Vormunde für alle ſich ereignen könnende Fälle be— 
ſtimmte Vorſchriften vorzuzählen, hat ſich daher der Geſeß— 
geber darauf beſchränket, ihm theils oben angeführte Vor— 
ſchrift zu geben, theils für manche beſondere Fälle ſeine Ver— 
haltungsregeln vorzuzeichnen, aus welchen zugleich der Geiſt 
und der Umfang der allgemeinen Regel deutlicher wird. Herr 
Hofrath v. Zeiller zeichnet übrigens in ſeinem Commentare 


— 105 — 


dem Vormunde beſonders folgende Pflichten vor, welche ſich 
aus der oben angeführten allgemeinen Regel herleiten laſſen, 
und auf welche der Vormund hier gleichfalls aufmerkſam ge— 
macht werden muß. 

1) Vor allem muß der Vormund für die Erhaltung des 
Hauptſtammes Sorge tragen. Wenn alſo z. B. der 
Hauptſtamm in einem unbeweglichen Gute beſteht; ſo 
muß er wachen, daß ſelbes dem öffentlichen Buche auf 
dem Nahmen des Pflegebefohlenen einverleibt; die 
dazu gehörigen Stücke und etwa in Vergeſſenheit ge— 
kommenen Rechte in Anſpruch genommen, und eben— 
falls einverleibt, dagegen die darauf haftenden bereits 
bezahlten Schulden, oder erloſchenen Rechte aus dem— 
ſelben getilgt, und nicht etwa Rechte vergeſſen, oder 
darauf verzichtet werde. 

2) Kraft des Beſtellungsrechtes ſoll der Vormund die 
ordentlichen kleinen Reparaturen vorkehren, die zur 
Aufſicht und Cultur nöthigen, tüchtigen Dienſtperſo— 
nen ernennen, die Geräthſchaften und Bebauungs— 
Vorräthe herbeyſchaffen, die Laſten und Steuern ent— 
richten. 

3) Vermöge des Benützungsrechtes wird der Vor— 
mund die erzielten Nutzungen und Früchte einheben, 
ſie vortheilhaft veräußern, und den Kaufpreis, ſo, wie 
die Geldeinkünfte überhaupt, theils zur Erziehung des 
Minderjährigen, theils zum ferneren ordentlichen, 
wirthſchaftlichen Gebrauche verwenden, den Überſchuß 
aber mit ſeiner Meinung dem Gerichte anzeigen, ob 
ſelber als ein Capital zu benüßen, oder zu einem 
fruchtbareren ökonomiſchen Gebrauche zu verwenden ſey. 
(Commentar zu $. 233.) 

In den hier nachfolgenden SS. werden nun jene Geſchäfte 
näher aus einander geſeßt, bey welchen der Geſetzgeber aus— 
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drücklich den Vormund anweiſet, die Einwilligung der Vor⸗ 
mundſchaftsbehörde einzuhohlen. 
F. 132. 

Der Vormund darf eigenmächtig keine Erbſchaft aus— 
ſchlagen, oder unbedingt annehmen, (F. 235 des a. b. Gtzb.), 
woraus im Gegentheile zugleich folgt, daß er zur bedingten 
Erbserklärung die Genehmigung des vormundſchaftlichen 
Gerichtes nicht bedürfe, welches auch ganz in der Natur der 
Sache liegt, da er durch eine ſolche Erklärung den Minder— 
jährigen für alle Fälle vor Schaden ſichert, und nach meiner 
Überzeugung gar nie der Fall eintreten kann, wo eine bes 
dingte Erklärung von Seite des vormundſchaftlichen Gerich— 
tes genehmiget werden müßte. — Denn eine unbedingte Er— 
klärung kann nur auf der inneren Überzeugung des Erben 
beruhen, daß die Schulden des Erblaſſers deſſen Activ-Ver— 
mögen nicht überſteigen; wenn alſo das vormundſchaftliche 
Gericht die Genehmigung zur unbedingten Erbserklärung 
ertheilen ſollte, ſo müßte ſich dasſelbe vorerſt dieſe Überzeu- 
gung verfchaffen. Die Überzeugung des Richters ift aber nie 
die Überzeugung des Gerichtes, letztere muß für alle Fälle 
eine actenmäßige ſeyn. Wie kann ſich nun aber das Gericht 
als ſolches dieſe Überzeugung auf einem andern Wege 
verſchaffen, als durch die ämtliche Erforſchung des Vermö— 
gensſtandes des Verſtorbenen? Worin kann dieſe Erforſchung 
aber anders, als in der Inventariſation des Vermögens be— 
ſtehen? und wozu ſollte eine ſolche unbedingte Erbserklärung 
dienen? — Abgeſehen davon, daß bey großjährigen Erben, 
welche ſich unbedingt erbserklären, wohl ſehr oft nur die Ver— 
kürzung der Gefälle beabſichtet wird; ſo kann doch wohl dem 
Vorzuge, welchem ſie der unbedingten Erbserklärung vor der 
bedingten geben, keine andere Urſache zum Grunde liegen, 
als damit ſie die Koſten, welche mit der Inventur verbunden 
find, vermeiden, oder damit das Gericht keine genaue Kennt⸗ 
niß ihrer allſeitigen Vermögens- Verhältniſſe bekommen, 
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welches ihnen in verſchiedenen Rückſichten zuwider ſeyn kann. 
Allein um die Inventurskoſten zu erſparen, wird ſich wohl 
keine Vormundſchaftsbehörde herbeylaſſen, das Vermögen 
des Mündels der Gefahr, und ſich ſelbſt einer Verantwort— 
lichkeit auszuſetzen, oder ſich ſelbſt die genaue Kenntniß der 
dem Minderjährigen zugefallenen Erbtheile benehmen zu 
wollen. — Allein kann nicht der Fall eintreten, daß der 
Erblaſſer den Minderjährigen unter der Bedingung zum Er— 
ben einſetzet, wenn er ſich unbedingt zum Erben erkläret? 
oder, daß er wenigſtens demſelben größere Vortheile in die— 
ſem Falle zuſichert? — Es ſcheint keinem Zweifel zu unter— 
liegen, daß eine ſolche Bedingung für nicht beygefeßt zu 
achten ſey. Denn der §. 603 des a. b. Geb. ſpricht deutlich 
aus, daß dem Erben von dem Erblaſſer das Recht zur be— 
dingten Erbserklärung nicht entzogen werden könne, welches er 
doch thun würde, wenn er ihm die zugedachte Erbſchaft für 
den Fall, als er ſich bedingt zum Erben erkläret, wieder 
benehmen wollte. Auch ſogar der den Erben für den Fall 
der unbedingten Erbserklärung zugeſicherte größere Vortheil 
ſcheinet demſelben nicht zu entgehen, wenn er ſich nur be— 
dingt als Erbe erkläret; denn das Geſetz will den Erben bey 
der Deliberation, ob er die Erbſchaft mit Vorbehalt der 
Rechtswohlthat der Inventur, oder ohne derſelben antreten 
ſoll, ganz freye Hand laſſen, welche er aber nicht hätte, 
wenn er durch Vorſpiegelung eines größeren Vortheiles zur 
Erbsantretung ohne Inventur angereitzt würde. — Übrigens 
könnte die Vormundſchaftsbehörde die bedingte Erbserklärung 
des Vormundes, wenn es je möglich wäre, daß ſie dem 
Mündel zum Nachtheile gereichte, jeder Zeit dadurch reme— 
diren, daß ſie ihm auftrüge, dieſelbe zurückzunehmen, und 
eine unbedingte Erklärung zu überreichen, da eine ſolche 
Abänderung allerdings Platz greifet. (§. 806 des a. b. Gtzb.) 
$. 133. 
So, wie der Vormund nicht berechtiget ift, eine Erbſchaft 
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unbedingt anzunehmen, ſo iſt er auch aus einer gleichen Ur⸗ 
ſache nicht befugt, eine ſolche eigenmächtig auszuſchlagen. 
Denn der Minderjährige kann ſelbſt in dem Falle, als die 
Schulden des Erblaſſers notoriſch ſein Activ⸗ Vermögen über: 
ſteigen, durch eine bedingte Erbserklärung in der Hauptſache 
nicht verkürzt werden, weil nach F. 802 des a. b. Gtzb. ein 
ſolcher Erbe den Gläubigern und Legataren nur in ſo weit 
verbunden wird, als die Verlaſſenſchaft für ihre, und auch ſeine 
eigenen, außer dem Erbrechte ihm zuſtehenden Forderungen 
hinreicht. — Indeſſen kann es in manchen Fällen für den 
Minderjährigen zur Vermeidung von Koſten und allenfälliger 
Verantwortlichkeiten räthlich ſeyn, wenn ſich deſſen Vormund— 
ſchaft um eine Erbſchaft, bey welcher notorifch das Activ-Ver— 
mögen durch die vorhandenen Paſſiven überwogen wird, gar 
nicht annimmt, ſondern ſich gleich anfänglich derſelben ent— 
ſchlägt; allein ein ſo wichtiger Schritt erfordert eine forgfäl- 
tige Überlegung, da das Gerücht einer ſolchen Überſchuldung 
öfters auf Irrthümer ſich gründet; es kann daher um ſo we— 
niger dem Vormunde geſtattet werden, dieſen Schritt eigen— 
mächtig zu unternehmen, und er iſt ſohin in einem ſolchen 
Falle gehalten, die Genehmigung der Obervormundſchaft zur 
unbedingten Erbſchaftsentſagung einzuhohlen. 

Auch bey einem, dem Minderjährigen zugedachten Ver— 
mächtniſſe kann der Fall eintreten, daß es vortheilhafter er— 
ſcheinet, ſelbes nicht anzunehmen, wenn nähmlich der Min— 
derjährige auf der andern Seite dadurch auch mit Laſten be— 
bürdet werden ſoll. Auch hier kann dem Vormunde nicht ganz 
frey geſtellet werden, ob er dasfelbe annehmen oder ausſchla— 
gen wolle, ſondern er hat gleichfalls zur Annahme oder Aus— 
ſchlagung die gerichtliche Genehmigung anzuſuchen, da unter 
dem Nahmen Erbrecht, im weiteren Sinne, auch das Recht, 
Vermächtniſſe an ſich zu bringen, begriffen iſt. Nach dem 
Wortlaute des Geſetzes dürfte es zwar ſcheinen, als ob der 
Vormund nur dann die Genehmigung der Vormundſchafts— 


behörde einzuhohlen habe, wenn es ſich um Ausſchlagung ei— 
nes Vermächtniſſes handelt; allein er iſt ohne Zweifel auch 
dann, wenn es um Annahme eines Vermöächtniſſes handelt, 
aus welchem der Vortheil des Pupillen nicht einleuchtend iſt, 
an die Einwilligung der Vormundfchaftsbehörde gebunden, 
indem dem Vermächtnißnehmer nicht ſo, wie dem eigentlichen 
Erben, die Rechtswohlthat der Inventur zu gute kömmt, 
ſondern mit der Annahme des Vermächtniſſes auch die Über— 
nahme aller auf ſelbem ruhenden Laſten verbunden iſt. 
5 $. 134. 

Der Vormund darf, nach Vorſchrift des nähmlichen K. 
233 des a. b. Gtzb., keine Veräußerung der feiner Verwah— 
rung anvertrauten Güter vornehmen; ſondern muß, wenn 
ihm eine ſolche Veräußerung zur Hintanhaltung eines Scha— 
dens für den Minderjährigen nothwendig, oder zur Erzielung 
eines größeren Vortheils für die Pupillen nützlich erſcheinen 
ſollte, die Anzeige hiervon an das vormundſchaftliche Gericht 
machen, und deſſen Erklärung abwarten. Solche bewegliche 
Sachen, welche dazu nicht beſtimmt ſind, für den Minder— 
jährigen bis zu feiner Großjährigkeit aufbewahret zu werden, 
und deren Veräußerung zur Aufrechthaltung der Bewirthſchaf— 
tung ſelbſt oft nothwendig wird, wie z. B. bey einem Land— 
gute Vieh, Getreide, Geräthſchaften ꝛc., oder bey einem 
Kaufmanne die Waaren ꝛc0., darf der Vormund aus eigener 
Macht hintan geben, wie ſchon aus der allgemeinen aufge— 
ſtellten Regel klar hervorgehet. 

. 155. 

Obſchon Verpachtungen bey Adminiſtration des unbeweg— 
lichen Vermögens eines Minderjährigen der Regel nach der 
eigenen Bewirthſchaftung vorzuziehen find, weil fie gewöhn- 
lich ein höheres und verläßlicheres Erträgniß gewähren, als 
im Allgemeinen bey der eigenen Regie erzielet wird; ſo er— 
fordert die Abſchließung ſolcher Pacht-Contracte doch immer 
große Vorſicht, und es kann nicht ſelten durch eine unglückli— 
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che Auswahl des Pächters, und Vernachlaͤſſigung der Beyrü⸗ 
ckung mancher, den beſtehenden Verhältniſſen angemeſſenen 
Bedingungen, dem Minderjährigen ein großer Schade zuge— 
fügt werden. Darum ordnet das Geſetz F. 235 an, daß ſolche 
Pachtverträge zur Genehmigung der Vormundſchafts-Be— 
hörde vorgelegt werden müſſen. — Es entſteht hier die Frage: 
ob die Vormundſchaft berechtiget ſey, im Nahmen des Min— 
derjährigen Pachtverträge über die Zeit ſeiner Minderjährig— 
keit hinaus abzuſchließen? welche Frage aber ohne Zweifel 
bejahend beantwortet werden muß, weil öfters der Fall ein— 
treten kann, daß nur durch eine Verpachtung auf längere Zeit, 
und über die Jahre der Minderjährigkeit hinaus, ein ange— 
meſſener Pachtſchilling erzielet wird. Übrigens muß ſich ja 
der Mündel viele Verfügungen der Vormundſchaft, deren 
Folgen über die Jahre der Minderjährigkeit hinausreichen, 
gefallen laſſen, warum eine ſolche Verpachtung nicht? — Ge— 
wöhnlich werden ſolche Verpachtungen auch im Licitations— 
Wege abgeſchloſſen; indeſſen beſtehet hierüber keine eigene, 
allgemeine, geſetzliche Anordnung, darum ſcheinet dieſes 
dem Gutbefinden der Behörde überlaſſen zu ſeyn.“) Die Ur— 
ſache, warum das Geſetz hier die öffentliche Verſteigerung 
nicht vorgeſchrieben hat, ſcheinet darin zu liegen, weil bey 
Verpachtungen oft ſehr viel auf die perſönlichen Eigenſchaf— 
ten eines Pächters ankömmt, welches bey einem anderweitigen 
Verkaufe, der nicht auf Borg geſchieht, nicht der Fall iſt. 

Wenn nun aber ſchon Verpachtungen, die der Regel nach 
doch immer anzurathen find, nid ohne Genehmigung der 
Vormundſchaftsbehörde vorgenommen werden dürfen; ſo iſt 
dieſes um ſo mehr bey Pachtungen der Fall, da ſelbe für kei— 
nen Fall zu dem ordentlichen Wirthſchaftsbetriebe gehören, 
und ſelten für den Minderjährigen vortheilhaft ſind. 


*) Die Ausnahmen hiervon bey Pupillar-Bauernsgütern ſehe man 
9. 127. g. g 
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Die Aufkündigung der unficher anliegenden Capitalien 
liegt in der Pflicht des Vormundes (F. 115.), und er bedarf 
daher dazu keiner gerichtlichen Genehmigung. Allein ein mit 
geſetzmäßiger Sicherheit anliegendes Capital darf der Vor— 
mund ohne gerichtlicher Bewilligung nicht aufkünden, und 
es wäre eine ſolche Aufkündung meiner Überzeugung nach 
ohne alle rechtliche Wirkung. Treten Gründe ein, welche die 

Aufkündung eines ſolchen Capitals nothwendig, oder wenig— 
ſtens räthlich machen; ſo hat der Vormund dieſelben dem vor— 
mundſchaftlichen Gerichte vorzulegen, und deſſen Entſcheidung 
abzuwarten. — Der Geſeßgeber fand es aber bedenklich, dem 
Vormunde eine größere Macht einzuräumen, da es nicht im— 
mer gewiß iſt, daß das Capital eben ſo ſicher wieder angelegt 
oder weiter verwendet werden kann. Die Fälle, in welchen 
derley Capitalien aufgekündet werden, können eintreten, bey 
einem Nothfalle, wenn nähmlich Schulden vorhanden ſind, 
welche berichtigt werden müſſen, oder wenn der Minderjäb— 
rige eine Handlung und ein Gewerbe beſitzt, und daher feine 
Capitalien beſſer verwenden kann, wenn er ſie zur Betreibung 
der Handlung oder des Gewerbes benützt ꝛc. Das vormund— 
ſchaftliche Gericht hat die Gründe des Vormundes mit Ge— 
nauigkeit zu prüfen, und dann darüber zu erkennen. 

$. 137. 

Aus obigem Grunde darf auch der Vormund ua ſiche⸗ 
re Forderungen und Anſprüche eigenmächtig, auch nicht ge— 
gen das volle Entgeld abtreten. Bey unſicheren Forderungen 
unterliegt eine ſolche Abtretung, wenn er genau diejenige 
Summe erhält, auf welche die Forderung lautet, keinem An— 
ſtande; wird aber für die Forderung weniger gebothen, ſo 
muß der Vormund gleichfalls zu einer ſolchen Abtretung die 
gerichtliche Genehmigung einhohlen, weil eine ſolche Ab— 
tretung nichts als eine theilweiſe Entſagung eines Rech— 
tes iſt. 
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Vergleiche über ſtreitige Rechte darf der Vormund, weil 
ſie ebenfalls eine Art von Entſagung ſind, aus eigener Macht 
nicht eingehen. Eben fo wenig darf der Vormund den Aus— 
gang des Streites eigenmächtig, auch nicht auf die Auftra⸗ 
gung oder Zurückſchiebung eines Eides, und noch weniger 
auf den Ausſpruch eines Schiedsrichters ankommen laſſen. 
(Hofd. vom 11. Septbr. 1784, lit. i.) 1 

9. 139. 

Es entſteht hier die Frage, ob der Vormund ohne Ein— 
willigung des vormundſchaftlichen Gerichtes ſich in einen 
Prozeß einlaſſen dürfe? — Da der Geſetzgeber dieſe Frage 
nicht ausdrücklich berühret, ſo läßt ſich auch wohl nicht be— 
haupten, daß es dem Vormunde benommen ſey, weder einen 
Prozeß eigenmächtig anzufangen, noch weniger aber auf eine 
bereits angebrachte Klage Rede und Antwort zu geben. 
Denn eine Klage zu ſtellen iſt oft dringend, auch iſt dem 
Vormunde die Eintreibung unficherer Forderungen zur Pflicht 
gemacht (F. 115.), welche doch größten Theils nicht anders, 
als mittelſt einer förmlichen Einklagung geſchehen kann. 
Ferner gehört die Vertretung des Minderjährigen gegen eine 
angebrachte Klage unter die Verpflichtungen des Vormundes 
(F. 243 des a. b. Gtzb.) In wichtigen und bedenklichen 
Fällen erheiſchet es die Vorſicht, daß der Vormund den Fall 
der Vormundſchaftsbehörde anzeige, und die Genehmigung 
zur Prozeßführung anſuche, weil derſelbe im Falle eines 
üblen Ausgangs ſich Verantwortung zuziehen könnte. Das 
Gericht aber, bey welchem von dem Vormunde eine Klage, 
oder Einrede angebracht wird, iſt für keinen Fall berechtiget, 
eine ſolche Klage oder Einrede von ſich zu weiſen, da das 
Geſetz den Vormund bey Führung eines Prozeſſes nicht aus— 
drücklich an die Genehmigung des Gerichts gebunden hat, 
viele Fälle eintreten können, wo eine ſolche Genehmigung 
höchſt überflüſſig wäre, und dasſelbe in einer Beurtheilung, 
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ob und in wie weit fich der Vormund in einen beſtimmten 
Prozeß einlaſſen könne, nicht eingehen darf, außer es wäre 
das Gericht, bey welchem der Prozeß anhängig gemacht 
wird, ſelbſt die Vormundſchaftsbehörde. Aber ſelbſt in dieſem 
Falle wäre dieſer Gegenſtand von Seite der letzteren abge» 
ſondert zu behandeln, und während vielleicht der Vormund 
über einen allenfällig muthwillig angefangenen Prozeß von 
Seite des Gerichtes, als Obervormundſchaft, zur Verant— 
wortung gezogen wird, hätte dasſelbe, in der Eigenſchaft 
als entſcheidendes Gericht, den Prozeß im ordentlichen Gange 
fortzuführen. 
$. 140. 

Bey Handlungen, Fabriken und Gewerben iſt, wenn 
dieſe im ordentlichen Gange fortgehen, gewöhnlich ein grö— 
ßerer Gewinn aus den zum Betriebe derſelben angewendeten 
Capitalien zu ziehen, als durch Anlegung derſelben auf Zin— 
ſen. Dagegen iſt aber auch die Gefahr eines Verluſtes viel 
näher. Es iſt alſo eine große Vorſicht nöthig, wenn es ſich 
darum handelt, ob für den Minderjährigen eine Handlung, 
Fabrik oder Gewerbe angefangen, fortgeſetzt, oder aufgeho— 
ben werden ſolle? Der Vormund darf alſo in allen dieſen 
hier aufgezählten Fällen nicht eigenmächtig handeln, ſondern 
er hat, wenn er das eine oder andere für den Pupillen vor— 
theilhafter erachtet, ſeine Gründe dem vormundſchaftlichen 
Gerichte vorzulegen und deſſen Genehmigung einzuhohlen. — 
Bey einer ſolchen Entſcheidung kömmt es, wie Herr Hof- 
rath v. Zeiller in feinem Commentare, F. 235, Nro. 10, 
anführt, auf eine reife Überlegung vieler Umſtände an; wie 
die Bilanz, und der gegenwärtige, oder wahrſcheinlich künf— 
tige Zuſtand beſchaffen; ob der Pflegebefohlene bald ſelbſt 
die Geſchäfte zu übernehmen fähig und geneigt ſey, oder 
ob man inzwiſchen einen tüchtigen, redlichen, Credit beſitzen— 
den Vorſteher finden; ob der Fond durch die abzutragenden 
Laſten der Verlaſſenſchaft nicht zu ſehr abnehmen werde u. dgl. 
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Hat der Erblaſſer ſelbſt angeordnet, daß ſeine Fabrik, Hand⸗ 
lung oder Gewerbe fortgefeßt werden folle; ſo iſt zwar dieſer 
Anordnung der Regel nach ohne weiteres nachzukommen, 
aber, wenn ſolche Verhältniſſe obwalten, daß dem Vermögen 
des Minderjährigen dadurch ein unausweichbarer Schaden 
drohet, und vielleicht gar eine Gefahr der Verkürzung des 
Pflichttheiles vorhanden iſt; ſo iſt das Gericht ſelbſt an die 
Verfügung des Vaters nicht gebunden. 
$. 141. 

Der Vormund kann für ſich allein kein Capital des Min- 
derjährigen, wenn es zurückbezahlt wird, in Empfang neh— 
men, (F. 234 des a. b. Gb.), ſondern er muß hierzu die 
gerichtliche Genehmigung erwirken. Dieſe geſetzliche Anord— 
nung beſchränkt ſich nicht nur auf jene Capitalien, welche 
ſicher anliegen und zu deren Aufkündigung er daher ſchon der 
gerichtlichen Genehmigung bedarf, ſondern erſtreckt ſich auch 
auf jene, welche unſicher ſind, und deren Eintreibung ihm 
daher zur Pflicht gemacht iſt; denn das Geſetz redet hier 
ganz allgemein. Dagegen kann aus der Bewilligung zur 
Capitals - Aufkündigung nicht zugleich auch ſchon auf die 
Genehmigung zur Empfangsnahme dieſes Capitals geſchloſ— 
ſen werden. Will daher der Schuldner ſicher ſeyn, daß er 
für den Fall einer Veruntreuung des Vormundes, oder ei— 
nes denſelben treffenden Unfalls, das demſelben bereits einge— 
händigte Capital nicht zum zweyten Mahle zahlen dürfe; ſo 
muß er ſich verſichern, daß dem Vormunde die gerichtliche 
Bewilligung zur Erhebung des Capitals richtig ertheilt wor— 
den fey, und er muß ſich daher zu dieſem Zwecke von dem 
Vormunde dieſe gerichtliche Bewilligung vorzeigen laſſen; 
er iſt aber auch berechtiget, wenn der Vormund dieſe Bewil— 
ligung vorzuweiſen nicht im Stande iſt, oder aus was im— 
mer für einer anderen Urſache Bedenklichkeiten gegen die 
Auszahlung des Capitals des Minderjährigen an den Vor— 
mund obwalten ſollen, die bereits fällige Zahlung unmittel— 
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bar an das Gericht ſelbſt zu leiſten. Was die verfallenen 
Zinſen anbelangt, ſo können dieſelben unbedenklich an den 
Vormund abgeführt werden, ohne daß hierzu eine ausdrück— 
liche gerichtliche Bewilligung nothwendig wäre; denn ſelbe 
ſind eigentlich beſtimmt, zur ordentlichen Führung der Vor— 
mundſchaft verwendet zu werden. In ſo fern aber die Zinſen 
der Capitalien ſo beträchtlich ſind, daß hiervon jährlich ein 
bedeutender Überſchuß entfällt, iſt ohne Zweifel die Vormund— 
ſchaftsbehörde berechtiget, auch hierin einige Einſchränkun— 
gen eintreten zu laſſen, welche aber dem Schuldner bekannt 
zu machen ſind, weil er ſonſt noch immer dem Vormunde 
mit Rechtsgültigkeit die Intereſſen bezahlen könnte. (F. 1017 
des a. b. Gtzb.) 
F. 142. 

So oft der Fall eintritt, daß ein ausſtehendes Capital 
eingehen ſoll, hat der Vormund eine geraume Zeit vor dem 
Empfange des Capitals dem Gerichte die Anzeige, und zu— 
gleich den Vorſchlag zu machen, wo ſelbes, damit es nicht 
unfruchtbar hinterlegt bleibe, wieder mit Sicherheit angelegt, 
oder auf welche andere vortheilhafte Art es verwendet werden 
könne. Das Gericht hat den Vorſchlag des Vormundes in 
ſorgfältige Erwägung zu nehmen, und die Genehmigung der 
angetragenen Verwendung entweder zu ertheilen, oder zu 
verſagen. Es iſt räthlich, wenn der Vormund ſeinen Vor— 
ſchlag nicht auf eine einzige Art der Verwendung beſchränket, 
ſondern mehrere Arten in Anregung bringt, da, wenn dem 
Gerichte die einzige vorgeſchlagene Art nicht annehmbar er— 
ſcheinet, gewöhnlich ein neuer Vorſchlag von dem Vormunde 
abgefordert, dadurch die neue Anlegung verzögert, und die 
Schreibereyen vervielfältiget werden. Übrigens iſt hinſicht⸗ 
lich dieſer neuen Anlegung alles das zu beobachten, was 
bereits in den SS. 105 — 116 abgehandelt worden iſt. (F. 
235 des a. b. Gtzb.) 
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Nach dem römiſchen Rechte mußten Vormünder, die we- 
der vom Vater benennt, noch erſt nach genauer Erforſchung 
ihrer Eigenſchaften und Verhältniſſe von der Obrigkeit be— 
ſtellt wurden, Caution durch Bürgſchaft leiſten. Da die Vor⸗ 
münder nach römifchem Rechte eine weit freyere Macht, und 
erſt am Ende der Vormundſchaft Rechnung zu legen hatten, 
fo war dieſe Vorſicht dortmahls nothwendig. Die öſterreichi— 
ſche Geſetzgebung hat ſchon durch eine höchſte Reſolution 
vom 15. Februar 1759, F. 7, die durch Teſtament ernannten, 
und vom Gerichte beſtimmten Gerhaben, die kein Immobile 
beſitzen, von der Realcaution enthoben, und anbefohlen, daß 
ſich mit der juratoriſchen Clauſel begnügt werden ſolle, und 
das Hofdecret vom 9. Aprill 1781, Nro. 12, hat dieſe Re— 
ſolution auf alle übrige Fälle, in welchen es die Vormund— 
ſchaftsbehörde billig findet, wo auch der ernannte Gerhab 
wirklich eine Immobile beſäße, zu erweitern befunden. Da 
aber wahrgenommen wurde, daß die von den Gerhaben ge— 
mäß der alten Gerhabſchafts-Ordnung geforderte Leiſtung 
einer Realcaution viele redliche, zu getreuer Verwaltung des 
Vermögens und genauer Fürſorge für den Mündel wohl ge— 
eignete Männer, von Antretung der Gerhabſchaft abhalte, 
wenigſtens ſelbe zum Nachtheile des Mündels oder Curan— 
den verzögere; fo haben Se. Majeſtät, laut Hofdecret vom 
30. September 1785, Nro. 474, zu verordnen befunden, 
daß jeder Gerhab, und vom Gerichte beſtimmte Curator von 
Leiſtung der Realcaution gegen dem enthoben werden könne, 
daß in der Auswahl rechtſchaffener Männer die ſtrengſte 
Sorgfalt angewendet, der beſtellte Gerhab oder Curator 
jedes Mahl in gerichtliche Verpflichtung, die ſtatt des Eides 
gelte, genommen, die Subſtanz des Vermögens in gericht— 
liche Verwahrung ſogleich übergeben, und auf die genaue 
Rechnungslegung in der vorgeſchriebenen Zeit mit allem 
Ernſte unnachſichtlich gedrungen werde. Übereinſtimmend mit 
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dieſen geſetzlichen Beſtimmungen hat auch das neue allge: 
meine bürgerliche Geſetzbuch, F. 237, angeordnet, daß der 
Vormund bey Antretung der Vormundſchaft nicht ſchuldig 
ſey, Caution zu leiſten. Dieſe neuere Geſetzgebung konnte 
dieſe Befreyung von der Realcaution um ſo unbedenklicher 
ausſprechen, als nach den Vorſchriften desſelben kein Vor— 
mund ohne obrigkeitliche Würdigung ſeiner Fähigkeit und 
übrigen Eigenſchaften ſein Amt antreten kann, (F. 191 und 
204 des a. b. Gtzb.), ſohin immer der Fall eintritt, für 
welchen ſelbſt nach den Beſtimmungen des römiſchen Rechtes 
die Vormünder von einer Realcaution befreyt waren. Zudem 
wird ein etwas beträchtliches Vermögen dem Vormunde, we— 
nigſtens nicht durch längere Zeit, in Händen belaſſen; denn 
bewegliche Güter von Werth werden in gerichtliche Verwah— 
rung übernommen, und unbewegliche Güter könnten, wenn 
ſie auch der Vormund wirklich veräußerte, immer wieder von 
den dieſelben an ſich bringenden Perſonen wieder abgeforbert 
werden; ſelbſt von den jährlichen Einkünften wird dem Vor— 
munde nicht mehr in Händen belaſſen, als zur ordentlichen 
Verwaltung und Erziehung des Waiſen nothwendig iſt. 
Wenn daher die Vormundſchaftsbehörde ihre Pflichten genau 
erfüllet, fo kann dem Minderjährigen ſelbſt nicht leicht durch 
eine nachläſſige und ungetreue Verwaltung von Seite des 
Vormundes ein unerſetzbarer Schade zugefügt werden. 
F. 144. 

Der Vormund bleibt zwar auch in der Folge von der 
Caution befreyet, fo lange er die durch das Gefek zur Si— 
cherheit des Vermögens beſtehenden Vorſchriften genau be— 
obachtet, und zur gehörigen Zeit ordentlich Rechnung leget. 
(H. 237 des a. b. Gtzb.) Kommt er aber feinen Verpflichtun— 
gen nicht genau nach, und beſonders vernachläſſiget derſelbe, 
in der gehörigen Zeit Rechnung zu legen; ſo kann und ſoll 
von Seite des Gerichtes allerdings auf Leiſtung einer Sicher— 
ſtellung gedrungen werden. Es frägt ſich nun hier, wie, auf 
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was Weiſe dieſe Sicherſtellung zu leiſten ſey? Der F. 1373 
des a. b. Gtzb. ſagt: Wer verbunden iſt, eine Sicherſtellung 
zu leiſten, muß dieſe Verbindlichkeit durch ein Handpfand, 
oder durch eine Hypothek erfüllen. Nur in dem Falle, daß 
er ein Pfand zu geben außer Stande iſt, werden taugliche 
Bürgen angenommen. Bey dieſer allgemeinen Beſtimmung 
des bürgerlichen Geſetzbuches ſcheint es daher auch im vor— 
liegenden Falle zu verbleiben, obſchon nach roͤmiſchem Rechte 
nur eine Caution durch Bürgſchaft geleiſtet werden durfte. 
$. 145. 

Jeder Machthaber iſt ſeinem Machtgeber, um ſo mehr 
alſo auch jeder Vormund dem Gerichte, von dem er als 
Machthaber des Minderjährigen beſtellet wird, über die ge— 
führte Verwaltung Rechenſchaft zu geben ſchuldig. Dieſe 
Verpflichtung ſpricht auch das allgemeine bürgerliche Geſetz— 
buch, F. 238, mit den Worten aus: In der Regel iſt jeder 
Vormund und Curator verbunden, über die ihm anver— 
traute Perwaltung Rechnung zu legen. (F. 238.) Durch 
dieſen letzteren Ausdruck wird auch zugleich der Umfang die— 
ſer Verbindlichkeit bezeichnet. Wenn daher die Verwaltung 
von dem Erblaſſer oder dem Gerichte unter Mehrere vertheilt 
iſt, ſo kann von jedem die Rechnung nur über ſeinen Ver— 
waltungszweig verlanget werden, und es muß aus allem 
dieſem dann eine Hauptrechnung verfaſſet werden. Dieſe 
Hauptrechnung iſt von demjenigen zu verfaſſen, welchem 
das Gericht die Hauptführung der Geſchäfte aufgetragen 
hat; ſollte aber das Gericht vernachläſſiget haben, die Haupt— 
führung der Geſchäfte einem aus den mehreren Vormündern 
zu übertragen; ſo müßte dasſelbe dieſe Zuſammenſtellung der 
einzelnen Rechnungen in eine einzige Hauptrechnung ſelbſt 
beſorgen. Verwalten aber die Vormünder das Vermögen des 
Minderjährigen gemeinſchaftlich, oder theilen ſie ohne ge— 
richtliche Genehmigung; fo haben fie auch eine gemeinſchaft⸗ 
liche Rechnung zu legen. (§. 210 des a. b. Gb.) 
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Von der Verpflichtung, Rechnung zu legen, kann aber 
ſo wohl der Erblaſſer ſelbſt, als in manchen Fällen auch das 
Gericht, den Vormund befreyen. Der Erblaſſer kann dieſes 
überhaupt in Anſehung des von ihm freywillig vermachten 
Betrages. (F. 238 des a. b. Gtzb.) Rührt daher das Ver— 
mögen des Minderjährigen von Jemanden her, welcher dem— 
ſelben einen Pflichttheil zu hinterlaſſen ſchuldig war; ſo 
kann ſich dieſe Befreyung von der Rechnungslegung nur auf 
jenen Antheil beziehen, welcher ſich über Abzug des eigentlichen 
Pflichttheiles erübriget. Da ſich übrigens dieſe Befreyung 
des Erblaſſers aber nur auf die vertrauungsvolle Voraus— 
ſetzung gründen kann, daß der Vormund ohnehin als ein 
getreuer und ſorgfältiger Verwalter des Vermögens des 
Minderjährigen ſich benehmen werde; ſo unterliegt es keinem 
Zweifel, daß das Gericht, ſo bald es offenbare Unordnungen, 
oder wehl gar ein unredliches Benehmen des Vormundes 
entdeckte, die vom Erblaſſer zugeſtandene Befreyung zurück 
zu nehmen nicht nur berechtiget, ſondern ſelbſt verpflichtet 
ſey. (Vergl. Zeillers Commentar §. 238 und 239.) übri⸗ 
gens iſt die in Gallizien entſtandene Meinung, als ob die 
Vormünder für den Fall, daß das Einkommen der Mündel 
jährlich tauſend pohlniſche Gulden nicht überſteigt, von der 
Rechnungslegung ipso facto befreyt ſeyen, irrig; ſondern 
dieſe Befreyung hat nur dann Statt, wenn die Ausgabe durch 
die wahren Bedürfniſſe des Mündels, worüber die Vor— 
mundſchaftsbehörde nach reifer Erwägung aller Umſtände den 
Schluß zu faſſen hat, derley geringes Einkommen erſchöpfet. 

9. 147. 

Das Gericht ſelbſt aber kann den Vormund von der 
Rechnungslegung befreyen, wenn das Einkommen die Aus— 
lagen für den Unterhalt und die Erziehung des Minderjähri— 
gen wahrſcheinlich nicht überſteigen. ($. 238 des a. b. Ghb.) 
Denn ſo lange das vormundſchaftliche Gericht ſich überzeugt, 
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daß der Minderjährige einen, den Einkünften angemeſſenen 
Unterhalt und Erziehung erhält, würde es als eine über— 
flüſſige und zweckloſe Beläſtigung des Vormundes erſcheinen, 
von ihm eine jährliche Rechnungslegung abzufordern. Schö— 
pfet aber das Gericht aus dem kärglichen Unterhalte des 
Minderjährigen, oder aus andern Gründen den Verdacht, 
daß der Vormund entweder mit dem Vermögen nicht auf 
eine entſprechende Weiſe wirthſchafte, oder wohl gar einen 
unerlaubten Gewinn für ſich beziehe; ſo iſt gleichfalls kein 
Anſtand, daß es die anfänglich ausgeſprochene Befreyung 
von der Rechnungslegung wieder zurück nehme. — Für alle 
Fälle muß aber das in der Inventur aufgenommene Haupt- 
vermögen und Capital von dem Vormunde ausgewieſen wer— 
den. (F. 238 des a. b. Gtzb.) | 
Ä §. 148. 

Die Rechnungen müſſen mit jedem Jahre, und zwar 
längſtens innerhalb zwey Monathen, nach deſſen Verlauf mit 
allen erforderlichen Behelfen dem vormundſchaftlichen Ge— 
richte übergeben werden. (F. 239 des a. b. Gtzb.) Dieſes 
Jahr iſt meines Erachtens von der Zeit an zu rechnen, als 
dem Vormunde die Verwaltung des Vermögens übergeben 
worden iſt. Indeſſen wird es zur Erleichterung der Überſicht 
des Waiſenſtandes räthlich, daß die erſteren Rechnungen 
ſtückweiſe verfaßt, und mit Ende des gewöhnlichen Rechnungs— 
jahres, nähmlich den letzten October, abgeſchloſſen werden. — 
Gegen einen Vormund, welcher in der beſtimmten Zeit die 
Rechnung zu legen unterläßt, müſſen die den Umſtänden an— 
gemeſſenen Zwangsmittel angewendet werden. (Eod.) Ge— 
wöhnlich wird der Vormund nach Verſtreichung der geſetzli— 
chen Friſt, mit Anberaumung eines neuen Termins, zur 
Rechnungslegung ſchriftlich betrieben, und demſelben, wenn 
er dieſer Betreibung nicht nachkömmt, ein Pönfall ange— 
drohet, der bey der weitern nicht zugehaltenen Friſt einge— 
hoben, und ein doppelter Pönfall für die Nichtberichtigung 
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der neuerlich wieder gegebenen Friſt angedroht wird. Kann 
das Gericht auch mit Pönfällen nicht zum Zwecke gelangen, 
ſo iſt, wenn die Rechnungslegung durch einen Dritten zu 
Stande gebracht werden kann, auf Koſten des ſaumſeligen 
Vormundes ein Rechnungsverſtändiger hierzu zu verwenden, 
dem der Vormund die Behelfe an Handen zu geben hat; 
kann aber dieſe Rechnungslegung von einem Dritten durch— 
aus nicht bewerkſtelliget werden, (obſchon dieſes ſehr ſelten 
der Fall ſeyn dürfte); ſo wäre der Vormund, wenn Vermö— 
gensſtrafe nicht wirken, durch Leibesſtrafen zu feiner Pflicht— 
erfüllung zu vermögen. 

1 $. 149. 

Über die Art und Weiſe, wie eine ſolche Vormundſchafts— 
Rechnung gelegt werden müſſe, hat das Geſetz kein beſtimm— 
tes Formulare vorgeſchrieben, ſondern ſich mit Ertheilung 
der allgemeinen Vorſchrift begnüget, daß in derſelben die 
Einnahme und Ausgabe, der Überſchuß oder die Verminde— 
rung des Capitals genau beſtimmet werden müſſe. (F. 239 
des a. b. Gtzb.) Die Grundlage des Empfangs in der erſten 
Rechnung iſt das urſprüngliche Inventarium, wozu ſich der 
allenfällige Zuwachs geſellet; jene der ferneren Rechnungen 
aber der zuletzt ausgewieſene, und vom Gerichte anerkannte 
Vorrath, dann folgen die weiteren Zuflüſſe. Mit dieſen Aus— 
weiſungen alſo, ſo, wie mit den Urkunden über die nachge— 
folgten Erwerbungen, obſchon man ſie, als dem Gerichte 
bekannt, vorausſetzen könnte, iſt der Empfang zu belegen. 
Bey den Ausgaben muß theils das Befugniß, dafern es nicht 
in der Natur der Sache, oder in einer allgemeinen Bewilli— 
gung liegt, durch die beſonderen gerichtlichen Bewilligungen; 
theils müſſen die Beträge, wenn ſie nicht ganz unbedeutend 
ſind, durch Quittungen, oder andere angemeſſene Beſcheini— 
gungen dargethan werden. 

In Rückſicht des aus Vergleichung der Ausgaben mit 
dem Empfange etwa ſich ergebenden baren Überfchuffes end: 
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lich iſt von dem Vormunde anzugeben, ob er als nothwendi— 
ger Vorſchuß zurück zu behalten, oder gerichtlich zu hinter— 
legen, oder wie er zu verwenden, oder wie er bereits geſetz— 
mäßig angelegt worden ſey. In Rückſicht des verminderten 
Hauptſtammes iſt ebenfalls vorzuſchlagen, wie er wieder er— 
gänzt werden könne. (Zeillers Commentar, F. 238 und 239, 
Nro. 3, 4 und 5.) Iſt unter dem Vermögen eine Handlung 
begriffen, ſo hat ſich das Gericht mit dem vorgelegten be— 
glaubigten Rechnungsabſchluſſe oder mit der ſogenannten 
Bilanz zu begnügen. (F. 239 des allg. b. Gtzb.) Beſitzen 
mehrere Waiſen ein ganz oder doch zum Theile abgeſondertes 
Vermögen, ſo liegt es in der Natur der Sache, daß für je— 
den eine beſondere, oder nebſt der gemeinſchaftlichen, noch 
eine Separat-Rechnung geführt werden müſſe. — Bey ei— 
nem ausgebreiteterem Vermögen des Minderjährigen iſt öfters 
der Fall, daß der Vormund nicht alle einzelne Theile desfel- 
ben ſelbſt bewirthſchaften kann, ſondern die Bewirthſchaf— 
tung derſelben wieder eigenen Perſonen anvertrauen müſſe, 
welche über die geführte Verwaltung dem Vormunde Rech- 
nung zu legen haben. Dieſe beſondern Rechnungen ſind nun 
als Beylagen der Vormundſchafts- Rechnung ſelbſt zu ver 
wenden, in dieſe aber aus denſelben nicht mehr in die Vor— 
mundſchafts-Rechnung zu ziehen, als was daher empfangen, 
oder dahin verwendet worden. (Vergl. a. b. Gtzb. vom 1. 
Nov. 1786, 5. Hauptſt., F. 79.) Bey Vormundſchaften 
aus der Volksclaſſe, wo das Vermögen nicht beträchtlich, 
und daher, ſo wohl dasſelbe, als die Rechnung, nicht leicht ei— 
ner Verwirrung unterworfen iſt, muß von der Vormund— 
ſchaftsbehörde für die Sicherheit des Waiſenvermögens und 
deſſen Benützung zwar ebenfalls geſorgt, in der Verrechnung 
Empfang und Ausgabe ordentlich angeſetzt, hierüber aber ſich 
an einer den Begriffen des gemeinen Mannes angemeſſenen 
Rechnungsart begnüget, und die Rechnung auf die leichteſte 
und kürzeſte Art erlediget werden. (Eod. F. 83.) Übrigens 
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brauchen dergleichen Rechnungen nicht von Advocaten übers 
geben zu werden, ſondern der Vormund kann ſie ſelbſt un— 
mittelbar einreichen, oder einſenden. (Hofd. vom 27. Decem⸗ 
ber 1795, Nro. 143.) 

$. 150. 

Hat der Vormund lediglich über ein bewegliches Vermö— 
gen Rechnung zu legen, oder befinden ſich die ſeiner Verwal— 
tung anvertrauten unbeweglichen Güter in der nähmlichen 
Provinz, wo die Vormundſchaftsbehörde ihren Sitz hat; fo 
iſt nur eine Rechnung zu legen, und dieſe dem gedachten 
vormundſchaftlichen Gerichte zu übergeben. Er muß ſohin 
jeden Empfang, woher er immer komme, dahin verrechnen; 
wenn er daher auch aus fremden Ländern Geld einnimmt, 
bringt es ſeine Pflicht mit ſich, über dieſe Einnahme der 
dießſeitigen Obervormundſchaft Rechenſchaft zu geben, ohne 
Rückſicht, in welchem Lande die Activforderungen liegen, von 
welchem derſelbe dieſe Gelder einnimmt. Von dieſer Regel 
iſt nur der Fall ausgenommen, wenn in dem Auslande, wo 
das Capital anliegt, hierüber beſondere Geſetze und Verfaſ— 
ſungen beſtehen, gemäß deren über das dortländige Capital 
und deſſen Zinserhebung eine beſondere Vormundſchaft be— 
ſtellet wäre. (Hofdecret vom 11. November 1791, Mro. 
220.) Wenn aber der Minderjährige in verſchiedenen Pro— 
vinzen unbewegliche Güter beſitzt, deren Verwaltung dem 
Vormunde allein anvertraut iſt; ſo muß er für jede Provinz 
eine abgeſonderte Rechnung der Curatels- Behörde jeder 
Provinz vorlegen, und von ſelber die Erledigung abwarten. 
Jedoch bleibt es ihm freygeſtellt, zum Beſten des Minder— 
jährigen den Überſchuß des in einer Provinz gelegenen Ver— 
mögens in eine andere zu verwenden. (F. 240 des a. b. Gtzb.) 
Iſt neben dem Vormunde ein Curator in der andern Provinz 
aufgeſtellt; ſo muß doch der Vormund mit demſelben zum 
Wohle des Minderjährigen im Einverſtändniſſe zu handeln 


ſuchen, es muß ihm von dem letzteren ein beglaubigter Aus, 
* 


zug der erledigten Rechnung zugeſendet, dieſer der Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde vorgelegt, und, wenn ſich in einer Provinz 
ein Überſchuß ergibt; ſo hat nach meiner Überzeugung die 
Vormundſchafts- und nicht die Curatels- Behörde zu ent— 
ſcheiden, wie derſelbe weiter zu verwenden ſey, weil dieſer 
Überſchuß ſich in bewegliches Vermögen verwandelt, über 
welches, nicht die Curatels-, ſondern die Vermundſchafts⸗ 
behörde zu wachen hat. 
$. 151 

Die von dem Vormunde gelegte Rechnung hat das vor 
mundſchaftliche Gericht durch Sachverſtändige prüfen und 
berichtigen zu laſſen, und die Erledigung darüber dem Vor— 
munde mitzutheilen. (F. 241 des a. b. Gtzb.) Die nähere 
Auseinanderſetzung der Art und Weiſe, wie die Prüfung 
dieſer Rechnung vorzunehmen ſey, wird in dem Abſchnitte, 
wo von den Rechten und Pflichten der Vormundſchaftsbe— 
börden die Rede iſt, abgehandelt werden. Bey der Erledi— 
gung der Rechnung aber ſoll alles, was dem Waiſen von 
dem Vormunde, oder von dem Vormunde dem Waiſen be— 
dingt, oder unbedingt zu erſetzen iſt, deutlich ausgedrückt 
werden. Außerdem, was beſtimmt ausgedrückt iſt, kann in 
Anſehung der Vormundſchafts-Rechnung weder der Vor— 
mund an den Waiſen, noch der Waiſe an den Vormund wei— 
ter eine Forderung ſtellen. Wenn jedoch in der Rechnung ein 
Verſtoß (error calculi) geſchehen, wenn entweder bey der 
Einnahme, oder bey der Ausgabe, in Anſetzung oder Auslaſ— 
ſung einer Poſt ein offenbarer Irrthum unterläuft, oder in 
der einen oder andern Rubrik etwas vergeſſen worden, ſoll 
dieſes weder dem Vormunde, noch dem Minderjährigen zum 
Nachtheile gereichen *). Hätte aber ein Vormund wiſſentlich 
etwas zurückgehalten, ſo iſt er nicht nur, wie jeder unredliche 
Beſitzer, zur vollkommenen Entſchädigung zu verhalten, ſon— 


) Dieſes wird in den buchhalteriſchen Erledigungen gewöhnlich 
durch den Ausdruck „Reſervatpunet per ue“ bezeichnet. 
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dern auch nach Umſtänden der Veruntreuung oder des Be: 
truges wegen als Verbrecher, oder ſchwerer Polizey— : Über: 
treter zu beftrafen. (F. 242 und 262 des neuen allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches, und verglichen mit dem 5. Haupt- 
ſtücke, SS. 30 und 81 des Joſephiniſchen Geſetzbuches.) 

F. 152. 

Wenn der Vormund ſich durch die Erledigung der Rech— 
nung beſchwert findet, und die Beſchwerde eine Förmlichkeit 
der Rechnung betrifft, kann er ſich an den oberen Richter 
wenden. Iſt ihm aber eine Vergütung, die er fordert, abge— 
ſchlagen, oder ein Erſatz, den er nicht ſchuldig zu ſeyn glaubt, 
aufgebürdet worden, ſoll er für den Waiſen einen Curator 
begehren, und mit dieſem die Angelegenheit vor der Vor— 
mundſchafts behörde abthun. eee Joſ. b. Gtzb. V. — u 
ſtück F. 82.) 

F. 153. g N 

Dem Vormunde kommt, nächſt der Verwaltung ; des ihm 
unmittelbar anvertrauten Waiſengutes, auch die Obſorge zu, 
daß der Minderjährige nicht durch ſeine eigenen Handlungen 
einen Schaden leide. Aus dieſem Grunde hat der Geſetzgeber 
bey mehreren Rechtsgeſchäften dem Minderjährigen theils das 
Befugniß zur Abſchließung derſelben ganz entzogen, theils in 
ſelbem auf mehrfache Weiſe beſchränket. — Vor allem ordnete 
derſelbe F. 243 des a. b. Gtzb. an, daß ein Minderjähriger 
weder als Kläger, noch als Geklagter, vor Gericht erſcheinen 
könne, ſondern ihn ſein Vormund entweder ſelbſt vertreten, 
oder durch einen Anderen vertreten laſſen müſſe. Wenn alſo 
auch der Minderjährige ſich ſelbſt durch einen fähigen Rechts— 
freund vertreten laſſen wollte, ſo kommt ihm doch weder die 
Auswahl desſelben, noch die Beurtheilung, ob man ſich in 
einen Prozeß einlaffen ſoll, oder nicht, noch auch kommt ihm 
die Macht zu, durch die Verhandlung der ſeiner Perſon, oder 
fein Vermögen betreffenden Streitſache, durch fein Geſtänd— 
niß, durch Auftragung, Annahme oder Zurückſchiebung eines 
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Eides ꝛc. ſeinen Rechten etwas zu vergeben, ſondern er iſt in 
allen dieſen Stücken ſeinem Vormunde, als Vertreter ſeiner 
Rechte, untergeordnet. Übrigens ſteht es dem Vormunde frey, 
ob er, wenn er die nöthigen Eigenſchaften beſitzt, den Prozeß 
unmittelbar ſelbſt, oder durch einen andern Rechtsverſtändi— 
gen führen wolle. (S. Zeillers Commentar F. 243.) Da ei— 
ne ſolche Prozeßführung beſondere Sachkenntniſſe und Ei— 
genſchaften erfordert, welche nicht bey jedem, auch ſonſt ge— 
bildeten Vormunde vorausgeſetzt werden dürfen, und da eine 
ſolche Mühewaltung nicht unter diejenigen Beſchäftigungen 
gerechnet werden kann, welche dem Vormunde ſchon vermöge 
ſeines Amtes zuſtehen; ſo bin ich der Meinung, daß, wenn der 
Vormund einen ſolchen Prozeß ſelbſt führer, er auch dieſer— 
wegen feine Deſerviten eben fo aufzurechilen berechtiget ſey, 
wie der Handwerksmann, der für feinen Mündel Kleidungs— 
ſtücke oder Geräthſchaften verfertiget. 

Wenn der Minderjährige gegen obige Vorſchrift in einer 
Streitſache eigenmächtige Schritte machen ſollte, fo find die: 
ſelben nichtig, und die Partey iſt von dem Gerichte gleich 
anfänglich, oder, wenn das weſentliche Gebrechen erſt wäh— 
rend des Verfahrens entdeckt wird, durch Aufhebung des Ver— 
fahrens auf die Beobachtung des Geſetzes und der Gerichts— 
ordnung zu weiſen, ja! ſogar das bereits gefällte Urtheil, 
wenn der Vormund es dem Rechte des Minderjährigen nach— 
theilig findet, für ungültig zu erklären. (S. Hofd. vom 4. 
Juny 1739 und Zeiller a. a. O.) 

$. 154. 

Damit der Minderjährige aus Mangel an Einſicht, oder 
aus Leichtſinn ſein Eigenthum nicht verſplittere, oder ſich zu 
künftigen Leiſtungen auf eine ihm nachtheilige Weiſe verbind— 
lich mache, iſt F. 244 des a. b. Gtzb. angeordnet, daß der 
Minderjährige ohne Genehmhaltung der Vormundſchaft, d. i. 
des Vormundes, und in wichtigeren Fällen auch des vor— 
mundſchaftlichen Gerichtes, weder etwas von dem Seinigen 
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veräußern, noch eine Verpflichtung auf ſich nehmen könne. 
Dagegen iſt derſelbe allerdings berechtiget, durch erlaubte 
Handlungen ohne Mitwirkung ſeines Vormundes etwas für 
ſich zu erwerben, indem hier der obige Grund nicht eintritt, 
und ein Verboth in dieſem Falle dem Minderjährigen nicht 
zum Vortheile, ſondern zum Nachtheile gereichen würde. 
Nur Kinder, d. i. Perſonen, die das ſiebente Lebensjahr 
noch nicht zurück gelegt haben, können auch durch erlaubte 
Handlungen für ſich nichts erwerben, ſondern müſſen bey 
einem ſolchen Erwerbungsgeſchäfte immer durch den Vor— 
mund vertreten werden. Schließt dagegen der Minderjährige 
für ſich ein Rechtsgeſchäft, worin er zugleich Rechte erwer— 
ben, dagegen aber auch Verbindlichkeiten auf ſich nehmen 
ſoll; ſo iſt dieſes Geſchäft keinesweges, wie man etwa glau— 
ben könnte, in erſterer Hinſicht gültig, ſondern ſelbes iſt, 
wenn es die vormundſchaftliche Genehmigung nicht erhält, 
in ſeinem ganzen Umfange ungültig. Indeſſen iſt derjenige, 
welcher auf dieſe Art und Weiſe mit dem Minderjährigen 
einen Vertrag eingegangen hat, keinesweges befugt, von 
demſelben wieder zurückzutreten, ſondern muß abwarten, bis 
von Seite der Vormundſchaft eine Erklärung erfolgt; jedoch 
kann er eine angemeſſene Friſt zu dieſer Erklärung in der 
Art verlangen, daß, wenn binnen dieſer Friſt die Erklärung 
nicht erfolgt, er ohne weiteres von dem gegebenen Verſpre— 
chen zurücktreten könne. (F. 865 des a. b. Gtzb.) Wenn in⸗ 
deſſen bey einem ſelbſt mit einer unentgeldlichen Erwerbung 
eines Rechtes was immer für eine Beläſtigung des Minder— 
jährigen verknüpft iſt; ſo iſt der Vormund berechtigt, das 
dießfällige Rechtsgeſchäft rückgängig zu machen. 
$. 155. 

Einer der wichtigſten Schritte im bürgerlichen Leben iſt 
die Verehelichung. Hier bedarf es einer beſonderen Beſon— 
nenheit, daß das ohnehin für jeden äußeren Eindruck em— 
pfängliche und jugendliche Gemüth ſich nicht bloß der Sinn— 
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lichkeit hingebe, und die Warnungen der reiferen Vernunft 
und der Klugheit hintan ſee. Wird daher der Vormund in 
ſeinem Mündel eine verkehrte Neigung gewahr, ſo hat er 
dafür beſorgt zu ſeyn, daß ſelbe keine tiefe Wurzeln ſchlage. 
Für keinen Fall darf der Minderjährige den wichtigen Schritt 
der Verehelichung eigenmächtig unternehmen, ſondern muß 
vor allem die Einwilligung ſeines Vormundes dazu zu erhal— 
ten ſuchen. Jedoch iſt die Einwilligung des Vormundes hier— 
zu nicht hinreichend, ſondern es muß auch die Vormund— 
ſchaftsbehörde die Genehmigung hierzu ertheilen. — Sucht 
nun der Minderjährige die Einwilligung des Vormundes an, 
ſo hat derſelbe auf folgende Puncte ſein vorzügliches Augen— 
merk zu richten: a) Woher die Neigung ſeines Mündels zur 
Verehelichung mit der beſtimmten Perſon entſpringe; b) ob 
beyde im Falle der Verehelichung das nöthige Einkommen 
genießen, um in ihrem Stande ſich und ihre allenfalls in 
ihrer Ehe erzeugenden Kinder ordentlich ernähren zu kön— 
nen? c) Ob die Perſon, mit welcher der Minderjährige eine 
Ehe einzugehen Willens iſt, wohl geſittet, und überhaupt 
von gutem Rufe ſey? d) oder ob nicht Krankheiten, oder 
andere, dem Zwecke der The hinderliche Gebrechen auf ſeiner 
Seite vorhanden ſind? — Findet der Vormund, daß die 
Neigung des Mündels, ſich zu verehelichen, auf einer un— 
edeln Triebfeder beruhet; ſo hat er ſo viel, als möglich, da— 
bin zu trachten, daß er denſelben durch beyzubringende, 
gütliche und wohl gegründete Vorſtellungen von ſeinem Vor— 
haben wieder abbringe; ſonſt ſind Mangel an nöthigem Ein— 
kommen, erwieſene, oder gemein bekannte ſchlechte Sitten, 
anſteckende Krankheiten, oder dem Zwecke der Ehe hinderliche 
Gebrechen desjenigen, mit dem die Ehe eingegangen werden 
will, ſolche Gründe, aus denen der Vormund die Einwilli— 
gung zur Ehe mit allem Rechte verſaget. (F. 55 des a. b. 
Gtzb.) Indeſſen ſind dadurch andere erhebliche Urſachen nicht 
ausgeſchloſſen. Wenn der Vormund aus unerheblichen Grün— 
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den ſeine Einwilligung zur Ehe verſaget, ſtehet es dem Min— 
derjährigen frey, ſich unmittelbar an das vormundſchaftliche 
Gericht zu wenden. Durch ein von der k. k. oberſten Juſtiz⸗ 
ſtelle an das königl. böhmiſche Appellationsgericht unterm 22. 
May 1739 erlaſſenes Hofdecret wurde bedeutet, es komme 
bey Ertheilung des vormundfchaftlichen Conſenſes zur Ver⸗ 
ehelichung eines Waiſen nicht bloß auf die Vermögens- Ver 
hältniſſe, ſondern hauptſächlich auf den erwähnten Charakter 
desjenigen, mit welchem der Waiſe den Ehecontract eingehen 
ſoll, und die ſonſtigen Umſtände, wie auf die überzeugung, 
daß die in Frage ſtehende Ehe dem Willen des Waiſen ger 
mäß ſey, an; und habe daher die Vormundſchaftsbehörde 
in einem ſo wichtigen und fo unabänderliche Folgen nach 
ſich ziehenden Geſchäfte mit ſchuldiger Aufmerkſamkeit und 
Sorgfalt ſich angelegen zu halten, vor Ertheilung des Con⸗ 
ſenſes alle dieſe Verhältniſſe ſtandhaft zu erheben, und je 
nachdem dieſe befunden werden, den Conſens zu ertheilen, 
oder auszuſchlagen. Wenn von dem Vormunde die Gelegen— 
heit der Verehelichung eines Mündels dem Gerichte ange— 
zeigt, und die gerichtliche Genehmhaltung angeſucht wird, 
kann zwar dieſe Genehmhaltung bey eintretenden hinlängli— 
chen Urſachen ſogleich abgeſchlagen werden; wenn aber der— 
ſelben Bewilligung keinem Anſtande unterliegt, und es nur 
auf die Errichtung eines dem Mündel gedeihlichen Heiraths— 
briefes ankömmt, iſt die Genehmhaltung nicht zu ertheilen, 
ſondern vorerſt der Brautperſon des Mündels auf die Er: 
richtung eines Heirathsbriefes, die Erwirkung deſſen gericht— 
lichen Beſtätigung, und Leiſtung ſohiniger Sicherſtellung 
anzuweiſen, und wenn all dieſes berichtiget iſt, iſt erſt die 
Genehmigung zu erfolgen, und niemahls bedingnißweiſe 
Heiraths-Conſenſe zu ertheilen. (Hofdecret vom 30. Sep⸗ 
tember 1785, Nro. 472.) In Hinſicht der Ehen, welche 
Pupillen aus der deutſch-erbländiſchen Provinz in Ungarn 
ſchließen wollen, haben Se. Majeſtät zu verordnen gerubet, 
9 


B 


daß, um in Betreff der im beſagten Königreiche vorfallenden 
Trauungen der minderjährigen Perſonen aus den deutſchen 
Erbländern den künftigen Colliſſionen mit den hierländigen 
Ehegeſetzen vorzubeugen, die von den unteren vormundſchaft— 
lichen Behörden ausgefertigten Bewilligungs-Urkunden dem 
vorgefeßten Appellationsgerichte zur Legaliſirung . 
ſeyen. (Hofdecret vom 9. October 1807.) N 
$. 150. 

Handelt es ſich um die Trennung oder die Scheidung 
von Tiſch und Bett, ſo iſt der minderjährige Ehegatte 
allerdings befugt, aus eigener Macht um dieſelbe anzuſuchen, 
auch zur Einwilligung in die Scheidung bedarf es keiner vor— 
mundſchaftlichen Genehmigung; aber zu dem Übereinkommen 
in Abſicht auf das Vermögen der Ehegatten, ſo, wie auch in 
Rückſicht auf die Verſorgung der Kinder, iſt die Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters und des vormundſchaftlichen Ge— 
richtes nothwendig. (F. 106 des a. b. Gtzb.) Vergleiche auch 
Hofd. vom 11. December 1786 und 27. Febr. 1807.) 

. 157. 

Aber nicht nur zur Schließung einer Ehe, ſondern auch 
zu einer anderen Standesveränderung iſt der Minderjährige 
gehalten, den Rath und die Einwilligung des Vormundes 
einzuhohlen. In Betreff der dem Vormunde in Anſehung 
der Standeswahl ſeines Mündels zuſtändigen Rechte wurde 
bereits F. 68 das hierher Gehörige erwähnt. Insbeſondere 
haben unſere Geſetze Vorſorge getroffen, daß ein Minder— 
jähriger ſich nicht ohne gehörige Überlegung durch ein feyer— 
liches Gelübde dem geiſtlichen Stande widme, indem der 
Regel nach zur Ablegung der feyerlichen Gelübde die Zurück— 
legung des 24. Jahresalters erforderlich iſt (Verordn. vom 
17. October 1770), und hiervon nur dann eine Ausnahme 
gemacht werden kann, wenn ein Geiſtlicher ſchon 3 Jahre 
ununterbrochen im Orden iſt, ſich immer gut betragen, und, 
das ein und zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat. and— 
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billet vom 25. März 1802.) Jedoch hat ſich auch dieſe Er— 
laubniß zu Folge Verordn. vom 7. July 1802 keinesweges 
auf die Nonnenklöſter auszudehnen. — In Rückſicht der 
Widmung zum Militärſtande beſtehen dießfalls noch keine 
beſtimmte Verordnungen. Überhaupt iſt, wie Herr Hofrath 
v. Zeiller in ſeinem Commentare zu F. 246 bemerkt, der 
Vormund berechtiget, einem Minderjährigen, welcher eigen— 
mächtig einen Stand gewählet hat, davon zurück zu brin— 
gen. — In Anſehung des Militärſtandes ſcheint jedoch un— 
terſchieden werden zu müſſen, ob der Minderjährige ſeinem 
Stande nach militärpflichtig ſey, oder nicht. Iſt er militär— 
pflichtig, ſo kann die Militärbehörde nicht bemüßiget werden, 
denſelben wieder zurück zu geben; unterliegt er aber der Mi— 
litärpflichtigkeit nicht, ſo hat ſelbe bey Aufnahme des Min— 
derjährigen in den Militärſtand, ſich früher von der Zuſtim— 
mung des Vormundes zu verſichern, widrigens deſſen ſelbe 
nach meiner Überzeugung den Minderjährigen auf Verlan— 
gen der Vormundſchaft wieder entlaffen müßte. — Auch 
müſſen von Seite des Vormundes überhaupt wichtige Gründe 
angeführt und dargethan werden, wenn der Minderjährige 
vor der geſetz- oder vertragsmäßigen Friſt, als er ſich zu 
beſtimmten Dienſten verdungen hat, zurück berufen werden 
ſoll. ($: 246 des a. b. Gtzb.) Insbeſondere kann ein Miu: 
derjähriger nicht zum Richteramte oder zur Advocakur zu— 
gelaſſen werden. (Hofd. vom 21. Auguſt 1794.) 
> 915. 

Was ſich der Minderjährige durch Dienfte, oder auf eine 
andere Art durch ſeinen Fleiß, z. B. durch Unterricht, Aus— 
übung einer Kunſt u. dergl. erwirbt, darüber kann er, fo, 
wie mit jenen Sachen, die ihm nach erreichter Mündigkeit 
zu ſeinem Gebrauche eingehändiget worden ſind, frey verfü— 
gen, und ſich verpflichten. (F. 246 des a. b. Gtzb.) In An: 
ſehung dieſes ſelbſt erworbenen Vermögens iſt daher der 
Minderjährige als ein unbeſchtänkter Eigenthümer anzuſehen, 

Ir 
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er kann ſich ſohin in Bezug auf dasſelbe auf einen Vergleich 
einlaſſen, ja! dasſelbe ſogar verſchenken; und in ſo fern er 
Schulden contrahirt, iſt der Gläubiger berechtiget, auf das— 
ſelbe, nicht aber auch auf das der Vormundſchaft zur Ver— 
waltung anvertraute Vermögen zu greifen, und auf ſelbes 
Execution zu führen. 

9. 159. 

Das vormundſchaftliche Gericht iſt auch berechtiget, eis 
nem Minderjährigen, welcher das zwanzigſte Lebensjahr zu- 
rück gelegt hat, den reinen Überfchuß feiner Einkünfte zur 
eigenen freyen Verwaltung zu überlaſſen, über dieſen, ſeiner 
Verwaltung anvertrauten Betrag, iſt er gleichfalls ſo, wie 
früher hinſichtlich ſeines Erwerbes geſagt worden iſt, eigen— 
mächtig ſich zu verbinden berechtiget. (F. 247 des a. b. Gb.) 
Dadurch ſucht der Geſetzgeber den Minderjährigen zur eige— 
nen Verwaltung ſeines geſammten Vermögens gleichſam 
vorzubereiten, und er thut dieſes unter ſolchen Vorſichten, 
daß dadurch für den Minderjährigen unmöglich ein bedeu— 
tender Schaden hervor gehen kann. Denn erſtens beſchränkt 
er dieſe Bewilligung auf die Zurücklegung des zwanzigſten 
Lebensjahres, vor welchem Zeitpuncte eine ſolche Freyheit 
für keinen Fall zu geftatten iſt, folglich auf einen Zeitpunct, 
in welchem der Jüngling doch gewöhnlich ſo viel Reife des 
Verſtandes und Feſtigkeit des Charakters befißt, um mit 
den Einkünften entſprechend gebaren zu können; dann be— 
rechtiget er nur, verpflichtet aber das vormundſchaft- 
liche Gericht nicht, dem Minderjährigen dieſe Freyheit zu 
geſtatten, ſetzt alſo voraus, daß dasſelbe ſich noch insbeſon— 
dere von den Eigenſchaften des Minderjährigen überzeuge; 
endlich kann dadurch ſelbſt für den Fall, als der Minder— 
jährige zur eigenen Vermögens-Verwaltung noch gar nicht 
geeignet ſeyn ſollte, demſelben kein beträchtlicher Schaden 
zugehen, da ſein Stammvermögen deßwegen für alle Fälle 
unvermindert bleibt, auch dabey geſorgt bleibt, daß die 


Deckung der ordentlichen, nothwendigen Ausgaben herge— 
halten werde, indem dem Minderjährigen nur der reine 
Überſchuß ſeiner Einkünfte anvertraut wird. — Es iſt ſogar 
räthlich, daß der Vormund, wenn er in dem Minderjähri- 
gen die gehörigen Eigenſchaften zu dieſer eigenmächtigen 
Vermögens-Verwaltung zu erblicken glaubt, bey dem vor— 
mundſchaftlichen Gerichte wegen Einräumung dieſes Befug— 
niſſes den Antrag ſtelle, weil derſelbe dadurch zugleich eine 
Probe ableget, wie er im Falle ſeiner Großjährigkeit mit ſei— 
nem Vermögen umzugehen wiſſen werde. Auch kann in der 
Folge dieſe freyere Vermögens -Verwaltung dem Minder— 
jährigen immer wieder abgenommen, oder gleich anfänglich 
nur für eine beſtimmte Zeit in der Art eingeräumt werden, 
daß nach dieſer Zeit dieſe Bewilligung neuerdings wieder 
ertheilt wird. — Daß übrigens dem Vormunde auch in An— 
ſehung dieſer freyen Vermögens „Verwaltung die Pflicht 
obliege, dem Minderjährigen hierbey zu beobachten, gehet 
aus dem oben Angeſagten unzweifelhaft hervor; ſo, wie da— 
durch auch keinesweges dem Minderjährigen das Recht ein— 
geräumt iſt, ſich in den, auf dieſe freyere Vermögens-Ver— 
waltung Bezug habenden Rechtsſtreitigkeiten ſelbſt vertreten 
zu dürfen. 
$. 160. 

Auch iſt ein Minderjähriger, welcher ſich nach zurück 
gelegtem zwanzigſten Jahre bey einem Geſchäfte für groß— 
jährig ausgibt, für allen Schaden verantwortlich, wenn der 
andere Theil vor Abſchließung des Geſchäftes nicht wohl erſt 
Erkundigung über die Wahrheit des Vorgebens einhohlen 
konnte. (F. 248 des a. b. Gtzb.) Durch dieſe Anordnung 
befriediget der Geſeßgeber die Forderung der Billigkeit von 
einer Seite, während er dadurch auf der andern Seite doch 
dem Minderjährigen den nöthigen Schutz angedeihen läßt. 
Es iſt vor allem hier darauf aufmerkſam zu machen, daß der 
Geletzgeber das mit dem Minderjährigen abgeſchloſſene Geſchäft 
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nicht durchgehends für gültig erkenne, und daher der Vor— 
mundſchaft immer frey ſtehe, dasſelbe zu zernichten, ſondern 
den Minderjährigen nur verhalte, den dadurch zugefügten 
Schaden (nicht auch entgangenen Gewinn) zu erſetzen. — 
Auch fordert das Geſetz, damit dieſe Schadloshaltung ein— 
trete: a) ein Alter von zwanzig Jahren auf Seite des Min: 
derjährigen, b) eine redliche Meinung des Gläubigers, c) die 
ausdrückliche Vorgabe des Minderjährigen, daß er groß— 
jährig ſey, und d) daß über die Wahrheit des Vorgebens 
nicht leicht Erkundigung einzuhohlen war. — Die Verpflich— 
tung, Schadloshaltung leiſten zu müſſen, ſcheinet jedoch auf 
Seite derjenigen nicht einzutreten, über welche nach bereits 
erreichter phyſiſcher Großjährigkeit die Vormundſchaft noch 
fortgefeßt wird. Denn der Grund der im F. 248 des a. b. 
Gtzb. ausgeſprochenen geſetzlichen Anordnung iſt kein ande— 
rer, als weil derjenige, welcher mit einem Minderjährigen, 
der bereits ein ſolches Alter erreicht hat, daß man ihn leicht 
für großjährig, d. i. für 24 Jahre alt, halten kann, ein Ge— 
ſchäft abſchließt, für den Fall, als ſich der Minderjährige 
ſelbſt für großjährig ausgibt, und nicht leicht Erkundigung 
über die Wahrheit des Vorgebens eingehohlet werden kann, 
in einem ſchuldloſen Irrthume ſich befindet, und daher den 
Schuß des Geſetzes verdienet. Wird aber über einen bereits 
phyſiſch Großjährigen aus beſondern Gründen noch die Vor— 
mundſchaft fortgeführet, fo muß dieſes ohnehin in den öf— 
fentlichen Blättern bekannt gemacht werden, und es kann 
daher, wenn dießfalls die Vorſchrift des Geſetzes genau be— 
obachtet worden iſt, die Unwiſſenheit, daß die Vormund— 
ſchaft noch über die Jahre der Großjährigkeit fortgeſetzt werde, 
nicht entſchuldigen. Eben ſo wenig könnte es demjenigen, 
der mit einer ſolchen rechtlich noch minderjährigen Perſon 
ein Geſchäft abſchließt, zu gute gerechnet werden, wenn er 
dem Vorgeben derſelben, daß die über die Jahre der Voll— 
jährigkeit erſtreckte vormundſchaftliche Obſorge aufgehört 
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habe, Vertrauen ſchenkt, weil auch ohne Zweifel die Been- 
digung einer ſolchen Vormundſchaft öffentlich kund zu ma— 
chen iſt, und weil das Geſetz überhaupt nicht das Vorgeben 
des Minderjährigen, daß er großjährig ſey, allein, ſondern 
nur verbunden mit andern Gründen, als genügend erkennt, 
um die Forderung einer Schadloshaltung rechtlich zu begrün— 
den. Überhaupt iſt aber der Minderjährige, (ſo wohl im phy— 
ſiſchen, als rechtlichen Sinne des Wortes), auch in Hinſicht 
auf andere verbothene Handlungen, und den durch ſein Ver— 
ſchulden verurſachten Schaden, ſo wohl mit ſeiner Perſon, als 
auch mit ſeinem Vermögen, verantwortlich. (F. 248 des 
a. b. Gtzb.) 8 
$. 161. 

Bisher wurden eigentlich nur die Rechte und Pflichten 
des wirklichen Vormundes abgehandelt; nun wollen wir am 
Ende dieſes Abſchnittes auch noch von den Rechten und 
Pflichten des Mitvormundes ſprechen. Die Beſtimmung des 
Mitvormundes eigentlich iſt, der Mutter oder Großmutter, 
welcher zwar der Geſeßgeber das gegründete Vertrauen 
ſchenkt, daß ſie es an ihrem Eifer, das Beſte des Minderjäh— 
rigen zu befördern, nicht gebrechen laſſen, in allen Vorfal— 
lenheiten, ſie mögen die Erziehung, oder das Vermögen des 
Minderjährigen betreffen, Beyſtand zu leiſten, und ſelbe zu 
beobachten, wie ſie ſich bey Führung der Vormundſchaft be— 
nimmt. Die aus dieſem allgemeinen Umriſſe ſeiner Verpflich— 
tungen ſich ergebenden beſondern Obliegenheiten find folgende ; 

§. 162. 

Vor allem hat der Mitvormund der Vormünderinn mit 
ſeinem Rathe beyzuſtehen, welches nicht nur allein dann zu 
geſchehen hat, wenn er ausdrücklich darum angegangen wird, 
ſondern er hat auch oft ſelbſt dann, wenn die Vormünderinn 
ſeinen Rath nicht begehret, auf eine beſcheidene Art damit 
vorzukommen. Wenn der Vormund erfährt, daß die Vor— 
münderiun Unternehmungen vor hat, die entweder den Ger 
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feßen entgegen ſtreiten, oder ſonſt dem Wohle des Minder⸗ 
jährigen nachtheilig ſcheinen; ſo iſt er verpflichtet, dieſelbe 
hierauf aufmerkſam zu machen, und ihr die nachtheiligen 
Folgen ihrer Unternehmungen vorzuſtellen. Dann iſt er, wie 
weiter unten erwähnt werden wird, verbunden, bereits 
wahrgenommene wirkliche Gebrechen, fo viel in feinen Kräf⸗ 
ten liegt, abzuſtellen, und ſogar nöthigenfalls dem Gerichte 
hiervon die Anzeige zu erſtatten; ſo iſt er um ſo mehr ver— 
pflichtet, die gelinderen Mittel dann anzuwenden, wenn es 
noch Zeit iſt, die Gebrechen ſelbſt hintan zu halten. ($.212 
des a. b. Gtzb.) 4 
$. 163. 

Bemerkt der Mitvormund, daß die Vormünderinn bey 
Führung ihrer Mitvormundſchaft bereits ſchon wichtige Ver— 
ſehen begangen habe, die einen ſchädlichen Einfluß auf das 
Wohl des Pflegebefohlenen haben können, oder überhaupt 
den beſtehenden Geſetzen entgegen find; fo fordert es die bil— 
lige Nachſicht gegen die eigene Mutter oder Großmutter, 
daß er im Stillen dieſe Gebrechen durch kluge Erinnerungen, 
und vorſichtige Hintanhaltung, den bereits drohenden ſchäd— 
lichen Folgen zu heben trachte. Nur in dem Falle, wenn 
bey wichtigeren Gebrechen feine wiederhohlten Erinnerungen 
keinen Eingang finden, oder die ſchädlichen Folgen davon 
bereits ſo weit gediehen ſind, daß ſie durch ſeine Bemühun— 
gen allein nicht mehr vermieden werden können, fordert es 
der höhere Zweck, und die Hintanhaltung eigener Verant— 
wortlichkeit, dem vormundſchaftlichen Gerichte die Anzeige 
zur Abhülfe zu machen. (Eodem.) 

f $. 164. 

Eine andere weſentliche Pflicht des Mitvormundes iſt, 
daß er bey vorfallenden Geſchäften, zu deren Gültigkeit die 
Vormünderinn die Einwilligung des vormundſchaftlichen Ge— 
richtes einzuhohlen hat, das Geſuch der Vormünderinn mit 
unter zeichne, oder feine beſondere Meinung beylege; fo, wie 
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er auch auf Verlangen des Gerichtes über ein ſolches Ger 
ſchäft unmittelbar fein Gutachten abzugeben hat. (F. 213 
des a. b. Gtzb.) Zu welchen Geſchäften die vormundſchaft— 
liche Genehmigung angeſucht werden muß, wurde bereits 
(S. 151 — 142) aus einander geſetzt. Aus dieſer Anord— 
nung des Geſetzes folgt zugleich, daß die Vormünderinn in 
ſolchen wichtigen Angelegenheiten den Mitvormund vorerſt 
um Rath fragen, und ſeine Zuſtimmung zu erlangen trach— 
ten ſoll, welche er durch die bloße Mitunterfertigung des 
Geſuches erkläret. Weichet ſeine Meinung ganz oder zum 
Theile von dem Antrage der Vormünderinn ab; ſo hat er 
ſeine Erklärung abgeſondert beyzulegen, und das vormund— 
ſchaftliche Gericht wird ſodann in Erwägung nehmen, ob der 
Antrag der Vormünderinn, oder der des Mitvormundes an— 
zunehmen ſey. — Würde aber die Vormünderinn ganz über— 
gehen, die Meinung des Mitvormundes einzuhohlen, oder 
macht ſie in ihrem Geſuche nur eine Erwähnung davon, ohne 
dasſelbe von dem Mitvormunde mit unterfertigen zu laſſen; 
ſo iſt das Gericht ſelbſt gehalten, bevor es eine Entſcheidung 
in der Sache fällt, das Gutachten des Mitvormundes abzu— 
fordern, welcher folches dann unmittelbar dahin abzuge— 
ben hat. 
$. 165. 

Daß der Vormund für allen Schaden verantwortlich fey, 
welcher dem Minderjährigen dadurch zugegangen iſt, daß er 
ſeine Pflichten nicht gehörig beobachtete, iſt bereits ſchon im 
Eingange der gegenwärtigen Abtheilung gezeigt worden. 
Obſchon ſich dergleichen Erſatzpflichten gewöhnlich erſt nach 
geendeter Vormundſchaft zeigen; ſo ſteht doch nichts entge— 
gen, daß auch nicht ſchon während der Führung der Vor— 
mundſchaft ſolche Erſätze geleiſtet werden müſſen, ja! es iſt 
ſogar Pflicht der Vormundſchaftsbehörden, ſogleich auf den 
Erſatz zu dringen, fo bald fie eine ſolche Beſchädigung wahr— 
nehmen. Wollte der Vormund ſich nicht in gütlichem Wege 
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zum Erſaße herbeylaſſen; ſo müßte derſelbe im ordentlichen 
Rechtswege eingetrieben werden, in welchem Falle dann 
freylich der Vormund ſeines Amtes entlaſſen werden müßte. 
(C. 214.) 

$. 166. 

In Anſehung der Schadloshaltung koͤmmt nur noch die 
Frage zu berühren, in wie fern der Vormund auch für das 
Verſchulden der ihm Untergeordneten zu haften habe? Nach 
dem F. 264 des a. b. Gtzb. muß dieſe Frage dahin beant- 
wortet werden: Der Regel nach hat der Vormund für das 
Verſchulden der ihm Untergeordneten nicht zu haften. — 
Von dieſer Regel wurden aber von dem Geſegze ſelbſt drey 
Ausnahmen feſtgeſetzt: 

1) Wenn der Vormund wiſſentlich unfähige Perſonen 
angeſtellt hat. 

Aus den Worten dieſer Vorſchrift könnte man vielleicht 
folgern, daß der Vormund von der Unfähigkeit der zu einem 
beſtimmten Geſchäfte angeſtellten Perſon beſtimmt überzeugt 
ſeyn müſſe, und daß er für den Schaden nicht verantwortlich 
ſey, den ein Untergeordneter verurſacht hat, von deſſen Ei— 
genſchaften der Vormund ſich nicht die möglichen Kenntniſſe 
verſchaffet hat. Allein eine ſolche Auslegung würde offenbar 
mit dem K. 1010 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, 
dem zu Folge ſelbſt derjenige Gewalthaber, welchem die Be— 
ſtellung eines Stellvertreters in der Vollmacht ausdrücklich 
geſtattet iſt, oder durch die Umſtände unvermeidlich wird, 
ein bey der Auswahl der Perſon begangenes Verſchulden 
verantwortet, im Widerſpruche ſtehen, da der Vormund 
ſelbſt nach F. 1034 des a. b. Gtzb. nichts anders als ein ge— 
ſetzlich Bevollmächtigter ſeines Pflegebefohlenen iſt, welchem 
vom Geſetze ſelbſt die Macht eingeräumet iſt, die Unterge— 
ordneten zum Wirthſchaftsbetriebe nothwendigen Perſonen 
anzuſtellen. Da nun aber nach Vorſchrift des F. 6 des a. b. 
Gtb. jedes einzelne Geſetz im Zuſammenhange mit allen an: 


dern ſich darauf beziehenden Geſetzen ausgelegt werden muß; 
ſo kann auch dieſer Ausdruck anders nicht, als dahin ver— 
ſtanden werden, daß der Vormund für allen Schaden der 
untergeordneten Perſonen verantwortlich ſey, welche er ent— 
weder als bereits unfähig dazu erkennet hat, oder deren Un— 
fähigkeit er wenigſtens wegen Mangel der erforderlichen 
Zeugniſſe vermuthen müßte. 

2) Wenn er von Perſonen, an welche er bey ihrer Auf— 
nahme Zutrauen zu feßen alle Urſache hatte, in der 
Folgezeit ihre Untüchtigkeit zu dem Geſchäfte, wozu 
er ſie aufgenommen hat, wahrnimmt, und ſie deſſen 
ungeachtet, da er ſie entfernen könnte, nicht entfernet. 

Der Vormund muß ſich hier von einem Scheine der Bil— 

ligkeit nicht blenden laſſen, da er dadurch die höhere Rechts— 
pflicht, welche er gegen den Minderjährigen hat, verletzen 
würde. — Aus gleichem Grunde muß auch der Vormund 
bey Abſchließung der Dienſtescontracte vorſichtig zu Werke 
gehen, damit er in der Folge bey entdeckter Untüchtigkeit der 
angeſtellten Perſonen nicht gehindert ſey, zum Beſten ſeines 
Pflegebefohlenen eine Veränderung vorzunehmen. — Indeſ— 
ſen kann es allerdings Fälle geben, daß gerade die den Ge— 
ſchäften in jeder Hinſicht am meiſten gewachſenen Perſonen, 
da ſie ihren inneren Werth fühlen, nicht von den Launen 
eines Einzigen abhängig ſeyn, und ſich daher gleich aufäng— 
lich ihrem Dienſte mehr geſichert erhalten wollen; in ſolchen 
Fällen hätte aber der Vormund zur Eingehung ſolcher Be— 
ſchränkungen in dem Dienſtesvertrage die Genehmigung der 
Vormundſchaftsbehörde einzuhohlen, und überhaupt ſehr 
vorſichtig dabey zu Werke zu gehen, um eine gegründete 
Überzeugung von den guten Eigenſchaften der anzuſtellenden 
Perſon zu erlangen. 

3) Außer dieſen beyden Fällen iſt er den Schaden, den 
ein ihm Untergeordneter angerichtet hat, nur dann zu 
erſetzen verbunden, wenn er auf den Erſatz des von ſel— 
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bem verurſachten Schadens nicht gedrungen hat, und 
der Minderjährige durch dieſe 1 zu 
Schaden gekommen iſt. 

Kun r. 

So, wie aber auf einer Seite ein Vormund für allen 
Schaden, den er dem Minderjährigen zugefügt hat, zu haften 
verpflichtet iſt, ſo iſt es von der andern Seite nicht mehr als 
billig, daß er für ſeinen bey Verwaltung des Pupillar-Gutes 
angewendeten Fleiß und Emſigkeit auch belohnet werde. — 
Bey Ausmeffung dieſer Belohnung iſt fo wohl auf die in An— 
wendung gebrachte Mühe und Sorgfalt des Vormundes, als 
auf den wirklich verſchafften Nutzen und den Vermögensſtand 
des Waiſen Rückſicht zu nehmen. Die Belohnung wird ent— 
weder jährlich, oder erſt zu Ende der Vormundſchaft ausge— 
meſſen. Wenn ſich nähmlich aus den jährlichen Rechnungen 
zeigt, daß, nach Abzug des für den Minderjährigen gemachten 
anſtändigen Aufwandes, noch ein Theil der Einkünfte erübri- 
get wurde, ſo kann von dieſem Erſparniſſe dem Vormunde 
eine Belohnung ausgeworfen werden. Jedoch darf dieſe Be— 
lohnung nie mehr als fünf von Hundert dieſes Erſparniſſes, 
und in keinem Falle mehr als 4000 fl. ausmachen. Indeſſen 
ſcheint es nicht nöthig zu ſeyn, daß dieſe Belohnung von Jahr 
zu Jahr bemeſſen werde, ſondern ſie kann nach einem jährli— 
chen Durchſchnitte berechnet, und dem Vormunde, nach Maß— 
gabe dieſer Berechnung, jährlich ein beſtimmter Betrag aus— 
geworfen werden. Kann aber von den Einkünften des Min— 
derjäbrigen nichts in Erſparung gebracht werden, oder iſt die— 
ſes Erſparniß fo gering, daß die bewilligten fünf von Hun— 
dert als keine verhältnißmäßige Belohnung des Vormundes 
angeſehen werden können; ſo muß ſich derſelbe bis zur gänzli— 
chen Beendigung der Vormundſchaft gedulden. (F. 266 des 
a. b. Gtzb.) Daß übrigens der Vormund für alle Fälle ber 
rechtiget ſey, ſo wohl für den erlittenen Schaden, als auch für 
den zum Beſten des Minderjährigen gemachten Aufwand, Er— 
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fat zu fordern, iſt in den über die Bevollmächtigung beſte— 
henden geſetzlichen Vorſchriften ausgeſprochen. (F. 1014 
des allg. bürgerl. Gtzb.) | 

$. 168. 

Die hier abgehandelten Rechte und Pflichten der Vor— 
münder gelten im Allgemeinen ſo wohl für das Land, als die 
Stadt. Denn das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch verbindet 
alle Staatsbürger ohne Unterſchied (F. 4 desſelben), unter 
welche Claſſe der Landmann ſo wohl, als der Bürger in Städ— 
ten gehöret, und es ſind daher die Beſtimmungen desſelben 
auch auf den einen fo gut, wie auf den andern anwendbar. 
Zwar beruft ſich das Geſetz am Ende des IV. Hauptſtückes, 
F. 254, ausdrücklich auf beſondere politiſche Geſetze, welche in 
Anſehung der Vormundſchaften und Curatelen des Bauern— 
ſtandes beſtehen, und welche ungeachtet der Beſtimmungen 
des bürgerlichen Geſetzbuches in Kraft verbleiben ſollen. Al; 
lein dieſe einzelnen Beſtimmungen ſind theils ſehr unbedeutend, 
theils ohnehin hier an den zuköͤmmlichen Orten aufgeführet 
worden, ſo, daß die hier oben angeführte Regel deſſen unge— 
achtet an ihrer allgemeinen Gültigkeit nichts verlieret. Dieſe 
wird vielmehr durch beſondere ausdrückliche Verordnungen 
beſtätiget. So fagt das Patent vom 3. Aprill 1787, F. 2 
ausdrücklich, daß alles, was in dem V. Hauptſt. des allgem. 
bürgerlichen (Joſephiniſchen) Geſetzbuches Can deſſen Statt 
nun das neue bürgerliche Geſetzbuch getreten iſt) von den 
Vormundſchaften vorgeſchrieben wird, auch bey dem Bauern— 
ſtande zu beobachten ſey, und als über dieſes Patent, welches 
zugleich und hauptſächlich die Erbfolge in die Bauerngüter 
abhandelt, vielfältige und dringende Beſchwerden vorgekom— 
men ſind, welche Se. Majeſtät nöthigten, dasſelbe mit allen 
darauf Bezug habenden Verordnungen aufzuheben, und da— 
für die Patente vom 29. October 1790, 26. May 1791, 21. 
Jänner und 19. Aprill 1793, und 9. October 1795, an die 
verſchiedenen Provinzen zu erlaſſen; ſo wurde in dieſen Pa— 


tenten die vorige Beſtimmung in Betreff der Anwendung des 
Capitels von den Vormundſchaften, auf den Bauernſtand mit 
folgenden Worten beybelaſſen: daß es in Anſehung der Vor— 
mundſchaften über minderjährige Bauernkinder bey dem, was 
in dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche vorgeſchrieben iſt, 
dermaßen zu verbleiben habe, daß nur die dort angeführten 
Hinderniſſe, und kein anderes, von der Vormundſchaft aus- 
ſchließen, und auf die Verwaltung und Veräußerung des Pu— 
pillar⸗Gutes wirken können. — Da es jedoch auf dem Lande 
ſehr Wenige gibt, welche die gehörige Fähigkeit haben, die ih— 
nen obliegenden Pflichten genau und mit Verläßlichkeit zu 
erfüllen; fo erfordern es Billigkeit und die den Vormund— 
ſchaftsbehörden im Allgemeinen obliegende Obſorge für das 
Wohl des Minderjährigen, daß ſie die Vormünder auf alle 
mögliche Weiſe unterſtüzeen, und ihnen ihre aufhabenden 
Pflichten erleichtern. 


II. Abſchnitt. 


Von den Rechten und Pflichten der Vormundſchaftsbehörden. 
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Die erfte Pflicht, welche das allgemeine bürgerliche Ge: 
ſetzbuch dem vormundſchaftlichen Gerichte auferlegt, ift, daß 
ſelbes ein ſogenanntes Vormundſchafts-oder Waiſenbuch führe, 
in welchem die Vornahmen, Familiennahmen, das Alter des 
Minderjährigen, und alles, was ſich bey der Übernahme, 
Fortdauer und Endigung der Vormundſchaft Wichtiges er— 
eignet hat, eingetragen werden muß. 

In dieſem Buche ſoll auch auf alle Behelfe dergeſtalt 
hingewieſen werden, damit ſo wohl das Gericht ſelbſt, als auch 
in der Folge die volljährig gewordenen Waiſen, alles, was ih— 
nen zu wiſſen nützlich iſt, in beglaubter Form einſehen kön⸗ 
nen (F. 207 und 208 des a. b. Gtzb.); auch ſchreibt der §. 46 
der allgemeinen Inſtruction für die Juſtizſtellen, zweyte Ab— 
theilung, vor, daß, wenn nach einem Verſtorbenen Pupillen 
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bleiben, ſogleich der Tauf- und Zunahme derſelben in ein ei— 
genes Protocol einzutragen ſey, und daß diejenigen Pupil- 
len, welche ein gemeinſchaftliches ungetheiltes Vermögen be— 
fißen, in ein Folium einzutragen ſeyen, von den übrigen aber 
jedem ein beſonderes Blatt des Protocolls zu widmen ſey. 
Eben fo enthält der F. 52 der obgedachten Inſtruction, daß 
über jeden Pupillen oder Curanden ein Waiſen— 3 
mit folgenden Rubriken zu führen ſey: 

Erſtens der Nahme des Pupillen oder Curanden, in 
welchen auch zugleich das Alter des Minderjährigen anzuſe— 
ben iſt; zweytens der Nahme des Vormundes, Curatoren 
oder Adminiſtrators; drittens der Aufenthaltsort und die 
Erziehungsart des Mündels; viertens das Vermögen des 
Mündels, mit der kurzen Bemerkung, wie dieſes beſchaffen 
und woher es dem Pupillen zugefloſſen iſt, und mit Bezie— 
hung auf die Urkunden, in denen davon mehrere Aufklärung 
erhoben werden kann; fünftens erſcheint die Rubrik: Rech— 
nungsrichtigkeit, in welcher von Jahr zu Jahr anzumerken 
iſt, ob und an welchem Tage ſich der Vormund über die vom 
verfloſſenen Jahre gepflogene Rechnungsrichtigkeit ausgewie— 
ſen habe; ſechstens kommen unter der Rubrik: „Während 
der Minderjährigkeit eingehohlte Bewilligungen,“ alle Be— 
willigungen einzutragen, die während der Minderjährigkeit 
in wichtigen Angelegenheiten eingehohlt wurden; ſieben— 
tens kömmt die Abtheilung des Vermögens bey denjenigen 
Mündeln anzumerken, die ein gemeinſchaftliches Vermögen 
beſißen; achtens iſt die Erlöſchung der Vormundſchaft ein— 
zutragen, und bey dieſer Gelegenheit die Übergabsurfunde 
mit anzumerken; und neuntens die etwa erfolgte Erklä— 
rung, die Unfähigkeit zur richterlichen Großjährigkeit zu ge— 
langen, anzuführen.) 


Das Formular eines ſolchen Waiſenprotocolls iſt in dem Anhange 
sub Nro. 12 enthalten. 
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Wenn ſich in dieſem Protocolle auf eine Urkunde berufen 
wird,, iſt zugleich die Stelle anzudeuten, wo fie in der Regi— 
ſtratur zu finden iſt; daher der zur Führung des Protocolls 
beſtimmte Secretär ſich von Zeit zu Zeit mit dem Regiſtra— 
tor einzuvernehmen, und zu ſorgen hat, daß das Protocoll mit 
Ordnung und Genauigkeit geführt werde. Dem Präſidium 
wird überlaſſen, zur Erleichterung der Arbeit und Beybehal— 
tung einer gleichen Form, die Rubriken dieſer Bogen in ge— 
böriger Größe auf Schreibpapier allenfalls drucken zu laſſen. 
— Diefes Protocoll iſt mit Ende jedes Jahres dem Porſitzen— 
den vorzulegen, damit er von dem Stande der Pupillen-An⸗ 
gelegenheiten die erforderliche Überficht erhalte, und wenn 
bey Behandlung dieſer Geſchäfte eine Anweiſung, oder bey 
dem Perſonale irgend eine Vorſehung nothwendig wäre, das 
Nöthige vorgekehrt werden möge. Die Ausfüllung dieſer Ta— 
bellen iſt während des ganzen Jahreslaufes, wie die Geſchäfte 
vorfallen, zu beſorgen, und nicht von einer Zeit zur andern, 
noch weniger bis Ende des Jahres aufzuſchieben. Dieſe in 
verſchiedenen Geſetzesſtellen enthaltenen Vorſchriften ſcheinen 
ſehr gut in Eines dadurch vereiniget werden zu können, 
wenn ein Vormundſchaftsbuch nach den Rubriken, wie fie 
hier oben angegeben wurden, errichtet, und ſogleich, als ſich 
der Fall einer Vormundſchaft ergibt, der Tauf- und Zur 
nahme des Pupillen in ſelbes eingetragen wird. Da ſich un— 
möglich gleich anfangs beſtimmen läßt, ob die Pupillen das 
Vermögen ungetheilt beſitzen werden, und ob nicht über— 
haupt bey dem einen oder andern Pupillen ſich mehrere Ver— 
änderungen ergeben, welche zum Behufe der gehörigen Auf— 
zeichnung derſelben ein eigenes Folium nöthig machen; ſo iſt 
es überhaupt vorſichtiger, wenn jedem Pupillen in dieſem 
eröffneten Waiſenbuche ein eigenes Blatt gewidmet wird. 
Die Rubriken dieſes Waiſenbuches können nun ganz, wie die 
Inſtruction in Anſehung des zu führenden Waiſenprotocolls 
vorſchreibt, ſeyn, nur kann zur größeren Vorſorge für Vol: 
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ſtändigkeit desſelben noch eine zehnte Rubrik: Anmerkung, 
gemacht werden. 5 5 

Es gibt zwar für die Vormundſchaftsbehörden auf dem 
Lande noch beſondere Vorſchriften, welche Bücher ſie zu 
führen haben; ſie ſind aber durch dieſe beſondern Vorſchriften 
von dieſer allgemeinen Anordnung nicht entbunden, ſondern 
haben nebſt dieſen beſondern Waiſenbüchern, welche eigent— 
lich bloß die Verrechnung des Vermögens betreffen, und über 
die perſönlichen Verhältniſſe des Mündels keine Auskunft 
ertheilen, auch dieſes für alle Vormundſchafts behörden 
ohne Unterſchied vorgeſchriebene Waiſenbuch zu 
führen ). 

$. 170. ; 

Bey den Collegialgerichten können die Wormundichafts? 
geſchäfte, ſo weit es die übrigen, dabey vorfallenden richter— 
lichen Beſchäftigungen zugeben, in den ordentlichen Raths— 
fisungen vorgetragen, in Berathſchlagung genommen und 
erledigt, oder es können hierzu einige vor- oder nachmit— 
tägige Sitzungen und Senate, nachdem der Vorſitzende es 
im Dienſte gedeihlicher findet, beſtimmet werden; doch ſollen 
die Sitzungen niemahls, ohne Nothwendigkeit vermehret, 
und dadurch den Räthen die erforderliche Zeit zur Ausarbei— 
tung ihrer Referate genommen werden. Bey den mit Län— 
derſtellen vereinigten Landrechten find zu Vormundſchafts— 
geſchäften nur lediglich die Juſtiz- Referenten, unter des 
Präſidiums, Vicepräſidiums, oder des älteſten Rathes Vor— 
ſitze zuſammen zu ſetzen, und iſt eine Verſammlung von drey 
Räthen, und einem Vorſitzenden zu reichen. (Inſtruction f; 
d. Juſtizſtellen, §§. 26 und 45.) 

. 171. 

In Anſehung der Perſon der Minderjährigen ſteht dem 

vormundſchaftlichen Gerichte nur eine Oberaufſicht zu. Daß 


„) Von dieſen Büchern wird weiter unten gehandelt werden 
10 


in wichtigen Fällen der Vormund die gerichtliche Genehmi— 
gung zu feinen Handlungen, welche die perſönlichen Verbält⸗ 
niſſe des Minderjährigen betreffen, einzuhohlen habe, wurde 
bereits erwähnet. — Übrigens ift die Pflege der Oberaufſicht 
in Anſehung der Perſon der Minderjährigen, eine eben fo 
wichtige, und gewiſſer Maßen noch weit wichtigere Pflicht, 
als die Obſorge über das Vermögen, und die Vormundſchafts— 
behörden dürfen nicht glauben, daß ſie ihren Pflichten ſchon 
nachgekommen ſind, wenn ſich bey ihnen alles der Ziffer 
nach in Richtigkeit befindet. Ein moraliſcher Lebenswandel, 
zu welchem der Mündel frühzeitig angehalten wird, Fleiß 
und Thätigkeit, welche demſelben angewöhnet werden, und 
die Sammlung von Kenntniſſen, welche zu dem künftigen 
Berufe desſelben dienſam find, tragen oft viel ergiebigere 
Zinſen, als manches, ſelbſt beträchtliches Geldgapital. 
6.41.22. 

In Anſehung der auf das Vermögen des Minderjährigen 
zu werfenden obervormundſchaftlichen Obſorge, iſt vor allem 
Pflicht derſelben, ſich zuerſt von dem urſprünglichen Stande 
des Vermögens des Waiſen zu überzeugen, und zu ſorgen, 
daß, fo bald der Fall einer Vormundſchaft entſtehet, das vor— 
handene Vermögen vor jeder Verſchleppung oder anderem 
widrigen Zufalle geſchützet werde. — Dieſe Zwecke werden 
durch die gerichtliche Sperre, Inventur und Schätzung des 
Vermögens erreichet. (F. 222 des a. b. Gtzb.) 

g. 173. 

Es iſt früher im Mühlviertel in Ofterreich ob der Enns 
die Gepflogenheit beſtanden, gemäß deſſen nach Abſterben 
eines Weibes eine Verlaſſenſchafts-Abhandlung nicht gepflo— 
gen, weder auf die geſemäßige Sicherheit des etwa unter: 
waltenden Pupillargutes einige Rückſicht genommen worden 
iſt. Dieſer Unfug wurde bereits durch Mofderret dom 24. 
October 1782 abgeſtellet, und befohlen, daß über Abſterben 
eines Eheweibes von der einfchreitenden Abhandlungs⸗Inſtanz 
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nach Recht und Geſetzen die ordentliche Verlaſſenſchafts-Ab⸗ 
handlung zu pflegen, und wenn hierbey ein Pupillargut vor— 
fällt, auf deſſen gefesmäßige Sicherſtellung von Obergerhab— 
ſchafts wegen zurück zu ſehen, übrigens den Unterthanen 
hierbey nicht neue, vorhin ungewöhnliche Taxen und Gebüh— 
ren aufzubinden ſeyen. 

g. . 

Unter der gerichtlichen Sperre wird jene Handlung vers 
ſtanden, wodurch das Gericht bewegliche Güter außer dem 
Gerichtshauſe unter feine Obſorge ftelit. (Zeillers Commen— 
tar zu F. 223, Nro. 1.) Sie iſt zweyfach, die Jurisdictions 
Sperre und die enge Sperre. Die erſtere geſchieht lediglich 
durch Aufdrückung des gerichtlichen Siegels auf irgend einen 
Theil der Güter zur öffentlichen Warnung, hiervon keinen 
eigenmächtigen Gebrauch zu machen. Würde Jemand es un— 
ternehmen, dieſes gerichtliche Siegel in der Abſicht, um da— 
durch ſeine Geringſchätzung gegen gerichtliche Verfügungen 
anzuzeigen, hinweg zu nehmen; ſo würde er ſich dadurch des 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit ſchuldig machen, 
und in ſo fern ſeine Abſicht auf etwas hinginge, was an und 
für ſich ſchon ein Verbrechen wäre, ſo würde er ſich nebſt— 
bey noch beſonders entweder eines wirklichen Verbrechens, 
oder des Verſuches eines Verbrechens ſchuldig machen. (9. 
E. vom 17; Juny 1822.) 8 

Übrigens werden aber auch bey diefer Jurisdictions-Sperre 
das bare Geld, welches nicht zur Beſtreitung der dringend 
nöthigen Auslagen demjenigen, der ſich um das Vermögen 
annimmt, in Händen belaſſen wird, dann die Juwelen und 
andere Koſtbarkeiten ꝛc. ꝛc., Schuldbriefe von der Sperrs- 
Commiſſion übernommen. (F. 229 des a. b. Ghb.) 

Dieſer Fall der Sperre kann wohl dort, wo eine eigent— 
liche Vormundſchaft und keine bloße Curatel beſtehet, nicht 
leicht anders, als durch den Tod des Hausvaters entſtehen. 


Denn außer einem ſolchen Todesfalle kann dem Minderjäh- 
10 * 
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rigen nur ein Vermögen durch Geſchenke zufallen, in wel: 
chem Falle eine ſolche Sperre um ſo weniger für nothwendig 
erſcheinet, als da ohnehin nur von beſtimmten Sachen eine 
Rede iſt, und es wohl unter die ungewöhnlichſten Ereigniffe 
gehöret, wenn einem das ganze Vermögen, oder ein in Be— 
zug auf das ganze Vermögen beſtimmter Theil, geſchenket 
wird. 

Iſt Niemand Vertrauter da, welcher fi um das Vermoͤ— 
gen annimmt, oder waltet andere Gefährde unter; ſo muß 
die enge Sperre angelegt werden. Bey demſelben wird das 
geſammte Vermögen, in ſo weit es ſeiner Natur nach eine 
Sperre leidet, in ein, oder nach Beſchaffenheit der Umſtände 
mehrere Zimmer von allen Seiten wohl verſchloſſen, und die 
Thüren, die einen Zugang zu dieſen Zimmern haben, mit— 
telſt Aufdrückung des Siegels ſo verwahret, daß Niemand, 
ohne das Siegel abzubrechen, hinein kommen könne; es 
iſt in ſolchen Fällen vorſichtig zu Werke zu gehen, damit kein 
offener oder verborgener Eingang überſehen werde. (Allg. 
bürgl. Gtzb., F. 225 und Inſtruction für die Juſtizſtelle, 
K. 23, 31.) Die Sperre iſt unverzüglich, und der Regel 
nach noch am nähmlichen Tage, an welchem der Erblaſſer 
geftorben iſt, vorzunehmen. (. 25 und 27 der Inſtr. für 
die Juſtizſtellen.) Vermöge der in Böhmen kund gemachten 
Verordnung vom 27. Juny 1799, wird jener Beamte oder 
Magiſtrat, welcher dieſe Sperre nicht ungeſäumt vornimmt, 
mit 10 Reichsthalern beſtrafet. 

. 175. 

Zur Vornahme der Sperre und Unterſuchung des in 
dem Gerichtsorte befindlichen Vermögens, ſind von dem Vor— 
ſteher der Stelle ſogleich zwey vertraute Gerichtsperſonen 
zu benennen; wäre aber dieſe Sperre und Unterſuchung des 
Vermögens außer dem Gerichtsorte vorzunehmen; ſo hängt 
es von dem Oberhaupte der Stelle ab, allenfalls hierzu Ge— 
richtsperſonen zu benennen, oder einen benachbarten Magi— 
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ſtrat, eine nahe gelegene Herrſchaft, oder den Beamten der— 
ſelben, allenfalls Gerichtsmann, durch ordentliche Erſuchs— 
ſchreiben oder Befehle zu delegiren. Wenn man eine eigene 
Gerichtsperſon abzuordnen nöthig hat, kann nach Maß der 
mehreren oder minderen Wichtigkeit des Vermögens, nach 
Verſchiedenheit der Umſtände ein Rathsſecretär, oder auch 
nur ein Regiſtraturs- oder Kanzelley Individuum gebrau— 
chet werden. (Inſt. $. 27.) Die Auscultanten können zwar 
bey den Commiſſionen in nobili officio judicis als Actuare 
verwendet werden, keinesweges aber die Stelle der Commiſ— 
färe vertreten. (Hofdecret vom 22. Dec. 1798, Nro. 445.) 
$. 126. 

Über die vorgenommene Sperre haben die abgeordneten 
Commiſſäre dann ihre Relation zu erſtatten, und in ſelber 
anzumerken, ob bloß die Jurisdictions-, oder die enge Sperre 
vorgenommen worden ſey. In dem erſteren Falle iſt auch 
zugleich der Nahme desjenigen, der ſich um das Vermögen 
annimmt, und dem es in Händen belaſſen wurde, anzufüh— 
ren, und im letzteren Falle mit beyläufiger Anführung der 
Hauptartikel anzuzeigen, ob ein beträchtliches oder unbe— 
trächtliches Vermögen vorhanden ſey, damit dieſer Gegen— 
ſtand bey nächſter Rathsſitzung, oder wenn dieſe wegen Ge— 
fahr am Verzuge zu entfernt wäre, bey einer ſogleich veran— 
laßten Verſammlung der Räthe, mit Beyziehung der Gerichts— 
Commiſſarien, vorgenommen und entſchieden werde, was etwa 
zu dem Begräbniſſe des Verſtorbenen, zum Unterhalte der 
aus dem Vermögen zu ernährenden Perſonen, oder zur Fort— 
führung des gewöhnlichen Wirthſchaftsbetriebes nöthig iſt, 
zu verabfolgen ſeye; ob nicht zur Sicherheit ſogleich eine 
ordentliche Beſchreibung der in die Sperre genommenen Sa— 
chen zu machen, ein und anderes in die gerichtliche Verwah— 
rung zu nehmen, oder ſonſt eine rechtliche Vorkehrung zu 
treffen, erforderlich ſey. (Juſtiz-Inſt., F. 35.) Die Gerichts— 
Commiſſarien haben die übernommene Barſchaft, Koſtbar— 
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keiten und Schuldbriefe im nächſten Rathstage mittelſt einer 
aus drey Exemplaren beſtehenden, ſchriftlichen Anzeige zu 
überreichen. In dieſer Anzeige iſt der Nahme des Deponen— 
ten, der eigentliche Gegenſtand des Depoſitums, und die 
Abſicht, in der es eingelegt wird, genau auszudrücken. (Rod. 
$. 74.) Dieſe Anzeige, oder Erlagsanbringen iſt in dem Ein- 
reichungsprotocolle desſelben Tages, an welchem der Erlag 
geſchieht, ſogleich vorzumerken, und durch den Secretär das 
bin zu decretiren, daß die Depoſiten-Commiſſion das Er— 
legte in die Depoſiten-Caſſe zu übernehmen habe. Die De— 
poſiten-Commiſſäre haben ſich alsdann mir dem, welcher 
den Erlag gemacht hat, ſogleich an den Ort der Depoſiten— 
Caſſe zu begeben, daſelbſt die Eigenſchaft des Depoſitums 
in Augenſchein zu nehmen, und ſich über die Richtigkeit 
desſelben zu verfichern,, und die Barſchaft mit aller Vorſicht 
und Verläßlichkeit zu zählen. Nach hergeſtellter Richtigkeit 
wird auf alle drey, ihnen zu decretirte Anbringen, der Er— 
lagſchein ausgefertiget, in welchem der eigentliche Betrag 
und die Beſchaffenheit des Depoſitums genau ausgedrückt, 
und zugleich das Folium, in welchem das Depoſitum in dem 
Protocolle der Depoſiten-Commiſſion einkömmt, angezeigt 
werden muß. Dieſe Erlagsſcheine haben die Depoſiten-Com— 
miſſäre zur Bewährung insgeſammt zu unterfertigen. (Inſt. 
Ss. 74 — 75.) | 

Daß diefe Manipulationsart nur bey organiſirten Gerichts« 
ſtellen Platz greifen könne, ergibt ſich aus dem Inhalte der 
angeführten Geſetzesſtellen. Dort, wo nur eine einzige Perſon 
das Richteramt verwaltet, genügt es, wenn die abgeordneten 
Sperrscommiſſäre die abgenommene Barſchaft, Pretioſen, 
Schuldurkunden, dem Oberbeamten ſelbſt unverzüglich ein: 
bändigen, welcher für die getreue und genaue Verwahrung 
derſelben verantwortlich iſt. Indeſſen iſt ſelbſt da, wo nur 
ein einziger Beamter beſteht, die Depoſiten-Caſſe wenigſtens 
unter zwey verſchiedenen Schlöſſern zu halten, und kann die 
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Mitſperre durch die Ortsrichter oder Ortsgeſchwornen erwir- 
ket werden. (Hofdecret vom 17. Aprill 1795 an das Tyroler 
Landes gubernium.) 

Als eine allgemeine ausnahmsloſe Pflicht ſämmtlicher 
Gerichtsbehörden iſt dagegen anzuſehen, daß die zu ihren 
Händen gelangenden Depoſiten mit Verläßlichkeit verwahret 
werden, und daher ein wohlverwahrter, gegen das Einbrechen 
nach Möglichkeit geſicherter Ort, in dem Gerichtshauſe hierzu 
beſtimmet werde. In dieſem Orte iſt eine, nach Verhältniß 
der einlangenden Depoſiten hinlänglich geräumige Eiſentruhe 
zur Depoſiten-Caſſe anzuſchaffen, welche an den Boden 
feſt anzuſchrauben, und mit einem ſtarken, dem Einbrechen 
nicht leicht ausgeſetzten, Schloſſe und Arben an der Seite 
zu verſchiedenen ſtarken Anhängeſchlöſſern zu verſehen ift. 
Es iſt übrigens als ein großer Fehler anzuſehen, wenn ein 
Beamter ſich erlaubet, die Depoſiten-Caſſen in ſeiner Woh— 
nung zu baben, wo fie der Feuersgefahr, dem Diebſtahle, 
oder Vermengung der Depoſitengelder mit dem eigenen Ver— 
mögen, oder der Zugänglichkeit mehrerer unbedeutenden 
Menſchen ausgeſetzt iſt. Indeſſen kann man ſich auch wohl 
nach Umſtänden mit einer wohl verwahrten hölzernen Truhe 
begnügen. (Inſt. F. 71 und 72, und Hofdecret vom 12. 
April 1795.) 

Alle zu deponirende Obligationen müſſen, zur Abwendung 
aller Bevortheilungen, mit der Anmerkung: dieſe Obli— 
gation iſt bey dem — — der Zeit depoſitirt, 
und mit Aufdrückung eines beſondern Amtsſiegels bezeichnet, 
ſodann im Falle der Erfolglaſſung die Anmerkung: dieſe 
Obligation iſt dem N. N. von dem — — erfolget, 
nebſt abermahligen Aufdrückung des obbeſagten Amtsſiegels 
beygeſetzt werden. (Hofdecret vom 6. November 1785, K. 
207, und Hofkanzelleydecret vom 26. März 1818.) uͤbrigens 
iſt in Böhmen, vermöge Gubernial-Verordnung vom 2. März 
1799 angeordnet, daß die Waiſen - Obligationen in eigenen 
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ſicheren Truhen aufzubewahren ſeyen, — welches auch in 
den übrigen Provinzen von jenen Waiſenämtern, welche 
eigentliche Waiſencaſſe führen, worüber Rechnung zu legen 
iſt, zu beobachten iſt. 

Bey organiſirten Gerichten hat die ganze Stelle für die 
Depoſiten in Solidum zu haften. Zur Beſorgung derſelben 
find bey einer allgemeinen Raths verſammlung durch Mehr: 
heit der Stimmen ſo viele zu benennen, als die Stelle nöthig 
findet. Jedes dieſer Individuen iſt mit, einem eigenen Schlüſ— 
ſel zu verſehen, ſo, daß die Caſſe ohne gemeinſchaftliches Ein— 
verſtändniß der benannten Individuen nicht geöffnet werden 
kann. 

L. 177. 

uͤber die ſämmtlichen Depoſiten-Caſſen iſt ein genaues 
Protocoll zu führen, in dieſes jedes Mahl das Datum der 
geſchehenen Depoſitirung, die Rahmen des Deponenten, die 
Urſache des Erlages, und wem das Depoſitum eigentlich ge— 
höre, der Betrag und die Beſchaffenheit des Depoſitums, das 
Datum der wegen der Zurückſtellung ergangenen Verordnung 
und die wirklich geſchehene Verabfolgung einzutragen, und 
iſt dieſes Protocoll von dem hierzu beſtimmten Individuum 
eigenhändig zu führen, und Poſt für Poſt von den Commiſ— 
ſären nach der ordentlichen Vidirung und befundenen Richtig— 
keit zu unterfertigen. — Auch in dem Raths-Protocolle iſt 
mit wenigen Worten der Nahme desjenigen, der das Depo— 
ſitum überbracht hat, und die damit geſchehene ordentliche 
Benennung einzutragen. Es iſt aber bey der Rathsverſamm— 
lung ſelbſt von einem hierzu eigens ernannten Rathe ein Re— 
giſter über alle vorkommende Depoſiten zu führen, welches 
dem Depoſiten-Protocolle zu einiger Controlle dienen kann. 
In dieſem Controlirungs-Protocolle iſt die geſchehene Er— 
folglaffung, das Datum der dießfalls ergangenen Verordnung, 
der Tag, die Perſon, an welche eigentlich die Erfolglaſſung 
geſchehen, mit Berufung auf die erhaltene Quittung anzuzei— 


— 153 — 


gen, und jede dießfalls geſchehene Eintragung von den er— 
nannten Commiſſären ſelbſt mit ihrer Fertigung zu bekräfti— 
gen. — Am Ende eines jeden Jahres haben die Commiſſäre 
dem Vorſitzer der Stelle ein Verzeichniß der im Jahre ein— 
gekommenen Depoſiten und derſelben Erfolglaffungen, ſammt 
dem vom verfloſſenen Jahre geſchehenen übertrage einzuhän⸗ 
digen. Es iſt bey jeder Gerichtsſtelle einem genauen, verläßli— 
chen Manne aufzutragen, daß er dieſes Verzeichniß mit den 
Raths-Protocollen und dem zu führenden oberwähnten Re— 
giſter vergleiche, und wenn ſich dießfalls eine Irrung ergäbe, 
zu deren Aufklärung ſogleich das Nöthige veranſtalte. Bey 
befundener Richtigkeit aber hat das Präſidium einen Tag zu 
beſtimmen, und mit Zuziehung des Vice-Präſidenten den 
wirklichen Stand der Depoſiten-Caſſe zu prüfen, und ob al— 
les, was im überreichten Protocolls-Extracte als noch vorhan— 
den vorkommt, auch wirklich vorhanden ſey, zu erheben. — 
Außer dem liegt dem Vorſteher der Stelle insbeſondere ob, 
während des Jahres nach Gutbefinden den Depoſiten-Stand 
unvermuthet zu unterſuchen, damit bey ſich zeigender minde— 
ſter Gefahr ſogleich zu den nöthigen Vorkehrungen geſchrit— 
ten werden könne. (Inſt. SS. 20 — 84.) 
is 

Dabey iſt zugleich angeordnet, daß den Parteyen aus den 
Depoſiten-Amtern die Obligationen zur Umſchreibung nicht 
auszufolgen, ſondern derley Umſchreibungen von Amtswegen 
zu beſorgen ſeyen. (Hofd. vom 30. October 1294, lit. a.) 

Bey Gelegenheit eines beſonderen Falles hat ſich das 
Bedenkliche der bey den öffentlichen Staats-Creditscaſſen bis: 
her beobachteten Manipulation, wonach dieſelben jedem, 
wie immer Nahmen habenden Depoſiten-Amte die Intereſſen 
von jeder, auch auf Nahmen der Parteyen lautenden öffent— 
lichen Obligation, bloß gegen die von dem Depoſiten-Amte 
gefertigte Quittung ohne weiteres verabfolgt haben, gezeiget. 
Um den, aus dieſer Manipulation nicht ohne Grund zu be— 


forgenden Mißbräuchen vorzubeugen, und bey dem von Seite 
der Depoſiten-Amter zu geſchehenden Intereſſen-Behebun— 
gen die gehörige Sicherheit zu erzielen, wurde vermöge Hof— 
decret vom 17. Auguſt 1810 Folgendes verordnet: 

„Vor allem iſt die Einleitung zu treffen, daß ſämmtliche 
Öffentliche Staats - Obligationen, wovon Depoſiten-Amter 
die Intereſſen bey einer der Staats - Credits - Dauptcaffen, 
nahmentlich 1) der Banco-Hauptcaſſen; Y der k. k— 
Univerſal-Staats-Schulden-Caſſe, und 3) der niederlän— 
diſch-lombardiſchen Filial- Schulden = Caffe zu erheben 
haben, auf dieſe Amter zu Gunſten der Parteyen umgeſchrie— 
ben, oder, wo ſolches nicht thunlich iſt, von den betreffenden 
Gerichtsbehörden für jede der drey benannten Caſſen über 
jene Obligationen, von welchen die Depofiten -Amter die 
Intereſſen zu erheben haben, abgeſonderte, d. i. ſolche Con— 
ſignationen, in welche für jede Caſſe nur jene Obligationen 
enthalten ſind, von denen ſie die Intereſſen zu berichtigen 
hat, mit genauer Angabe der Nummer, des Datums, des 
Capitalsbetrages, und des Nahmens, auf welchen die Obli— 
gation lautet, ſo bald möglich, verfaßt, und an die betreffen— 
de Caſſe eingeſendet werden, welche nach dieſen Conſigna— 
tionen die gehörige Vormerkung zu machen hat. Für künftige 
Fälle aber ſind die Depoſiten-Amter mit eigenen, d. i. für 
jeden einzelnen Fall beſonders ausgeſtellten, die Berechtigung 
zu Intereſſen-Behebung von der benannten Obligation aus— 
drücklich enthaltenden Verordnungen der betreffenden Ge— 
richtsbehörden zu verſehen, welche fie jeder Zeit bey der er— 
ſten Intereſſen-Erhebung einer Obligation, von der ihnen 
vorher dieſes Recht nicht zuſtand, zur gehörigen Vormerkung 
einzulegen haben. Dieſe letztere Verfügung hat jedoch nur 
für die gerade verfallenden Intereſſen, deren Erhebung ſchon 
dermahlen den Depoſiten-Amtern zuſtehet, und dieſes nur 
bis Ende September 1810 zu gelten, nach Verlauf dieſes 
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Termins werden keinem Depoſiten-Amte Obligations-In— 
tereſſen erfolgt werden, wenn nicht: 

a) die Obligation auf den Nahmen des Depoſiten-Amtes 
lautet, 

b) in der von der betreffenden Gerichtsbehörde verfaßten 
Conſignation über jene Obligationen, deren Intereſſen— 
Behebung dem in der Conſignation genannten Depoſi— 
ten- Amte zuſtehet, enthalten iſt, oder 

c) wenn für den Fall, daß ſie in dieſen Conſignationen, 
deren alſo gleiche Vormerkung in dem Credits-Buche 
der Banco-Hauptcaſſe zur ſtrengſten Pflicht gemacht 
wird, nicht enthalten iſt; das Depofiten = Amt nicht 
die legitimirende Verordnung der betreffenden Gerichts— 
behörde beybringt; oder endlich 

d) das Depoſiten-Amt ſchon im Creditbuche vermöge 
einer früheren beygebrachten Legitimations -Verord— 
nung der Gerichtsbehörde als zur Behebung der betref— 
fenden Intereſſen vorgemerkt iſt. 

uͤbrigens find die Anzeigen und Ausweiſe der Depoſiten— 
Amter über die von ihnen zu erhebenden, und zu quittiren— 
den Intereſſen öffentlicher, oder niederöſterreichiſcher, ſtändi— 
ſcher Obligationen unmittelbar an die betreffende öffentliche 
Caſſe zu überſenden. Hofdecret vom 25. Jänner 1811.) 

$. 179. 

Iſt auf diefe Art und Weiſe das Vermögen des Minder— 
jährigen, wenigſtens für die erſtere Zeit, vor einer Verluſtes— 
Gefahr ſicher geſtellet worden; ſo hat das vormundſchaftliche 
Gericht dann auch ungeſäumt die Inventur und Schätzung 
desfelben vornehmen zu laſſen. Die Inventur beſtehet in ei— 
ner genauen Beſchreibung des ſämmtlichen, den Waiſen an— 
gehörigen Vermögens. (223 des a. b. Gtzb.) Sie iſt von 
den abgeordneten Gerichtscommiſſären mit aller moglichen 
Verläßlichkeit zu verfaſſen, und darum alles, was zum Ver— 
mögen gehöret, deutlich anzumerken, nähmlich alle liegende 
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und fahrende Güter, alle dem Minderjährigen wider An— 
dere zuſtehende Anſprüche und Forderungen, alle bis dahin 
in Erfahrung gebrachte Schulden und Haftungen, ſie mö— 
gen verſichert, oder unverſichert, verbrieft, oder unverbrieft 
ſeyn, wie auch alle fremde Sachen, welche ſich unter die— 
ſem Vermögen befinden, nebſt allen Urkunden, Rechnungen, 
Quittungen und andern Schriften, ſo von einigem Nußen 
ſeyn können. Bey den Fahrniſſen iſt ihre Geſtalt, Gattung, 
Gewicht, Zahl und Maß getreu beyzurücken. Bey den, unter 
dem Vermögen vorgefundenen fremden Sachen muß bemer— 
ket werden, aus welcher Urſache dieſelben ſich daſelbſt befin— 
den. — Die zur Vornehmung der Inventur Abgeordneten 
ſollen ſich dabey mit allem Fleiße, Aufmerkſamkeit und Red— 
lichkeit betragen, die Inventur nicht durch längere Zeit, als 
nöthig iſt, verzögern, und nichts, was zu dem Vermögen 
gehört, unter was immer für einem Vorwande, gefliſſentlich 
auslaſſen. Insbeſondere ſollen ſie ſich aber alles Eigennutzes 
enthalten, und bey ſchwerer Verantwortung und unausbleib— 
licher Strafe ſich nicht unterſtehen, auch das Geringſte aus 
der Verlaſſenſchaft ſich zuzueignen, ſelbſt, wenn es gegen 
Bezahlung des geſchätzten Werthes, oder gegen ſonſtige Ver— 
gütung genommen werden ſollte. 

Iſt ſchon ein Vormund ernannt, ſo ſoll derſelbe zur Er— 
richtung des Inventariums vorgerufen, doch wegen deſſen 
Ausbleiben die Errichtung nicht gehemmet werden. Auch ſol— 
len ſtets zwey vertraute Hausgenoſſen oder Männer der Nach— 
barſchaft zugezogen werden. So bald das Inventarium auf 
dieſe Art und Weiſe zu Stande gebracht iſt, ſoll es von dem 
Gerichtsabgeordneten, den Zeugen, und im Falle, als auch 
die Schäßung ſogleich vorgenommen worden iſt, den zugezo— 
genen Werkverſtändigen unterfertiget, und mit einem kurzen 
Einbegleitungsberichte in das Einreichungs-Protocoll gege— 
ben werden. (Inſtr. F. 55 — 39.) Das Inventarium wird 
bey den Verlaſſenſchafts-Acten aufbewahret, und dem Vor— 
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munde eine beglaubte Abſchrift (auf claſſenmäßigem Stämpel) 
mitgetheilt. (F. 224 des a. b. Gtzb.) Dieſe Inventur iſt für 
alle Fälle, ſelbſt wenn ſie der Vater oder ein anderer Erblaſ— 
fer verbothen hatte, vorzunehmen. (Eodem F. 223.) 

$. 180. 

Mit dieſer Beſchreibung des Vermögens iſt auch zugleich 
die Schätzung der beweglichen Sachen zu verbinden. Es iſt 
weder zu dem einen, noch zu dem andern nöthig, die Beſtel— 
lung des Vormundes abzuwarten. Die Schäßung iſt von den 
zu dieſem Behufe eigens beeideten Werkverſtändigen vorzu- 
nehmen, und in ſo fern dergleichen in dem Gerichtsorte nicht 
exiſtiren, ſind die dazu beygezogenen Sachverſtändigen eigens 
in Eid und Pflicht zu nehmen. Dieſe Schätzung iſt zwar über— 
haupt genau und gewiſſenhaft zu pflegen, aber dieſes um ſo 
mehr in dem Falle, wenn es ſich um Ausmittelung des Pflicht— 
theiles handelt, oder wenn Einem oder dem Anderen vermöge 
der Anordnung desjenigen, von dem das Vermögen herrüh— 
ret, die Anſichbringung der einzelnen Vermögensgegenſtände 
gegen Vergütung des Schätzungspreiſes geſtattet iſt. — Die 
Schätzung des unbeweglichen Vermögens dagegen bedarf oft 
mehrere Vorbereitung, und kann oft ohne beträchtlichen Auf— 
wand nicht immer ſogleich geſchehen. Sie kann daher auf ei— 
ne gelegene Zeit verſchoben bleiben, nur iſt auch dahier nicht 
unnöthiger Weiſe damit zu zögern; ja, fie kann ſelbſt in man— 
chen Fällen gänzlich unterbleiben, wenn nähmlich der wahre 
Werth desſelben aus andern zuverläßlichen Quellen, z. B. 
aus den öffentlichen Büchern, aus Rechnungen, oder aus an— 
dern bereits vorliegenden früheren Schäßungen ꝛc. ſich ent— 

nehmen läßt. (F. 224 des a. b. Gtzb.) 
1 $. 181. 

Die Schätzung ſo wohl des beweglichen, als unbeweglichen 
Vermögens, wird gewöhnlich von dem vormundſchaftlichen 
Gerichte ſelbſt vorgenommen, weil das Waiſenvermögen ſich 
zu Öfteren Mahlen in dem Bezirke dieſes Gerichtes befindet. — 
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Befindet ſich ein Theil des Waiſenvermögens außer dem Be— 
zirke der Vormundſchaftsbehörde, ſo iſt zu unterſcheiden, ob 
derſelbe in beweglichen oder unbeweglichen Sachen beſtehe. 
Beſtehet es in beweglichen Sachen, fo hat die Vormund— 
ſchaftsbehörde nach der Rechtsregel mobilia sequuntur 
personnam über ſelbe, ſie mögen ſich wo immer befinden, 
die Gerichtsbarkeit auszuüben; jedoch wird ſelbe in dem 
Falle, als ſie von dem vormundſchaftlichen Gerichte entfernt 
ſind, das Gericht, in deſſen Bezirk ſie ſich befinden, erſuchen, 
die Inventur und Schätzung im Nahmen des vormundſchaft— 
lichen Gerichtes vorzunehmen. Unter die beweglichen Sa— 
chen aber gehören nicht nur alle Mobilien, ſondern auch 
Schuldbriefe, und ſelbſt die auf einem unbeweglichen Gute 
haftenden Capitalien, ſo, wie alle jene Rechte, welche mit 
keiner unbeweglichen Sache in Verbindung ſtehen, oder durch 
die Landesverfaſſung als unbewegliche Sachen erklärt ſind. 
(F. 208 des a. b. Gtzb.) 

Von dieſer Vorſchrift iſt nur der Fall ausgenommen, 
wenn in dem Auslande, wo ein Capital der Minderjährigen 
anliegt, hierüber beſondere Geſetze und Verfaſſungen beſtehen 
ſollen, gemäß deren über das dortländige Capital und deſſen 
Zinseinhebung, eine beſondere Vormundſchaft beſtellt wäre; 
(Hofdecret vom 11. November 1791.) Dagegen werden 
jene Mobilien, welche ſich auf einem unbeweglichen Gute 
befinden, um beſtändig auf demſelben zu bleiben, als ein 
Theil dieſes Gutes angeſehen, und daher zu dem unbeweg— 
lichen Vermögen gerechnet. — In Anſehung der unbeweg— 
lichen Güter dagegen verhält ſich die Sache ganz anders. 
Denn unbewegliche Güter gehören unter die Gerichtsbarkeit 
jener Obrigkeit, in deren Gerichtsbezirk ſie liegen. — Liegt 
ein unbewegliches Gut des Minderjährigen in einer andern 
Provinz, oder gar in einem fremden Staate; fo muß die 
vormundſchaftliche Behörde den ordentlichen Gerichtsſtand 
der anderen Provinz, oder des fremden Staates um die 


Inventur und Schätzung, und um die Mittheilung derfelben 
angehen, dieſem Gerichtsſtande aber die Beſtellung eines 
Curators über dieſes Gut überlaſſen. Liegt das unbewegliche 
Gut in der nähmlichen Provinz, aber unter einer andern 
Behörde; ſo gebühren zwar dieſer alle auf das Gut ſich be— 
ziehende Rechte, folglich auch die Inventur und Schätzung; 
allein fie muß der vormundſchaftlichen Behörde auf Verlan— 
gen nicht nur eine Abſchrift davon mittheilen, ſondern auch 
dem Vormunde die freye Verwaltung des Gutes überlaſſen, 
ohne ſich über ſeine vormundſchaftlichen Handlungen eine 
Art von Gerichtsbarkeit anzumaßen. (. 225 — 227 des 
a. b. Geb.) 
F. 182. 

Während der Dauer der Vormundſchaft hat die Gerichts— 
behörde genau darüber zu wachen, daß der Vormund ſeinen 
Obliegenheiten genau und fleißig nachkomme. Entdeckt die 
Behörde Gebrechen, ſo hat ſie denſelben ſogleich abzuhelfen, 
und das Verſchulden des Vormundes durch Verweiſe, Pön— 
fälle, und in fo fern felbe von ſolcher Wichtigkeit ſeyn ſoll⸗ 
ten, daß dem Vormunde die Erziehung des Minderjährigen, 
oder die Verwaltung ſeines Vermögens nicht länger mehr 
mit Beruhigung anvertraut werden könnte, ſelbſt mit ſeiner 
Entſetzung vorzugehen. In welchen Fällen und zu welchen 
Handlungen der Vormund die Genehmigung der Vormund— 
fchaftsbehörde bey der Verwaltung des Vermögens einzuhoh— 
len habe, wurde bereits in dem Abſchnitte von den Rechten 
und Pflichten der Vormünder abgehandelt. 

F. 183 

Insbeſondere hat die Vormundſchaftsbehörde darüber zu 
wachen, daß der Vormund zur gehörigen Zeit Rechnung 
lege. Zu dieſem Zwecke ſchreibt die allgemeine Inſtruction 
für die Juſtizſtellen, zweyte Abtheilung, . 53 und 54 vor, 
daß jedes Geſchäft, in welchem Rechnung zu legen kömmt, 
und jeder dazu beſtimmte Rechnungsleger in einem eigenen 
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Protocolle anzumerken ſey, um zu erſehen, ob die Rechnung 
in der geſetzmäßig beſtimmten Zeit erlegt werde, und daß 
ſaumſelige Rechnungsleger mit Anſetzung einer geſetzmäßigen 
Friſt, und, wenn dieſe fruchtlos verflöße, durch Pönfälle 
und andere wirkſame Zwangsmittel zur Beförderung ihrer 
Geſchäfte anzuhalten ſeyen. Auch iſt bey ordentlich organi— 
ſirten Collegialgerichten für jeden Rechnungsleger ein Refe— 
rent zu benennen. Dieſer hat darauf zu ſehen, daß ſo wohl 
wegen Legung, als Erledigung der Rechnung, das Nöthige 
vorgekehret werde. — Wenn die Legung der ausſtändigen 
Rechnungen durch ein ganzes Jahr vergebens betrieben wird, 
ſoll es bey den bloßen Betreibungsdecreten nicht belaſſen, 
ſondern zur wirklichen Abnahme der Vermöͤgens verwaltung 
geſchritten, und auf Koſten des ſäumigen Rechnungslegers 
der Maſſe ein vertrauter, eifriger Vertreter gegeben werden, 
der den ſäumigen Rechnungsleger ad praestandum factum 
die Rechnungslegung im ordentlichen Wege der Execution 
betreibe. (Hofdecret vom 26. Aprill 1790, Nro. 17.) 
F. 184. l 

Wenn die Rechnung bep dem Einreichungs-Protocolle 
überreicht worden, iſt ſie dem Buchhalter, und durch dieſen, 
oder wo keiner iſt, unmittelbar durch die Stelle, einem Rait— 
officianten mit dem Auftrage zu übergeben, daß hierüber 
binnen 14 Tagen die Erinnerungen erſtattet werden ſollen, 
wenn nicht etwa die Größe und Weitſchichtigkeit der Rech— 
nungen eine verhältnißmäßig längere Friſt erfordern. Die 
Pflicht des Raitofficianten iſt, die Rechnung genau zu durch— 
gehen, und zwar, wenn es um eine erſte Rechnung zu thun 
iſt, mit Zuhülfenehmung der ſämmtlichen Abhandlungsacten 
und Urkunden, aus denen das zu verrechnende Vermögen 
entſtanden; außer dem aber mit Entgegenhaltung der vorher 
gehenden Rechnung. Seine Aufmerkſamkeit muß darauf ger 
richtet ſeyn: a) ob in dem Empfange nichts ausgelaſſen 
worden; b) ob die Intereſſen, oder ſonſtigen jährlichen Ein- 
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künfte genau auf einander folgen, und nichts übergangen 
worden; c) ob die Ausgaben der Ordnung nach bewieſen 
find; d) ob nicht der Rechnungsleger eigenmächtig vorgegan— 
gen, und alſo eine gerichtliche Bewilligung ſchuldig fey; 
e) ob in der Berechnung keine Irrung vorgegangen ſey; 
f) ob der Rechnungsleger in der geſetzmäßigen Sicherheit 
den Raitreſt ausgewieſen habe? — Jeder Umſtand iſt mit— 
telſt einer beſondern Zahl zu bemerken, und dem Buchhal— 
ter zur Controlirung der Richtigkeit dieſer Anmerkungen, 
und Überreichung an das Einreichungs = Protocol zu behän— 
digen; wo kein Buchhalter iſt, wird die Rechnung unmittel— 
bar zum Einreichungs-Protocolle übergeben. Bey dieſer 
Reviſton hat der Raitofficiant nicht mit übertriebener Strenge 
vorzugehen, keine Ausſtellungen zu Chicane, noch Vor— 
ſchläge zu geträumten Verbeſſerungen zu machen. Juſt. 
H. 54 und 57.) 
$. 135. 

Wenn nun dieſe Erinnerungen mit der Rechnung dem 
Referenten zugeſtellt werden, hat er dieſelben zu durch— 
gehen, ſich ihrer Richtigkeit durch Einſehung der Rechnung 
zu verſichern, ſein Referat hierüber, nebſt den von ihm etwa 
ſelbſt gemachten Bemerkungen, zu verfertigen, und das For— 
male, nach welchem er die Bemängelung zu verfaſſen glaubt, 
vorzutragen. Wenn eine Erinnerung des Buchhalters, oder 
Raitofſicianten nähere Aufklärung fordert, ſo iſt zur Berath— 
ſchlagung der Buchhalter oder Raitofſicier, ſo die Erinne— 
rung gemacht, zur Auskunft beyzuziehen. — Entdeckte der 
Referent einen wichtigen übergangenen Umſtand, ſo iſt der 
nachläſſige Arbeiter zu mehrerer Genauigkeit anzuhalten, bey 
nicht erfolgter Wirkung einer ſolchen Erinnerung nach Be— 
ſchaffenheit zur Verantwortung zu ziehen, auch allenfalls 
(jedoch unter Beobachtung der dießfalls vorgezeichneten, 
geſetzlichen Vorſichten) zu caſſiren. 

Über das Rechnungs-RMeferat iſt, ob die Rechnung zu. 
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erledigen, und ob dem Rechnungsführer nur in künftiger 
Rechnung einige Nachträge anzubefehlen, oder ob ordentliche 
Mängel auszuſtellen find, in ordentlicher Sitzung zu berath- 
ſchlagen, und nach dem ausfallenden Conclusum entweder 
das Absolutorium zu ertheilen, oder die Zufertigung der 
Mängel zu veranlaſſen, zugleich auch die Friſt, binnen wel— 
cher die Mängel zu erläutern, mit Rückſicht auf die den Um- 
ſtänden angemeſſene Thunlichkeit zu beſtimmen. Die ausge— 
ſtellten Mängel hat der Rechnungsleger binnen der ihm be— 
ſtimmten Friſt zu erläutern. Dieſe Erläuterung iſt dann 
abermahls zu beurtheilen. Sind ſie zureichend, ſo iſt die vo— 
rige Bemängelung aufzuheben, oder nach Umſtänden abzu— 
ändern. Wäre die Rechtfertigung nicht hinlänglich, ſo ſind 
dem Rechnungsleger in der Erledigung die den Rechten an— 
gemeſſenen Aufträge zu machen. Jedem Auftrage iſt zur Be— 
folgung die verhältnißmäßige Friſt zu beſtimmen, und dies 
ſelbe in dem Protocolle anzumerken. Auch iſt über die Be— 
folgung der gerichtlichen Aufträge alles Ernſtes zu wachen. 
Wenn der Rechnungsführer die in Anſehen der Mängel ihm 
gemachten Aufträge vollſtändig befolget hat, wird ihm das 
Absolutorium ertheilet. (Inſtr. $$. 58 — 63.) 
$. 186. 

Für die geſammten inneröſterreichiſchen Länder wurde 
verordnet, daß die Pupillar- und Curatel-Rechnungen nicht 
mehr durch aufgeſtellte eigene Raitbeamte aufgenommen, 
ſondern die zwey älteſten der Familie desjenigen, deſſen 
Vermögen verrechnet wird, zu dem Ende zugeſtellt werden 
ſollen, damit ſie ſolche, allenfalls mit Zuziehung Sachver— 
ſtändiger unterſuchen, und auf die nähmliche Art, wie vor— 
hin den Raitungsbeamten in der Inſtruction vom 9. Sep— 
tember 1785 vorgeſchrieben geweſen iſt, behandeln, wo übri— 
gens die Final-Erledigung der Rechnung, wie bisher, durch das 


Landrecht zu geſchehen hat. (Hofd. vom 28. October 1791, 
Nro. 211.) 
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Die gegen dieſe geſetzliche Anordnung entſtandenen Be— 
denken wurden mit dem behoben: a) Wenn ein einziger Ver— 
wandter der Waiſen, über deſſen Vermögen Rechnung ge— 
legt worden, vorhanden iſt, ſoll dieſer zur Erledigung der 
Waiſen-Rechnung einen zweyten Sachverſtändigen als Ver— 
treter zuziehen; b) bey Abgang aller Verwandten iſt zweyen 
ſachverſtändigen, vertrauten Männern von gleichem Stande 
des Pupillen die Rechnungserledigung aufzutragen; e) find 
die obſchon entfernten Verwandten im Lande, den im Aus— 
lande befindlichen, obſchon näheren Verwandten, vorzuzie— 
hen; d) die Verwandten väterlicher, und jene mütterlicher 
Seite ſind bey Aufnahme der Waiſenrechnungen in gleiche 
Rückſicht zu nehmen, da ſie auch im Erbrechte gleich geſtellt 
ſind. (Hofdecret vom 4. Februar 1794, Nro. 154.) 

$. 187. 

Seine Majeſtät haben zu genehmigen geruht, daß die 
durch Hofdecret vom erften April 1791 ‚lit. g, vorgeſchrie— 
bene Reviſionsart der Pupillar-Rechnungen in Tyrol wieder 
eingeführt wurde. Dieſer höchſten Entſchließung zu Folge 
wurde demnach die Reviſionsart der Pupillar-Rechnungen, 
wie nachſteht, vorgeſchrieben: 

Die Reviſion der Pupillar- Rechnungen in Tyrol ſoll 
künftig den zwey nächſten Anverwandten zugewieſen werden, 
welche dann mit Zuziehung der Rechnungs- und Landes— 
Culturs-Verſtändigen dieſelben in jener Art zu behandeln 
haben, wie das Benehmen der eigens aufgeſtellten Rechnungs— 
beamten in der Manipulations-Inſtruction für die Juſtiz— 
behörden vom 9. September 1785, II. Abthlg., 7. Abſchnitt, 
aufgetragen geweſen iſt. 

Jedoch verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Rechnungen, 
ſammt der Reviſion, ſohin dem Gerichte überreicht, und von 
dieſem die endliche Erledigung, (nach der bereits an die 
organiſirten Gerichtsbehörden ergangenen Weiſung) ausgefer— 
tigt werden müſſe. (Hofdecret vom 9. Dec. * Niro. 1195. 

n a 
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$. 188. 

Über die eingebrachten Rechnungen iſt ein umſtändliches 
Protocoll zu führen, darin iſt in der erſten Rubrik der 
Nahme des Rechnungslegers und der Gegenſtand der Rech— 
nung, in der zweyten die allenfalls geſchehene Betreibung 
und hierzu angewandten Mittel, in der dritten der Tag 
der gelegten Rechnung anzumerken; viertens iſt einzu— 
ſchalten, an welchem Tage der Buchhalterey, oder dem Rait— 
officianten die Rechnung um feine Bearbeitung übergeben 
werden; fünftens iſt der Tag der hierüber übergebenen 
Erinnerungen; ſechstens iſt der Tag der dem Rechnungs— 
leger zugeſtellten Maͤngel, und der zur Erläuterung ausge— 
meſſenen Zeitfriſt; ſiebentens der Tag der erfolgten Er— 
läuterung; achtens find die beſonderen Umſtände anzufüh— 
ren, ſo die Ertheilung des Abſolutoriums verhindern; neun— 
tens iſt der Tag des ertheilten Abſolutoriums, und endlich 
zehntens der Tag, wo die Rechnungen an die Partey er- 
folgt werden, einzutragen ). Jeder Rechnung iſt ein eige⸗ 
ner Bogen zu widmen, und dieſes Protocoll mit jedem Jahr— 
gange abzuſchließen. Mithin iſt für das folgende Jahr ein 
neues aufzunehmen. Wenn ſich in dem Protocolle auf eine 
Urkunde berufen wird, ſo iſt immer zugleich anzumerken, in 
welchem Fascikel und Nummer der Regiſtratur ſie zu finden 
iſt. Daher der zur Führung des Protocolls beſtimmte Se— 
cretär ſich mit dem Regiſtrator einzuvernehmen hat, damit 
das Protocoll genau und umſtändlich geführet werde. Dem 
Präſidium ſteht es frey, die Rubriken dieſer Protocolle zur 
Erleichterung der Schreiberey in gehöriger Größe drucken 
zu laſſen. (Inſt. 2. Abth., K. 65.) 

9. 189. 

Iſt unter dem Pupillar-Vermögen eine Bergwerks-Enti— 

tät begriffen, und wegen Mangels der hinlänglichen Fähig— 


*) Das Formulare hiervon iſt in dem Anhange Neo. 13 enthalten. 


keit des Vormundes ein eigener Aſſiſtent zur Beſorgung der 
Verwaltung derſelben beſtimmet worden (F. 40), fo fol die von 
dem Aſſiſtenten über das ſeiner Verwaltung anvertraute Berg— 
werksgut zu legende Rechnung dem Vormunde, als eine Bey— 
lage zu ſeiner Vormundſchaftsrechnung übergeben, von dieſer 
bey Legung der Rechnung der Pupillar-Inſtanz überreicht, 
und von ihr die Aufnahme und Erledigung allein beſorgt 
werden. Von der Erledigung jedoch hat die Pupillar-Inſtanz 
jedes Mahl vorläufig von der Berg- und Gerichtsbehörde die 
ihr auffallenden Erinnerungen über die das Bergwerksgut 
betreffenden Rechnungen zu vernehmen, und auf dieſelben ſo— 
dann die verdiente Rückſicht zu nehmen. (Hofd. vom 9. May 
1765. Nro. 425.) 
$. 190. 

Obſchon vermöge Hofentſchließung vom 19. April 1787, 
4667 , ausgeſprochen ift, daß ſich die Obrigkeit in die Beſor— 
gung der dem Vormunde zugewieſenen Pflichten, wie auch in 
die dem Vormunde obliegende Führung und Legung der Rech— 
nung keinesweges einzumengen habe, ſondern die Pflicht der— 
ſelben nur auf die Oberaufſicht über das Pupillar-Vermögen 
beſchränkt ſey, damit nähmlich alles dasjenige genau befolgt 
werde, was das Geſeß zum Beſten der Waiſen anordnet; ſo 
geſchieht es doch häuſig auf dem Lande, daß bey dem Man— 
gel tauglicher Vormünder die Vormundſchaftsbehoͤrden ſelbſt 
die Erhebung der Einkünfte der Pupillen, wenn ſie in In— 
tereſſen von den anliegenden Capitalien beſtehen, anſtatt der 
Vormünder beſorgen, wodurch eigene Waiſen-Caſſen entſte— 
hen. Dieſe, durch kein Geſetz gebothene, ſondern vielmehr dem 
obigen Dofdecrete zuwider laufende Gewohnheit, wurde je— 
doch in der Folgezeit dadurch ſtillſchweigend gebilliget, daß 
mehrere gefeßlic)e Anordnungen erlaffen wurden, welche ofr 
fenbar dieſelbe vorausſeen, und nur in der Vorausſetzung 
ihrer Gültigkeit von Wirkung feyn können. Damit aber durch 
dieſe Erleichterung, die auf einer Seite den Vormündern ver— 
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ſchafft wird, nicht auf der andern Seite durch eine eigen⸗ 
mächtige Gebarung der Obrigkeiten mit den Waiſengeldern 
Unfug getrieben werde, hat ſich die Staatsverwaltung bewo— 
gen geſehen, dießfalls beſtimmte Vorſchriften zu erlaſſen. 

. 191. 

Schon das Hofdecret vom 14. März 1799 ſchreibt vor, 
daß jedem Vormunde ein ſogenanntes Vormundſchaftsbüchel 
worin die Guthabung des Mündels eingetragen erſcheint, 
und dem Schuldner ein Schuldenbüchel, worin fein Paſſiv— 
Schulden-Capital und Intereſſen ausgewieſen ſeyn ſoll, ein— 
gebändiget werden ſolle. Nur die inneröſterreichiſchen Vor— 
mundſchaftsbehörden wurden durch Hofdecret vom 28. May 
1700 davon entbunden, dagegen aber angeordnet, daß jedem 
Vormunde aus der Rubrik: Vermögen, der Waiſen-Pro— 
tocolle ein Extract von dem Vermögensbetrage ſeiner Pupil— 
len, von dem Dominium von Amtswegen hinaus gegeben, 
und der ſich jährlich ergebende Vermögenszuwachs oder Ab— 
fall jedes Mahl von dem Dominium dahin nachgetragen wer- 
den ſolle. 

Eine umſtändlichere Norm, wie bey den Dominien die 
Waiſengeſchäfte behandelt werden ſollen, wurde für Oſterreich 
ob der Enns durch Hofkanzelley-Decret vom 26. März 1818 
vorgezeichnet. Zu Folge desſelben müſſen bey jedem Waiſen— 
amte drey Bücher, nähmlich a) ein Journal, b) ein Waiſen— 
buch, und c) ein Waiſen-Activ-Buch geführet, und in dem 
erften alle Empfänge und Ausgaben der Waiſen-Caſſe nach 
der Zeitordnung angemerkt, in der zweyten die einzelnen Pur 
pillar-⸗Maſſen abgefondert eingetragen, und in dem dritten 
endlich die einzelnen Schuldner der Pupillar-Maſſe ebenfalls 
abgeſondert aufgezeichnet werden ). 

Dieſe drey Bücher ſeyen nothwendig, aber auch hinrei— 
chend, die gehörige Ordnung zu erhalten, die Waiſen und den 


) Die hierzu gehörigen Formularien find in dem Anhange Nr. 14, 
18 und 16 zu finden. 
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Gutsbeſitzer ſelbſt zu ſichern, und das Kreisamt bey der Un— 
terſuchung der Waiſen-Caſſen von der Befolgung der geſetzli— 
chen Vorſchriften zu überzeugen. Jährlich ein Mahl iſt jede 
einzelne Rubrik im Waiſenbuche abzuſchließen, und durch Zu— 
ſammenziehung aller einzelnen Maſſen die Hauptſumme der 
Forderung aller Waiſen, und die gehörige Bedeutung derſel— 
ben auszuweiſen. (Man ſehe Formulare Nr. 17.) 

Den Vormündern muß von dem Waiſenamte ein Vor— 
mundſchaftsbüchel, und den Schuldnern der Waiſen-Caſſe 
ein Schuldenbüchel ausgehändiget werden, woraus die erſte— 
ren den Zuſtand des Vermögens der Mündel, die letzteren 
aber den Betrag ihrer Schuld erſehen können ). 

So wohl in den drey Waiſenbüchern, als in dieſen Vor— 
mundſchafts-Schuldenbüchern, find zwey Columnen für 
Conventions-Geld und für Wiener Währung zu eröffnen. 
Die Waiſenrechnungen ſind mit Ende des gewöhnlichen Mi— 
litärjahres abzuſchließen. 

Da ferner durch den Mißbrauch, daß das Vermögen der 
Unterthanen, die nach erreichter Großjährigkeit ihre Gelder 
nicht erheben, noch Jahre lang in den Waiſencaſſen zurück 
behalten, und als Waiſencapital behandeln, die Ordnung 
in der Rechnung geſtöret, die Reviſion erſchwert, und die 
Herrſchaft zum Nachtheile des Beſitzers und der Waiſen 
ſelbſt unverhältnißmäßig belaftet wird, und da der Großjäh— 
rige auf die Vorrechte der Mündel keinen Anſpruch hat, ſon— 
dern jedem andern Gläubiger der Herrſchaft gleich zu halten 
iſt; ſo wurden die Waiſenämter zur genauen Befolgung des 
für Oſterreich ob der Enns erlaſſenen Hofkanzelleydecretes 


„) Da die Waiſenforderungen, Waiſenſchuldenbücher, welche bey 
den Amtern geführt werden, ihrem Zwecke nach als bloße Theile 
der Vormundſchafts Rechnung zu betrachten kommen, find die: 
ſelben als ſolche nach dem $. 10, lit. e. des Stämpelpatentes von 
dem Stämpel befreyt. (Hofkammerdeeret vom 5. May 1807.) Das 
Formulare eines Vormundſchaftsbuches ſehe man Nro. IR. 
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vom 22. Auguſt 1805, welches auch die Abſonderung der 
Gelder der Großjährigen, von der Waiſencaſſe ausdrücklich 
verordnet, neuerlich angewieſen. Nachdem übrigens die Be— 
ſorgung der Waiſengeſchäfte zu den geſetzlichen Amtshandlun— 
gen der Dominien gehört; ſo kann den Herrſchaftsbeamten 
für ihre dießfällige Bemühung die den Vormündern bewil— 
ligte Belohnung 5% des reinen Einkommens der Pupillen 
nicht zugeſtanden werden. — Daß in den Waiſenbüchern für 
jeden Mündel eine eigene Rubrik eröffnet, und darin ſein 
Vermögen beſonders ausgewieſen werden müſſe, folgt ſchon 
aus den oberwähnten allgemeinen Vorſchriften. Ob größere 
Herrſchaften ein einziges, nach dieſer Vorſchrift eingerichtetes 
Waiſenbuch führen, oder dasſelbe nach den einzelnen Am⸗ 
tern in mehrere Bände abtheilen laſſen, ſey gleichgültig. 

Den Dominien ſey die jährliche Einſendung der Pupil— 
lar Tabellen an die Kreisämter, welche fie zu durchgehen, 
und mit den erforderlichen Bemerkungen begleitet an das 
Appellations-Gericht vorzulegen haben, ſtreng zur Pflicht 
zu machen, und keine Vorſicht zu verabſäumen, welche die 
kreisämtliche Aufſicht erleichtern kann. Die Waiſengelder 
ſind von den übrigen Depoſiten gehörig abzuſondern; aber 
auch jene Capitalien, welche großjährig gewordene Mündel 
aus ganz freyem Willen bey der Herrſchaft zurück laſſen, ſind 
von der eigentlichen Depoſitencaſſe ganz zu trennen, weil die 
dem letzteren eingeräumte geſetzliche Hypothek auf den achten 
Theil des Werthes und Gutes auf die einfachen Darlehens— 
Forderungen großjähriger Gläubiger nicht ausgedehnt werden 
kann. — 

$. 192. 

In Böhmen hat das dortige Gubernium, mit Verord— 
nung vom 4. Jänner 1797, einen Entwurf zu einer Waiſen— 
rechnung den Kreisämtern mit dem Auftrage mitgetheilt, 
ſolchen den Magiſtraten und Stiftsämtern, denen die Auf— 
ſicht über das Waiſenvermögen obliegt, als eine Vorſchrift, 
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nach welcher ſie ſich zu benehmen haben, mit dem Auftrage 
hinaus zu geben, daß ſelbe die künftigen Rechnungen darr 
nach führen ſollen, wo aber zu bemerken kömmt, daß jene 
Waiſenrechnungen, welche Vormünder in Anſehung ihrer 
Mündel führen, hierüber nicht verftanden werden, und ſolche, 
wie ſie bisher üblich geführt worden ſind, um ſo mehr fort— 
geführt werden mögen, als ſolche ohnehin der Aufſicht der 
Vormundſchaftsbehörde zugewieſen ſind. Daher dieſer Ent— 
wurf nur für jene Rechnungen anwendbar ſey, welche die 
Magiſtrate und Stiftsämter, denen die Aufſicht über das 
Waiſenvermögen obliegt, zu verfaſſen haben. 
9. 193. 

Um das Waiſenamt auf dem Lande nicht nur für die 
Waiſen, ſondern auch für den Unterthan gemeinnüßig zu 
machen, wurde die bereits auf einigen Herrſchaften einge— 
führte Einrichtung einzuführen bewilliget, vermöge welcher 
aus dem baren Waiſenvermögen, bis auf jenes, ſo dem Vor— 
munde zur Erziehung des Pupillen, oder zur Beſorgung der 
ſeiner Verwaltung unterſtehenden Gründe unumgänglich in 
Händen gelaſſen werden muß, eine allgemeine Caſſe 
errichtet wird, die zur Anlegung oder Entlehnung gleichſam 
einen öffentlichen Fond darſtellet, jedem Unterthane zu allen 
Zeiten offen ſtehet, und die ſichere Hoffnung gibt, gegen 
eine mit geſetzlicher Hypothek bedeckte grundbüchlich vorge— 
merkte Schuldverſchreibung nach Bedürfniß ein Darlehen 
zu erhalten. Durch dieſes Darlehen, welches gegen billige 
Zinſen, und dergeſtalt dargereicht wird, daß die Zurückzah— 
lung desſelben in kleinen Abtheilungen, nach Maß der Kräfte 
des Schuldners, folglich ohne übereilt zu werden, geſchehen 
kann, wird ſo wohl der Unterthan den Wucherhänden ent— 
zogen, als auch der Vortheil erreicht, daß die Pupillen bey 
erreichter Großjährigkeit theils durch die von Zeit zu Zeit 
eingehenden Intereſſen, theils durch die unter der Hand ein— 
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fließenden Inventurs-Barſchaften auf der Stelle befriediget 
werden können. (Hofdecret vom 11. Februar 1790.) 

Dieſe Einleitung wurde nicht nur höchften Ortes geneh— 
migt, ſondern auch verordnet, dieſe Caſſen, weil die den 
Obrigkeiten obliegende Oberaufſicht auf das Pupillar-Weſen 
durch eigene, unter Leitung der Wirthſchaftsämter beſtehende 
Waiſencaſſen am leichteſten erreicht wird, da, wo ſie noch 
nicht vorhanden find, nach Moglichkeit, und um fo mehr ein— 
zuführen, als das Angeben, daß nicht bey allen Dominien 
der Ausweis der Hypothek für jedes Capital in der Pupillar- 
Tabelle geſchehen könne, ſich dadurch behebt, weil beſonders 
bey großen Dominien, wo beträchtliche Waiſencaſſen ſind, 
ſelten jedes Waiſencapital einzelnweiſe nach ſeinem Betrage, 
wohl aber von zwey, drey und mehreren Waiſen zuſammen ; 
genommen, in eine Summe umgeftaltet, elocirt, und mit— 
telſt eines einzigen Schuldbriefes, der grundbüchlich ver— 
ſichert wird, und lediglich auf die Waiſencaſſe lautet, be— 
währt wird. Da nun die durch einen ſolchen, mehrere Waiſen 
angehenden Schuldſchein, entſtandene Hypothek für den 
erſten, zweyten, dritten Waiſen immer die nähmliche iſt, fo 
iſt auch leicht, dieſe Hypothek für jeden Waiſen in der Ta— 
belle auszuweiſen. Nebſt dem beſteht aber auch die Ausglei— 
chung der Waiſen-Capitalien in kleineren Reſten, und ſo wohl 
das Capital, als Intereſſen, ſo weit letztere dem Vormunde 
nicht zum Unterhalte und zur Erziehung der Pupillen hinaus 
gegeben werden, unterliegen gleichfalls der Verrechnung des 
Waiſenamtes, und beſtehet auch die Haftung der Obrigkeit 
für die Waiſengelder. Übrigens ſtehet der Obrigkeit zwar 
frey, dem einen oder andern großjährig gewordenen Waiſen, 
im Falle nicht ſo viel Barſchaft in der Waiſencaſſe vorhan— 
den iſt, wodurch er ſein Capital auf der Stelle, und ohne 
die gewöhnlichen drey Monathe nach der legalen Capitals— 
Aufkündigung abwarten zu müſſen, aus Eigenem die Zahlung 
zu leiſten; wenn ſie aber zu dieſem Vorſchuſſe nicht geneigt 
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iſt, ſo muß nun der großjährige Pupill billig die Zeit, wenn 
das Capital vom Schuldner zu erlegen kommt, abwarten, 
wodurch alſo die Unmöglichkeit wegen der individuellen Hy— 
potheks-Ausweiſung gänzlich behoben, auch die Vormünder 
der Mühe ſicherer Anlegung entübriget werden, wie dann 
auch das Wirthſchaftsamt die Pragmatical- Sicherheit im: 
mer beſſer, als derley Vormünder aus der Volksclaſſe, zu 
beurtheilen im Stande iſt. So können auch den Vormündern 
nur die jährlichen Intereſſen zur Verrechnung übergeben 
werden, alſo, daß jenes, ſo ſich über die beſtrittenen Erzie— 
hungskoſten jährlich erübriget, vom Vormunde in die Wai— 
ſencaſſe erlegt, vom Waiſenamte aber wieder zur Fructifici— 
rung angelegt wird. Jene Dominien, welche dieſe Einrich— 
tung bey ſich einführen, müſſen den ohnehin ihrer Leitung 
anvertrauten Waiſenfond verſichern, und allen Schaden, der 
aus unvorſichtigem Darlehen entſteht, über ſich nehmen, auch 
über eine genaue, bündige Controlle ſorgen. (Hofdecret vom 
13. März 1794.) 
F. 104. 

In früheren Zeiten war es auch in Oberöfterreich und 
in andern Provinzen gewöhnlich, daß die Dominien eine 
gemeinſchaftliche Waiſencaſſe hatten, d. i., daß die in Obli— 
gationen, oder Privatſchuldbriefen beſtandene Bedeckung nur 
die geſammten Waiſenforderungen überhaupt bedeckte, ohne 
daß eine ſolche Bedeckung für einen jeden einzelnen Waiſen 
ausgezeigt worden wäre. — 

Eine ſolche cumulative Waiſencaſſe gewährt allerdings 
mannigfaltige Vortheile; die Rechnung wird dadurch weit 
einfacher, die geringſten Beträge konnen auf dieſe Art für 
die Pupillen fruchtbringend gemacht, und deſſen ungeachtet 
beſonders bey größeren Dominien, noch ſo viel bares Geld 
bey der Waiſencaſſe im Vorrathe aufbewahrt werden, daß, 
wenn ein großjährig gewordener Pupill gleich bares Geld 
zum Erkaufe einer Realität, oder zu ſeinem Gewerbsbetriebe 
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noͤthig hat, ihm dasſelbe aus der Waiſencaſſe verabfolgt 
werden kann. Allein das erſchienene Finanzpatent vom Jahre 
1811 hat belehret, wie unſicher bey einer allgemeinen Pu⸗ 
pillarcaſſe das Eigenthum der einzelnen Waiſen wird, und 
welche Mühe es dann koſtet, bey dem Eintreten ſolcher Fi— 
nanz⸗ Operationen jedem Waiſen jenen Antheil zuzuwenden, 
der ihm gebührt. 
$. 198. 

Das am 20. Februar 1811 erſchienene Finanzpatent 
veranlaßte daher die Staatsverwaltung, einen eigenen Unter— 
richt zur Liquidirung des waiſenämtlichen Paſſioſtandes, 
(Forderungen der Pupillen), und des Actipſtandes, (Schul- 
den oder Bedeckung der Pupillar- Forderungen), ſo, wie es 
mit 15. März 1811 beſtand, nach Maßgabe des Finanz— 
Patents vom 15. März 1811 zu erlaſſen. 

Dieſem zu Folge wurden durch Verordnung vom 7. No— 
vember 1812, 3. 1011, folgende Grundſätze vorgezeichnet: 

1) Auf den Termin vom 15. März 1811 find alle Paffiv- 
und Activ-Conti der Capitalienbücher, nicht minder die 
Waiſenrechnung ſelbſt abzuſchließen, und aus dieſem das 
vorhandene Paſſiv- und Activ-Vermögen in B. Z. auf die 
Liquidations-Ausweiſe aufzutragen. (Formulare Nro. 19 u. 20.) 

2) In Auſehung des bisher abgefondert angelegten, und 
jedem einzelnen Waiſen verrechneten Vermögens konnen 
ſich keine Schwierigkeiten ergeben. 

5) So viel es hingegen das bisher cumulative, und ver: 
mengt angelegte, und verrechnete Waiſenvermögen betrifft, 
ſind hauptſächlich folgende Grundſätze zu beobachten: 

a) Sämmtliche Waiſen find die gemeinſchaftlichen Eigen— 
thümer der aus ihrem Vermögen entſtandenen Capita— 
lien, wenn gleich die Obligationen nicht auf ihren 

Nahmen, ſondern auf den Nahmen der Waiſencaſſe, 

oder einer dritten Perſon lauten. 

b) Wenn die Waiſen, aus deren Vermögen die gemein: 
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ſchaftlichen Capitalien urſprünglich entſtanden, bereits 
abgefertiget worden ſind; ſo ſind die an ihre Stelle 
neu hinzu gekommenen Waiſen, mit deren Vermögen 
die Abfertigung ihrer Vorgänger geſchehen iſt, als 
Ceſſionarien der abgefertigten anzuſehen, und treten 
ganz in ihre Rechte ein. Es ſind demnach 

c) dieſe Capitalien unter die mit 15. März 1811 beſtan⸗ 
denen Pupillen, als Eigenthümer derſelben, gerade ſo 
zu vertheilen, als ob ſie die urſprünglichen Eigenthü— 
mer geweſen wären, und es kömmt hierbey gar nicht 
darauf an, zu welcher Zeit ſie in dieſe Gemeinſchaft 
getreten ſind, oder ihr Geld angelegt worden iſt. 

Da indeſſen mehrere Waiſenämter gegen den im F. 3 
des beſagten Unterrichts aufgeſtellten Grundſaß, von dem 
irrigen Geſichtspuncte ausgingen, als wenn das in den Wai— 
ſencaſſen liegende Geld, weil in den Waiſenrechnungen der 
Ausweis über den Caſſebeſtand gewöhnlich der Activ— 
Stand der Waiſencaſſe, und hingegen der Ausweis 
über die Antheile der Pupillen an dem Caſſeſtande, Paſſiv— 
Stand der Waiſencaſſe, genannt zu werden pflegt, 
als ein den Waiſenämtern gegebenes Darlehen, welches von 
ihnen wieder weiter ausgeliehen worden, zu betrachten ſey, 
und nach dieſer unrichtigen Vorausſetzung der Meinung 
waren, daß die Pupillen nach der Scala des Tages, an wel— 
chem ihr Vermögen in die Waiſencaſſe gelegt worden, und 
nicht nach der Scala des Zeitpunctes, an welchem die Obli— 
gation ausgefertiget wurde, abzufertigen wären; ſo wurde 
mit Hofdecret vom 5. Aprill 1814 die Belehrung ertheilet, 
daß ſich dieſe Meinung weder mit den allgemeinen Rechts— 
grundſätzen, noch mit dem Finanz-Patente vereinigen laſſe, 
und im Allgemeinen auch nicht ausführbar ſey. Denn das 
in den Waiſencaſſen liegende Vermögen der Pupillen iſt nicht 
den Waiſenämtern als Darlehen, ſondern nur als Depoſitum 
anvertraut. Wenn daher dergleichen Gelder aus der Caſſe 
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genommen, und zum Beſten der Pupillen verzinslich ange: 
legt werden, ſo wird die dafür in die Caſſe kommende Obli— 
gation ohne Unterſchied, ob das ausgeliehene Geld einem 
einzigen Pupillen, oder mehreren zuſammen gehöret, das 
Eigenthum der Pupillen, deren Geld ausgeliehen wurde. — 
An dieſen rechtlichen Grundſäßen hat das höchfte Finanz: 
Patent vom 20. Februar 1811 nichts geändert. 

Derjenige alſo, welchem Waiſengelder von der Vormund— 
ſchaft, oder Obervormundſchaft geliehen worden find, wird 
der Schuldner der Waiſen ſelbſt, nicht des Waiſenamtes, 
wenn gleich die Obligation nicht auf den Nahmen der eigent— 
lichen Gläubiger, ſondern der Waiſencaſſe lautet. Ereignete 
es ſich nun, daß vor Erſcheinung des Finanzpatentes ein 
großjährig gewordener Miteigenthümer eines, aus cumulatio 
angelegten Waiſengeldern, entſtandenen Capitals mit dem 
Gelde eines andern Pupillen abgefertigt, mithin dieſer der 
Ceſſionar des Abgefertigten geworden iſt; ſo gebührt dieſem 
Ceſſionar nach der deutlichen Vorſchrift des Patents, $. 13, 
der cedirte Antheil des Capitals nach eben der Scala, nach 
welcher der Schuldner das ganze Capital zu bezahlen ver— 
pflichtet iſt, indem das Finanzpatent den minderjährigen 
Ceſſionarien gleiche Rechte mit den großjährigen einräumet. 
Die übrigen Theilnehmer eines ſolchen cumulativ angelegten 
Capitals, welche ihre Antheile nach derſelben Scala erhal— 
ten, und nicht mehr anſprechen können, haben hierbey nicht 
den entfernteſten Grund, über Verkürzung zu klagen. — So 
offenbar hiernach der Antrag, die Pupillen nach der Scala 
ihres Eintrittes abzufertigen, als geſetzwidrig erſcheint, eben 
ſo zeigt ſich auch die Unausführbarkeit desſelben im Allge— 
meinen, indem diejenigen Waiſenämter, bey welchen kurz 
vor dem Finanzpatente die cumulativ angelegten Waiſen— 
Capitalien heim bezahlt worden, oder welche das Geld im 
öffentlichen Fonde angelegt haben, die nach der Scala der 
Einlagen ausfallenden Forderungen zu bedecken außer Stande 
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ſeyn würden. Nach dieſen aufgeſtellten Grundſätzen wird alfo 
denjenigen Waiſenämtern, welche vor Publication des Un— 
terrichtes vom 10. September 1812 ihre Rechnungen nach 
der oben benannten irrigen Anſicht abgeſchloſſen, und auch 
noch vor dieſem Zeitpuncte einem oder dem andern großjäh— 
rig gewordenen Waiſen, in Folge dieſer Rechnungen einen 
größeren Betrag, als ihm gebührt, hinaus gezahlt haben, 
obliegen, ſolchen von demſelben nach Thunlichkeit wieder 
herein zu bringen. Nur in ſo weit dieſes nicht möglich ſeyn 
ſollte, wird dieſen Waiſenämtern geſtattet, das dadurch in 
der Waiſencaſſe entſtehende Deficit, durch den im folgenden 
F. 6 des Unterrichts vom 7. November vorigen Jahres näher 
beſtimmten Caſſe⸗Uberſchuß zu decken, und wofern dieſer 
nicht zureichen ſollte, das Fehlende den ſämmtlichen Waiſen, 
deren Vermögen cumulativ angelegt iſt, nach Verhältniß 
desſelben abzuziehen. 

4) Um bey Auseinanderſeßung des cumulativen Waiſen— 
vermögens dieſe Grundſätze gehörig in Anwendung bringen 
zu können, muß die Liquidation ſo eingerichtet werden, als 
ob am 15. März 1811 alle Waiſen großjährig geworden 
wären, und ihnen ihr Vermögen hinaus zu folgen geweſen 
wäre. | 

5) Wenn der Paffiv- Stand, und der Activ- Stand in 
B. Z. abgefchloffen ift, fo wird zur Reduction des letzteren 
auf Einlösſcheine geſchritten. Dabey kömmt es darauf an, 
ob ſich unter den gemeinſchaftlichen Obligationen bloß Pri— 
vatſchuldſcheine, oder bloß Staatspapiere, oder Obligationen 
von beyden Arten befinden. Tritt der letztere Fall ein, fo ſind 
beyde Gattungen nach ihren verſchiedenen Intereſſen-Pro— 
centen von einander abzufondern, um bey der Vertheilung 
dieſer Activen, jedem Pupillen einen Theil auf die Privat-, 
und den andern Theil auf die übrigen Fonds» Obligationen 
anweiſen zu können. 

Die Privat-Activ⸗Capitalien find auf Einlöſungsſcheine 
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nach der Scala des Finanzpatentes vom 20. Februar 1811 
zu berechnen, die öffentlichen Fonds- Capitalien aber, da 
das geſagte Finanzpatent ihren Nennwerth unverändert ge— 
laſſen hat, im gleichen Werthe, d. i. 100 für 100 anzuſeßen. 

6) Da bisher die Intereſſen der Waiſen, welche nicht 
zu ihrem Unterhalte erforderlich waren, und von ihnen un⸗ 
erhoben gelaſſen wurden, immer wieder cumulativ frudht- 
bringend angelegt werden mußten, und davon ſolchen aus der 
Anlegung der entbehrlichen Intereſſen entſtandenen Capita— 
lien nur denjenigen Waiſen ihre Rata als Capitals-Forde— 
rung zugeſchrieben worden iſt, deren Antheil an dergleichen 
Intereſſen eine anlegbare Capitalsſumme erreichte; ſo iſt 
aus dem Zinszuwachſe ein Vermögens ⸗Überſchuß entſtanden, 
welcher nicht unter die Waiſen zu vertheilen, ſondern ſo lange 
in der Verrechnung der Waiſencaſſe zu belaſſen iſt, bis hier— 
über höheren Orts verfügt werden wird. 

7) Wenn nach dem Abſchluſſe der zwey Liquidations— 
Ausweiſe das Paſſiv- mit dem Activ-Vermögen in B. 3. 
verglichen wird, ſo muß ſich ein Überſchuß ergeben. Da je— 
doch der Überſchuß aus dem Vermögen der Waiſen entſtanden 
iſt; ſo erheiſcht es die Billigkeit, daß ſolcher nur auf dieje— 
nigen, allenfalls in der Waiſencaſſe befindlichen, öffentlichen 
Fonds- Obligationen, welche die mindeſten Zinſen tragen, 
oder, wo keine öffentliche Fonds- Obligationen vorhanden 
find, auf jene Privat -Capitalien, die in dem mindeſten 
Scala: Werthe ſtehen, gewieſen würden, und daß fo nach 
die höher verzinslichen, folglich auch im Courſe, oder im 
Scala-Werthe höher ſtehenden Obligationen und Capitalien 
zur Vertheilung unter die Waiſen zurück bleiben. 

8) Der Überſchuß konnte aber nebenbey auch noch einen 
andern Entſtehungsgrund haben, wenn nähmlich bey einigen ; 
Waiſenämtern, der aus dem Ankaufe öffentlicher Fondspa— 
piere erzielte Gewinn, den Pupillen nicht zugeſchrieben wor— 
den iſt. Dieſer darf in der Waiſencaſſe zur weitern Verrech— 
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nung nicht gelaffen werden, ſondern iſt nach vorläufiger, in 
dem Formulare Nr. 1), unter den Anmerkungen oben Nro. 7 
bezeichneter Trennung von dem, aus dem Zinszuwachſe ent— 
ſtandenen Überſchuſſe, den Pupillen zuzuwenden. 

9) Die ſodann verbleibenden Activen ſind unter die Pu— 
pillen zu vertheilen. Die Operation zu dieſer Vertheilung iſt 
in dem Formulare Nr. 1, Abthl. lit. B **), vorgezeichnet, 
indem man vermittelſt der Geſellſchaftsregel jede Gattung 
der zu einerley Intereſſe-Procenten anliegenden, fo wohl 
Privat-, als öffentlichen Fonds- Activ-Capitalien, nach dem 
Verhöltniſſe der Forderungsſumme ſämmtlicher Pupillen in 
B. Z. zu der Forderungsſumme von gleicher Valuta eines 
jeden einzelnen Pupillen berechnet, und den Quotienten, aus 
dem auf jeden Pupillen ausgefallenen Antheile demſelben zu— 
weiſet, wie es die im Formulare N. 19 exemplificirte Verthei— 
lung der zum Beyſpiele angenommenen drey Pupillen, die 
hierüber in den Anmerkungen beygefügte Erklärung, Nro. 8, 
darſtellt. 

10) In Gemäßpeit dieſer zu Stande gebrachten Were 
theilung ſind ſodann jedem Waiſen: 

a) die Capitals-Beträge, welche ihm durch dieſe Vers 
theilung an jeder Gattung der Privat- und öffentlichen 

Fonds ⸗Obligationen zu Theil geworden find, dann 

b) die mit 15. März 1311 zu fordern behaltenen Intereſ— 
fen auf feinem Paſſiv-Conto, als die mit 16. März 
1811 zu laufen angefangene Gebühr vorzuſchreiben. 

11) Deßgleichen müſſen aus dem Liquidations-Ausweiſe 
Nr. 2 0), die Activ⸗ Capitalien individuell, und der In— 
tereſſen⸗Rückſtand mit 15. März 1311 jedem Schuldner 
auf dem Conto der Activ-Capitalien-Bücher übertragen und 
vorgeſchrieben werden. 


) In dieſem Werke, Nro. 19. 
) In dieſem Werke ebendaſelbſt— 
) In dieſem Werke, Nro. 20. 
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12) Verſteht es ſich von ſelbſt, daß, vom 16. März 1811 
angefangen, den Pupillen die Intereſſen von allen verzins⸗ 
lichen Capitals - Forderungen, daher auch von denjenigen 
Capitals-Antheilen, welche ihnen aus cumulativen, auf die 
Waiſencaſſe lautenden, fo wohl bey Privaten, als in öffent— 
lichen Fonds angelegten Activ» Vermögen zu verſchiedenen 
Procenten zugefallen find, auch nach Verſchiedenheit diefer 
Procenten zugerechnet werden müſſen. 

15) Zur Erleichterung der Abfertigung mögen folgende 
Vorſchriften dienen: 

a) Hat der Pupill ein auf feinen Nahmen entweder 
bey Privaten, oder öffentlichen Fonds angelegtes Ver— 
mögen zu fordern, mithin ſeine eigenen, ihm zugewie— 
jenen Schulden; fo iſt er mit den Schuldfcheinen, 
dann in Betreff ſeiner Intereſſe-Forderung theils bar, 
theils mittelſt des auf den Schuldſcheinen noch haften— 
den Ausſtandes abzufertigen. 

Iſt ihm aus dem cumulativen, auf den Nabe 

men der Waiſencaſſe lautenden Vermögen 

durch die Liquidations-Zutheilung mit 15. März 1811 

ein Capitals-Antheil bey Privaten zugefallen; ſo 

iſt der Pupill aus der vorräthigen Barſchaft der Wai— 
ſencaſſe, welche, wenn ſie nicht bey barem Gelde wäre, 
durch Capitals-Aufkündung und Einzählung gewöhnlich 
ausgeholfen wird, oder auch aus den Renten, wo die 

Dominien, wie es öfters geſchieht, ſelbſt Schuldner 

ſind, geholfen werden kann, ſammt Intereſſen bar aus- 

zufertigen. 

e) Gebührt aber dem Pupillen aus dem cumulati- 
ven, auf den Nahmen der Waiſencaſſen 
lautenden Vermögen, mittelſt der vorerwähnten 
Liquidations-Zutheilung mit 15. März 1811, auch ein 
Antheil an den in öffentlichen Fonds angelegten Capi— 
talien; fo iſt zu unterſcheiden, ob dieſer Antheil 
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aa) entweder unter den Betrag eines der Umſchreibung 
fähigen Capitals, pr. 25 fl. ſtehe, oder 
bb) dieſem gleich komme, oder aber 
cc) denſelben überſteige. 

ad aa) Im erſten Falle iſt dem Pupillen fein Obligations 
Antheil in der Art, daß ihm die bare Auszahlung desſelben 
nach dem, zur Zeit der Abfertigung auf der Börſe geſtande— 
nen Werthe der öffentlichen Papiere, bey deſſen Bekannt— 
werdung durch die öffentlichen Blätter nachzutragen kömmt, 
abzukaufen, ſomit in der Rechnung dieſer Obligations-An— 
theil als Abfertigung, das bare Geld aber als ein auf er— 
kaufte Obligation ausgelegter Betrag in Ausgabe, dagegen 
der Theilbetrag an der Obligation ſelbſt als verzins liches 
Papier, wieder zurück in Empfang zu ſtellen. — 

ad bb) Im zweyten Falle iſt dem Pupillen ſein Autheil 
mittelſt der Obligation, welche vorher auf ſeinen Nahmen 
umgeſchrieben werden muß, zu behändigen, womit er nach 
Belieben ſchalten mag. 

ad cc) Im dritten Falle endlich erhält er die Gebühr 
zum Theile mittelſt der auf ſeinen Nahmen umſchriebenen 
Obligation, andern Theils aber den, keiner Umſchreibung 
fähigen Überreft, in der nähmlichen Art bar, wie ad aa er— 
klärt worden iſt. g 

$. 196. 

Durch dieſen, zur Liquidirung des Waiſenvermögeus er 
theilten Unterricht, wird die Befugniß der oe rigkeitlichen 
Waiſenämter, das Waiſenvermögen ihrer Unterthanen ent— 
weder bey Privaten anzulegen, oder dafür öffentliche Obli— 
gationen mit Beobachtung der beſtehenden Worfchriften an— 
zukaufen, im Allgemeinen nicht beſchränkt, ſondern im . 15 
($. 195, Nro. 13), wie aus dem Ausdrucke: „Zur Er: 
leichterung der Abfertigung mögen folgende Vorſchrif— 
ten dienen,“ erhellet, die Anleitung gegeben, auf welche 


Weiſe vorkommende Anſtände gehoben werden können. Ob 
12, 
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nun die Vorſchrift, daß Pupillen, die an öffentlichen Oblie 
gationen einen Antheil unter 25 fl. haben, nach dem Börſe— 
Courſe abzufertigen, und die hiernach zum Ankaufe der Obli— 
gations-Antheile erforderlichen Beträge für Rechnung der 
Waiſencaſſe in die Ausgabe zu ſtellen ſeyen, in dem Falle, 
wenn der Cours den 2 1/2 procentigen Obligationen über 50 
Procent ſteht, nachtheilig ſey, läßt ſich nicht mit Beſtimmt— 
beit eutſcheiden, da hierbey der Zinſenfuß zwar vermindert, 
der Capitals-Betrag aber erhöht wird, und den eigentlichen 
Ausſchlag erſt der durch Umſtände herbey geführte Erfolg 
lehren kann. Indeſſen unterliegt es keinem Zweifel, daß da, 
wo mehrere abzufertigende Pupillen zugleich auf Obligations— 
Beträge unter 25 fl. Anſpruch haben, ein entſprechender 
Obligations = Betrag im Ganzen verkauft werden dürfe, 
außerdem aber zur Abfertigung einzelner Waiſen mit einem 
Betrage von 25 fl. leicht entweder einzelne, zur Anlegung 
nicht geeignete Zinſenantheile, oder andere disponible Wai— 
ſengelder vorhanden ſeyn werden. (Hofdecret vom 25. July 
1817, Nro. 1353.) 

N f $. 197. 

Über die aufgeworfene Frage, ob die Waiſenämter auf 
den Staats- und Fondsgütern, welchen ſchon im July 1811, 
folglich vor Erſcheinung des Unterrichtes vom 10. September 
1812, von Seite der k. k. Hofkammer durch die Staatsgüter— 
Adminiſtrationen eine Vorſchrift zugekommen iſt, wie ſie die 
Waiſenrechnungen nach dem Finanzpatente einzurichten ha— 
ben, sy alls verbunden ſeyn, dieſe Rechnungen nach Maße 
gabe des eben berührten Unterrichtes abzuändern, wurde ent— 
ſchieden, daß, da die von Seite der k. k. Hofkammer gege- 
bene, und mit dem bekannt gemachten allgemeinen Unter⸗ 
richte in keinen Widerſpruch ſtehende Vorſchrift, und das 
dießfalls beygefügte Formulare bloß die Art enthält, wie das 
Activ- und Paſſiv-Vermögen derjenigen Waiſen, deren Gel: 
der abgeſondert adminiſtrirt, und nicht cumulativ angelegt 
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find, individuell zu erheben ſey, von der Berechnung und 
Vertheilung des cumulativ anliegenden Waiſenvermögens 
aber keine Erwähnung macht; die Waiſenämter auf den 
Staatsgütern allerdings gehalten ſeyn, gleich allen übrigen 
Waiſenämtern, die Liquidationen des cumulativ anliegenden 
Waiſenvermögens genau nach der Vorſchrift der angeführten 
Inſtruction vom 10. September 1812 zu verfaſſen. (Hof: 
decret vom 5. April 1814, Nro. 1022, F. 5.) 
9. 198. 

Es beſtehen auf mehreren, beſonders Staatsgütern, nebſt 
den eigenthümlichen Waifen-, noch beſondere Depoſiten-Caſ— 
fen, in welche das Vermögen der großjährig Gewordenen, 
wenn ſie dasſelbe nicht ſogleich erheben, aus der Waiſencaſſe 
transferirt, und beſonders verrechnet wird. Dieſe Depoſiten— 
Caſſen ſind nun durch das Finanzpatent, weil ſie zur paraten 
Auszahlung der ſich allenfalls meldenden großjährigen Prä— 
tendenten eine bedeutende Caſſebarſchaft vorrähig zu halten 
pflegen, mehr verringert worden, als die eigentlichen Wai— 
ſencaſſen, und es entſtand demnach die Anfrage: ob zum 
Beſten dieſer Großjährigen der Activſtand der Waiſencaſſe 
mit jenem der Depoſiten-Caſſe nicht zu vereinigen, und die 
individuelle Berechnung der beyderſeitigen Prätendenten 
nicht nach einerley Maßſtabe vorzunehmen wäre? — Welche 
Frage dahin beantwortet wurde, daß dergleichen Anträge 
auf keinen Fall als ſtandhaft angenommen werden können, 
indem die großjährig gewordenen Pupillen aufhören, Parti— 
cipienten der Waiſencaſſe zu ſeyn, und daher auf das Eigen— 
thum der letzteren nicht den entfernteften Anſpruch haben. 
Wo daher dergleichen Depoſiten-Caſſen beſtehen, ſeyen die 
Amter anzuweiſen, die eigentlichen Waiſencaſſen abgeſondert 
von ſolchen Depoſiten-Caſſen, und zwar jede nach Vorſchrift 
des Unterrichtes vom 10. September 1812 zu liquidiren. 


Eod . 
(Kodem F. 4.) a 
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Bey Erſcheinung des Finanzpatentes konnte auch hier 
und da der Fall eintreten, daß Waiſen-Capitalien, beſon⸗ 
ders wenn ſie kurz vorher auf Realitäten dargeliehen wurden, 
welche ſchon vorher mit alten Schulden belaſtet waren, ohne 
Verſchulden der Waiſenämter unſicher, ja ſogar ganz oder 
zum Theile uneinbringlich wurden. Den Waiſenämtern wurde 
daher zur Pflicht gemacht, auf das Genaueſte zu unterſuchen, 
ob und welche von den ſeinen Waiſen gehörigen Capitalien 
etwa die Pupillen-Sicherheit verloren haben, und bey ei— 
nem eintretenden Falle, ſogleich für die Sicherſtellung, und 
wenn dieſe nicht erreichbar iſt, für die bald möglichſte Auf— 
kündigung und Eintreibung ſolcher Poſten zu ſorgen. Auf 
dergleichen unſicher gewordenen Capitalien läßt ſich hiernach 
die Vorſchrift des Unterrichtes vom 10. September 1812 
(F. 195, Nro. 13, lit. b.) nicht anwenden, und es darf 
daher vor der Hand keinem Pupillen ſein Antheil an einer 
ſolchen Obligation, mit dem Gelde eines andern Pupillen, 
hinaus gezahlt werden; ſondern es iſt die Auszahlung bis 
zur erfolgten Eintreibung der Poſt von dem Schuldner in 
Anſtand zu laſſen, und der allenfalls dabey entſtehende Ver— 
luſt unter die betreffenden Theilhaber zu repartiren. (Eod. F. 3.) 

$. 200. 

Wenn das Vermögen der abweſenden, blödſinnigen, und 
andern Curanten, dann jene Vorſchüſſe, die das Dominium 
von einigen Perſonen, zur Unterſtüßung armer Unterthanen, 
erhalten hat, mit dem Vermögen der Pupillen cumulativ 
angelegt und verrechnet worden iſt; ſo verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß dießfalls auf gleiche Art, und unter Einem mit 
dem Pupillen - Vermögen liquidirt werden muß. — Dagegen 
ſind aber alle, von den Dominien zu irgend einem Zwecke 
von andern Privatperſonen erborgte, oder erhaltene Gel— 
der, welche mit dem Waiſenvermögen nichts gemein haben, 
ganz aus der Verrechnung desſelben wegzulaſſen. (Eod.$. 2.) 
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F. 201. 

Das Finanzpatent vom 20. Februar 1811 hat gelehret, 
welche Verwirrungen bey cumulativen Waiſen-Capitalien 
entſtehen. Es iſt daher durch Decret der Central-Finanz— 
Hofcommiſſion vom 14. März 1812 verordnet worden, daß 
alle Pupillar-Inſtanzen die Waiſen-Capitalien, ſo weit es 
die Größe des Betrages nur immer zuläßt, zur Vermeidung 
der Verwirrungen auf die eigenen Nahmen der Pu— 
pillen abgefondert, und nicht auf den Nahmen der Wai— 
ſencaſſe angelegt werden ſollen. 

$. 202. 

Da bey den wenigſten Dominien im Lande ob der Enns, 
bey Erſcheinung des Finanzpatentes im Jahre 1811, die 
vorſchriftmäßige Liquidation mit den Waiſencaſſen vor ſich 
ging; ſo iſt ſich in der Regel dießfalls an den Unterricht 
vom 10. September 1812, und an die Nachtrags-Verord— 
nung der hohen Hofkanzelley vom 50. December 1813 zu 
halten; in allen jenen Fällen aber, wo Dominien Waiſengel— 
der an ſich gezogen, oder mit den berrfchaftlichen Renten 
vermengt haben, ſey von den ſtrengen, bereits ſchon in ein— 
zelnen Fällen mit allerhöchſter Genehmigung in Anwendung 
gebrachten Grundſäßzen der Gerechtigkeit auszugehen, daß 
unter ſolchen Umſtänden die Natur eines der getreuen Ver— 
waltung anvertrauten Depoſitums aufgehöret habe, und die 
Berichtigung nach der Scala jener Zeit geſchehen müſſe, zu 
welcher das Geld aus der Waiſencaſſe genommen worden iſt. 
(Hofkanzelleydecret vom 26. März 13818, f. 2.) 

$. 203. 

Die von den Behörden, vorzüglich in der letzten Zeit, 
beobachteten häufigeren Fälle von Gefährdungen unterthäni— 
ger Waiſengelder, die von Dominien darleihensweiſe an ſich 
gezogen wurden, hat die k. k. Hofkanzelley, im Einverneh— 
men mit dem oberften Gerichtshofe, beſtimmt, folgende, mit 
Decret vom 16. Auguſt 1820 der n. ö. Regierung bekannt 


gemachte ſtrengere, auf die Sicherheit der Waiſen abzweckende 
Verfügungen vorzuſchreiben: 

1) Sind von nun an vierteljährige Verlaſſenſchafts— 
Ausweiſe von den Dominien den Kreisämtern vorzulegen, 
welche die vorgekommenen Sterbefälle mit der genauen An— 
gabe ihres Zeitpunctes, ſo, wie die Nachweiſungen über den 
Anfang und Fortſchritte des Abhandlungs-Actes, dann die 
Bemerkung enthalten müſſen, ob hierbey ein Waiſenvermögen 
eintrete, oder nicht, und ob dasſelbe ſchon an die Waiſen— 
bücher aufgenommen worden ſey, oder nicht? Dieſe Ausweiſe 
haben den Kreisämtern zum Anhaltspuncte bey ihren Unter— 
ſuchungen der Waiſenämter, vorzüglich in der Hinſicht zu 
dienen, damit nicht durch Verzögerungen in den Abhandlun— 
gen die Waiſengelder durch längere Zeit der Waiſencaſſe vor— 
enthalten werden, und ſomit ohne Sicherſtellung, und ohne 
Zinſengenuß verbleiben. 

2) Jede Anlegung eines Waiſencapitals bey der eigenen 
Herrſchaft iſt künftig durch die vorläufig einzuhohlende kreis— 
ämtliche und landrechtliche Bewilligung bedingt. Die Domi— 
nien haben ſich zu dieſem Ende mit genauer Nachweiſung der 
pupillarmäßigen Sicherheit, die ſie anbiethen können, an 
das Kreisamt zu wenden, welches ſich mit dem Landrechte 
in das Einvernehmen zu ſetzen hat. 

3) Zur Sicherheit der bereits von den Dominien ange⸗ 
legten Waiſencapitalien haben die Dominien binnen einem 
Monathe den Kreisämtern anzuzeigen, ob ſie Waifengelder 
bey ſich angelegt haben, oder nicht? — Im erſten Falle iſt die 
nachträgliche Ausweiſung und Verſchaffung der pupillarmäßi— 
gen Sicherheit, oder die Rückzahlung der entlehnten Gelder, 
und die anderweite Anlegung derſelben, mit Friſtſetzung an— 
gemeſſener Termine, unnachſichtlich zu erwirken. 

4) Auf die Vermengung der in die Waiſencaſſe gehöri— 
gen Gelder mit den herrſchaftlichen Rentgeldern, werden für 
die Zukunft dieſelben Strafbeſtimmungen ſeſtgeſeßt, welche 
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für die Vermengung von landesfürſtlichen Steuergeldern mit 
Rentgeldern durch die SS. 13 und 14 der Grundſteuer-Exe⸗ 
cutionsordnung vom 20. Jänner 1814 vorgeſchrieben ſind ). 

5) Die Güterbeſitzer, welche die Verwaltung des Wai— 
ſenweſens ſelbſt beſorgen, haben ohne Unterſchied der Perſon 
und des Standes, wegen gewiſſenhafter Beſorgung dieſes 
Geſchäftes einen Eid nach der höchſten Orten vorgeſchriebenen 
Formel bey dem Kreisamte abzulegen. Bey denjenigen Do— 
minien, wo die Verwaltung der Waiſengeſchäfte eigens auf— 
geſtellten Beamten übertragen iſt, haben dieſe nach einer, auf 
ihr Dienſtderhältniß angepaßten Form, den Eid bey dem 
Kreisamte abzulegen. Bey dem Wechſel der Amtirung iſt der 
ſchon einmahl beeidete Beamte nur auf den ſchon abgelegten 
Eid aufmerkſam zu machen **). 

$. 204. 

Auch die ob der ennſiſche Landesſtelle hat ſich, im Einver— 
ſtändniſſe mit dem niederöſterreichiſchen Appellationsgerichte, 
bewogen befunden, nachſtehende, die Sicherſtellung der un— 
terthänigen Waiſengelder bezweckende Verfügungen, welche 
vermöge hohen Hofdecrets vom 18. Auguſt 1820, für Nie— 
deröſterreich erlaſſen wurden, auch im Lande ob der Enns 
in Wirkſamkeit zu feßen, um dadurch die umfaſſenden Vor— 


) Diefe enthalten folgende Beſtimmungen: (F. 13.) Sollten die 
Ruſtical⸗Contributions-Gelder mit Vorwiſſen, Zuthun, oder auf 
Andringen der Herrſchaft mit den Rentgeldern vermiſcht oder ver— 

wendet werden; fo ift eine ſolche Herrſchaft zum Erlage des vier: 
fachen Betrages der Summe zu verhalten. (J. 14.) Wenn endlich 
eine Vermiſchung der Ruſtical-Contribution mit den Rentgeldern 
ohne Vorwiſſen der Herrſchaft durch Vernachläſſigung des Beam— 
ten geſchieht, ſo bleibt die Herrſchaft zwar immer zur Haftung 
für die eingehobenen Contributions-Beträge verbunden, gegen 
den Beamten jedoch iſt die Strafe der Entlaſſung auf den erſten 
übertretungsfall von Amtswegen zu verhängen; für den zweyten 
übertretungsfall aber iſt dieſe Strafe mit der Unfähigkeits-Er— 
klärung zu einem ſolchen Amte zu verſchärfen. 

% Durch Hofkanzelleydecret vom 17. October 1821, wurde eine ganz 
ähnliche Vorſchrift auch an das küſtenländiſche Gubernium erlaſſen. 
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ſchriften, welche den ob der ennſiſchen Dominien in Folge 
hohen Hofdecrets vom 26. März 1818 hinſichtlich der Ver— 
waltung des Waiſen- und Depoſiten-Weſens zur Richtſchnur 
vorgezeichnet ſind, noch mehr zu befeſtigen, und daher be— 
ſtimmt, daß die Herrſchaftsbeſitzer, welche die Verwaltung 
des Waiſen-Weſens ſelbſt beſorgen, ohne Unterſchied der 
Perſon und des Standes, wegen gewiſſenhafter Beſorgung 
dieſes Geſchäftes, einen Eid nach der höchſten Orts vorge— 
ſchriebenen Formel (Nro. 21), bey dem Kreisamte abzulegen 
haben. Bey denjenigen Dominien, wo die Verwaltung der 
Waiſengeſchäfte eigens aufgeſtellten Beamten übertragen iſt, 
haben dieſe nach der auf ihre Dienſtesverwaltung angepaßten 
Formel den Eid (Nro. 22) gleichfalls bey dem Kreisamte 
abzulegen. Bey dem Wechſel der Amtirung iſt der ſchon ein— 
mahl beeidete Beamte nur auf den ſchon abgelegten Eid 
aufmerkſam zu machen. (Verordnung der ob der ennſiſchen 
Landesregierung vom 12. November 1821.) Übrigens iſt 
bereits in Oberöſterreich durch Hofkanzelleydecret vom 26. 
März 1818 feſtgeſetzt worden, daß Gutsbeſitzer und Beamte, 
welche Waiſengelder mit den Rentgeldern vermengen, oder 
auf was immer für eine Art ohne vorläufige, mit Genehmigung 
des Landrechtes erwirkte geſetzmäßige Sicherſtellung aus der 
Waiſencaſſe herausziehen, zur ſtrengſten Verantwortung ge— 
zogen werden, und auf dieſelbe Art zu beſtrafen ſeyen, wie 
dieſes in Anſehung der landesfürſtlichen Steuergelder in der 
Executions-Ordnung für Oſterreich ob der Enns vom 24. 
Auguſt 1815, F. 12 bis 14, vorgeſchrieben iſt *). 

„) Der $. 12 derſelben ſagt: Wenn der für die Einhebung der Ru— 
ſtical⸗Steuern vereidete herrfchaftlihe Beamte die ihm anver— 
trauten Steuergelder unterſchlägt und für ſich verwendet, ſo iſt 
derſelbe nach den Vorſchriften des 1. Theils des Strafgeſetzes zu 
behandeln, das Dominium aber, mit Vorbehalt des Regreſſes an 
den Beamten, zum einfachen Erſatze der entwendeten Beträge ver: 
bunden. Die übrigen beyden Paragraphe enthalten die nähmlichen 


Beſtimmungen, welche in der Anmerkung zu dem vorher gehen— 
den $. aufgeführt worden find. 


F. 205. 

Die Dominien haben der Regel nach für die obervor— 
mundſchaftliche Obſorge über das Waiſenvermögen ihrer 
unterthänigen Waiſen keine beſondere Belohnung in Anſpruch 
zu nehmen, da dieſe Obſorge in ihren Pflichten gelegen iſt. 
Insbeſondere wurde den Dominien des Landes ob der Enns 
der Bezug obrigkeitlicher Raittaxen, und Gerhabſchafts— 
Remunerationen bereits durch die Hofdecrete vom 19. Aprill 
und 5. July 1787 abgeſprochen, und das neueſte mehr er— 
wähnte Hofdecret vom 26. März 1818 ſagt im F. 12 Fol⸗ 
gendes: 

„Da die Beſorgung der Waiſengeſchäfte zu den geſetzli— 
„chen Amtshandlungen der Dominien gehört; fo kann den 
„Herrſchaftsbeamten die den Vormündern bewilligte Beloh— 
„nung von 5 0/0 des reinen Einkommens der Pupillen nicht 
„zugeſtanden werden.“ 

F. 206. 

Nur ſind jene Pupillen, die beyder Altern verwaiſet ſind, 
wegen der, von der Obrigkeit unentgeldlich zu beſorgenden 
Obervormundſchaft, verpflichtet, die gewöhnlichen Waiſen— 
jahre, welche doch nirgends drey Jahre zu überſteigen haben, 
und nur dort, wo ſie Herkommen ſind, auf dem Hofe abzu— 
dienen verpflichtet; gegen dem jedoch, daß denen über 14 
Jahre alten, die Waiſendienſte verrichtenden Kindern, der 
nähmliche Liedlohn, welchen andere freywillige Dienſtbothen, 
die ſie leiſten, empfangen, abgereichet werden ſoll. (Hofent— 
ſchließung vom 15. Jänner 1782.) 

Auch können Waiſen nur auf dem Gute oder der Herr— 
ſchaft, wo eigentlich die Obervormundſchaft beſteht, zu den 
Waiſendienſten gebrauchet, ihnen aber nicht wider Willen 
außer der Herrſchaft eine derleyige Dienſtleiſtung aufgebür— 
det werden. (Hofdecret vom 5. Juny 1788.) 

$. 207. 
Da den Landrechten eigene befoldete Raitofficianten zur 
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Aufnahme der bey ſelben vorfallenden Pupillar- und Admi— 
niſtrations-Rechnungen zugewieſen worden ſind, ſo wurde 
zur Bedeckung der dießfälligen Beſoldungsausgabe eine 
Raittaxe dahin feſt zu ſetzen befunden, daß bey allen, an 
ein Landrecht zur Aufnahme gelangenden Rechnungen, von 
dem Betrage der Einkünfte, nach Abzug der Intereſſen von 
den etwa haftenden Schulden, den landesfürſtlichen Gaben, 
und ſonſtigen zur Erhaltung des Pupillar-Gutes unentbehr— 
lichen Ausgaben, eine Raıttare von 3 Procent abgefordert, 
und in den Taxfond eingehoben, von ſolcher Raittaxe jedoch 
a) alle Stiftungsrechnungen, b) die in Concursfällen vor- 
kommenden Raitungen, endlich c) auch jene Pupillar- und 
Adminiſtrations-Rechnungen frey bleiben ſollen, wo der 
jährliche Nutzen nur 300 fl., oder weniger beträgt. (Hof— 
decret vom 22. März 1784, 3. 263.) Dieſe mit 3 Procent 
beſtimmte Raittaxe findet übrigens bey allen Rechnungen 
Statt, wo 300 Gulden nach Abrechnung der geſtatteten Ab— 
zugspoſten erübrigen, es mögen an ſelben viele oder wenige 
Mündeln Antheil nehmen, und könne von dem, der Rait— 
taxe unterliegenden Betrage, ein Alimentations-Quantum 
nicht abgezogen werden. (Hofdecret vom 20. May 1784.) 
Durch dieſe letztere Anordnung iſt alſo an der Beſtim— 
mung des obigen Hofdecretes darin eine Abänderung getrof— 
fen worden, daß das zur Abnahme einer Raittaxe geeignete 
Vermögen nicht mehr 300 ſt. überſteigen dürfe, ſondern es 
genüge, wenn reine 300 fl. erübrigen. Allein da das am 13. 
September 1787 erſchienene Taxpatent wieder ausdrücklich 
enthält, daß diejenigen Pupillar- und Adminiſtrations-Rech— 
nungen, welche nach hier unten erwähnt werdenden Abzügen 
nur 300 fl., oder weniger, an reinen Einkünften jährlich ab— 
werfen, von der Raittaxe befreyt ſeyn; ſo wurde eigentlich 
die Beſtimmung des Hofdecrets vom 22. März 1784 wieder 
erneuert. Indeſſen müſſen vor Aufnehmung der Raittaxe an 
dem Betrage der Einkünfte des der Rechuung unterliegenden 
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Gutes, außer dem bereits im Eingange dieſes Paragraphes 
Angeführten, noch jene Summen vorläufig abgezogen werden, 
welche zur Beſtreitung der jährlichen abzuführenden wittibli— 
chen Unterhaltung, und der jährlich zu beſtreitenden Perſo— 
nen und Legaten verwendet worden find. (Hofdecret vom 
18: November 1784, Nro. 365, und Taxpatent vom 13; 
September 1787, Nro. 717.) Wenn aber von den zu 
verrechnenden Einkünften entweder Deputationen beſtritten, 
oder Schuldigkeiten getilget worden, ſind die hierauf ver— 
wendeten Summen von dem der Raittaxe unterliegenden 
Betrage der Einkünfte keinerdings abzuziehen, ſondern mit 
Einrechnung dießfälliger Summen die Raittaxe abzunehmen. 
(Hofdecret vom 18. November 1784, a. 365.) N 

Obſchon übrigens bey den landesfürſtlichen Behörden die 
Beſtimmung und Ausmeſſung der Rait⸗ und Sterbetaxen, 
fo, wie alle übrigen Gerichtstaxen, ein Geſchäft der Taxämter 
verbleiben; ſo ſoll doch von den landesfürſtlichen Gerichts— 
behörden in allen vorkommenden Fällen dasjenige Vermögen, 
welches der Sterbe- und Raittaxe ohne all weiteren Abzug zu 
unterliegen hat, den Taxämtern jeder Zeit zuverläſſig bekannt 
gemacht werden. (Hofdecret vom 14. Februar 1788, 3.783.) 

Wenn ein, einem Waiſen oder Pfleglinge (Curanden) 
zugehöriges Vermögen, ganz oder zum Theile in einer Hand— 
lung verflochten iſt, ſoll die Raittaxe nur von demjenigen 
Theile der wirklich eingebrachten Handlungsnutzung abgenom— 
men werden, welcher nach der jährlich zu verfaſſenden, und 
dem Gerichte vorzulegenden Handlungs-Bilanz den unter 
der Vormundſchaft oder Curatel ſtehenden Individuen ge— 
bührt, es möge ſolcher in der Handlung gelaſſen, oder auf 
was immer für eine Art verwendet werden. Übrigens, wenn 
ein Theil der Handlungsnußung im letzten Jahre vor der 
Auflöſung der Gerhabſchaft oder Curatel im Ausſtande bleibt, 
muß die Raittaxe indeſſen von ſelben vorgemerket, und nach 
geſchehener Einbringung dieſes Handlungsausſtandes nach— 


= 6 — 2 
getragen werden. Von dem Vermögen eines in der freyen 
Verwaltung ſtehenden Individuums, welches mit einem Wai⸗ 
ſen⸗Gute vermenget iſt, darf keine Raittaxe abgenommen 
werden. (Hofdecret vom 28. October 1791, Nro. 210.) 

Indeſſen iſt nur bey der erſten Pupillar-Rechnung die 
Raittaxe nach dem Sportularium zu beziehen, bey allen fer— 
neren Rechnungen aber nur das Drittel ſothaner Taxe auf— 
zurechnen und einzuheben. (Hofdecret vom 12. September 
1797, Nro. 374.) 

L. 208. 

Aus dem bisher Geſagten iſt erſichtlich, daß anfänglich 
eigentlich nur die Landrechte zur Aufrechnung einer ſolchen 
Raittaxe berechtiget waren; da aber dieſe Taxe auch in dem 
Taxpatente vom 13. September 1787 aufgenommen wurde, 
und dieſes Taxpatent für alle Gerichtsbehörden als Norm 
vorgeſchrieben wurde; ſo wurde das Recht, eine Raittaxe 
abzufordern, auch ganz natürlich auf andere Gerichtsbehör— 
den ausgedehnt. 

Nur find hiervon nach dieſem Taxpatente ſelbſt die ſämmt— 
lichen Pupillar-Rechnungen bey den Dominical-Ortsgerich⸗ 
ten ausgenommen worden. 

$. 209. 

Es verſteht ſich übrigens von felbft, daß die Vormund— 
ſchaftsbehörden auch berechtiget ſeyn, für alle vorgenomme— 
ne vormundſchaftliche Amtshandlungen, in wie fern ſelbe 
nach dem Taxpatente einen tarbaren Gegenſtand ausmachen, 
die im gedachten Patente beſtimmten Taxen aufzurechnen, 
und abzufordern. Wenn das Pupillar-Vermögen nach Ab— 
zug der richtig erkannten Schulden nicht wenigſtens hundert 
Gulden beträgt, iſt indeſſen keine Taxe abzufordern. Über: 
fteigt dasfelbe aber den Betrag von hundert Gulden, fo 
werden die dießfälligen Taxen nach vier Claſſen bemeſſen. 
Die Taxe der erſten Claſſe iſt zu bezahlen, wenn das Pu— 

pillar⸗ oder Curatels: Vermögen, nach Abzug der richtig er— 
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kannten Schulden, wenigſtens zwanzig tauſend, die der 
zweyten, wenn es wenigſtens zehn tauſend, die der 
dritten Claſſe, wenn es fünf tauſend, und der vier 
ten Claſſe, wenn es hundert Gulden, oder darüber, beträgt. 
Die taxbaren Amtshandlungen, welche in vormundſchaft— 
lichen, curatoriſchen Angelegenheiten vorfallen, beſtehen in 
folgenden: 

1) In Ausfertigung eines Decretes zur Aufſtellung eines 
Vormundes oder Curators, eines Vertreters der Verlaſſen— 
ſchaftsmaſſe, eines Vertreters abweſender Theilnehmer. — 
Hierfür iſt die Taxe: 
in dritter in vierter 


in erſter Claſſe] in zweyter 


30 kr. | 15 kr. | 12 kr. 10 kr. 


2) In den Verordnungen, welche über die von dem 
Vormunde angeſuchte gerichtliche Bewilligung zur Verände— 
rung des Aufenthalts-Ortes des Mündels oder Curanden, 
zur Beſtimmung deſſen Erziehungs-Art, zur Veränderung 
ſeines Standes, zur Beſtreitung einer Ausgabe, zur Ver— 
äußerung eines Pupillar-Gutes, zur Erhebung eines Theils 
des Pupillar-Vermögens vorfallen. Die Taxe hierfür iſt: 


in erſter Claſſe] in zweyter 


in dritter | in vierter 


20 kr. 15 kr. 


1 fl. | 30 kr. 


3) In der Anlegung, oder Abnehmung der Sperre, in 
Vornehmung der engen Sperre, in Errichtung des Inven— 
tariums, in Vornahme der Feilbiethung eines Pupillar⸗ 
Gutes. In dieſen Fällen wird für jeden Tag, wo der Rich- 
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ter oder deſſen Abgeordneter, es mögen deren einer oder meh— 
rere ſeyn, einſchreitet, folgende Taxe abgereicht: 
in dritter [in vierter 


in erſter Claſſe 


in zweyter 


12 fl. 6 fl. 4 fl. 1 fl. 


4) In Einantwortung des Pupillargutes, von welcher 
unten gehandelt wird. Übrigens ſind wegen Beſtimmung 
der Taxe nie eigene Schätzungen vorzunehmen, ſondern wenn 
nicht ohnehin eine vorhanden iſt, müſſen die ſtändiſchen 
Realitäten, nach dem Betrage der Einlage in dem ſtändi⸗ 
ſchen Cataſter, die übrigen Realitäten aber nach dem Werthe, 
der in dem letzten Kaufbriefe der Erbseinantwortung, oder 
andern letzten Beſitz- Veränderung einkommt, und nach wel— 
chem die grundherrlichen Taxen oder Todfalls-Gebühren ab— 
genommen worden, angeſetzt werden. So lange ein Pupillar⸗ 
oder Curatelsgut, das mehrere Eigenthümer hat, ungetheilt 
beſorgt wird, ſoll die Tare nach dem Betrage des Ganzen 
angerechnet, dagegen auch hierüber nur eine tarbare Expe— 
dition erlaſſen werden. (Taxpatent vom 13. Septbr. 1787. 


III. Hauptſtück 
Von det Erlöſchung einer Vormundſchaft— 


L. 210. 

Die Erlöſchung der Vormundſchaft iſt zweyerley: tela— 
tiv und abſolut. Relativ nenne ich die Erlöſchung, wenn 
bloß in der Perſon des Vormundes, oder in der Votmund— 
ſchaftsbehörde eine Veränderung vorgeht, und abſolut, wenn 
ſie gänzlich erliſcht, ſo, daß in Bezug auf denjenigen, über 
welchen eine Vormundſchaft beſtanden hat, keine mehr exiſtirt. . 


F. 211. 

In Bezug auf den Vormund erliſcht die Vormundſchaft, 
wenn derſelbe ſtirbt oder entlaſſen wird. Hier ſoll nun 
kurz von dem Tode des Vormundes gehandelt werden. Stirbt 
der Vormund, ſo hören ganz natürlich ſeine Rechte und Ver— 
bindlichkeiten der Regel nach auf, und gehen als höchſt per— 
ſönliche Rechte und Pflichten auf ſeine Erben nicht über; nur 
haben die Erben bis zur Beſtellung eines andern Vormundes, 
oder einer andern, von dem Gerichte getroffenen Vorſehung, 
die Pflicht, für die Erhaltung des Vermögens zu ſorgen, 
und die Schlußrechnung zu überreichen, und eben ſo haben 
auch dieſelben die dem Vormunde treffenden Erſätze zu leiſten. 
(F. 548 des a. b. Gtzb.) 

Dagegen treten ohne Zweifel dieſelben auch in das Recht 
ein, die dem Vormunde gebührende Remuneration in An— 
ſpruch zu nehmen, fo, wie auch den Erfaß des von dem Vor— 
munde zum Beſten ſeines Pflegebefohlenen gemachten Auf— 
wandes, in ſo weit jener dieſen Erſatz ſelbſt anzuſprechen das 
Recht gehabt hätte, oder des ihm ſonſt zugegangenen Scha— 
dens zu fordern. Daß in einem ſolchen Falle gleich wieder 
zur Aufſtellung eines neuen Vormundes geſchritten werden 
müſſe, und daß dabey ganz ſo, wie bey der erſten Beſetzung, 
vorgegangen werden müſſe, bedarf kaum einer Erwähnung. 

g. 212. 

Der zweyte Fall, der in Bezug auf den Vormund Statt 
habenden, relativen Erlöſung der Vormundſchaft, ereignet 
ſich bey feiner Entlaſſung. Dieſe iſt gleichfalls wieder 
zweyerley, entweder eine Entlaffung von Amtswegen, 
oder eine Entlaſſung auf Auſuchen des Vormundes, oder 
eines Dritten. (F. 25 des a. b. Gtzb.) Fälle der ämtlichen 
ausnahmsloſen Entlaſſung ſind, a) wenn der Vormund die 
Vormundſchaft pflichtwidrig verwaltet; b) wenn in Auſehung 
feiner ſolche Bedenklichkeiten ſich äußern, welche ihn, kraft 
des Geſeßes, von Übernehmung der Vormundſchaft würden 
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ausgeſchloſſen haben; e) wenn er in Concurs verfällt; d) 
wenn er nur auf eine Zeit beſtellet, oder bis auf einen be— 
ſtimmten Ereignungsfall eingetreten iſt. (IS. 254 und 256 
des a. b. Gtzb.) Wir wollen nun diefe hier angeführten Ent⸗ 
laſſungsfälle einzeln durchgehen, und die dießfälligen geſetz— 
lichen Beſtimmungen zu erläutern verſuchen. 

F. 213. 

Der Zweck, der von dem Geſetzgeber bey der gegebenen 
Vorſchrift, daß für den Minderjährigen ein Vormund beſtellt 
werden ſoll, zu erreichen bezielet wurde, iſt offenbar nur das 
Beſte des Minderjährigen, nicht der eigene Vortheil des 
Vormundes. Wenn ein Vormund feine Vormundſchaft pflicht— 
widrig verwaltet, fo hat er ſich des Vertrauens, das ihm die 
Staatsverwaltung ſchenkte, unwerth gemacht, und es wäre 
höchſt bedenklich, einer Perſon noch fortwährend die Sorg— 
falt über einen Minderjährigen anzuvertrauen, welche bereits 
durch ihre Handlungen erprobt hat, daß ihr deſſen Beſtes 
nicht am Herzen liegt. Indeſſen ſpringt es in die Begriffe, 
daß jede kleine, oft unbedeutende Pflichtverletzung, die Ent— 
laſſung des Vormundes nicht zur Folge haben könne, ſondern 
daß hier ein ſo hoher Grad von Vernachläſſigung der Ver— 
bindlichkeiten vorausgeſetzt werde, welcher gegründete Be— 
ſorgniſſe für die Zukunft erwecket. Wenn der Vormund ſich 
Mißhandlungen ſeines Mündels zu Schulden kommen laſſen 
ſollte, ſo iſt derſelbe ſogleich das erſte Mahl von der Vor— 
mundſchaft zu entfeßen. War die Vormundſchaft mit einem 
Nußen verbunden, iſt demſelben überdieß lediglich ein ſtren— 
ger gerichtlicher Verweis zu geben; hatte er aber die Vor— 
mundſchaft unentgeldlich zu beſorgen, und iſt daher zu ver— 
muthen, daß er der Vormundſchaft gern entſetzt wäre; ſo iſt 
er noch mit einer Arreſt-Strafe von einer Woche bis zu ei— 
nem Monathe zu belegen. Läßt ein Vormund ſich eine ſolche 
Mißhandlung bey einem andern Mündel nochmahls zur 
Schuld kommen, oder iſt die erſte, oder zweyte ſchon an ſich 
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ſehr ſchwer, oder ſeine Gemüthsart ſo beſchaffen, daß für 
den Mündel weitere Gefahren zu beſorgen ſtünden; ſo ſoll 
die Mißhandlung mit durch Gemeinde-Arbeit und Züchti— 
gung verſchärftem Arreſte, nach Beſchaffenheit der Mißhand— 
lung, auch mit ſtrengem Arreſte von einer Woche bis zu drey 
Monathen beſtrafet werden. (Strafgtzb. 2. Theil, SS. 169, 
170.) In einem ſolchen Falle hat daher die Vormundſchafts— 
behörde das Vergehen des Vormundes der politiſchen Be— 
hörde anzuzeigen, damit derſelbe der von dem Geſeße ausge— 
fprochenen Beſtrafung unterzogen werde. 
$. 214. 

Überzeugt ſich das Gericht in der Folge, daß der aufge— 
ſtellte Vormund unfähig ſey, die Vormundſchaft zu beſorgen, 
oder geräth er überhaupt in einen Zuſtand, in welchen er un— 
fähig iſt, ſeine eigenen Geſchäfte zu verwalten (z. B. wenn 
er für wahn- oder blödfinnig, oder als Verſchwender erklärt 
wird), oder entdeckt es ſich, daß er ſchon ein Mahl eines 
Verbrechens wegen für ſchuldig erkannt worden ſey, oder 
läßt er ſich erſt in der Zwiſchenzeit ein Verbrechen zu Schul— 
den kommen, oder entdecken ſich überhaupt an ihm ſolche Ei— 
genſchaften, bey deren Vorhandenſeyn eine anſtändige Erzie— 
hung des Waiſen, oder nützliche Verwaltung des Vermögens 
nicht zu erwarten iſt; ſo iſt er ebenfalls unverzüglich der 
Vormundſchaft zu entſetzen. Eben ſo greift ſeine Entlaſſung 
Plat, wenn er ſich in einen geiſtlichen Orden begibt, wenn 
er auswandert, wenn ſich zwiſchen ihm und den Minderjähri— 
gen eine Feindſchaft entſpinnt, und zwiſchen beyden eine 
Rechtsſtreitigkeit entſteht. (SS. 191, 192, 19s und 257 des 
a. b. Gtzb.) 

In Anſehung des letzten Falles könnte gezweifelt werden, 
ob ſeine Entlaſſung nothwendig ſey, da man glauben könnte, 
daß, nachdem der $. 271 des a. b. Gtzb. ſagt, daß in Ger 
ſchäften, welche zwiſchen Altern und deren minderjährigem 
Kinde, oder zwiſchen einem Vormunde und dun Minderjähr 
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rigen vorfallen, das Gericht angegangen werden müſſe, einen 
beſondern Curator für den Minderjährigen zu ernennen, in 
dieſem Falle lediglich ein Curator ad actum aufzuſtellen 
ſey, weil unter der Benennung Geſchäfte ſo wohl ein 
Rechtsſtreit, als andere abzuſchließende und zu berichtigende 
Rechtsgeſchäfte verſtanden werden können, und zwar um ſo 
mehr, als von dem Vormunde hier das Nähmliche ausge— 
ſprochen zu ſeyn ſcheint, was in Betreff der Altern des Mine 
derjährigen angeordnet iſt, und kein Zweifel entſteht, daß, im 
Falle eines zwiſchen dem Minderjährigen und ſeinen Altern 
entſtehenden Rechtsſtreites, eben nach Vorſchrift des F. 271 

des a. b. Gtzb., für den leßtern ein Curator ad actum zu 
beſtellen ſey, ohne dieſerwegen den Altern überhaupt ihre 
älterlichen Rechte zu benehmen. Allein, fo wie hier Herr 
Profeſſor Schuſter in feinem Commentare, deſſen Fortſetzung 
für die öſterreichiſche Jurisprudenz ſo wünſchenswerth wäre, 
(F. 138 — 140), bereits ausführlich erörtert hat, ſtellt der 
$. 271 nur eine allgemeine Regel auf, welche von zweyen 
Fällen redet, nähmlich, wenn zwiſchen einem minderjährigen 
Kinde und ſeinen Altern, dann, wenn zwiſchen erſteren und 
ſeinem Vormunde Geſchäfte vorfallen; in dieſer allgemeinen 
Regel muß ohne Zweifel der Ausdruck Geſchäfte im wei— 
teſten Sinne des Wortes genommen werden, in welchen ſo— 
hin ſtreitige Rechtsgeſchäfte hierunter begriffen werden. Von 
dieſer allgemeinen Regel hat aber der $. 257 des a. b. Gtzb. 
in Anſehung der Vormünder eine Ausnahme gemacht, wel- 
cher beſiehlt, daß der Vormund entlaſſen werden müſſe, 
wenn während der Vormundſchaft ſolche Gründe eintreten, 
die den Vormund kraft der Geſeße von Übernehmung der 
Vormundſchaft ausgeſchloſſen hätten, und Rechtsſtreitigkei— 
ten zwiſchen der Perſon des berufenen Vormundes und des 
Mündels nach F. 197 des a. b. Gb. unter dieſe Gründe 
gehören. Auch wird es auf das Ermeſſen des vormundſchaft— 
lichen Gerichtes ankommen, ob der Vormund, wenn er in 


eine andere Provinz überzieht, oder eine Reiſe antritt, welche 
ihn länger als ein Jahr von ſeinem Aufenthaltsorte entfernt 
hält, nicht entlaſſen werden ſolle. 

K 215. 

Der F. 1024 des a. b. Gtzb. ordnet an, daß die Verhän— 
gung des Concurſes über das Vermögen des Machthabenden 
ſchon au und für ſich die ertheilte Vollmacht für aufgehoben 
erkläre. Da nun der Vormund ebenfalls nichts anderes, als 
ein Machthaber iſt, und ſich von andern Machthabern nur 
darin unterſcheidet, daß er ſeine Rechte aus keinem Vertrage, 
ſondern aus der Anordnung des Gerichtes herleitet, ſo folgt 
daraus, daß dieſe in Anſehung der Machthaber allgemein er— 
laſſene Anordnung auch auf Vormünder ausgedehnt werden 
müſſe, um ſo mehr, als hier der nähmliche geſetzliche Grund 
eintritt. 


$. 216. 

Ofters kann es das Gericht, oder der Erblaffer, für thun— 
lich erachten, den Vormund nur auf eine beſtimmte Zeit zu 
beſtellen, oder ihn auf einen beſtimmten Ereignungsfall aus— 
zuſchließen. Als Gründe einer ſolchen zeitlichen, oder beding— 
ten Ernennung führt Herr Hofrath von Zeiller in ſeinem 
Commentare, F. 256, beyſpielweiſe an, weil der Berufene 
mit dem Erblaſſer in einer Erwerbsgemeinſchaft geſtanden 
iſt, daher auch bis zur Erlöfchung derſelben das Vermögen 
am nüßlichſten verwalten, oder dem Minderjährigen zur eige— 
nen Verwaltung vorbereiten kann, oder, weil der Minder 
jährige nur durch eine gewiſſe Zeit, oder zu einem beſtimm— 
ten Zwecke, wie zur Erlernung einer Wiſſenſchaft oder Kunſt, 
ſich mit dem ernannten Vormunde am nähmlichen Orte auf— 
hält, oder weil der Eintritt der beygeſetzten auflöfenden Ber 
dingung, dieſen Vormund der Erblaſſer bedenklich machte. 
Aus dieſen angeführten Beyſpielen wird erſichtlich, daß bey 
einer ſolchen zeitlichen oder bedingten Aufſtellung die Ge— 
richtsbehörde, oder der Erblaſſer ſelbſt die Auſſtellung des 
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beſtimmten Vormundes nur für die angeſetzte Zeit, ober bis 
zum Eintreffen der beygerückten Bedingung für vortheilhaft 
erachtete, und gegründete Urſachen hatte, denſelben über dieſe 
Zeitperiode nicht mehr zu beſtellen. Es liegt daher in der 
Natur der Sache, daß der Vormund wieder entlaſſen werden 
müſſe, ſo bald dieſe Zeit verfloſſen, oder der beſtimmte Fall 
eingetreten iſt. Sollten ſich jedoch die Verhältniſſe in der 
Zwiſchenzeit geändert haben, und die Gründe der zeitlichen 
oder bedingten Aufſtellung weggefallen ſeyn; ſo ſcheint kein 
Zweifel zu ſeyn, daß die Vormundſchaftsbehörde denſelben 
neuerdings beſtätigen könne; jedoch müſſen in dieſem Falle 
alle jene Erforderniſſe beobachtet werden, welche bey der ur— 
ſprünglichen Aufſtellung eines Vormundes vorhanden waren, 
z. B. muß nachgeforſcht werden, ob Niemand vorhanden iſt, 
welcher einen näheren Anſpruch auf die Vormundſchaft zu 
machen habe. 
L. 217. 

Wenn ſich eine Mutter, welche die Vormundſchaft ihres 
Kindes führt, wieder verehelicht, ſo entſtehet die gegründete 
Beſorgniß, daß ihre Liebe gegen die Kinder erſter Ehe durch 
die Liebe gegen den zweyten Mann, oder die mit ihm er— 
zeugten Kinder werde vermindert, und eben darum auch die 
Vormundſchaft minder ſorgfältig geführet werden. Jedoch 
kömmt hier ſehr viel auf die vorhandenen Umſtände und auf 
den individuellen Charakter der Mutter an. Aus dieſem 
Grunde hat der Geſetzgeber die Entlaffung der Mutter von 
der ihr anvertrauten Vormundſchaft nicht unbedingt ange— 
ordnet, ſondern es der Beurtheilung des vormundſchaftlichen 
Gerichtes überlaſſen, ob dasſelbe die Führung der Vormund— 
ſchaft der Mutter auch noch fortan anvertrauen zu können 
erachte. Zu dieſem Ende ſchreibt der F. 255 des a. b. Gb. 
vor, daß in einem ſolchen Wiederverehelichungsfalle die 
Mutter ſelbſt, oder der Mitvormund dieſen Fall dem vor— 
mundſchaftlichen Gerichte zur Beurtheilung anzuzeigen habe, 


— 190 — 


ob ihr die Fortſeßzung der Vormundſchaft zu bewilligen ſey. 

Aus dieſem letzteren Ausdrucke ſcheint zugleich zu folgen, 

daß, wenn in einem ſolchen Falle die Mutter ſelbſt um die 

Entlaſſung von der Vormundſchaft anſucht, ihr dieſelbe auch 

ohne weiteres zu geſtatten ſey, da ſie eben dadurch zu erken— 

nen gibt, daß die Liebe gegen ihre Kinder nachgelaſſen habe. 
$. 218. 

Wenn während der Vormundſchaft ſolche Gründe ein— 
treten, welche die Entlaſſung des Vormundes zur Folge ha— 
ben, ſo iſt er ſelbſt verpflichtet, dieſe Gründe dem vormund— 
ſchaftlichen Gerichte anzuzeigen, und ſeine Entlaſſung ſelbſt 
anzuſuchen. (F. 257 des a. b. Gtzb.) Im Falle die Mutter 
oder väterliche Großmutter die Vormundſchaft führet, liegt 
nebſt ihr auch dem Mitvormunde ob, dieſe gerichtliche An— 
zeige zu machen. (F. 210 des a. b. Gtzb.) Auch find nicht 
nur allein der Minderjährige ſelbſt, ſondern auch alle übrige 
Perſonen, welche von dem Vorhandenſeyn ſolcher Ausſchlie— 
ßungsgründe in Kenntniß kommen, ohne Zweifel berechtiget, 
ſelbe dem vormundſchaftlichen Gerichte anzuzeigen. Sind 
mehrere Vormünder aufgeſtellt worden, und treten bey einem 
oder dem andern ſolche Bedenken ein, ſo ſind die übrigen 
Vormünder gleichfalls verbunden, die Anzeige zu machen, 
weil jeder Vormund, ohne Ausnahme, wenn ihm auch nur 
ein beſtimmtes Geſchäft von der Behörde zugewieſen wird, 
doch immer die allgemeine Verbindlichkeit auf ſich hat, für 
das Beſte desſelben zu ſorgen, und ſohin den ihm durch 
Beybelaſſung eines untauglichen oder bedenklichen Vormun— 
des drohenden Schaden hintan zu halten. 

9. 219. 

Hier haben wir die Fälle aufgezählet, in welchen ein 
Vormund ſeines Amtes entlaſſen werden ſoll, nun folgen die— 
jenigen, in welchen ihm auf ſein eigenes Anſuchen die Vor— 
mundſchaft abgenommen werden muß. Hier ſtellet nun das 
Sefep, $. 257 des a. b. Ghb., die allgemeine Regel an die 
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Spitze, daß, wenn während der Vormundſchaft ſolche Gründe 
eintreten, die dem Vormunde, kraft der Geſetze, von Über⸗ 
nehmung der Vormundſchaft befreyet hätten, er berechtigt 
ſey, ſeine Entlaſſung anzufuchen. Einen Termin, wenn in 
einem ſolchen Falle die Entlaſſung angeſucht werden müſſe, 
hat das Geſeß nicht beſtimmt. 

F. 220. 

Es entſteht hier die Frage, ob in einem ſolchen Falle die 
Vormundſchaftsbehörde auch verpflichtet ſey, die angefuchte 
Entlaffung zu bewilligen, oder ob fie nach Umſtänden, wenn 
nähmlich die Obervormundſchafts-Behörde ſeine Entlaſſung 
für nachtheilig erachte, dieſelbe verſagen koͤnne? Der Aus— 
druck des Geſetzes, daß der Vormund berechtiget ſey, 
die Entlaffung anzuſuchen, ohne einen weitern Nachſaß, 
ſcheint die Beantwortung etwas zweifelhaft zu machen. Allein 
nachfolgende, für die Bejahung der erſteren, und Vernei— 
nung der letzteren Frage ſtreitenden Gründe ſcheinen kaum 
einem Zweifel Raum zu laſſen. 

Erſtens. Gibt es in mehreren Stellen des ane 
bürgerlichen Geſetzbuches ähnliche Ausdrücke, und es iſt in 
Anſehung derſelben kein Zweifel, daß die Gerichtsbehörde 
gehalten ſey, die Bewilligung zu ertheilen; man ſehe z. B. 
$. 112, wo es heißt, daß, wenn nebſt dem Verlaufe der im 
L. 24 zur Todeserklärung beſtimmten Zeit, die Abweſenheit 
des einen Ehegatten mit ſolchen Umſtänden begleitet iſt, 
welche keinen Zweifel übrig laſſen, daß der Abweſende ge— 
ſtorben ſey, die Todeserklärung und Trennung der Ehe ange— 
ſucht werden könne; wird wohl Jemand zweifeln, ob nicht 
unter dieſen Umſtänden die Todeserklärung verſagt werden 
könne? Oder zweifelt wohl Jemand daran, daß die Gerichts— 
ſtelle verbunden ſey, eine zwiſchen Nicht- Katholiken ge— 
ſchloſſene Ehe für getrennt zu erklären, wenn die Trennung 
aus den im g. 115 des a. b. Gtzb. enthaltenen Gründen an— 
geſucht wird, obſchon auch das Geſetz nur davon redet, daß 
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die im gedachten $. enthaltenen Gründe den nicht katholiſchen 
chriſtlichen Religions = Verwandten das Recht geben, die 
Trennung der Ehe zu fordern? Der F. 116 enthält den 
gleichen Ausdruck. Eben fo ſagt der F. 173 des a. b. Gtzb.: 
„Gerechte Urſachen, die Fortdauer der väterlichen Gewalt bey 
Gericht anzuſuchen, ſeyen ꝛc.“ und hat dieſe Geſetzesſtelle wohl 
einen andern Sinn, als daß bey dem Vorhandenſeyn ſolcher 
Urſachen das Gericht auf Anſuchen des Waters feine väter— 
liche Gewalt auch über die Jahre der phyſiſchen Großjährig— 
keit hinaus erſtrecken müſſe? Wenn es daher überhaupt 
mehrere Geſeßzesſtellen gibt, bey welchen die Worte des Ge— 
ſeßgebers gleichfalls bloß dahin lauten, daß Jemand ver- 
langen, fordern, und an ſuchen könne, und in 
Anſehung welcher kein Zweifel obwaltet, daß das Gericht 
dieſem Verlangen, dieſer Forderung, dieſem Anſuchen ent— 
ſprechen müffe; fo iſt doch dadurch fo viel außer allen Zwei— 
fel geſetzt, daß die hier behauptete Auslegung dem Wortlaute 
des Geſetzes nicht entgegen fey. 

Zweytens. Iſt kein Zweifel, daß vor Erſcheinung des 
neuen bürgerlichen Geſetzbuches der Vormund bey dem Ein— 
treten der im F. 257 des a. b. Gtzb. erwähnten Gründe auf 
ſein Anſuchen ſeines Amtes entlaſſen werden mußte. Denn 
das Joſephiniſche Geſetzbuch drückt ſich im 5. Hauptſtücke, 
F. 54, hierüber alſo aus: „Wenn ſich bey einem Vormunde 
„nach eingetretener Vormundſchaft Umſtände ergeben, die 
»ihn (den Vormund) entweder von deren Fortſetzung ent— 
»ſchuldigen, oder dazu untüchtig machen; fo iſt auf die 
»nähmliche Art vorzugehen, als wären dieſe Umſtände vor 
„Antretung der Vormundſchaft vorhanden geweſen.“ Wie 
daher nach g. 31 derjenige, der eine rechtmäßige Entſchul— 
digungsurſache hatte, wider ſeinen Willen zur Übernahme 
einer Vormundſchaft nicht gezwungen werden konnte, fo 
könnte er auch wider ſeinen Willen nicht verhalten werden, 
im erſten Falle die Vormundſchaft beyzubehalten. Hätte der 
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Geſetzgeber von dieſer bey Einführung des neuen bürgerlichen 
Geſetzbuches beſtandenen Anordnung durch dasſelbe eine An⸗ 
derung treffen wollen, ſo würde er ſich gewiß deutlicher er— 
klärt haben. 

Drittens endlich fagt der 9.253 des a. b. Gtzb.: „Die 
„Entlaſſung des Vormundes verordnet das Gericht in eini— 
»gen Fällen von Amtswegen, in andern, wenn darum ange— 
»ſucht wird.“ Dieſer Text läßt ſohin keinen Zweifel übrig, 
daß in allen jenen Fällen, wo der Vormund aus rechtmäßi— 
gen Gründen um feine Entlaſſung anſucht, das Gericht die 
ſelbe auch verordnen müſſe, und es nicht wieder von deſſen 
Gutbefinden abhänge, ob es in deſſen Entlaſſung willigen 
wolle, oder nicht. 

F. 221. 

Einem Vormunde, dem man als vermeintlichen nächſten 
Verwandten des Minderjährigen die Vormundſchaft aufge— 
tragen hat, ſteht es frey, einen ſpäter entdeckten, näheren 
und tauglichen Verwandten an ſeine Stelle vorzuſchlagen, 
(F. 258 des a. b. Gb.), und das Gericht iſt ohne Zweifel 
auch verpflichtet, dieſen anſtatt des andern Vormundes auf— 
zuſtellen, wenn ihm anders nicht Gründe entgegen ſtehen, 
die ſeine Perſon überhaupt von der Übernehmung dieſer Vor- 
mundſchaft ausſchließen würden. Da die in Vorſchlag ges 
brachten Verwandten ſich vielleicht gegen die Übernahme die— 
fer Vormundſchaft auflehnen, und rechtmäßige Entſchuldi— 
gungsgründe, welche früher dem vormundfchaftlichen Gerichte 
unbekannt waren, vorbringen können; ſo wird dasſelbe vor— 
ſichtig handeln, wenn es dem Vormunde die angeſuchte Ent⸗ 
laſſung nicht eher bewilliget, bis es nicht die Überzeugung 
erhält, daß gegen die Übernehmung der Vormundſchaft von 
Seite des näheren Verwandten kein geſetzlicher Anſtand ob— 
walte. Daß dieſe Anordnung des Geſetzes auch auf den Fall 
ausgedehnt werden müſſe, wenn ein Nichtverwandter des 
Minderjährigen, weil damahls kein Verwandter bekannt war, 
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zur Vormundſchaft berufen worden iſt, und ſpäter ein Vers 
wandter ſich entdecket, ſcheint keiner nähern Begründung zu 
bedürfen, obſchon der F. 258 des a. b. Gtzb. von dieſem Falle 
keine Erwähnung macht. Allein der Grund der im F. 258 
des a. b. Gtzb. enthaltenen geſetzlichen Anordnung iſt gewiß 
auch in dem letzteren Falle vorhanden, und wenn man auch 
behaupten wollte, daß man, ungeachtet der Indendität des 
Grundes, bey dem Buchſtaben des Geſeßzes ſtehen bleiben 
müſſe; ſo ſpricht doch noch ein anderer Grund für dieſe Be— 
hauptung. Wird nähmlich ein Nichtverwandter aus Unkennt— 
niß des Gerichtes, daß ein zur Übernehmung der Vormund— 
ſchaft tauglicher Verwandter vorhanden ſey, von demſelben 
zur Vormundſchaft berufen; fo kann er allerdings dieſe Vor— 
mundſchaft von ſich ablehnen, wenn er dem Gerichte den 
vorhandenen Verwandten nahmhaft macht. Denn ſo lange 
ein zur Übernahme der Vormundſchaft tauglicher Verwandter 
vorhanden iſt, iſt die Vormundſchaftsbehörde nicht berechtigt, 
einem Fremden die Führung der Vormundſchaft aufzudrin— 
gen. Nun ſagt aber der $. 257 des a. b. Gtzb., daß, wenn 
während der Vormundſchaft ſolche Gründe eintreten, die 
den Vormund, kraft der Geſetze, von Übernehmung derſelben 
befreyet hätten, er berechtiget ſey, feine Entlaffung anzu— 
ſuchen; es iſt ſohin ſchon in dieſer allgemeinen Regel der hier 
behauptete Satz begriffen. Aber warum, könnte man fragen, 
hat der Geſetzgeber in dem F. 258 des a. b. Gtzb. nur einen 
beſtimmten Fall ausgedrückt, welcher doch ebenfalls ſo gut, 
wie der andere berührte Fall, aus der Vorſchrift des F. 257 
deducirt werden kann? Ich glaube, daß dieſes nur in An— 
ſehung des Nachſatzes geſchehen ſey, welcher als Gegenſatz 
zu dem Vorderſaße hinzu geſtellet iſt, und daß darum dem 
F. 258 kein anderer Sinn beyzulegen iſt, als welcher aus 
der folgenden Textirung desſelben hervor leuchtet: 
»Obgleich nach der allgemeinen Anordnung des F. 257 
„einem Vorm unde, welchem man als vermeinten nächſten 
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„Verwandten des Minderjährigen die Vormundſchaft aufge: 
„tragen hat, frey ſtehet, einen ſpäter entdeckten, näheren und 
„tauglichen Verwandten an feine Stelle vorzuſchlagen; fo 
„ftehet doch umgekehrt dieſem näheren Verwandten kein Recht 
»zu, zu fordern, daß ihm ein anderer naher Verwandter eine 
»bereits angetretene Vormundſchaft abtrete, er wäre denn 
»früber ſich zu melden gehindert worden.“ 
K. 222. 

Nun haben wir jene Fälle durchgegangen, in welchen 
der Vormund auf ſein Anſuchen der Vormundſchaft enthoben 
werden muß; nun folgen diejenigen, in welchen er auf An— 
ſuchen anderer Perſonen entlaſſen wird. Die Mutter oder 
der Bruder können, wenn fie zur Zeit der beftellten Vormund— 
ſchaft ſelbſt noch minderjährig waren, nach erreichter Voll— 
jährigkeit auf die Vormundſchaft Anſpruch machen. (F. 259 
des a. b. Gtzb.) Dieſe von dem Geſeßzgeber hier ausdrücklich 
nur der Mutter und dem Bruder eingeräumte Berechtigung, 
kann auf die übrigen Verwandten, ſohin auch auf die Groß— 
mutter nicht ausgedehnt werden; die Erörterung des dieſen 
eingeräumten Rechtes wird vielmehr in dem nachfolgenden 
Paragraphe folgen. Hier entſteht nur die Frage, welcher 
Termin zur Geltendmachung eines ſolchen Anſpruchs geſetz— 
lich feſtgeſetzt ſey? — oder ob auf gar keinen Termin Rück— 
ſicht genommen werden dürfe? Ausdrücklich, oder wenn ich 
mich ſo ausdrücken darf, wortdeutlich ſind dieſe Fragen durch 
das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch nicht beantwortet, allein 
die Beantwortung ſcheint mir doch in dem F. 259 des Geſetz— 
buches zu liegen; denn der am Schluſſe desſelben den Ver— 
wandten gegebene Termin von einem Jahre, ſich um die 
Übernehmung der Vormundſchaft zu melden, wenn das Ge— 
richt einen Nichtverwandten dazu berufen hat, ſcheint auch 
auf die im Eingange desſelben vorkommende Beſtimmung 
bezogen werden zu müſſen. Wollte man aber dieſes nicht ganz 
gelten laſſen, fo hätte doch wenigſtens bier die Analogie 
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eine Anwendung, zu Folge welcher der Richter einen Rechts: 
fall, welchen der Geſeßgeber ſelbſt nicht entſchieden hat, mit 
Rückſicht auf die übrigen damit verwandten Geſetze entſchei— 
den ſoll. (F. 7 des a. b. Gtzb.) Wie aber, wenn die Mutter 
oder der Bruder zur Zeit der beſtellten Vormundſchaft zwar 
nicht minderjährig, aber aus andern geſetzlichen Urſachen 
verhindert waren, die Vormundſchaft zu übernehmen? Wie 
z. B., wenn der Bruder oder die Mutter dazumahl wahn— 
ſiunig war, oder wenn eine aus beyden Perfonen mit dem 
Minderjährigen in einen Prozeß verwickelt war, welcher 
aber bereits rechtskräftig entſchieden iſt? Nach dem Sprach— 
gebrauche des Geſetzgebers werden unter dem Ausdrucke: 
Minderjährige, bloß diejenigen verſtanden, welche das 
vier und zwanzigſte Jahr ihres Lebens noch nicht zurück ge— 
legt haben. (F. 21 des a. b. Gtzb.) Alle übrigen, die wegen 
anderer Mängel ihren Geſchäften vorzuſtehen rechtlich außer 
Stande ſind, werden unter dem Nahmen Volljährige 
begriffen. Aus dieſer Bemerkung folgt, daß, wenn man die 
im Eingange dieſes K. angeführte geſetzliche Dispoſition auch 
auf diejenigen anwenden wollte, welche aus andern Grün— 
den, als denen der phyſiſchen Minderjährigkeit, ihren Ge— 
ſchäften vorzuſtehen außer Stande ſind, man ſich gegen die 
grammatikaliſche Auslegung verſtoßen würde. Es kann alſo 
das, was von der Mutter und dem Bruder für den Fall an— 
geordnet iſt, wenn dieſelben zur Zeit der beſtellten Vormund— 
ſchaft noch minderjährig ſind, doch nicht auf jene Verhält— 
niſſe bezogen werden, welche übrigens dem Zuſtande der 
Minderjährigkeit in vielen Rückſichten gleichgeſellet ſind, 
und zwar um ſo weniger, als ſich der Grund, warum hier 
der Gefeßgeber zwifchen einem Minderjährigen, im ſtrengen 
Sinne des Wortes, und einem andern, der aus andern Grün: 
den, als denen des Alters, ſeinen Rechten vorzuſtehen außer 
Stande iſt, einen Unterſchied gemacht hat, einſehen läßt. 
Denn alle andere Gebrechen, wenn ſie auch im Weſentlichen 
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gehoben find, konnen doch immer noch nachtheilige Folgen 
zurück laſſen; das Gebrechen des minderjährigen Alters aber 
wird mit Zurücklegung des für die Großjährigkeit vorgeſchrie— 
benen Alters gänzlich behoben. Der Regel nach kömmt es 
lediglich auf den Zeitpunct an, in welchem die Beſtellung 
des Vormundes eintritt; wenn an dieſem Zeitpuncte derje— 
nige, der vermöge des Willens des Vaters, oder der Geſetze, 
zur Übernahme der Vormundſchaft berufen wäre, unfähig 
iſt, die Vormundſchaft zu übernehmen, ſo muß ein anderer 
Vormund beſtellt werden, und das Geſetz zeichnet hier kei— 
nesweges vor, daß in dieſem Falle der Vormund nur zeitlich, 
bis nähmlich das Hinderniß, welches dem von dem Vater, 
oder dem Geſetze berufenen Vormunde entgegen ſteht, erlo— 
ſchen iſt, aufgeſtellt werden ſolle, wie es z. B. für den Fall, 
als die väterliche Gewalt außer Wirkſamkeit tritt, im $. 176 
ausdrücklich angeordnet iſt. Es hat alſo der Regel nach der 
gleich urſprünglich geſetzmäßig angeſtellte Vormund für die 
ganze Dauer der Minderjährigkeit des Pupillen zu verblei— 
ben, und der Eingang dieſes F. enthält ſohin eine Ausnahme 
von dieſer Regel, welcher keine größere Ausdehnung gegeben 
werden kann, als die Worte des Geſeßgebers ausdrücklich in 
ſich faſſen. 
. 223. 

Den übrigen Verwandten des Minderjährigen, welche 
bey Beſtellung des Vormundes nicht berückſichtiget wurden, 
ſtehet aber nur dann frey, ſich nach bereits beſtelltem Vor— 
munde um die übernehmung der Vormundſchaft zu melden, 
wenn ein Nichtverwandter zur Vormundſchaft berufen wor— 
den iſt; jedoch müſſen ſie ſich binnen Jahresfriſt melden, ſonſt 
iſt ihr Recht erloſchen. (F. 259 des a. b. Gtzb.) Von wel⸗ 
chem Zeitpuncte läuft aber dieſe Friſt? — Ich glaube von 
demjenigen an, als dieſelben von dem eingetretenen Falle, 
welcher die Beſtellung eines Vormundes nothwendig machte, 
in Kenntniß kommen. Denn dieſe Nichtkenntniß iſt offenbar 
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die vorzüglichſte Hinderungsurſache, ſich um die Vormund— 
ſchaft zu melden, und daß der Termin, während eine ſolche 
Hinderungsurſache vorhanden iſt, nicht laufen könne, ergibt 
ſich daraus, weil ſonſt der Verwandte, welcher durch mehr 
als ein Jahr nicht in Kenntniß kam, daß der Vater des 
Minderjährigen geſtorben iſt, den als Vormund aufgeſtellten 
Nichtverwandten von der Vormundſchaft nicht entfernen 
könnte, da ihm doch dieſes Recht in dem Falle zuſtünde, als 
ein entfernterer Verwandter als Vormund angeſtellt worden 
wäre. (F. 258 des a. b. Ghb.) 
$. 224. 

Wenn ein Verwandter des Minderjährigen zum Vor— 
munde beſtellt worden iſt, ſo hat der nähere Verwandte der 
Regel nach kein Recht, zu fordern, daß ihm derſelbe die 
Vormundſchaft abtrete. Eine Ausnahme von dieſer Regel 
würde nur in dieſem Falle eintreten, wenn dieſer nähere Ver— 
wandte verhindert geweſen wäre, ſich vor Beſtellung des 
Vormundes um die Vormundſchaft zu melden. (F. 258 des 
a. b. Gtzb.) Herr Hofrath von Zeiller bemerkt in dem §. 259 
ſeines Commentars, daß in dieſem und dem vorhergehenden 
Falle, wie die Worte des Geſetzes deutlich zu erkennen ge— 
ben, das Gericht an die Anſprüche des Verwandten ſchlech— 
terdings nicht gebunden ſey, ſondern wenn das Wohl des 
Minderjährigen die Beybehaltung des bewährten Vormun— 
des fordere, die untergeordneten Rückſichten weichen müſſen. 
Allein ich muß mich hier zur entgegen geſetzten Anſicht be— 
kennen. Denn, wenn es auch wahr iſt, daß der höchſte Ge— 
ſetzgeber bey den in Anſehung der Vormundſchaften gegebe— 
nen Anordnungen hauptſächlich nur das Wohl der Minder— 
jährigen vor Augen hatte; ſo hat er doch auch dabey die 
billigen Anſprüche anderer Perſonen berückſichtiget, und ih— 
nen Rechte eingeräumet, welche ihnen die Vormundſchafts— 
Behörden ſelbſt in dem Falle nicht entziehen können, wenn 
nach ihrer Meinung dadurch dem Minderjährigen ein größe— 
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rer Gewinn entgehen würde. So iſt z. B. der Bruder des 
Minderjährigen ungezweifelt berechtiget, die Überlaffung der 
Vormundſchaft über ſeine minderjährigen Geſchwiſter anzu⸗ 
ſprechen, und das Gericht iſt gewiß auch verpflichtet, ihm 
dieſelbe zu überlaſſen, wenn auch ein anderer Mann vorhan— 
den wäre, der viel fähiger wäre, dieſe Vormundſchaft zu 
übernehmen, wenn dem erſteren nur kein geſetzliches Hinder— 
niß im Wege ſteht. Wenn nun bey Übernahme ber Vormund⸗ 
ſchaft der ſcheinbar größere Vortheil des Minderjährigen dein 
Rechte des Verwandten nichts benehmen kann, warum ſoll, 
wenn es ſich ſpäter um Übernehmung der Vormundſchaft 
handelt, das den Verwandten eingeräumte Recht der Vor— 
mundſchaftsbehörde weniger heilig ſeyn? Die Ausdrücke, de— 
ren ſich der Geſetzgeber in den . 258 und 259 des a. b. 
Gtzb. bedient, lauten: „Der Verwandte hat das Recht zu 
fordern, oder er kann Anſpruch machen, oder es ſteht ihm 
frey, ſich um die Vormundſchaft zu melden 26.“ Daß dieſe 
Ausdrücke unter ſich ganz gleichbedeutend ſeyen, und von dem 
Geſetzgeber nur zur Vermeidung einer dem guten Style zu— 
wider laufenden Eintönigkeit gebraucht wurden, iſt wohl 
außer Zweifel; aber eben ſo gewiß ſcheint es mir zu ſeyn, 
daß der Ausdruck: „der Vormund iſt berechtiget, anzuſuchen,“ 
deſſen ſich im F. 257 des a. b. Gtzb. bedient wird, ein ganz 
gleich bedeutender Ausdruck ſey. Nun iſt aber oben gezeigt 
worden, daß dieſer Ausdruck keinesweges die Deutung zu— 
laſſe, als ob es von dem Gutbefinden der Vormundſchafts⸗ 
behörde abhängig wäre, ob ſie die angeſuchte Entlaſſung be— 
willigen wolle, oder nicht. Meine Anſicht wird auch noch 
durch den §. 200 des a. b. Gtzb. bekräftiget. Dort redet der 
Geſetzgeber deutlich, daß, wenn eine Minderjährige ſich ver— 
ehelicht, es von der Beurtheilung des Gerichtes ab— 
hinge, ob die Curatel dem Ehegatten abgetreten werden foll. 
Gewiß würde ſich auch der höchſte Geſetzgeber eines ähnlichen 
Ausdrucks in den SS. 258 und 259 bedient haben, wenn es 
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Verwandten zu machenden Anſprüche von der Beurtheilung 
des Gerichtes abhängig zu machen. Vielmehr gehet aus der 
Reihenfolge der KF. 254 und 260 hervor, daß der Geſetzge— 
ber anfänglich von dieſen Fällen handeln wollte, in welchen 
das vormundſchaftliche Gericht den Vormund von Amts— 
wegen entfaffen muß, dann zu jenen überging, wo er auf 
ſein eigenes, oder dritten Perſon Verlangen, ſeines Amtes 
zu entheben iſt, und am Schluſſe jenen Fall berührt, wo es 
der Beurtheilung des vormundſchaftlichen Gerichtes anheim 
geſtellt iſt, ob mit der Curatel eine Veränderung vor ſich 
gehen folk 
5 F. 225. 

Eine Mindet jährige kömmt durch die Verehelichung uns 
ter die Macht ihres Mannes, als Familien-Hauptes (F. 91 
des a. b. Ghb.); fie tritt nach F. 175 aus der damit unver- 
einbarlichen väterlichen Gewalt, um ſo mehr muß daher die 
Vormundſchaft über ſelbe im ſttengen Sinne des Wortes, 
(F. 3 dieſer Abhandlung in F. 188 des g. b. Ghßb.), dadurch 
ihr Ende erreichen, und ſich lediglich in eine Curatel über 
das Vermögen derſelben umwandeln. Da aber die Obforge 
über die Perſon mit der Obſorge über das Vermögen übers 
haupt in Verbindung ſteht, ſo ſcheint es um ſo billiger und 
anſtändiger, daß der Ehemann zugleich die Verwaltung des 
Vermögens feiner Gattinn übernehme. Allein es können 
doch hier in mehrfacher Beziehung Rückſichten eintreten, 
welche es nicht nützlich machen, die Curatel dem Manne zu 
übertragen, und die geſchloſſenen Ehepacte können öfters in 
Anſehung des Vermögens zwiſchen beyden Theilen Colliſio— 
nen erwecken, — es kann die gegründete Muthmaßung ent— 
ſtehen, daß der Mann weniger aus Zuneigung, als aus In— 
tereſſe zur Schließung der Ehe verleitet wurde, — oder er 
kann überhaupt von der Art ſeyn, daß ſich für die minder— 
jährige Gattinn in Anfehung ihres Vermögens kein günſtiges 
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Reſultat erwarten laßt, wenn die Curatel dem Vormunde 
abgenommen, und an ihn übertragen wird, indem ihm z. B. 
keine ſo reife Beurtheilung, oder keine ſolche Vorkenntniß, 
oder nicht diejenige Ordnungsliebe und vernünftige Spar— 
ſamkeit, durch welche Eigenſchaften der Vormund ſich aus— 
zeichnete, zugetraut werden können. Der Geſeßzgeber hat es 
daher nicht für rathſam befunden, unbedingt anzuordnen, 
daß im Verehelichungsfalle einer Minderjährigen die Curatel 
dem Manne abgetreten werden ſolle, ſondern ſtellt dieſes der 
Beurtheilung des Gerichtes anheim, welche alle hier obwal— 
tende Verhältniſſe genau zu prüfen und abzuwägen hat. 


Aufgedrungen kann indeſſen die Curatel dem Ehemanne kei⸗ 


nesweges werden, denn ſchon der Ausdruck abgetreten, 
deutet darauf hin, daß die Curatel von ihm freywillig über— 
nommen werde, und daß es nicht der Vormund ſey, welcher 
die Abtretung verlangt, da es ſonſt heißen müſſe, „abgetre— 
ten werden darf,“ auch iſt dieſe Entlaffungsart des Vor— 
mundes unter denjenigen aufgeführt, welche bloß auf An— 
ſuchen, und nicht von Amtswegen geſchehen. N 
$. 226. 

Was wäre wohl Rechtens, wenn der Vater ſelbſt in ſei— 
nem Teſtamente einen Vormund ernennet hat, dieſer aber 
bey dem eingetretenen Todesfalle des Vaters unbekannten 
Aufenthaltes iſt, daher von der betreffenden Gerichtsbehörde 
ein anderer als Vormund beſtellt wird, und der durch das 
»Teſtament des Vaters berufene Vormund auf ein Mahl er— 
ſcheinet? Ich bin der Meinung, daß das Gericht für alle 
Fälle vorſichtiger handele, wenn es in einem ſolchen Falle 
den in Abweſenheit, des von dem Vater ausdrücklich in ſei— 
ner letzten Willensanordnung berufenen, aufgeſtellten Vor— 
mund, nur unter der auflöfenden Bedingung, bis zur Er— 
ſcheinung des vom Vater berufenen Vormundes anſtellet; 
wäre aber dieſes nicht geſchehen, ſo wäre der bereits beſtellte 
Vormund keinesweges mehr ſchuldig, dem teſtamentariſchen 
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Vormunde zu weichen. Denn, wie ich bereits im F. 223 
entwickelt habe, gilt die Regel, daß ein einmahl eingeſetzter 
Vormund, ohne einer ausdrücklich im Geſetze angeführten 
Urfache, feines Amtes nicht entlaſſen werden könne, und dies 
fer Grund iſt von dem Geſeße nirgends als eine rechtmäßige 
Entlaſſungsurſache erwähnt, obſchon es ſcheint, daß hier 


einem Schluſſe a minori ad majus Plaß gegeben werden 


dürfte. N 
g. 227. 

In allen jenen Fällen, wo ſich die Vormundſchaft ledig— 
lich relativ, und zwar durch Entlaſſung des Vormundes endi— 
get, iſt ſich zur Regel zu nehmen, daß dieſe Entlaſſung nur 
am Ende des vormundſchaftlichen Jahres, nachdem der Nach— 
folger des zu entlaſſenden Vormundes die Verwaltung des 
Vermögens ordentlich übernommen bat, Plaß greifen könne. 
Der Grund dieſer geſetzlichen Anordnung iſt, weil nur mit 
Ende eines jeden Jahres, das ſeit dem Tage der übernomme— 
nen Vormundſchaft verſtrichen ift, die Rechnung aufgenommen 
wird; auch macht eine ordentliche Wirthſchaftsführung es wün- 
ſchenswerth, daß während des Jahres keine Veränderung mit 
dem Vormunde vorgehe. Allein wenn durch längere Beybe— 
laſſung des Vormundes für die Sicherheit der Perſon oder 
des Vermögens nachtheilige Folgen zu befürchten wären, fo 
liegt es in der Natur der Sache, daß dem Vormunde die Füh— 
rung der Vormundſchaft ſogleich abgenommen werde, weil die 
niederen Rückſichten der Bequemlichkeit der Rechnungs: und 
Wirthſchaftsführung, den höheren Rückſichten in Anſehung 
des Wobles des Minderjährigen weichen müſſen. Auch wäre 
es unbillig zu fordern, daß der Vormüͤnd durch eine ſolche 
Zögerung Schaden leiden ſollte; wenn alſo demſelben durch 
eine längere Beybehaltung Nachtheil drohet, ſo ſcheint er 
gleichfalls auch vor Ende des vormundſchaftlichen Jahres ent— 
laſſen werden zu müſſen. (Aug. b. Gtzb. F. 261, und Zeillers 


Commentar.) 
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F. 228. 

Unter die zweyte Gattung der relativen Erloͤſchungsarten 
zähle ich die, wenn in Anſehung der Vormundſchaftsbehörde 
eine Veränderung vorgeht. Der Regel nach kann freylich eine 
ſolche Veränderung nicht Plaß greifen, weil das Patent vom 
31. December 1762 anordnet, daß die Vormundſchaftsbehörde 
ohne Rückſicht auf die mit den Pupillen inzwiſchen vorgegan— 
genen Veränderungen, während der ganzen Dauer der Min— 
derjährigkeit dieſelbe zu verbleiben habe; daher haben auch die 
Pupillen bürgerlichen Standes, wenn ſie gleich zu dem Mi— 
litärſtande übertreten, außer den Dienſtſachen und Militär— 
Verbrechen (in welchen Fällen fie der Militär-Gerichtsbarkeit 
unterliegen), und die bürgerlichen Pupillen, welche ſich an 
einen Militäriſten verheirathen, in Pupillar-Angelegenheiten 
unter ihrer bürgerlichen Vormundſchaftsbehörde ſo zu verblei— 
ben, wie die Militär-Pupillen, welche während ihrer Minder— 
jährigkeit in Civildienſte übertreten, unter der Militär-Ge— 
richtsbarkeit verbleiben. Indeſſen gibt es von der Regel, daß 
die Vormundſchaftsbehörde während der ganzen Minderjäh— 
rigkeit der Pupillen, die nähmlich zu verbleiben haben, ein 
Paar Ausnahmsfälle. 

Der erſte aus dieſen iſt, wenn ein Pupill von der Obrig— 
keit aus der Unterthänigkeit entlaſſen wird, oder in eine an— 
dere Gerichtsbarkeit überſiedelt; in dieſem Falle iſt nicht nur 
das geſammte Pupillar-Vermögen an die Gerichtsbarkeit, 
welcher der Pupill künftig unterliegen wird (wenn er ſich über 
dieſelbe gehörig ausgewieſen hat), ausfolgen zu laſſen, ſon⸗ 
dern die Gerichtsbarkeit hat ſogar über dasſelbe die vormund— 
ſchaftliche Obforge zu tragen. (Verordn. vom 19. Aug. 1782.) 

Der zweyte iſt, wenn das Obergericht die vormundſchaft— 
liche Obſorge einem andern Gerichte zu übertragen pflegt. Es 
kann nähmlich ſehr oft der Fall eintreten, daß beſondere Um— 
ſtände und Verhältniſſe eine Abweichung von der oben ange— 


führten Regel machen, indem ſich z. B. die Mutter des Min: 
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derjährigen unter eine andere Gerichtsbehörde an einem Orte 
niederläßt, welche von dem Sitze des vormundſchaftlichen Ge— 
richtes zu weit entfernt iſt, als daß ſelbes noch ſein Amt zum 
Nutzen des Pupillen verwalten könnte. In dieſem Falle hat 
der Vormund zum Beſten des Minderjährigen die Delegation 
der vormundſchaftlichen Rechte an die andere Behörde anzu— 
ſuchen, welche bey derley gegründeten Urſachen von dem Ober— 
gerichte, nach Vernehmung beyder Pupillar-Inftanzen, ſtets 
genehmiget wird. Manche Vormundſchaftsbehörden fordern 
in dieſem Falle, als die Vormundſchaft über einen beſtimmten 
Pupillen von ihnen abgenommen, und an eine andere Be— 
horde übertragen wird, von der letzteren einen ſogenannten 
Duitt- und Schadloshaltungs-Revers, gemäß welchem fie von 
allen vormundſchaftlichen Verbindlichkeiten los geſprochen 
werden. Allein ein ſolcher Revers iſt in den Geſetzen nirgends 
vorgeſchrieben, und zur Bedeckung der früheren Vormund— 
ſchaftsbehörde entweder überflüſſig, oder ohne rechtliche Wir— 
kung. Denn ſollte ſich der Inhalt dieſes Reverſes bloß dahin 
erſtrecken, daß die frühere Vormundſchaftsbehörde von der 
Verpflichtung gegen den Pupillen für die Zukunft entbunden 
werde, ſo iſt wohl dieſe Befreyung in dem Acte der Übertra- 
gung der Vormundſchaft felbft begriffen, und daher nicht ab— 
zuſehen, wozu noch eine beſondere Erklärung der neuen Vor— 
mundſchaftsbehörde nothwendig wäre; ſoll ſich aber dieſer 
Revers dahin ausdehnen, daß die frühere Vormundſchaftsbe— 
horde auch von aller Verantwortlichkeit gegen den Minder— 
jährigen in Anſehung ihrer bis auf den Zeitpunct der über— 
tragenen Vormundſchaft gepflogenen Amtshandlungen befreyt 
ſeyn ſolle, ſo liegt es gar nicht in der Competenz der neu ein— 
tretenden Pupillen-Behörde, eine ſolche Befreyung auszu— 
ſprechen, und es kann eben daher ein ſolcher Anſpruch gar 
keine rechtliche Wirkungen hervorbringen. 
F. 229. 
Bisher wurde bloß von den relativen Erlöſchungsarten 


der Vormundſchaften gehandelt, nun kommen wir auf dieje— 
nigen zu ſprechen, wo die Vormundſchaft ſich gänzlich, oder 
abſolut endiget. Der erſte Erlöſchungsfall, den das Geſetzbuch 
in dieſer Hinſicht aufführet, iſt (F. 249) der Tod des Min» 
derjährigen. Stirbt der Minderjährige, ſo erliſcht die Vor— 
mundſchaft; doch liegt dem Vormunde ob, die Verwaltung 
des ihm anvertrauten Vermögens in ſo lange fortzuführen, 
bis von dem Gerichte die von der Beſchaffenheit des Vermb- 
gens und der Erben desſelben abhängigen Verfügungen ge— 
troffen worden find. (F. 1022 des a. b. Gtzb. und . 249 des 
Zeiller'ſchen Comment.) Von der Verpflichtung, die Schluß— 
rechnung zu legen, wird weiter unten $. 237 gehandelt werden. 
F. 230. 8 

Die Vormundſchaft endiget ſich ferner auch, wenn der 
Vater die durch einige Zeit gehemmte Ausübung ſeiner Ge— 
walt wieder übernimmt. (F. 250 des a. b. Gtzb.) In dieſem 
Falle tritt die väterliche Gewalt an die Stelle der mittlerwei⸗ 
ligen Vormundſchaft; doch kann dieſes, wie Hr. Hofrath von 
Zeiller in ſeinem Commentare bemerkt, nur unter öffentlicher 
Autorität des Gerichtes geſchehen, das ſich von der Wahrheit 
des gehobenen Hinderniſſes, ſo, wie auch von der ordentlichen 
Verwaltung der geendigten Vormundſchaft, und von der Über— 
gabe des Vermögens an den Vater, überzeugen muß. Ob der 
Vater den Gebrauch der Vernunft wieder erhalten habe, oder 
ſein Wille, im Falle er als Verſchwender erklärt worden iſt, 
gründlich und dauerhaft gebeſſert ſey, muß nach einer genauen 
Erforſchung der Umſtände, aus einer anhaltenden Erfahrung, 
und im erſten Falle zugleich auch aus den Zeugniſſen der zur 
Unterſuchung von dem Gerichte beſtellten Arzte entſchieden 
werden (F. 283 des a. b. Gtzb.); iſt er als Auswanderer er— 
klärt worden, ſo iſt ſeine Rückkehr allein nicht hinreichend, um 
demſelben die väterliche Gewalt wieder zu übergeben, ſondern 
es iſt auch nothwendig, daß von Seite der politiſchen Behörde 
das ausgeſprochene Auswanderungs⸗Erkenntniß wieder zurück— 
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genommen werde. Iſt dem Vater bloß wegen feiner längeren 
Abweſenheit die väterliche Gewalt abgenommen worden, ſo 
erhält er dieſelbe wieder, wenn er ſich zu Hauſe einfindet, oder 
wenigſtens von ſeinem Aufenthalte Nachricht ertheilt; und 
wurde er derſelben deßwegen entſetzt, weil er eines Verbre— 
chens wegen auf längere Zeit, als ein Jahr, zur Gefängniß— 
ſtrafe verurtheilt wurde, fo kömmt die väterliche Gewalt wie— 
der in Wirkſamkeit, wenn er ganz aus der Strafe entlaſſen 
wird. So lange weder der Vormund um ſeine Entlaſſung, 
noch der Vater um die wiederumige Einräumung ſeiner vä— 
terlichen Gewalt anſuchet, ſcheinet auch die Gerichtsbehörde 
von Amtswegen keine Verfügung treffen zu können. Ja, ich 


glaube ſelbſt, daß das Anſuchen des Vormundes allein hier 


nicht genügend ſey, denn der Ausdruck des . 250 fo wohl, 
daß die Pormundſchaft ſich endige, wenn der Vater die ge— 
hemmte Ausübung ſeiner Gewalt wieder übernimmt, als 
der des F. 176 des a. b. Gtzb., daß, wenn die Hinderniſſe 
aufhören, der Vater wieder in ſeine Rechte eintrete, ſchei— 
nen die Endigung der Vormundſchaft in einem ſolchen Falle 
lediglich von dem Verlangen des Vaters abhängig zu machen. 
$. 231. 

Die Vormundſchaft erliſcht auch ſogleich, als der Pflege— 
befohlene die Großjährigkeit erreicht hat, d. i. das vier und 
zwanzigſte Jahr feines Lebens zurückgelegt hat. (SS. 21 und 
25 des a. b. Gtzb.) Es bedarf ſohin keiner ausdrücklichen Er— 
klärung der Großjährigkeit, wie es das Joſephiniſche Geſeß— 
buch V. Hauptſt. F. 83 verordnete, ſondern dieſe Erlangung 
der Großjährigkeits-Rechte geſchieht von Rechtswegen durch 
Zurücklegung des beſtimmten Alters. Es iſt daher zweckmä— 
ßig, wenn ſich die Vormundſchaftsbehörde gleich bey dem An— 
fange der Vormundſchaft genau um den Geburtstag der Min: 
derjährigen erkundiget, um die Zeit der erreichten Groß jäh— 
rigkeit mit Verläßlichkeit angeben zu können. 


L. 282. 

Sollte der Pflegebefohlene, ungeachtet ſeiner erreichten 
Großjährigkeit, wegen Leibes- oder Gemüthsgebrechen, wer 
gen Verſchwendung, oder aus andern wichtigen Gründen, nicht 
geeignet ſeyn, die Obſorge über fein Vermoͤgen ſelbſt überneh— 
men zu können; ſo liegt dem Vormunde ob, eine angemeſſene 
Zeit vor dem Eintritte der Volljährigkeit, das vormundſchaft⸗ 
liche Gericht auf dieſe Eigenſchaften des Pupillen aufmerk— 
ſam zu machen. Das Gericht hat dann die vorgelegten Grüne 
de, aus denen die Unfähigkeit zur ſelbſtſtändigen Leitung der 
Angelegenheiten des Pflegebefohlenen hervorgehen ſoll, genau 
zu unterſuchen, und, wenn es dieſelben richtig findet, die Fort— 
dauer der Vormundſchaft auf eine längere und unbeſtimmte 
Zeit anzuordnen. Dieſe Verordnung muß aber in einem ats 
gemeſſenen Zeitraume, vor dem Eintritte der Volljährigkeit, 
öffentlich bekannt gemacht werden, damit ſich Jedermann ge— 
nugſam ſichern könne, mit dem in der Zwiſchenzeit phyſiſch 
Großjähriggewordenen ſich in ein Rechtsgeſchäft einzulaſſen. 
Eine ſolche Perſon iſt alſo nach den Worten des Geſetzes, un— 
geachtet der in phyſiſcher Hinſicht erreichten Volljährigkeit, in 
rechtlicher Hinſicht doch immer für minderjährig zu halten. 

ER $. 233. 1 

Die Vormundſchaft kann ſich außer der wirklich erreich— 
ten Volljährigkeit des Pflegebefohlenen dadurch endigen, daß 
von Seite des pormundſchaftlichen Gerichtes die Nachſicht 
des noch abgängigen Alters ertheilet, und derſelbe für voll— 
jährig erklärt werde. Die Bedingungen zur Verleihung der 
Nachſicht des Alters, wie ſie Herr Hofrath v. Zeiller in ſei— 
nem Commentare aus dem F. 252 des a. b. Gtzb. entwickelt, 
find: a) ein Anſuchen des Pflegebefohlenen oder des Vor— 
mundes, der Verwandten u. dgl., denen die Gründe näher 
bekannt ſind. Von Amtswegen wird ſie nicht ertheilt, noch 
dem Pflegebefohlenen gegen ſeinen Willen aufgedrungen; b) 
ein vollſtändiges Alter von zwanzig Jahren, vor wel— 


u 


chem ſelbſt ausnahmsweiſe eine reife Beurtheilung nicht an» 
zunehmen iſt. Der Grundſaß, daß vor dem zwanzigſten Jahre 
kein Menſch die gehörige Fähigkeit habe, ſich ſelbſt zu leiten 
und ſein Vermögen zu verwalten, iſt ein juriſtiſches Dogma, 
oder, wie ſich viele Juriſten auszudrücken pflegen, eine prae- 
sumtio juris et de jure, welche gar keinen Gegenbeweis 
zuläßt; c) Einhohlung der Meinung des Vormundes, und 
wenn dieſe nicht günſtig oder befriedigend iſt, oder wenn es 
wahrſcheinlich wird, daß ſich der Vormund vielleicht gern 
einer Laſt entledigen will, der Verwandten, der Erzieher, 
und anderer, Zutrauen verdienender Perſonen, die den 
Minderjährigen näher zu beobachten die Gelegenheit hatten. 
Dieſe Erforderniſſe dienen aber lediglich nur dazu, um außer 
Zweifel zu ſetzen, daß der Minderjährige die gehörige Fähig— 
keit, die bey einem Großjährigen voraus geſetzt wird, bereits 
erlangt habe, und welche es daher der Vormundſchaftsbe— 
hörde möglich macht, den Minderjährigen für großjährig zu 
erklären; aber ſie ſind noch nicht hinreichend, um die Vor— 
mundſchaftsbehörde zu bemüſſigen, dieſe Großjährigkeits— 
Erklärung zu ertheilen, ſondern es müſſen, um dieſes zu kön— 
nen, noch ſolche Verhältniſſe hinzu kommen, welche eine 
ſolche Großjährigkeits-Erklärung für den Pupillen wünſchens— 
werth machen, 
$. 234. 

Nebſt der obenerwähnten gerichtlichen, ausdrücklichen 
Alters-Nachſicht gibt es auch eine ſtillſchweigende. Denn, 
wenn einem Minderjährigen der Betrieb einer Handlung, 
oder eines Gewerbes von der Behörde verftattet wird, fo 
wird er dadurch zugleich für volljährig erklärt. (F. 252 des 
a. b. Ö$b.) Da die Verleihung von Handlungs- und Ge: 
werbsbefugniſſen nicht der Juſtiz, ſondern den politiſchen 
Behörden zuſtehet; ſo ſind dieſelben angewieſen, ſich vor ei— 
ner ſolchen Verleihung früher mit der betreffenden Vor— 
mundſchaftsbehörde in das Einvernehmen zu ſetzen. (Hofde— 
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eret vom 13. September 1815.) Übrigens entſteht hier die 
Frage, ob auch bey dieſer ſtillſchweigenden Großjährigkeits— 
Erklärung nothwendig ſey, daß der Minderjährige das zwan- 
zigſte Jahr zurück gelegt habe? Ausdrücklich verordnet das 
Geſetz dieſes nicht, vielmehr ſcheinet aus deſſen Stillſchwei— 
gen geſchloſſen werden zu müſſen, daß nur die ausdrückliche 
Großjährigkeits-Erklärung an dieſe Bedingung gebunden 
ſey. Allein ſchon die natürlichen Rechtsgrundſäße lehren uns, 
daß ein Menſch ſo lange nicht als volljährig angeſehen wer— 
den kann, fo lange ihm noch die zur Eingehung von Rechts— 
geſchäften nöthige Reife des Verſtandes und Feſtigkeit des 
Charakters mangelt; und nur die Beſtimmung des Zeit— 
punctes, wenn dieſer Mangel gehoben wird, iſt der pofitiven 
Beſtimmung des Geſeßgebers überlaſſen. Der öſterreichiſche 
Geſetzgeber hat dieſen Zeitpunct auf das zurück gelegte 24. 
Lebensjahr ausgedehnet, und dadurch die Vermuthung auf— 
geſtellet, daß vor dieſem Zeitpuncte bey keinem Staatsbür— 
ger obige Verſtandes- und Willens-Eigenſchaften eintreten. 
Dieſe Vermuthung gilt aber noch nicht als eine praesumtig 
juris et de jure, ſondern läßt einen Gegenbeweis zu, bey 
deſſen Vorhandenſeyn es dem vormundfchaftlichen Gerichte 
geſtattet iſt, einem Minderjährigen, welcher das zwanzigſte 
Jahr zurück gelegt hat, mit Nachſicht des Alters für voll— 
jährig zu erklären. Dadurch, daß dieſe Art Großjährigkeits— 
Erklärung auf die Zurücklegung des zwanzigſten Lebensjahres 
beſchränkt iſt, gehet offenbar hervor, daß der Geſetzgeber vor 
demſelben eine reife Beurtheilung auch nicht einmahl aus— 
nahmsweiſe annehme, und daher, wie bereits oben erwähnt 
worden iſt, als eine praesumtio juris et de jure den Saß 
geltend machen wolle, vor dem zwanzigſten lebens 
jahre beſitzt kein Menſch die Fähigkeit, ſein 
Vermögen felbft verwalten zu können. Dieſes 
von dem Geſeßgeber ausgeſprochene Dogma, in Vereinigung 
mit dem natürlichen Recytsgrumdfaße , daß kein Menſch, dem 
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dieſe Fahigkeit mangelt, für großjährig erkannt werden könne, 
laſſen keinen Zweifel übrig, daß auch derjenige, dem die 
Ausübung eines Gewerbes von Seite der Behörde verſtattet 
wird, ſchon das zwanzigſte Jahr zurück gelegt haben müſſe, 
wenn dieſe Gewerbsverleihung die Stelle der Großjährigkeits— 
Erklärung vertreten ſollte, um ſo mehr, als ſich kein Grund 
denken läßt, warum die ſtillſchweigende Großjährigkeits-Er— 
klärung auf einer andern Baſis beruhen ſollte, als die aus— 
drückliche. — Meine Meinung wird noch übrigens durch eine 
Parallel- Stelle im allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche, 
nähmlich durch den K. 174, beſtätiget. Hier heißt es: Kinder 
können auch vor Zurücklegung des vier und zwanzigſten Jah 
res aus der väterlichen Gewalt treten, wenn der Vater mit 
Genehmhaltung des Gerichtes ſie ausdrücklich entläßt, oder 
wenn er einem zwanzigjährigen Sohne die Führung feiner 
eigenen Haushaltung geftattet. — Im vordern Sage iſt hier 
fo wenig, wie im Nachſatze des . 252, die Großjährigkeits— 
Erklärung auf die Zurücklegung des zwanzigſten Lebensjahres 
ausdrücklich beſchränkt, und doch kann kein Zweifel vorhan— 
den ſeyn, daß dieſe Beſchränkung nach der Abſicht des Ge— 
ſekgebers auch hier angenommen werden müffe. Denn geſetzt, 
der Vater wollte ſeinen 16jährigen Sohn aus der väter— 
lichen Gewalt entlaſſen, und er ſuchte dießfalls die Genehm— 
haltung des Gerichtes an, könnte dieſe wohl ertheilet wer— 
den? — Gewiß nicht. — Denn nach dem F. 252 kann das 
Gericht nur einem Minderjährigen, der das zwanzigſte Jahr 
zurück gelegt hat, die Nachſicht des Alters verwilligen, und 
ihn volljährig erklären; folglich kann es nicht in der Macht 
des Gerichtes ſtehen, dieſe Genehmhaltung zu ertheilen, da 
ſie im Weſentlichen nichts anders, als eine Großjährigkeits— 
Erklärung iſt. 
F. 235. 

Es zeigen übrigens die Worte des F. 252, daß nicht die 

Erlangung des Eigenthums eines Gewerbsrechtes, welches 
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jedem Käufer eines verkäuflichen, oder radicirten Gewerbes 
zukömmt, ſondern die Bewilligung, das Gewerbe zu be— 
treiben, die Großjährigkeits-Erklärung nach ſich zieht. — 
Wenn alſo einem Minderjährigen ein Gewerbe durch Erb— 
ſchaft zufällt, oder wenn derſelbe auf eine andere rechtliche 
Art ein ſolches erlangt, z. B. durch Kauf, Tauſch, Schen— 
kung ꝛc., und auch bereits als Eigenthümer des Gewerbes 
grundbüchlich oder gewerbbüchlich angeſchrieben wird; ſo iſt 
er dadurch im rechtlichen Sinne des Wortes noch nicht voll— 
jährig, ſondern er wird es erſt, wenn ihm die politiſche Ber 
hörde die Bewilligung zur Ausübung besfelben ertheilet, 
Denn der Grund des Geſetzes, warum durch die Bewilligung 
eines Gewerbsbetriebes der Minderjährige zugleich für groß: 
jährig erklärt wird, iſt offenbar kein anderer, als weil die 
ordentliche Betreibung eines Gewerbes nur dadurch ohne 
Hemmung vor ſich gehen kann, wenn der Gewerbsmann in 
Abſchließung von Verträgen und andern Rechtsgeſchäften 
von Niemanden abhängig iſt. Würde die politiſche Behörde 
vernachläſſigen, ſich vor der Gewerbsverleihung mit der Vor— 
mundſchaftsbehörde des Minderjährigen in das Einverneh— 
men zu ſetzen; ſo wäre deſſen ungeachtet der Minderjährige 
für großjährig zu achten, dieſe Außerachtlaſſung der von dem 
Geſetzgeber angeordneten, ſehr nothwendigen Vorſicht aber 
gehörig zu ahnden. Sollte aber die Vormundſchaftsbehörde 
den Minderjährigen, welchem auf dieſe Art ein Gewerbe 
verlieben worden iſt, durchaus noch nicht für fähig halten, 
ſein Vermögen ſelbſt verwalten zu können, ſo bliebe ihr 
nichts anders übrig, als die Curatel über ihn zu verhängen, 
welche jedoch nur unter den in den SS. 269 und 270 des 
a. b. Gtzb. vorgezeichneten Bedingungen, welche im 5. Haupt⸗ 
ſtücke dieſes Werkes werden näher erörtert werden, vor ſich 
gehen könnte. 
F. 236. 
Die Erklärung der Volljährigkeit hat ganz gleiche recht— 


liche Wirkung mit der wirklich erreichten Volljährigkeit. 
(F. 252 des a, b. Gb.) Daß dieſer geſetzliche Ausdruck fo 
wohl von der im F. 253 erörterten, ausdrücklichen 
Volljährigkeits⸗ Erklärung, als auch von der in den obigen 
beyden HF. aus einander geſeßzten, ſtillſchweigenden Großjäh— 
rigkeits-Erklärung zu verſtehen ſey, ergibt ſich daraus, daß 
der Gefeßgeber dieſen Satz am Schluſſe des F. 252 ange— 
führt hat, aus welchem er beyde Arten Großjährigkeits-Er— 
klärungen abhandelte. Der auf die eine oder andere Art als 
volljährig erklärte Minderjährige kann daher alle Rechtsge— 
ſchäfte, welche immer ein Großjähriger eingehen kann, und 
ſohin auch eine Ehe ganz ſelbſtſtändig für ſich allein eingehen, 


auch wird er bey Beſchädigungen und Entſchädigungen ganz 


auf die nähmliche Weiſe, wie ein anderer Großjähriger, be— 
handelt. ’ 
F. 237. 

Die vorzüglichſte Pflicht des Vormundes, nach geendig— 
ter Vormundſchaft, beſteht in der Legung feiner Schlußrech- 
nung. Er iſt verpflichtet, dieſelbe längſtens innerhalb zwey 
Monathen nach geendigter Vormundſchaft dem Gerichte zu 


| übergeben, welche fie auf eine ähnliche Art, wie in den $$. 185 


— 189 von den jährlichen Rechnungen geſagt worden iſt, 
zu erledigen hat. Dem Großjähriggewordenen, oder deſſen 
Erben, ſtehet indeſſen bevor, die Rechnungen zu ſich zu neh— 
men. Daher ſind ſolche ohne Anſtand, jedoch mit der Vor— 
ſicht zu erfolgen, daß man ſie genau beſchreibe, und über die 
Beylagen jeder Rechnung ein genaues Verzeichniß verfaſſe, 
auch über den Empfang eine Quittung ausgeſtellt werde. 
Würde dieſe Erfolglaſſung nicht angeſucht, ſo ſind die ſämmt— 
lichen, während der Vormundſchaft eingekommenen Rechnun— 
gen, ſammt allen dazu gehörigen Beylagen und Urkunden, 
in die Regiſtratur, wo fie ohnehin indeſſen aufbehalten wur» 
den, ordentlich beyzulegen. (F. 64 des a. Inſt. 2. Abth.) 
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L. 238. 

Wird die Rechnung richtig befunden, oder finden ſich 
Anſtände, welche aber in der Folge von dem Vormunde in 
Richtigkeit geſtellt worden ſind; ſo wird ihm über die redlich 
und ordentlich geführte Verwaltung ſeines Amtes eine Ur⸗ 
kunde ausgefertigt. Auch in dem Falle, als der Vormund 
gar keine Rechnung zu legen hätte, kann ihm die Ausferti— 
gung einer ähnlichen Urkunde nicht verſagt werden. Dieſe 
Urkunde ſpricht ihn aber von einer ſpäter entdeckten argliſti— 
gen Handlung nicht frey. (F. 262 des a. b. Gtzb.) Y. Auch 
außer dem Falle einer argliſtigen Handlung bleibt er auch 
nach dieſer erhaltenen Amtsurkunde (Abſolutorium) verpflich— 
tet, dasjenige zu erſe en, was aus einem Rechnungsverſtoße, 
oder aus Vergeſſenheit im Empfange dem Pflegebefohlenen 
widerrechtlich entgangen iſt. Denn der Vormund würde ſich 
eben durch feine Weigerung, dasjenige zu erſetzen, um was 
der Minderjährige, obſchon wider deſſen Wiſſen und Willen, 
verkürzt worden, und eben dadurch dem Vermögen des er— 
ſteren zugefloſſen iſt, einer argliſtigen Handlung ſchuldig 
machen. Dagegen kann er über andere Beſchädigungen, die 
dem Mündel aus Verſchulden des Vormundes zugefügt wor— 
den ſind, und über welche die Behörde bey Erledigung der 
Rechnung Umgang nahm, ſpäter nicht mehr angefochten wer— 
den. Dieſes wäre zum Beyſpiel der Fall, wenn der Vormund 
in der Eintreibung der Intereſſen ſäumig geweſen, und da— 
durch Urſache geworden iſt, daß ein Theil derſelben nicht 
mehr eingebracht werden konnte. Da übrigens dem Gerichte, 
und nicht dem Großjähriggewordenen die Schlußrechnung 
gelegt werden muß; ſo ſcheint es auch, daß der letztere den 
Vormund von dieſer Rechnungslegung nicht befragen konne. 
Entgegen geſetzter Meinung iſt jedoch Herr Hofrath von 
Zeiller, F. 256. 


*) Das Formulare einer ſolchen Urkunde ſehe man im Anhange Nro. 7. 
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g. 239. 

Da eigentlich nur nach richtig geſtellter Rechnung be⸗ 
kannt iſt, welches Vermögen der Großjähriggewordene be: 
ſitze, ſo kann der Regel nach die Übergabe des Vermögens 
erſt nach gelegter und berichtigter Rechnung geſchehen. In— 
deſſen ſteht nichts im Wege, beſonders, wenn der aus der 
Minderjährigkeit Ausgetretene das Vermögen dringend be— 
darf, ihm einſtweilen dasjenige einzuantworten, worüber 
kein Zweifel beſtehet, daß es ihm zukomme. Endigt ſich die 
Vormundſchaft dadurch, daß der Minderjährige das vier und 
zwanzigſte Jahr ſeines Alters zurück legte, oder ſonſt groß— 
jährig erklärt worden iſt, ſo iſt das Vermögen demſelben zu 
übergeben; wird aber lediglich der Vormund ſeiner Vormund— 
ſchaft entlaſſen, und die Vormundſchaft, oder wenigſtens 
Curatel über den Pflegebefohlenen noch fortgeſetzt, ſo ge— 
ſchieht die Übergabe an den neuen Vertreter; endiget ſich 
dagegen die Vormundſchaft durch den Tod des Mündels, ſo 
find es die Erben, denen das Vermögen, jedoch nur mittelſt 
der Abhandlungsbehörde, übergeben wird. Bey der Übergabe 
des Vermögens dienen das aufgenommene Verzeichniß des— 
ſelben und die jährlich begnehmigten Rechnungen zur Richt— 
ſchnur. Beſitzt der Großjährige das Vermögen, oder einen 
Theil desſelben in Gemeinſchaft mit dem Minderjährigen, 
3. B. Brüdern, ſo muß zugleich auch ein Theil libell verfaßt, 
dem Gerichte zur Genehmigung vorgelegt, und hiernach die 
Theilung wirklich vorgenommen werden. 

$. 240. 

Wie hat aber die übergabe des Vermögens zu geſchehen? 
Hier iſt zu unterſcheiden, ob ſelbe an den Pflegebefohlenen 
ſelbſt, der ſeine Großjährigkeit erreicht hat, oder an deſſen 
Vertreter geſchieht. — Im erſteren Falle werden demſelben 
das vorräthig bare Geld, die vorhandenen Koſtbarkeiten, 
dann die übrigen zum Gebrauche desſelben aufbewahrten 
Fahrniſſe in Natur übergeben, in Anſehung der unbewegli⸗ 
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chen Güter, der vorhandenen Capitalien, oder anderen Rechte 
werden demſelben die darauf Bezug habenden Urkunden 
eingehändigt. In dem zweyten Falle aber, wo die Vormund— 
ſchaft, oder Curatel, von einem andern Vormunde, oder Cura— 
tor, noch fortgeſetzt wird, wird nur das vorräthige bare Geld 
dem neuen Vertreter in Natur übergeben; von den vorhan— 
denen, und in der gerichtlichen Depoſiten-Caſſe ſich befind- 
lichen Koſtbarkeiten, und jenen Urkunden, wodurch das Ei— 
genthum unbeweglicher Güter, Schuldforderungen, oder 
anderer dergleichen Rechte dargethan werden, wird demſelben 
lediglich das Verzeichniß eingehändiget. 
9. 241. 

Damit die Dominien, Obrigkeiten und Magiſtrate nicht 
mit unnützer Haftung der Pupillen- oder Depoſitengelder 
beſchwert bleiben, müſſen vorzüglich die Großjähriggeworde— 
nen angehalten werden, ihre Gelder aus der Waiſencaſſe 
zu nehmen. (Hofdecret vom 15. May 1806, Nro. 759.) 
Indeſſen können auch umgekehrt Fälle eintreten, wo, unge— 
achtet der bereits erreichten Großjährigkeit des Pflegebefoh— 
lenen, es nicht thunlich iſt, das Vermögen demſelben einzu— 
antworten. Dieſe Fälle treten nicht nur allein da ein, wenn 
der Waiſe vermöge ſeiner Leibes- oder Gemüthsbeſchaffenheit, 
ungehindert des erreichten vier und zwanzigſten Jahres- Als 
ters, doch noch unter der vormundſchaftlichen Obſorge ver— 
bleibt, ſondern ſie koͤnnen auch dann eintreten, wenn ein 
Unterthan über die Anwendung, die er mit ſeinem Vermögen 
zur Anſtiftung, oder ſonſt zu machen gedenket, ſich nicht 
ausweiſen kann, und ſohin das Beſorgniß obwaltet, daß der 
Großjährige nach überkommenem Vermögen zu entweichen 
Gelegenheit ſuchen dürfte; in dieſem Falle könnte demſelben 
die Ausfolgelaſſung des Vermögens, ungeachtet im Allge— 
meinen den in die Großjährigkeit eingetretenen Unterthauen 
dasſelbe von der obrigkeitlichen Vormundſchafts -Inſtanz 
nicht weiter vorenthalten werden darf, jedoch immer nur 
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mit Vorwiſſen des Kreisamtes, verweigert werden. (Hofdecret 
vom 22. Aug. 1791, Nro. 190.) 

Auch iſt der vom Feldwebel abwaͤrts dienenden Mann— 
ſchaft, ſie möge im wirklichen Dienſte, oder in Beurlaubung 
auf unbeſtimmte Zeit ſtehen, ohne ſchriftlichen Conſens ihres 
Regiments- oder Corps-Commando, von dem ihm vor Aus— 
tretung des Militärſtandes, oder während desſelben erblich 
angefallenen, oder auch vor Antretung des Militärſtandes 
ſonſt zugekommenen Vermögens, weder das Ganze, noch ein 
Theil auszuzahlen, widrigens, wenn die Deſertion des Man— 
nes, dem die Auszahlung geſchehen, erfolgt wäre, der Schuld— 
ner, der ohne ſolcher Conſens die Zahlung geleiſtet hat, dem 
Ararium den ausgelegten Betrag, jedoch nie weiter, als bis 
zu einer Summe von 30 fl., zu bezahlen hat. Dieſes Verboth 
erſtreckt ſich jedoch nur auf die Ausbezahlung des Capitals, 
und auch auf dieſe nicht, wenn ſie ein von dem Soldaten 
während des Militärdienſtes ſelbſt erworbenes Vermögen be— 
treffe. (Hofdecret vom 28. Jänner 1795, Nro. 257.) 

$. 242. 

Daß der Vormund für allen, während ſeiner vormund— 
ſchaftlichen Verwaltung durch ſein Verſchulden, und zuwei— 
len auch durch das Verſchulden Anderer, dem Minderjährigen 
zugefügten Schaden verantwortlich ſey, und denſelben zu 
erſetzen habe, iſt bereits HF. 101, 165 und 166 ſchon näher 
erörtert worden. Hier wird nur noch von der Verantwort— 
lichkeit des vormundſchaftlichen Gerichtes ſelbſt gehandelt. 
In dieſer Hinſicht ſpricht ſich der Geſetzgeber F. 265 des a. 
b. Gtzb. folgender Geſtalt aus: „Selbſt das vormundſchaft— 
»liche Gericht, welches fein Amt zum Nachtheile eines Min— 
»derjährigen vernachläffiget hat, iſt dafür verantwortlich, 
„und wenn andere Mittel zum Erſatze mangeln, den Scha— 
„den zu erſetzen verbunden.“ Damit alſo eine Bormundfchafts- 
behörde ſelbſt zu einem Schadenerſaßze verurtheilt werden 
könne, werden folgende Bedingniſſe erfordert: 

15 
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a) Es muß derſelben Vernachläſſigung ſei— 
ner durch das Geſetz vorgezeichneten Pflichten 
zur Laſt fallen. Derjenige, welcher dieſen Schadenerſaß 
von der Behörde anſpricht, hat auch dieſe Vernachläſſigung 
zu erweiſen, nicht nur allein, weil eine Pflichtverletzung 
nicht vermuthet wird, vielmehr erwieſen werden muß, ſon— 
dern, weil auch überhaupt jeder, welcher gegen den Andern 
einen Anſpruch macht, den Rechtsgrund ſeines Anſpruches 
zu erweiſen verpflichtet iſt. 

b) Muß dargethan ſeyn, daß aus dieſer 
Vernachläſſig ung der Schade entſtanden fen. 
Denn im Zweifel gilt die Vermuthung, daß ein Schade ohne 
Verſchulden eines Andern ſich ereignet habe. (§. 1296 des 
a. b. &£b.) Alles Verſchulden, ſohin auch alle Haftung des 
Gerichtes, fällt daher weg, wenn der Schade aus einem blo— 
ßen Zufalle entfianden iſt, außer die Behörde ſelbſt hätte 
dieſen Zufall durch ein Verſchulden veranlaſſet, oder ein Ge— 
feß, das den zufälligen Schaden vorzubeugen ſucht, übertre— 
ten. So z. B. hat der Geſetzgeber bey der Beſtimmung, daß 
ein Haus, worauf ein Waiſen⸗Capital angelegt wird, nicht 
über die Hälfte, und ein Landgut nicht über zwey Drittheile 
ſeines Werthes verſchuldet ſeyn ſoll, auf zufällige Werthes— 
Verringerungen ſchon Rückſicht genommen, und dadurch 
ſelbſt zufälligen Beſchädigungen der Waiſen-Capitalien 
vorbeugen wollen. Auch iſt die Vormundſchaftsbehörde außer 
aller Haftung, wenn der Minderjährige einzig aus Verſchul— 
den des Vormundes, ohne mittelbaren oder unmittelbaren 
Einfluß des Gerichtes, Schaden leidet. Hat aber der Rich— 
ter einen offenbar unfähigen Vormund beſtellt, der, ſeiner 
Unfähigkeit oder Mittelloſigkeit halber, nicht zum Erſaße an— 
gehalten werden kann, oder hat er für ſich allein, ohne Wiſ— 
ſen des Vormundes, oder gegen deſſen Vorſtellungen eine 
nachtheilige Verfügung getroffen, ſo liegt auch nur dem 
Richter der Erſaß ob. 
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c) Müſſen andere Mittel zum Erfage man« 
geln. Es müſſen daher, z. B. bevor der Richter wegen eines 
nicht mit geſetzlicher Sicherheit angelegten Pupillar-Capi— 
tals zu einem Schadenerſatze verurtheilt werden kann, alle 
thunliche Rechtsmittel verſucht worden ſeyn, um von dem 
Schuldner ſelbſt die Schuld einzutreiben. Hat der Richter 
einen nachtheiligen, geſetzwidrigen Vorſchlag des Vormun— 
des gebilliget, oder die pflichtmäßige Wachſamkeit über den 
Vormund unterlaſſen, oder einen nachläffigen oder unredlichen 
Vormund nicht entfernt; fo ſcheint er eben nach dieſer letz— 
teren geſetzlichen Beſtimmung nur in ſo fern einen Erſatz 
leiſten zu müſſen, als derſelbe von dem unmittelbar den Scha— 
den veranlaſſenden Vormunde nicht eingetrieben werden kann. 

263 

Bey einem Collegial-Gerichte haben einen ſolchen Scha— 
den alle jene Räthe mit dem Präſidium zu erſetzen, welche 
durch ihre Stimmen jenen richterlichen Schritt, aus welchem 
der Schade erfolgt iſt, veranlaſſet haben, und kann kein 
Unterſchied gemacht werden, ob dieſe ſtimmenden Räthe bloß 
zum Juſtizfache gewidmet, oder bey dem Politicum angeſtellt, 
ob ſie im Rechtsfache geprüfte, oder ungeprüfte Männer 
find. (Hofdecret vom 5. Juny 1789, Nro. 1017.) Ob dieſe 
Entſchädigungs- Verbindlichkeit ſolidariſch ſey, oder nicht? 
darüber hat ſich das Geſetz nicht ausgeſprochen. Es muß da— 
her dieſe Frage nach den Grundſätzen, welche das allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch über Entſchädigung und Genugthuung 
im Allgemeinen aufſtellet, beantwortet werden, und nach 
dieſem ſcheint es keinem Zweifel zu unterliegen, daß dieſe 
Verbindlichkeit ſolidariſch ſey. (F. 1302 des a. b. Ghb.) 

1 L. 244. 

Übrigens hat die Grundobrigkeit für alle Handlungen 
ihrer Beamten, welche nicht eigentlich in bloße delicta per- 
sonalia einſchlagen, für welche natürlicher Weiſe Niemand, 
als die Begeher des Verbrechens haften losen. jedes Mahl 
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salvo regressu zu haften, folglich den den Unterthanen da— 
durch zugezogenen Schaden und Nachtheil immer ſogleich 
entweder bar zu erſetzen, oder aus den Einkünften des Gu— 
tes herein zu bringen. (Hofdecret vom 18. Dec. 1784.) 
Dieſe allgemeine Vorſchrift iſt ohne Zweifel auch in denjeni— 
gen Fällen anzuwenden, wenn obrigkeitliche Beamte durch 
ihr Verſchulden den Waiſen, deren Obſorge ihnen obliegt, 
bey Verwaltung ihres Vermögens einen Schaden zufügen. 
Dieſes beſtätiget ausdrücklich das am 22. Auguſt 1805 an 
die ob der ennſiſche, und am 20. Februar 1806 an die übri— 
gen Landesſtellen erlaſſene Hofdecret, worin es heißt: „Den 
„Dominien ſey einzubinden, daß ſie für Alles zu haften ha— 
„ben, wenn über lang oder kurz ſich zeigen ſollte, daß durch 
„ihre Vernachläſſigung, oder jene ihrer Beamten den Pupil- 
„len etwas zu Schaden gegangen iſt.“ Auch das mehr er— 
wähnte, für Ofterreich ob der Enns erlaſſene Hofkanzelley⸗ 
decret vom 26. März 1818, F. 14, ſagt: „lber die Verbind— 
„lichkeit der Gutsbeſitzer für ihre Beamte überhaupt, und 
„insbefondere für die genaue und zweckmäßige Verwaltung 
„der Waiſengelder mit ihrem eigenen Vermögen zu haften, 
„haben bekannte Geſeze und insbeſondere die Hofdecrete 
„vom 18. Dec. 1784, vom 22. Auguſt 1805 und 20. Febr. 
„1810 klar genug entſchieden.“ 
$. 245. 

Zur Sicherheit aller, von den Obrigkeiten an die Unter— 
thanen zu leiſten habenden Vergütungen, die aus dem Unter— 
thans-Verhältniſſe herrühren, und insbeſondere zur Sicher— 
heit der Waiſen- und Depoſitengelder, iſt der achte Theil 
des Werthes von jedem landtäflichen Gute verpfändet, und 
diesfalls bey der Landtafel eingetragen. Dieſe Octava iſt 
gleichſam als ein Cautions-Capital für die aus dem Bande 
der Unterthänigkeit entſtehenden Unterthans- Forderungen 
in der Art anzuſehen, daß auch, ohne Einverleibung oder 
Vormerkung, ſolchen Forderungen das Pfandrecht bis guf den 
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achten Theil von dem Werthe des Gutes vor allen vorge» 
merkten Gläubigern gebühre. (Patent vom 10. July 1789, 
Kg. 2 und 3.) Indeſſen iſt der Befehl wegen Einführung 
der Dctava bey den landtäflichen Gütern zur Sicherheit der 
Unterthans- Forderungen, dann Waiſen- und Depoſitengel— 
der nicht dahin zu verſtehen, als ob eine beſtimmte Summe, 
die den achten Theil des Werthes des betreffenden Gutes 
ausmacht, vorzumerken ſey, ſondern der höchſte Befehl wird 
erfüllt, wenn in der Landtafel bey jedem Gute folgende For— 
malien vorgemerkt werden: „Den — — 1789 fürgemerkt 
„worden, zur Bedeckung dießortiger Pupillar- und Erlags— 
„gelder, ſo wie der Unterthans-Forderungen, die vermöge 
„Patents vom 10. July 1789 beſtimmte Octava des eigent— 
„lichen Werths dieſes Gutes.“ (Hofdecret vom 5. Septbr. 
1789.) Nur in Mähren und Böhmen erhielt es, vermöge 
Hofdecret vom 28. Aprill 1791, lit. o, und 16. Febr. 1792, 
lit. d, von dieſer den Beſitzern landtäflicher Güter aufge— 
tragenen landtäflichen Haftung und Vormerkung des achten 
Theils des Werthes ihrer Güter für die Forderungen ihrer 
Unterthanen, ſein Abkommen, und wurde die Löſchung der 
bereits ſchon in Vollzug geſeßt geweſenen Vormerkung ein— 
geleitet. Auch in Gallizien wurde dieſe Anordnung mit Hof— 
decret vom 7. Septbr. 1808 getroffen, jedoch die Vormer— 
kung der Octava durch Hofdecret vom 27. Febr. 1810 wies 
der, und zwar früher, eingeführt, als das Aufhebungspatent 
im Lande kund gemacht wurde; es wurde daher, um dieſe 
Angelegenheit wieder in's Geleiſe zu bringen, durch Hofde— 
eret vom 4. Sept. 1815 verordnet, daß das am 10. July 
1789 erfloſſene Patent, mittelft welchem der achte Theil des 
Werthes der Güter zur Bedeckung der Unterthans-Forde— 
rungen verpfändet worden iſt, ſo wohl in Gallizien, als in 
der Buckowina, mit dem Beyſatze zu republiciren ſey, daß bie 
Octava als ein geſetzliches Pfandrecht, auch ohne intabulirt 
zu ſeyn, ihre volle Wirkung habe. 
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F. 246. 

So weit die Octava zur Bedeckung der Unterthans-For— 
derungen nicht zureicht, haben die Pupillen ein geſetzliches 
Pfandrecht auf dieſe landtäflichen Güter nach allen vorge— 
merkten Gläubigern. (Patent vom 10. July 1789, F. 2.) 
Man könnte zwar zweifeln, ob dieſe geſetzliche Anordnung 
nicht durch das neue allgemeine bürgerliche Geſetzbuch außer 
Wirkſamkeit geſetzt worden ſey, da es in dem Kundmachungs— 
Patente ausdrücklich heißt, daß alle, auf die Gegenſtände 
dieſes allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ſich beziehende 
Geſetze und Gewohnheiten außer Wirkſamkeit geſetzt ſeyen, 
und die Art und Weiſe, wie ein Pfandrecht erlangt wird, 
allerdings einen Gegenſtand des bürgerlichen Geſetzbuches 
ausmachet. Auch ſagt der F. 450 des a. b. Geſetzbuches, daß 
die Fälle, in welchen das Geſetz Jemanden das Pfandrecht 
einräumet, am gehörigen Orte dieſes Geſetzbuches ſelbſt, 
und bey dem Verfahren in Concurs-Fällen angegeben ſind; 
weder das bürgerliche Geſeßbuch, noch die Concursordnung 
enthält aber von einem ſolchen Pfandrechte etwas. Allein es 
ſcheint deſſen ungeachtet kein Zweifel vorhanden zu ſeyn, daß 
die Anordnung des Patentes vom 10. July 1809, F. 2, 
auch noch dermahlen in Wirkſamkeit ſey, weil dieſelbe aus— 
drücklich von der Behandlung der Waiſenforderungen in 
Concurs⸗Fällen redet, folglich als ein die Concurs-Ord— 
nung ſelbſt integrirendes Geſetz angeſehen werden muß. 

$. 247. 

Welche Entſchädigung ift aber der Vormundscaſſe von 
dem Gutsherrn zu leiſten, wenn dieſer ſich aus derſelben 
öffentliche Obligationen zugeeignet hat? Hier iſt zu unter— 
ſcheiden, ob dieſe Obligationen durch rechtsgültigen Vertrag 
oder Darleihen übernommen worden find, oder nicht. — 
Wenn daher der Gutsherr zur Zeit der Erhebung der Obli— 
gationen darüber einen Schuldſchein ausgeſtellet, und dieſen 
zur Waiſencaſſe erlegt, auch in ſo fern die Übernahme der 


2 


Obligationen in Öfterreich ob der Enns, nach Kundmachung 
des Hofdecrets vom 26. März 1818, — in Ofterreich unter 
der Enns, nach Kundmachung des Hofdecrets vom 18. Aus 
guſt 1820 geſchehen iſt, zugleich geſezmäßige Sicherheit ber 
ſtellet, und hierzu die landrechtliche Genehmigung erwirkt 
hat; — ſo ſind ſeine Rechtsverhältniſſe gegen die Waiſen— 
caſſe nach Inhalt des ausgeſtellten Schuldſcheines zu beur— 
theilen, außer dieſem Falle iſt nach den Grundſätzen des Ver— 
wahrungs-Vertrags zu entſcheiden, mithin, wenn die Be— 
ſchaffenheit der erhobenen Obligationen genau bekannt iſt, 
die Zurückſtellung derſelben Summe in Staatspapieren glei— 
cher Gattung, nebſt Vergütung der auf die abgängigen Pa— 
piere bisher gefallenen Zinſen und Gewinnſte zu fordern. 
Sollten einzelne, aus der Waiſencaſſe genommene Obligatio— 
nen, für welche nicht ſchon vor ihrer Verloſung Obligationen 


gleicher Art zurück geſtellt worden ſind, durch die Lotterie— 


ziehungen in einen höheren Intereſſe-Genuß eingerückt 
ſeyn; ſo muß die Vergütung in Obligationen von eben dem 
höheren Zinsfuße geleiſtet werden. Wären übrigens aus der 
Waiſencaſſe abgängige Obligationen bis zur Zeit der Liqui— 
dation noch nicht durch Verloſung in höhere Intereſſen ein— 
gerückt, oder die Nummern derſelben unbekannt, ſo iſt ſich 
mit Zurückſtellung von Obligationen derjenigen Gattung, zu 
welcher die aus der Waiſencaſſe übernommenen gehört haben, 
ohne daß wegen früherer oder ſpäterer Verloſung, weder auf 
der einen, noch auf der andern Seite, eine Vergütung Statt 
findet, zu begnügen. 

Wo die Anwendung dieſer Vorſchriften beſondere Schwie— 
rigkeiten findet, kann der Kreiscommiſſär einen, den Umſtän— 
den angemeſſenen billigen Vergleich zwiſchen den Vormün— 
dern der einzelnen Mündeln und dem Gutsherrn zu Stande 
bringen, oder im Nahmen der gemeinſchaftlichen Waiſen— 
caſſe ſelbſt eine gütliche Übereinkunft mit dem letzteren zu 
treffen verſuchen. Der Vergleich muß jedoch dem Appellations— 


u. 


gerichte zur Genehmigung vorgelegt werden, deſſen eigenem 
Gutbefinden überlaſſen bleibt, nöthigen Falls auch den Unter— 
thans-Advocaten zu vernehmen. (Hofdecret vom 2. Dec. 
1823.) 

$. 248. 

Es entftand ferner die Frage, ob die bey Unterfuchung 
einer Waiſenverwaltung entdeckten Entſchädigungs-Anſprüche 
einer Waiſencaſſe (auf den Grund der kreisämtlichen Liqui— 
dations-Ausweiſe) zu intabuliren, oder zu pränotiren ſeyen? 
welche Frage mit obigem Hofdecrete dahin beantwortet wurde: 

„Die Anzeigen und Außerungen der Kreisämter über den 
Erfolg der Unterſuchung der Waiſencaſſen ſind als öffentliche 
Urkunden anzuſehen, und die darin angegebenen Forderungen 
der Waiſencaſſe an den Gutsherrn ſind nicht bloß durch 
Pränotationen, ſondern durch Intabulationen ſicher zu ſtel— 
len, welches die nähere Erörterung der Liquidität und des 
Betrages der Schuld nicht hindert.“ 

L. 249. 

Ferner entſtand die Frage, ob die, wegen ſolcher Anfor— 
derungen verhängte Sequeſtration, als eine executive anzu— 
ſehen ſey? — Welche Frage durch eben jenes Hofdecret da— 
bin beantwortet wurde, daß dieſe Sequeſtration der Regel 
nach allerdings als ein Grad der Execution anzuſehen ſey; 
inzwiſchen bleibe die nähere Beſtimmung der Maßregeln, 
welche in jedem einzelnen Falle zur Wiederergänzung oder 
Verſicherung der Waiſencaſſe getroffen werden ſollen, immer 
dem Ermeſſen des Appellationsgerichtes anheim geſtellt. 

$. 250. 

Es frägt ſich nun hier, wie, auf was Weiſe hier von der 
Vormundſchaftsbehörde eine Entſchädigung in Anſpruch ge— 
nommen werden könne? Dieſe Entſchädigung kann nicht im 
ordentlichen Rechtswege geſuchet werden, ſondern es muß 
bey dem oberen Richter (Appellationsgerichte) eine Beſchwerde 
angebracht werden. Über dieſe Beſchwerde wird der untere 
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Richter dann von Amtswegen vernommen, von Amtswegen 
die genaue Unterſuchung gepflogen, und, nach Beſchaffenheit 
der Umſtände, dem untern Richter der Erſatz des erweislich 
verurſachten Schadens und der Unkoſten aufgetragen. (Re— 
folution vom 11. Febr. 1784.) 

Betrifft die Entſchädigungs-Leiſtung eine Obrigkeit, 
welche der Vertretung des Fiscalamtes zugewieſen iſt, ſo iſt 
auch das letztere über eine ſolche Beſchwerde zu vernehmen. 
(Hofdecret vom 15. Februar 1793, Nro. 969.) 

F. 251. 

So wie aber auf der einen Seite jeder Vormund dafür 
zu haften hat, wenn aus ſeinem Verſchulden dem Minder— 
jährigen ein Schaden zugehet, ſo erfordern es auf der andern 
Seite Gerechtigkeit und Billigkeit, daß er für den, bey der 
Verwaltung des Vermögens des Pflegebefohlenen, und der 
Aufſicht auf ſeine Perſon gehabten Zeit und Müheaufwand 
entſchädiget werde. In dem Falle, als die jährlichen Ein— 
künfte des Pupillen ſein Bedürfniß überſteigen, folglich jähr— 
lich ein Theil hiervon in Erſparung gebracht werden kann, kann, 
wie bereits ſchon F. 167 erwähnt worden iſt, dem Vormunde 
jährlich eine Belohnung ausgemeſſen werden; wenn aber die— 
ſes nicht der Fall iſt, oder wenn die in Erſparung vorkom— 
menden Einkünfte fo gering wären, daß die hiervon entfal— 
lende Belohnung von fünf von Hundert in keinem Verhält— 
niſſe zu dem Zeit- und Müheaufwande ſtünde; ſo kann dem 
Vormunde, wenn er das Vermögen unvermindert erhalten, 
oder dem Minderjährigen eine anſtändige Verſorgung ver— 
ſchafft hat, wenigſtens am Ende der Vormundſchaft eine den 
Umſtänden angemeſſene Belohnung ertheilet werden. (F. 277 
des a. b. Gtzb) 

F. 252. 

Daß die obrigkeitliche Beſorgung der Waifengefchäfte 
der Regel nach ganz unentgeldlich zu geſchehen habe, wurde 
bereits $. 205 erwähnt. Auch nach geendeter Vormundſchaft 
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hat die Behörde für die Verwaltung des Waiſen vermögens 
keine Belohnung anzuſprechen, da dieſelbe ohnehin in ihrer 
Amtspflicht liegt. Bis zum 1. Sept. 1818 hatte die Vor- 
mundſchaftsbehörde bey Ertheilung der Alters-Nachſicht nach 
den Verhältniſſen des Vermögens, und des höhern oder nie— 
dern Standes desjenigen, dem die Nachſicht ertheilet, und 
zwar für jedes einzelne Jahr, das nachgeſehen wurde, eine 
beftimmte Taxe zu beziehen; allein zu Folge Hofkammer⸗ 
Decret vom 1. Febr. 1818, Nro. 1490, haben Se. Majeſtät 
zu befehlen geruht, daß die Einhebung von Taxen für die 
Bewilligung der Nachſicht des Alters (Venia aetatis) aufzu— 
hören, dagegen die in der adeligen Richteramts-Taxordnung 
unter der ſechsten Rubrik, lit. b, für die gerichtliche Ver— 
ordnung zur Einantwortung des Pupillargutes, nach der 
Claſſe des Vermögenſtandes, unter der . 5, 4, 5, 6 vor— 
geſchriebenen Taxe fortan unveränderlich zu beſtehen habe, 
wonach von einem Pupillar = Vermögen von wenigſtens 
20000 fl. die Taxe mit 12 fl. 
10000 = = „ . 
5000 „ 2 * 4 * 
von weniger als 1000 * . . 1 
entrichtet werden. 


IV. Hauptſtück. 


Von der Unterordnung der Vormundſchafts⸗ 
behörden. 


F. 253. 

Die Behörden, welchen die unmittelbare Beſorgung der 
vormundſchaftlichen Geſchäfte obliegt, ſind bereits im Ein— 
gange dieſes Werkes, wo die Frage erörtert wurde, welche 
Behörde den Vormund zu beſtellen habe, erwähnt worden. 
Sie ſind nähmlich für den Militärſtand das judicium de- 
legatum militare mixtum, und die Regimentsgerichte, — 
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und für den Civilſtand die Landrechte, Magiſtrate und Zus 
risdictions-Obrigkeiten auf dem Lande. Dieſe alle ſind der 
Oberaufſicht anderer Behörden untergeordnet, und nur dieſe 
Unterordnung ſoll hier näher erörtert werden. Auch iſt der 
Zweck der gegenwärtigen Darſtellung überhaupt, nur von den 
Rechten und Pflichten der Civil-Behörden zu ſprechen; was 
die Militärbehörden betrifft, ſo fällt eine dießfällige nähere 
Auseinanderſetzung außerhalb des Kreiſes der gegenwärtigen 
Unterſuchung. 
$. 254. N 

Die unmittelbar jedem vormundſchaftlichen Gerichte vor— 
geſetzte Behörde iſt das Appellationsgericht der Provinz, zu 
welcher das vormundſchaftliche Gericht gehört. An dieſes Ap— 
pellationsgericht hat in allen Geſchäften des adeligen Richter— 
amtes der Recurs zu gehen. Das Hofdecret vom 12. Auguſt 
1782 erkläret ausdrücklich, daß in allen Geſchäften des no- 
bilis officii judicis, und allen, die obergerhabliche Gerichts- 
barkeit betreffenden Angelegenheiten, es keine andere zweyte 
Inſtanz gebe, als die Appellationsgerichte, und daß daher die— 
ſelben auch über das Pupillarweſen der landesfürſtlichen Ort— 
ſchaften in der ganzen, ihrer Jurisdiction anvertrauten Lane 
desſtrecke die Oberaufſicht zu tragen habe. Auch die höchſte 
Reſolution vom 11. September 1784, Nr. 335, litt. ff. ent⸗ 
hält: daß das Appellationsgericht ſich aller Waiſengeſchäfte, 
folglich auch der unter obrigkeitlicher Leitung ſtehenden Wai— 
ſen anzunehmen habe, und dieſer keinesweges als ein bloß 
politiſcher Gegenſtand gehalten werden könne. 

. 255. 

Die Amtswirkſamkeit der Appellationsgerichte in Anſehung 
der vormundſchaftlichen Geſchäfte iſt eine zweyfache: 

1) uber vorkommende Beſchwerden zu entſcheiden, und 

2) von Amtswegen die Oberaufſicht über die Amtshand— 

lungen der Vormundſchaftsbehörden zu führen. 
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$. 250. 

In erſterer Rückſicht hat nun 

a) derjenige, welcher mit feiner Vorſtellung, daß er zu 
dem vormundſchaftlichen Amte nicht geſchickt ſey, oder 
daß ihn das Geſetz davon freyſpreche, nicht gehört wor— 
den iſt, und ſich mit dieſer Abweiſung nicht begnügen 
will, ſeinen Recurs an dieſes Obergericht zu nehmen. 

b) An eben dasſelbe hat ſich daher auch derjenige zu wen— 
den, welcher geſetzliche Anſprüche auf die Führung der 
Vormundſchaft zu haben glaubt, und ſich daher durch 
ſeine Ausſchließung in ſeinem Rechte gekränkt findet; 
eben ſo 

c) der Minderjährige ſelbſt, oder die Verwandten desſel— 
ben, wenn er gegen den Mißbrauch der vormundſchaft— 
lichen Gewalt von Seite des vormundſchaftlichen Ge— 
richtes ſelbſt keine Abhülfe erlangt. (Vergl. Hofdecret 
vom 2. September 1805, 3. 746.) 

d) Der Vormund ſelbſt, wenn er durch eine Verfügung 
des vormundſchaftlichen Gerichtes ſich gekränkt fühlet, 
oder glaubt, daß dieſelbe dem Beſten des Minderjähri— 
gen nachtheilig ſey, oder wenn er aus einem nicht ge— 
ſetzlichen Grunde entlaſſen wird. 

g. 257. 

Indeſſen iſt nicht gleich auf die von dem vormundfchaftli» 
chen Gerichte erlaſſene kränkende Verfügung der Recurs an 
das Appellationsgericht zu ergreifen, ſondern es iſt in Geſchäf⸗ 
ten des adeligen Richteramtes, zu welchem auch die Behand» 
lung der vormundfchaftlichen Angelegenheiten gehöret, um 
daſelbſt unnütze Recurſe hintan zu halten, angeordnet, daß, 
wenn eine Partey durch einen Beſcheid des Richters erſter 
Juſtanz in einem Geſchäfte des adeligen Richteramtes, wor- 
über vorläufig keine umſtändliche Verhandlung oder Verneh— 
mung der Theilhabenden gepflogen worden, beſchwert zu ſeyn 
vermeinet, ſelbe nicht ſogleich den Recurs an das Appella- 
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tionsgericht nehmen, ſondern vorläufig dem Richter erſter In— 
ſtanz die Gründe, wegen welcher ſie ſich beſchwert achtet, und 
daher die Abänderung ſeines Beſcheides erbittet, vorlegen, 
dieſe Gründe von dem Richter erſter Inſtanz wohl erwogen, 
und entweder der gegründet erkannten Beſchwerde, ohne Rück— 
ſicht auf den erlaffenen erſten Beſcheid, Abhülfe verſchaffet, 
oder falls dieſe Vorſtellung verworfen, und es bey dem erſten 
Beſcheide belaſſen würde, die Beweggründe des richterlichen 
Beſcheides beygeſetzt werden ſollen, worüber ſodann erſt, falls 
die Partey durch die vernommenen Beweggründe des richter 
lichen Beſcheides von der Unſtatthaftigkeit ihrer Beſchwerde 
noch nicht überzeugt ſeyn ſollte, der weitere Recurs an das 
Appellationsgericht bevorſtehet. Gofdecret vom 27. Decem- 
ber 1282, Nr. 111.) Dieſe, für alle Geſchäfte des adeligen 
Richteramtes überhaupt gültige Anordnung wird auch insbe— 
ſonders in Bezug auf vormundſchaftliche Angelegenheit von 
dem höchſten Gefeßgeber ſelbſt in dem bürgerlichen Geſetzbu— 
che F. 268 in Anwendung gebracht, wo es heißt: Ein Vor— 
mund, welcher ſich durch eine Verordnung des vormundſchaft— 
lichen Gerichtes beſchweret zu ſeyn erachtet, ſoll die Beſchwerde 
zuerſt bey dem nähmlichen Gerichte, und nur, wenn dieſe 
fruchtlos war, den Recurs bey dem höheren Gerichte an— 
bringen. 
F. 258. 

Auf dieſe, von dem ſich durch eine Verfügung des vor— 
mundſchaftlichen Gerichtes gekränkt findenden Theile, bey dem 
Appellationsgerichte eingereichte Recursbeſchwerde pflegt das— 
ſelbe von dem unteren Richter die Amtserinnerungen abzu— 
fordern, wodurch letzterer unter umſtändlicher Darſtellung des 
eigentlichen thatſächlichen Verhältniſſes feine Verfügung zu 
rechtfertigen unternimmt. Dieſe Amtserinnerungen werden 
von Amtswegen abgegeben, und ſind daher von dem Gebrau— 
che des Stämpels befreyt. (Hofdecret vom 23. Dec. 1816, 
3. 1304.) Bey den Collegialgerichten iſt in dem Falle, als 
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der Beſchluß nicht einſtimmig gefaßt wurde, immer auch ein 
Rathsprotocolls-Auszug beyzulegen; im Falle der Stimmen- 
einhelligkeit aber ſind in den Amtserinnerungen wenigſtens 
die Gegenwärtigen aufzuführen. (Vergl. Hofdecret vom 16. 
Aprill 1819, 3. 1555.) Erkennt das Appellationsgericht, daß 
das vormundſchaftliche Gericht, den Geſetzen gemäß, die Ver— 
fügung, worüber recurirt wurde, erlaſſen hat, fo wird es die 
ſelbe beſtätigen, im entgegen geſetzten Falle aber dieſelbe auf— 
heben, und dasjenige verordnen, was es den Geſeßen entſpre— 
chend zu ſeyn erachtet. Im erſteren Falle iſt dem Recurenten 
auf ſein Verlangen eine Abſchrift der erſtatteten Amtserinne— 
rungen mitzutheilen. (Hofdecret vom 3. November 1792, 
Nr. 67.) Wird die unterrichterliche Verfügung aufgehoben, 
ſo werden ohnehin die Beweggründe dieſer Aufhebung mitge— 
theilt. Hat der untere Richter den Recurs durch ſeine offen» 
bare Schuld veranlaßt, fo kann er auch in den Erſatz der Un— 
koſten verurtheilt werden. (Hofdecret vom 11. Sept. 1767, 
Z. 619.) 
$. 289. 

Das Appellationsgericht iſt aber nicht nur allein dazumahl 
verpflichtet, in die Amtshandlungen der Vormundſchaftsbehör— 
den einzugehen, wenn Beſchwerden vorkommen, ſondern es 
hat auch von Amtswegen darüber zu wachen, daß in dieſer 
Hinſicht von den unteren Behörden die Geſetze handgehabt 
werden. Zur Erreichung dieſes Zweckes iſt daher auch vorge— 
ſchrieben, daß die Appellationsgerichte von Zeit zu Zeit die 
ihnen untergeordneten Landrechte und Magiſtrate unterſuchen 
ſollen. (Hofdecret vom 6. Februar 1792, Nr. 248.) Nach⸗ 
dem aber die Appellationsgerichte gewöhnlich von dem Sitze 
der untern Gerichte zu entfernt ſind, ſo ſind die Kreisämter 
überhaupt angewieſen, den Appellationsgerichten in Ausübung 
ihrer Amtspflichten die gehörige Hülfe zu leiſten, und in deſ— 
ſen Folge auf die von den Appellationsgerichten durch Note 
an dieſelben zuſtellenden Anſuchen die benöthigten Auskünfte 


zu erſtatten; im Vertrauen, daß die Appellationsgerichte die 
Mitwirkung der Kreisämter nur damahls, wenn es die Be— 
förderung des höchſten Dienſtes unmittelbar erheiſchet, ver— 
langen, folglich die ohnehin ſo ſehr beſchäftigten Kreisämter 
ohne Noth mit den dießfälligen Geſchäften nicht werden be— 
laden werden. (Hofdecret vom 13. May 1784, Zahl 290.) 
In letzter Hinſicht wurde auch durch Hofdecret vom 19. Juny 
1787, Z. 680, vorgeſchrieben, das Appellationsgericht habe 
ſich gegenwärtig zu halten, daß die Mitwirkung der Kreis— 
ämter nur damahls verlangt werden ſolle, wenn es die Be— 
förderung des allerhöchſten Dienſtes unmittelbar erheifcht, 
und nicht, wenn das Nähmliche durch die Ortsobrigkeiten 
und Gerichtsherren erwirkt werden kann (Hofdecret vom 
14. Februar 1785, Nro. 389), damit die beſchäftigten Kreis— 
ämter nicht ohne Noth mit Juſtizgeſchäften überladen wer— 
den, und gleichwie die Kreisämter verpflichtet wären, ſich 
angelegen zu halten, den Appellationsgerichten in Anſehung 
ihrer Amtspflichten hülfliche Hand zu biethen; ſo ſoll jedoch, 
wenn die angeſuchte Hülfsleiſtung weder dem Kreishaupt— 
manne ſelbſt, noch eines Kreiscommiſſärs wegen anderweiten 
Amtsgeſchäften möglich wäre, eine anderweite Subſtituirung 
dem Kreisamte nicht zuſtehen, ſondern von ſelben dem Ap— 
pellationsgerichte die Erinnerung geſchehen, damit von ihm 
dem Juſtizgeſchäfte in anderer Art fürgeſehen werde. (Übri— 
gens verſteht es ſich von ſelbſt, daß hier nur von Obrigkeiten 
auf dem Lande die Rede ſeyn könne, und die Kreisämter 
keinesweges zur Unterſuchung der Landrechte gebraucht wer— 
den können.) In dieſen Fällen nun, wenn nähmlich das 
Kreisamt verhindert wäre, auf Anfuchen des Appellationsge— 
richts eine Unterſuchung vorzunehmen, und dieſelbe verbäthe, 
auch das Landesgubernium ſich zu dießfälligen Aufträgen an 
das Kreisamt nicht bereit finden ließe, ſoll nach Beſchaffen— 
heit der Umſtände ein Individuum der Juſtizſtelle abgeordnet, 
dabey aber mit guter Überlegung vorgegangen, derley Local 
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Commiſſion nicht ohne wichtige, dringende Urſache eingelei— 

tet, die Wahl des Subjectes mit guter Vorſicht getroffen, 

und wenn ſie über Beſchwerden einer Partey verfallen, die 

Theilnehmenden zum Vorſchuſſe der nöthigen Commiſſions⸗ 

koſten, die ſodann der Schuldigbefundene zu vergüten hat, 

verhalten werden. (Hofdecret vom 15. März 1791, Nro. 128.) 
F. 260. 

Auch, außer dem Falle eines beſondern Anſuchens von 
Seite des betreffenden Appellationsgerichts, find die Kreis— 
ämter im Allgemeinen angewieſen, auf die Verwaltung des 
Waiſenvermögens ein obachtſames Auge zu haben. So ſagt 
das Hofdecret vom 13. Juny 1785, 3. 443: „Den Kreis⸗ 
ämtern ſey unter den Gegenſtänden, worüber fie bey Berei— 
ſung ihrer Bezirke Beobachtungen zu machen haben, auch die 
Nachſehung aufgetragen, auf welche Art für das Vermögen 
der Minderjährigen und Blödſinnigen geſorgt ſey.“ Die 
gleiche Vorſchrift ertheilen auch die Hofdecrete vom 2. Des 
cember 1791, und 14. September 1805. Eben fo enthält 
das Hofderret vom 30. July 1819, 3. 1587, daß den 
Kreisämtern allerdings das Recht und die Pflicht zuſtehe, 
die ihnen unterſtehenden gemiſchten Inſtanzen, insbeſondere 
bey den Kreisbereiſungen, es ſeyen nun allgemeine oder theil— 
weiſe Bereiſungen, zu unterſuchen. 

$. 261. 

Zu größerer Sicherheit des Pupillar-Vermögens find 
die Kreisämter angewieſen, durch öftere unvermuthete Viſi— 
tationen und Liquidationen, beſonders bey der jährlichen Be— 
reiſung des Kreiſes, wodurch allein Beamte in Sorge und 
Ordnung erhalten werden können, auf die zweckmäßige Ver— 
waltung und Sicherheit des Pupillar-Vermögens zu ſehen, 
und durch gehörige Durchgehung der Bücher ſich davon zu 
überzeugen, die ſich zeigenden Gebrechen auf der Stelle ent— 
weder abzuthun, oder die Anzeige an die Landesſtelle zu ma— 
chen; überhaupt aber darauf zu ſehen, ob die Waiſenbücher 
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vorſchriftmaͤßig geführet, die vorgeſchriebenen Einſchreibbücher 


binausgegeben, die Abfertigung der Pupillen vorgemerkt, 


und daß über die bey Privaten haftenden Erbſchaften und 
Pupillargelder die Schuldbriefe mit Rückſicht auf die Prag— 
matical⸗ Sicherheit derſelben errichtet und ausgeſtellet, die 
jährlichen Vormundſchafts-Rechnungen gelegt, und daß end— 
lich auch die Abhandlungen nach den verſtorbenen Pupillen 
unverzüglich zu Stande gebracht, dann die den hinterbliebe— 
nen Pupillen neu angefallenen Erbſchaften in den Waiſen— 
büchern vorgeſchrieben werden; wie auch den Dominien ein= 
zubinden iſt, daß ſie für Alles zu haften haben, wenn über 
lang oder kurz ſich zeigen ſollte, daß durch ihre, oder ihrer 
Beamten Vernachläſſigung den Pupillen etwas zu Schaden 
gegangen iſt. (Hofkanzelley-Decret vom 22. Auguſt 1305, 
und 20. Februar 1806.) In Oſterreich ob der Enns iſt durch 
Regierungsdecret vom 1. April 1798 den Kreisämtern auf— 
getragen worden, bey allen, in ihren Kreiſen liegenden Do— 
minien genaue Unterſuchungen des Pupillarweſens vorzu— 
nehmen, alle Monathe einen Ausweis an die Landesſtelle zu 
überreichen, was für Dominien das Kreisamt im verfloſſenen 
Monathe unterſucht habe, dann, ob und was für Gebrechen, 
oder ob keine, ſondern vollkommene Ordnung und Richtig⸗ 
keit befunden worden? Auf welche Art ſodann bis zur Been— 
digung zu continuiren ſey. 

Die Aufſicht und beſtändige Controlle der Kreisämter 
über den Zuſtand des Waiſenvermögens bey Gelegenheit der 
Local: Commiffionen und Kreisbereiſungen, welche für die 
Zukunft, nach der bereits beſtehenden Verordnung vom 22. 
Auguſt 1605, jedes Jahr vorgenommen werden müſſen, iſt 
ein weſentliches Mittel zur Entdeckung verwaltender Gebre— 
chen, ſo, wie zum Schutze der Pupillen überhaupt. Es ver— 
ſteht ſich indeſſen von ſelbſt, daß dieſe Unterſuchungen dort, 
wo nur ein Beamter beſteht, oder wo früher wahrgenommene 
Gebrechen, perfönliche Eigenſchaften des En Be⸗ 

1 


amten und feines Dienſtherrn, oder andere bekannte Verhält— 

niſſe eine Verkürzung der Waiſen beſorgen laſſen, öfter und 

immer mit deſto größerer Strenge und Genauigkeit vorge— 

nommen werden müſſen. (Hofdecret vom 26. März 1818.) 
$. 202. 

uͤber die Art und Weiſe, wie die Kreisämter bey der— 
gleichen Unterſuchungen des Waiſenvermögens vorzugehen ha— 
ben, beſtehet keine allgemein gültige Normalvorſchrift, ſou— 
dern es iſt dieſes größten Theils der Beurtheilung des Unter— 
ſuchungs-Commiſſärs überlaſſen, welcher dabey die verſchie— 
denen obwaltenden Verhältniſſe zu berückſichtigen hat. Iſt 
nähmlich die Herrſchaft und ihre Verwaltung ſonſt in gutem 
Rufe, ſind gegen dieſelbe in dieſer Hinſicht nie Beſchwerden 
eingelaufen, oder die eingelaufenen ungegründet befunden 
worden; fo kann ſich der Unterſuchungs-Commiſſär mit ei- 
ner oberflächigeren Prüfung der Waiſen-Vermögens-Ver— 
waltung begnügen, als wenn ſchon die gegründete Vermu— 
thung einer geſetzwidrigen Gebarung mit dieſem Vermögen 
vorliegen würde. 

F. 265. 

Im Königreiche Böhmen iſt aber, vermöge Gubernial— 
Verordnung vom 17. December 1808, den Kreisämtern ein 
beſtimmtes Verfahren vorgezeichnet worden, das bey derglei— 
chen Unterſuchungen beobachtet werden ſoll, welche Vorſchrift, 
wenn ſie auch gleich den Kreisämtern anderer Provinzen zu 
keiner unverbrüchlichen Norm dienet, doch auch, da ſie au 
allgemein gültige Vorſchriften, und die Natur der Verwal— 
tung des Waiſenvermögens geſtüßt iſt, zur Richtſchnur die— 
nen kann. 

$. 264. 

Zu Folge dieſer Verordnung iſt nun vor allem darauf zu 
ſehen, ob bey dem zu unterſuchenden Waiſenamte ordentliche 
Waiſen⸗Caſſen beſtehen, oder ob die Behandlung des Wai— 
ſenvermögens für jeden Waiſen einzeln, nach der Vorſchrift 


des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, mittelſt Verlag 
eines Depoſiten-Protocolls, wohin auch nach dem F. 48 
der a. G. Inſtruction die Waiſengelder bis zu ihrer frucht— 
bringenden Aulegung aufzunehmen, und eines Waiſen-Pro— 
tocolls, wo ſelbſt das fruchtbar angelegte einzelne Waiſen— 
vermögen aufzunehmen, und die Rechnungsrichtigkeit zu be— 
merken iſt, ſich benommen werde. Bey den letzteren Waiſen— 
ämtern ſey ſich in der Nachforſchung nach Ahnlichkeit der 
Depoſiten- oder Waiſen-Caſſenlade, woſelbſt die Waiſen— 
urkunden und die Barſchaft aufbewahrt werden, und der— 
ſelben Combinixung mit dem, nach Weiſung des K. 52 der 
Gerichts-Inſtruction, 6. Abſchnitts, 2. Theiles, vorgeleg— 
ten Waiſen-Protocolle, allfällige Vernehmung der Vor— 
münder bey einem aufſtoßenden Zweifel über die richtige 
Verwendung der Intereſſen zum Beſten der Waiſen, den 
Local-Umſtänden gemäß zu benehmen. — Das Kreisamt hat 
daher zu Folge dieſer Anordnung, und nach der Natur der 
Sache größten Theils nur darauf zu ſehen, ob die in den 
gg. 169 — 189 des gegenwärtigen Werkes geſchilderten 
Pflichten der Vormundſchaftsbehörden erfüllet werden. 
$. 265. 

Bey den übrigen Waiſenämtern, wo ordentliche Waiſen— 
Caſſen, die eigens jährlich verrechnet werden, beſtehen, 
kommen bey der Liquidation des Waiſenvermögens folgende 
weſentliche Beſtandtheile vor, als: 

a) Der richtige Übertrag des Rechnungsreſtes, auf wel- 
chen liquidiret wird; 

b) der Ausweis des Activſtandes, nähmlich: der Capita— 
lien, der rückſtändigen Intereſſen, welche die Parteyen 
der Waiſen⸗-Caſſe ſchuldig find, dann die Caſſebar— 
ſchaft, und 

c) der Ausweis des Paſſivſtandes, oder jener Forderun— 

gen, die den Pupillen gehören. 

16 * 


§. 266. 

Bey dem uͤbertrage des Rechnungsreſtes koͤmmt beſon— 
ders darauf zu ſehen, ob die letzte Rechnung bereits abgege— 
ben, und revidirt worden iſt; ſollte ſie der Rechnungsführer 
noch nicht erlegt haben, ſo müßte ſolche ſogleich abgefordert, 
und vorläufig geprüfet werden. Im Falle der bereits paffir- 
ten Cenſur aber wäre aus den hierüber erfolgten Erledigun— 
gen oder Finalien die überzeugung zu nehmen, ob dem 
Rechnungsführer einige Erſätze zur Laſt fielen, oder ob er 
ſolche, und zu welcher Zeit, berichtiget habe. Iſt dieſes alles 
geſchehen, ſo muß dem in der Liquidation übertragenen Reſte 
von Seite der Commiſſion beygeſetzt werden: 

„Die Waiſenrechnungen ſind alle, ſammt jener, auf welche 
„liquidirt wird, erlegt, auch bereits von Seite der 
„Obrigkeit revidiret worden, dem Rechnungsführer 
„gingen keine Erſätze zur Laſt, mithin iſt der hier an⸗ 
„genommene Reſt gut übertragen worden.“ 

Sollten ſich hingegen Anſtände ergeben, die in der Mar— 
ginal⸗ Anmerkung, aus Mangel des Raumes, nicht detaillirt 
werden könnten, ſo wären ſolche im Protocolle zu behandeln, 
auf welches ſich in der Liquidation zu beziehen iſt. 

$. 267. 
Zum Beweiſe der Activ-Capitalien kommen: 

I.) Die Obligationen zu prüfen, ob das Capital gegen 
Pragmatical-Hypothek bedeckt iſt, ob darin die vorge— 
ſchriebene Clauſel in Betreff der richtigen Intereffen- 

Zahlung eingeſchaltet iſt, ob die Obligation von zwey 

Zeugen mitgefertiget, und ſtadt- oder grundbücherlich 
einverleibt ſey, auch ob ihr der bücherliche Extract bey— 
liege, und gegen welches Procent dieſes Capital aus— 
geliehen worden iſt. 

II.) Muß der Schuldner, welcher bey dem Verhöre der 
Liquidation auf der Amtskanzelley perſönlich zu erſchei— 
nen hat, befragt werden, ob er auch das geborgte Ca— 


| 
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pital bisher nicht abbezahlt habe, und ob er alſo den 
ihm vorgelegten Betrag noch immer im Ganzen ſchul— 
dig iſt. 

III.) Wo ſtändiſche oder andere öffentliche Fondspapiere 
vorkommen, da kömmt zu fragen, ob dieſe Capitalien 
gegen bare Einlage, oder mit Rabbat eingewechſelt 
worden ſind, im erſten Falle, ob das bey der ſtändiſchen 
Creditscaſſe erhaltene Gratiale, und im zweyten Falle, 
ob der erhaltene Rabbat, und mit welchem Betrage 
zum Beſten der Pupillen verrechnet worden iſt, und in 
welcher Jahresrechnung dieſe gewonnenen Beträge in 
Empfang genommen wurden, und damit dieſe erhobe— 
nen Data bey der Creditscaſſe geprüft werden könnten, 
ſo wird es nothwendig, dieſen Betrag, das Datum und 
die Nummer der Obligation, auch das t bey⸗ 
zuſetzen. 

§. 2 
Bey den rückſtändigen Intereſſen kömmt zu eruiren, 
warum der Beamte ſich nach der in der Obligation ent— 
haltenen Clauſel, welche die Partey zur richtigen Intereſ— 
ſen⸗Zahlung verbindet, nicht benommen habe, und wo einige 
verlorne Reſte erwieſen werden ſollen, da wäre zugleich zu 
erheben, in welchem Jahre ſolche uneinbringlich geworden 


find, oder aus was für Urſachen; auch kömmt darauf zu fer 


hen, wie ſolche dem gegenwärtigen Rechnungsführer zuli— 
quidiret wurden, welches feine Antretungs-Liquidation aus 
weiſen wüten, 

9. 260. 

Bey der Caſſebarſchaft iſt, nebſt der zu üßeryäßten kom- 
menden Münze, welche mittelſt eines ſpeciellen Münzzettels 
erſichtlich gemacht werden muß, die Überzeugung zu nehmen, 
ob die Waiſengelder mit andern Geldern nicht vermiſcht auf— 
bewahrt gehalten werden, und ob die Waiſencaſſen, in welche 
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auch die Obligationen aufbewahrt erliegen müſſen, in einem 
hinreichend ſichern Orte ſich befinden. 
F. 270. 

Beym Ausweiſe des eee koͤmmt zu berück⸗ 
ſichtigen: 

1) Ob dem Pupillen alles in PER ar wor: 
den iſt, was ihm nach der Berlaffenfchafts - Abhandlung 
zuſiel, welches ſich aus den Verlaſſenſchafts-Acten er 
proben läßt; A 

2) im wie weit gegenwärtige Forderungsbeträge mit der 
alljährlich einzuſchickenden Pupillar = Tabelle überein ⸗ 
ſtimmen; 

5) mit wie viel Procent ihr Capital verintereſſirt wird; 
ob die Intereſſen ihnen alle Jahre zum d ge⸗ 
ſchlagen werden; 

4) um beurtheilen zu können, ob unter dem Waiſenver⸗ 
mögen auch großjährige Prätendenten erwieſen wer— 
den, für deren Forderungen die Obrigkeit nicht mehr 
zu haften ſchuldig iſt, weil es ihnen frey ſteht, bey er— 
langter Großjährigkeit ihre Forderungsbeträge ſich hin— 
auszahlen zu laſſen; ſo iſt bey einem jeden in der Li— 
quidation aufgeführten Prätendenten ſein Alter bey— 
zufeßen; 

5) find die beſtellten Vormünder zu befragen, ob fie mit 
Forderungsbüchern eines jeden Waiſen verſehen feyen, 
und ob darin alles zur gehörigen Zeit eingetragen wird, 
was den Pupillen an Intereſſen, oder ſonſtigen Forde— 
rungen alljährlich zuwächst, oder was ihnen auf Klei— 
dungen oder auf Erziehungen ausgefolgt worden iſt. 

$. 271. 

Sollte nun das Waiſenamt in der vorgeſchriebenen Ord— 
nung befunden werden, ſo iſt bey jeder Gattung der ausge— 
wieſenen Beträge der commiſſionelle Befund in Margine 
beyzuſezen, nur bloß bey jenen Dominien, wo die Amts— 


handlungen wider alles Vermuthen gefehwidrig beſorgt wor— 
den wären, da müßten die entdeckten Gebrechen mittelſt Pros 
tocolls aus einander geſetzt werden, und in dieſem Falle wird 
es genug ſeyn, wenn in der Liquidation bey der betreffenden 
Poſt ſich auf den F. des Protocolls berufen wird, wo deſſen 
Umſtände näher abgehandelt worden ſind. 

K. 272, 

Wenn das Kreisamt Unordnungen im Pupillarweſen bey 
irgend einem Patrimonialgerichte bemerkt, ſo bleibt es ſeine 
Pflicht, dieſe Gebrechen gründlich zu erheben, und auf ihre 
Abſtellung zu dringen. — Hiernach ſteht es dem Kreisamte 
auch zu, im erforderlichen Falle ein angemeſſenes Proviſo— 
rium zu treffen, oder augenblickliche Maßregeln zur Sicher— 
ſtellung des gefährdeten Waiſenvermögens einzuleiten. Zur 
Fällung eines definitiven Erkenntniſſes über den Erſaß, den 
das Patrimonialgericht ſeinen Pflegebefohlenen zu leiſten 
hat, iſt jedoch das Kreisamt nicht berechtiget, noch kann hier— 
über im Berufungswege von Seite der politiſchen Oberbe— 
hörden entſchieden werden; ein fo geartetes Erkenntniß ſteht 
vielmehr, gleich der Erledigung anderer Syndicats-Beſchwer— 
den, ausſchließend dem Appellationsgerichte, als der betreffen— 
den Juſtiz-Oberbehörde zu, an welches daher auch die von 
dem Kreisamte aufgenommenen Unterſuchungsacten, unter 
Mittheilung der allenfalls getroffenen proviſoriſchen Verfü— 
gungen, zur weitern geſetzlichen Amtshandlung zu leiten ſind. 
(Hofkanzelley-Decret vom 17. Februar 1821 an die Regie— 
rung des Landes ob der Enns. Gruttu's Sammlung der Ge— 
feße 78. Fortſ. Band. S. 93.) 


Das Kreisamt iſt aber nicht nur allein bey dem wirkli— 
chen Falle einer in dem Pupillarweſen eines Dominiums 
angetroffenen Unordnung, welche das Kreisamt ſogleich zu 
berichtigen außer Stande iſt, zur Anzeige an das Appella— 
tionsgericht verpflichtet, ſondern auch gehalten, zu Ende jeden 
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Jahres die Anzeige derjenigen Dominien, bey welchen das 
Pupillar- und Depoſitenweſen in guter Ordnung und Rich— 
tigkeit ohne Gebrechen befunden wird, oder die nothwendige 
Verbeſſerung vom Kreisamte ſogleich veranlaſſet worden iſt, 
zu erſtatten. (Hofk. Decret vom 20. Februar 1806.) 

$. 274. 

Es iſt bereits ſchon oben H. 195 umſtändlich aus einander 
geſetzt worden, wie, auf was Weiſe insbeſondere die Liquidi— 
rung des Waiſenſtandes, nach der Erſcheinung des hoͤchſten 
Finanz- Patentes vom 20. Februar 1811, vorgenommen 
werden mußte. Diefe Liquidation wurde aber, wie dort ſchon 
berühret worden, lediglich von den Waiſenamts-Verwaltun— 
gen ſelbſt veranlaßt. Den Kreisämtern war aber die Contro— 
lirung dieſer von den Waiſenamts-Verwaltungen verfaßten 
Liquidirungs-Operate zugewieſen. Um nun denſelben dieſe 
Controlirung zu erleichtern, und das Pupillar-Vermögen 
vor Verkürzung, fo viel möglich, zu ſichern, ſind die Kreis— 
ämter angewieſen worden, daß, wenn ihnen gleich keine ei— 
gentliche buchhalteriſche Reviſion der, vermöge des Unterrichts 
vom 10. September 1812, vorzunehmenden Waiſencaſſe— 
Liquidationen zugemuthet werden kann, ſie ſich hierbey doch 
die Hofdeerete vom 2. December 1791, und 20. Februar 
1806, gegenwärtig zu halten, und bey dieſen Liquidationen, 
fo, wie bey den gewöhnlichen Waiſenrechnungen, ſich wenig: 
ſtens durch Prüfung einiger willkührlich gewählten Poſten, 
von der Genauigkeit der Rechnungsführer die Überzeugung 
zu verſchaffen hätten. Da übrigens von Seite der Staats— 
Verwaltung eine genaue buchhalteriſche Reviſion ſämmtlicher 
Waiſenamts⸗ Liquidationen nicht veranlaſſet werden kann, fo 
iſt den Dominien zu bedeuten: Es erheiſche die nöthige Vor— 
ſicht, daß ſie, um ihrer eigenen Sicherheit willen, darauf be— 
dacht ſeye, dieſe Reviſion ſelbſt vornehmen zu laſſen, um fi 
gegen die Waiſen, denen fie für die richtige Verwaltung und 


Berechnung ihres Vermögens zu haften haben, ſicher zu fiel: 
len. (Hofkanzelley-Decret vom 9. July 1814.) 

In Oberöfterreich wurde nothwendig befunden, daß die 
Kreisämter bey dieſen Liquidationen ſelbſt interveniren, in— 
dem ſich ohne dieſe Vorſicht die Beruhigung eines zuſagen— 
den Erfolges der eingeleiteten Sicherheitsmaßregeln nicht 
voraus ſetzen läßt. Indeſſen kann die zur leichteren Unter— 
ſuchung und Liquidation der Waiſencaſſe in Antrag gebrachte 
Vorrufung aller Parteyen, welche an die Waiſencaſſe Abfuh— 
ren gemacht haben, in der Regel bey den gewöhnlichen Re— 
viſionen, wegen der beſondern Local-Verhältniſſe, die im 
Lande ob der Enns beſtehen, nicht wohl Statt finden. Aber 
ausnahmsweiſe, und beſonders in Fällen, wo gegründete Be— 
denken gegen das Verfahren der Vormundſchaftsbehörden 
eintreten, muß der Liquidationsact durch perſönliche Vorru— 
fung dieſer Individuen ergänzet werden, wie dieſes in andern 
Provinzen eingeführet iſt, weil ſich ſonſt die Empfänge nicht 
genau conſtatiren laſſen, und weil es ſelbſt in der Gerechtig— 
keit liegt, daß die Herrſchaft, wenn ihr eine geſetzwidrige 
Gebarung zur Laſt fällt, die Vergütung der durch ihre Schuld 
veranlaßten Koften auf ſich nehme. (Hofkanzelley-Decret 
vom 26. März 1818.) 

L. 275. 

Aus Veranlaſſung einer vorgenommenen Waiſenamts— 
Unterſuchung, wo ſich zeigte, daß der Eigenthümer einer 
Herrſchaft nahmhafte Waiſen-Capitalien zu ſeinen Händen 
bezogen habe, welche ganz unverſichert, und größten Theils 
mit bloßen Interimsſcheinen, ja, zum Theile nur durch 
Poſtaufgabs-Recepiſſe bedeckt feyen, hat, um ähnlichen Un— 
fügen vorzubeugen, oder ſolche wider Vermuthen beſtehende 
geſetzwidrige Fälle unverzüglich zur Kenntniß zu bringen, die 
k. k. niederöſterreichiſche Regierung vermöge Decret vom 9. 
May 1811, (Gruttu's Sammlung, 4. Fortſ. Band, S. 2240, 
ſäramtlichen Kreisämtern, und insbeſondere allen Kreishaupt— 
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leuten ſelbſt, und den Kreiscommiſſären bey ihren Bereiſun— 
gen zur Pflicht gemacht, beſonders nachzuforſchen, ob die 
Obrigkeiten die Waiſengelder ihrer Unterthanen bey ſich ſelbſt 
anlegen, und daher ſelbſt Schuldner der Waiſencaſſe werden, 
und in dieſem Falle ſich nicht mit Haftung der Octava zu 
begnügen, ſondern nach den beſtehenden Verordnungen über 
dieſe Beträge beſonders, und auf die Herrſchaften gehörig 
intabulirte Obligationen zur Waiſencaſſe einlegen, und im 
Falle, daß dieſe Schulden mit dem wahren Werthe der Rea— 
litäten nicht im Verhältniſſe ſtehen ſollten, die Anzeige dar— 
über zu erſtatten, damit der entdeckte Fall gründlich unter— 
ſucht, und zur Sicherheit der Pupillen in Zeiten das Nö— 
thige gemeinſchaftlich mit dem Appellationsgerichte eingelei— 
tet werden könne. “) 
F. 226. 

Zur Erleichterung der kreisämtlichen Aufſicht ſind die 
Dominien verpflichtet, jährlich die Pupillen-Tabellen (ſiehe 
Formulare, Nro. 12), an das Kreis amt einzuſenden, welches 
dieſelben mit den allenfalls vorkommenden Erinnerungen dem 
Appellationsgerichte vorleget, von wannen ſodann jedem 
Ortsgerichte die weiteren Verfügungen, Anweiſungen und 
Belehrungen durch das Kreisamt zukommen werden, welches 
zugleich die genaue Aufſicht zu tragen hat, daß alles, was 
zum Beſten der Waiſen geordnet worden iſt, auch in genaue 
Erfüllung komme. (Hofdecret vom 16. July 1791, 3. 168, 
und Hofk. Decret vom 26. März 1818.) 

§. 277. 

Auch haben die Dominien den Kreisämtern vierteljährige 
Verlaſſenſchafts-Ausweiſe vorzulegen, welche die vorgekom— 
menen Sterbefälle mit der genauen Angabe ihres Zeitpuncts, 
ſo, wie die Nachweiſungen über den Anfang und die Fort— 


) Welche Vorſichten dermahlen wegen Anlegung der Pupillen : Ex: 
pitalien auf das eigene Dominium Platz zu greifen haben, leſe 
man F. 114. 
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ſchritte des Abhandlungs-Actes, die Bemerkung, ob hierbey 


ein Waiſenvermögen eintrete, oder nicht, und ob dasſelbe 
ſchon in die Waiſenbücher aufgenommen ſey, oder nicht, ent— 


halten müſſen. Dieſe Ausweiſe haben den Kreisämtern zum 


Anhaltspuncte bey näheren Unterſuchungen der Waiſenämter 
vorzüglich in der Hinſicht zu dienen, damit nicht durch Ver— 
zögerungen in den Abhandlungen die Waiſengelder durch 
längere Zeit der Waiſencaſſe vorenthalten werden, und ſo— 
mit ohne Sicherſtellung und ohne Zinſengenuß verbleiben. 
(Hofdecret vom 4. September 1820, 3. 695.) Bey Gele— 
genheit dieſer erlaſſenen Anordnung wurde auch den Kreis— 
ämtern der beſtehenden, bereits hier aufgeführten Anordnun— 
gen wegen der kreisämtlichen Nachſichtspflege bey den herr— 
ſchaftlichen Waiſenämtern in den Fällen bey Kreisbereiſun— 
gen, und bey Gelegenheit von Local-Commiſſionen neuer— 
dings eingeſchärfet. 
g. 278. 

Specielle, mit Koſten verbundene Abordnungen von 
Unterſuchungs-Commiſſionen ſollen der Regel nach nicht, 
ſondern nur, wenn zureichende Gründe vorhanden ſind, und 
nur bey beſonders dringlichen und keinen Aufſchub leidenden 
Veranlaſſungen Statt finden, und iſt hierbey mit Klugheit 
und Umſicht zu verfahren. (Hofkanzelley-Decret vom 30. 
July 1819, 3. 1587.) Iſt eine ſolche Unterſuchung auf 
Verlangen einer Partey veranlaßt worden, ſo iſt dieſelbe, 
wenn ihre Beſchwerde ungegründet befunden wird, zur Ver— 
gütung der durch ihre Schuld und ihr muthwilliges Beneh— 
men verurſachten Commiſſions-Koſten unnachſichtlich zu ver— 
halten. (Hofdecret vom 30. Auguſt 1799, 3. 473.) 

J. 279. 

So, wie über die Verfügungen der Obervormundſchafts— 
Behörde der Recurs an das Appellationsgericht ergriffen 
werden kann, ſo kann über die von dem Appellationsgerichte 
getroffenen Verfügungen, wenn ſich eine Partey dadurch be— 


ſchwert findet, der Recurs an die oberſte Juſtizſtelle, wel⸗ 
cher ſämmtliche Appellationsgerichte untergeordnet ſind, er— 
griffen werden. Doch greifet dieſer Recurs nicht Platz, wenn 
das Appellationsgericht die obervormundſchaftliche Anord— 
nung, über welche der Recurs ergriffen worden iſt, geneh— 
miget hat. (Hofdecret vom 7. Aprill 1285, Nro. 405.) 
Indeſſen ſind nicht nur die Parteyen ſelbſt, ſondern auch 
die Vormundſchaftsbehörden gegen die Verfügungen des 
Obergerichtes zu recuriren berechtiget, jedoch nur in gewiſ⸗ 
fen Fällen, wenn nähmlich die Vormundſchaftsbehörde zu 
einem Koitenerfaße verurtheilet wird, oder wenn die Vor: 
mundſchaftsbehörde glaubt, daß das Wohl des Pupillen da— 
durch gefährdet ſey, — ein ſolcher Recurs muß binnen 14 
Tagen eingereichet werden. (Hofdecret vom 21. July 1789, 
S. 720, und 7. September 1805, Nro. 746.) In den zum 
Recurſe geeigneten Fällen, folglich dann, wenn durch die 
Appellationsgerichts-Verordnung die Anordnung des untern 
Richters abgeändert worden iſt, ſind der Partey, welche den 
Recurs zu ergreifen gedenket, die Beweggründe der Verord- 
nung hinaus zugeben. (Hofdectet vom 15. Jänner 1787, 
Nro. 621, m.) ö | 
$. 280. 115 N 
Es iſt die Frage entſtanden, ob dem Minderjährigen, 
welcher über den Recurs feines Vormundes durch die abärt- 
dernde Verordnung des Appellationsgerichtes beſchwert wer— 
den könnte, ein beſonderer Curator zur Ergreifung des Hof— 
recurſes ernannt werden ſolle? — Weil das Geſetz überhaupt 
anordnet, daß in den Geſchäften, welche zwiſchen einem Vor 
munde und ſeinem Pflegebefohlenen vorfallen, das Gericht um 
die Ernennung eines beſonderen Curators angegangen werden 
ſoll. (Siehe §. 271 des a. b. Gtzb.) Zur Verdeutlichung des 
erhobenen Zweifels diene folgendes Beyſpiel: Der minder— 
jährige Titus will ſich mit der Martella verehelichen, der 
Vormund des erſteren verſagt feinem Mündel die Einwilli- 
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gung zu dieſer Ehe, die Vormundſchaftsbehörde aber ertheilt 
ſie ihm. Der Vormund, der durch dieſe Bewilligung zur 
Verehelichung das Wohl des Minderjährigen gefährdet zu 
ſehen glaubt, überreicht gegen dieſe Bewilligung feine Vor— 
ſtellung an das Appellationsgericht, welches ſeine vorgebrach— 
ten Gegengründe für geſeblich erkennet, und daher gegen die 
Bewilligung des vormundſchaftlichen Gerichtes entſcheidet. 
Da in dieſem Falle wohl dem Vormunde nicht zugemuthet 
werden kann, für den Mündel den zur Erreichung ſeines 
Wunſches noch weiter offen ſtehenden Rechtsweg, nähmlich 
die Berufung an die oberſte Juſtizſtelle zu ergreifen; ſo ent— 
ſteht der Zweifel, ob nicht hier dem Minderjährigen zur Er— 
greifung dieſes Recurſes ein beſonderer Curator aufgeſtellet 
werden ſolle? 

Hierüber wurde, durch Hofdecret vom 7. September 1805, 
Z. 746, die Weiſung erlaſſen, daß der F. 258 des J. Theiles 
des (Joſephiniſchen) bürgerlichen Geſeßbuches, welcher auch 
beynahe wörtlich (F. 271) in das neue bürgerliche Geſetzbuch 
aufgenommen worden iſt, und anordnet: daß in Geſchäften, 
welche zwiſchen einem Vormunde und feinem Pflegebefohle— 
nen vorfallen, das Gericht um die Ernennung eines beſon— 
deren Curators angegangen werden ſolle, auf obigen und 
ähnliche Fälle ſich nicht ausdehnen laſſe, indem hierdurch 
ſolche Curators- Ernennungen und ungegründete Recurſe zu 
ſehr vervielfältiget werden könnten. — Der Minderjährige 
kann ſich in ſolchen Fällen nicht nur mittelſt feiner Angehöri— 
gen, oder wohl auch unmittelbar ſelbſt an die höchſte Be— 
horde verwenden, ſondern es ſtehet auch der erſten Vormund— 
ſchaftsbehörde bey gegründeten Veranlaſſungen die Macht zu, 
für die Pupillen die Abänderung der Appellations-Verord— 
nung anzuſuchen. 

L. 281. 

Man bedienet ſich in den Berichten an die oberſte Juſtiz— 

ſtelle der Aufſchrift: Euer k. k. Majeſtät! und es wird 


— 
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daher auch von außen gefeßt: An Seine k. k. Majeſtät! 
Da es jedoch hierdurch geſchehen iſt, daß ſo wohl Geſuche 
von Partepen, als auch zuweilen Hofberichte, welche zur 
Wirkſamkeit der k. k. oberſten Juſtizſtelle gehören, unmittel- 
bar an Seine k. k. Majeſtät überreicht zu werden, und ſo⸗ 
dann erſt an gedachte Hofſtelle hinabzulangen pflegen; fo ha— 
ben Seine Majeſtät zu befehlen geruhet, daß bey den Hof— 
gefuchen und Hofberichten, je nachdem fie entweder an Sei— 
ne k. k. Majeſtät unmittelbar, oder an die k. k. oberſte Zu: 
ſtizſtelle gerichtet find, die Aufſchrift: „An Seine k. k. 
Majeſtät!« mit dem Beyſaße: „zu aller höchſten 
Händen,“ oder aber „zu Handen der k. k. oberſten 
Juſtizſtelle,“ zu geſchehen habe. 
Ne 
Am Schluſſe des gegenwärtigen Hauptſtückes will ich nur 
noch die Frage berühren, in wie fern eine Correſpondenz der 
inländiſchen Pupillen- und Curatels- Behörden mit den 
ausländiſchen Gerichten Statt finde? — Dieſe Frage wird 
durch das Hofdecret vom 4. September 1818, 3. 1492, auf 
folgende Art beantwortet: 

1) Gerichtsbehörden und Magiſtrate, die aus mehreren 
geprüften Räthen beſtehen, können ſich in bürgerlichen 
und peinlichen Rechtsangelegenheiten mit ausländiſchen 
Behörden gleichen Ranges, ſelbſt jene der Reſidenz— 
ſtädte nicht ausgenommen, unmittelbar in das Einver— 
nehmen ſetzen. Dieſe Vorſchrift gilt auch für die Prä— 
turen des lombardiſch- venetianiſchen Königreichs, und 
für die landesfürſtlichen Land- oder Pfleggerichte in 
Tyrol, Vorarlberg, Salzburg, dann Inn- und Haus⸗ 
ruck- Viertel. 

2) Anderen Gerichten wird nur in Criminalſachen, dann 
in Geſchäften, wobey Gefahr am Verzuge eintritt, mit 
fremden Behörden unmittelbar zu verhandeln geftattet. 


4 
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1 Außer dieſen beyden Fällen haben ſie ſich durch das 


Appellationsgericht dahin zu verwenden. 

3) Verhandlungen mit fremden Behörden ungleichen Ran— 

ges find, wo nicht dringende Gefahr beſondere Bes 
ſchleunigung erfordert, immer durch die Appellations— 
gerichte einzuleiten. 

4) In Anſehung jener Länder, wo den Behörden der Ver— 
kehr mit öfterreichifchen Gerichten und die Annahme 
der Erſuchſchreiben nur unter beſondern Beſchränkun— 
gen und Formen geſtattet wird, ſoll die bisherige Art 
zu verhandeln ſo lange beybehalten werden, bis durch 
gemeinfchaftliches Einverſtändniß ein anderes feſtgeſeßt 
werden wird. 


VISHaupt ſtuͤ ck. 


Von den verſchiedenen Gattungen der 
Curatelen. 


J. Abſchnitt. 
Von der Aufſtellung, dann den Rechten und Pflichten der Curatoren. 


L. 283. 

Es iſt ſchon in der Einleitung bemerket worden, daß der 
Staat ſeinen Schutz nicht nur auf die Minderjährigen be— 
ſchränke, ſondern auf alle jene ausdehne, welche, in was im— 
mer für einer Rückſicht, ihren Rechten vorzuſtehen außer 
Stande ſind. Daher ſagt der F. 269 des a. b. Gßb.: „Für Per- 
„fonen, welche ihre Angelegenheiten nicht ſelbſt beſorgen, und 
„ihre Rechte nicht ſelbſt vertreten können, hat das Gericht, 
„wenn die väterliche oder vormundſchaftliche Gewalt nicht 
„Platz findet, einen Curator oder Sachwalter zu beſtellen.“ 
Worin ſich der Curator von dem Vormunde unterſcheide, 
wurde bereits F. 3 erwähnt; von einem Privat-Sachwalter 
unterſcheidet ſich aber der Curator dadurch, daß der erſtere 
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ron dem Eigenthümer ſelbſt, oder deſſen Vertreter beſtellet, 
und daß der Umfang ſeiner Rechte und Verbindlichkeiten 
größten Theils durch die ihm übergebene Vollmacht beſtimmet 
wird, wo hingegen der letztere unmittelbar von dem Gerichte 
beſtellet, und der Umfang ſeiner Rechte und Pflichten nu 
das Geſetz ſelbſt feſtgeſetzt wird. 

F. 284. 

In dieſem und den folgenden SS. ſollen nun die galt 
einzeln durchgegangen werden, in welchen ein Curator auf— 
geſtellt zu werden pflegt. 

Obſchon Minderjährige ohnehin entweder unter dem vä- 
terlichen Schutze, oder unter dem eines Vormundes ſtehen, 
und daher der Regel nach eines eigenen Curators zur Beſor— 
gung ihrer Angelegenheiten nicht bedürfen; ſo kann es doch 
Fälle geben, in welchen ihnen ein beſonderer Curator aufzu— 
ſtellen iſt. Dieſe Fälle treten ein: f 

a) Wenn zwiſchen Altern und dem minderjährigen Kinde, 
oder zwiſchen einem Vormunde und dem ann 
gen Geſchäfte vorfallen; 

b) wenn zwiſchen zwey oder mehreren Minderjährigen, 
welche einen und denſelben Vormund haben, Rechts- 
ſtreitigkeiten entſtehen; 

€) wenn die verwitwete Gattinn vor Verlauf der zur 
Wiederverehelichung geſetzlich angeordneten Friſt von 
ſechs, und rückſichtlich drey Monathen ſich verehelicht, 
und in dieſer neuen Ehe ein Kind erzeugt worden, wel- 
ches noch von dem vorigen Gatten erzeugt ſeyn konnte; 

d) wenn der Mann die eheliche Geburt ſeines innerhalb 
des geſetzlichen Zeitraumes gebornen Kindes beſtreitet; 

e) wenn Minderjährige in einer andern Provinz, als wo— 
bin ſie ihrer Perſon nach gehören, ein unbewegliches 
Vermoͤgen befigen. 

F. 285. 
Es ſpringt in die Begriffe, daß es im erſteren Falle die 
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Altern oder der Vormund nicht zugleich ihr eigenes Intereſſe, 
und das des Minderjährigen mit gleicher Sorgfalt bewahren 
können, und daß es hier nicht zu erwarten ſey, daß ſie dem 
Vortheile des Minderjährigen ihren eigenen aufopfern wer— 
den. Daher ordnet das Geſetz an, daß in einem ſolchen Falle 
das Gericht angegangen werden müſſe, für den Minderjäh— 
rigen einen beſondern Curator zu ernennen, welcher dafür zu 
ſorgen hat, daß er bey dem zu ſchließenden Geſchäfte keinen 
Nachtheil finde. — 

Es fragt ſich hier gleichfalls, was in dem Falle Rechteus 
ſey, wenn zwiſchen nahen Anverwandten des Vormundes, 
und dem Minderjährigen Geſchäfte vorfallen, ob auch hier 
dem letzteren ein beſonderer Curator aufgeſtellt werden müſſe? 
Im Allgemeinen ſcheinet die bejahende Beantwortung dieſer 
Frage nicht behauptet werden zu dürfen; denn hätte der Ge— 
feßgeber dieſe Regel geltend machen wollen, fo würde er es 


gewiß durch eine ausdrückliche Dispoſition gethan haben. 


Allein in manchen Fällen kaun es doch bedenklich werden, 
dem Vormunde zu überlaſſen, im Nahmen des Minderjähri— 
gen Geſchäfte mit feinem eigenen nächſten Anverwandten ab» 
zuſchließen; es wird daher in jedem ſolchen Falle von der 
Beurtheilung des vormundſchaftlichen Gerichtes abhängen, 
ob ſelbes einen beſondern Curator zur Abſchließung des Ge— 
ſchäftes zu ernennen für nöthig finde, oder nicht. — Für je— 
den Fall wird der Vormund ein ſolches Geſchäft nicht für 
ſich allein rechtsgültig abzuſchließen berechtiget ſehn, ſondern 
es der obervormundſchaftlichen Genehmigung zu unterziehen 
haben. 
$. 286. 

Wenn zwiſchen Minderjährigen, welche einen und den— 

ſelben Vormund haben, Rechtsſtreitigkeiten vorfallen, ſo 


x 
— 


darf dieſer Vormund keinen der Minderjährigen vertreten, 

ſondern er muß das Gericht angehen, daß es für jeden insbe— 

ſondere einen Curator ernenne. (F. 272 des a. b. Gtzb.) Der 
17 


— 2358 — 


Grund des Geſeßes läßt ſich bald einſehen, denn beyde Min— 
derjährige kann der Vormund in entgegengeſetzten Intereſſen 
nicht wohl vertreten, und für die Geſetzgebung iſt kein Grund 
gedenkbar, warum der Vormund für das Wohl des einen 
Minderjährigen mehr beſorgt ſeyn ſolle, als für das des an— 
dern. Darum darf er keinen vertreten. Übrigens darf der 
Ausdruck: „Rechtsſtreitigkeiten vorfallen,“ hier kei⸗ 
nesweges im ſtrengen Sinne des Wortes genommen werden, 
ſondern er dehnet ſich unzweifelhaft auf alle jene Geſchäfte 
aus, aus welchen Rechtsſtreitigkeiten entſtehen können. Dier 
fer Anſicht iſt der Commentator des bürgerlichen Geſetzbuches, 
Herr Hofrath v. Zeiller, (Commentar $. 272) und feine 
Anſicht wird durch den offen da liegenden Grund des allge— 
meinen bürgerlichen Geſetzbuches beſtätiget. Denn bey jedem 
Vertrage wollen beyde Contrahenten gewinnen, (die Ber 
hauptung, daß dabey Gleichheit bezielet werde, iſt meines 
Dafürhaltens unrichtig), und obſchon dieſer Fall keinesweges 
ungedenkbar iſt, ſo iſt er doch in der Regel nicht anzunehmen. 
Bey jedem Vertrage iſt daher im Allgemeinen das Intereſſe 
beyder Theile im Streite begriffen anzunehmen, und eben. 
daher auch die Dispoſition des F. 272 des a. b. Gtzb., für 
alle dergleichen Verträge als geltend zu ſtatuiren. Man könnte 
zwar mit vielem Grunde dagegen einwenden, daß der . 271 
ausdrücklich von Rechtsgeſchäften rede, welche zwiſchen 
Altern und einem minderjährigen Kinde vorfallen, und dann 
im $. 272 nur die Rechtsſtreitigkeiten erwähne, 
welche zwiſchen zwey, oder mehreren Minderjährigen ſich er— 
eignen, folglich dadurch deutlich andeute, daß das, was von 
Rechtsſtreitigkeiten geſagt wird, nicht auch auf Rechts- 
geſchäfte überhaupt ausgedehnt werden könne; allein darauf 
läßt ſich antworten: Jeder Vertrag ſetzt wenigſtens zwey 
Perſonen voraus, und es iſt keiner gedenkbar, der zwiſchen 
einer und der nähmlichen Perſon geſchloſſen werden könnte. 
Es iſt daher ganz natürlich, daß der Vormund nur in 
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denjenigen Fällen alle oder mehrere Minderjährige vertreten 
könne, wenn es ſich um die Erreichung eines gemeinſchaftlichen 
Zweckes gegen einen Dritten handelt, nicht aber, wenn ihre 
Intereſſen ſelbſt in Colliſion kommen. Denn da bey Abſchlie— 
ßung von Rechtsgeſchäften der Mündel durch den Vormund 
repräſentirt wird, und in juridiſcher Rückſicht eine Perſon mit 
ihm ausmacht, ſo iſt es juridiſch nicht gedenkbar, daß der Vor— 
mund als Repräſentant des einen Minderjährigen, mit ihm 
ſelbſt als Repräſentant des andern Minderjährigen einen Ver— 
trag ſchließe, ſondern es müßte, ſo bald der Vormund hier im 
Nahmen des einen Minderjährigen handelt, wenigſtens für 
den andern Minderjährigen ein Curator ad Actum aufge— 
ſtellet werden. Allein welchen aus den Minderjährigen ſoll 
der Vormund vertreten? Die Beantwortung dieſer Frage muß 
im Allgemeinen ſicherlich dahin ausfallen, denjenigen, gegen 
welchen er höhere Pflichten hat. 

Da aber der Vormund gegen alle ſeiner Obſorge anver— 
trauten Pflegebefohlenen gleiche Verbindlichkeiten zu erfüllen 
hat, ſo kann es wohl nicht füglich zugegeben werden, daß er 
hier einen oder den andern Minderjährigen vertrete. Es ſcheint 
daher kein Zweifel zu ſeyn, daß unter dem Ausdrucke „Rechts— 
ſtreitigkeiten“ im $. 272 des allg. b. Gtzb. alle jene Rechtsge— 
ſchäfte verſtanden werden müſſen, woraus ſeiner Zeit Rechts— 
ſtreitigkeiten ſich ergeben könnten. Wollte man bey der Aus— 
legung des F. 272 des a. b. Gtzb. zu ſehr an den Buchſtaben 
hängen bleiben, ſo müßte man auch behaupten, daß, wenn 
zwiſchen Minderjährigen, welche noch unter der Obſorge ei— 
nes Vaters ſtehen, ein Rechtsſtreit entſteht, der Vater ent— 
weder beyde Minderjährige, oder wenigſtens einen aus den— 
ſelben vertreten müſſe, was gewiß der deutlichen Abſicht des 
Geſeßgebers entgegen wäre. 
$. 287. 

Wenn eine Ehe für ungültig erklärt, getrennt, oder durch 
des Mannes Tod aufgelöfet wird, fo kann die 105 wenn ſie 
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ſchwanger iſt, nicht vor ihrer Entbindung, und wenn über ihre 
Schwangerſchaft ein Zweifel entſteht, nicht vor Verlauf des 
ſechsten Monathes zu einer neuen Ehe ſchreiten; wenn aber 
nach den Umſtänden oder nach dem Zeugniſſe der Sachver- 
ftändigen, eine Schwangerſchaft nicht wahrſcheinlich ift, fo 
kann nach Ablauf dreyer Monathe in der Hauptſtadt von der 
Landesſtelle, und auf dem Lande von dem Kreisamte die Dis⸗ 
penſation ertheilet werden. (F. 120 des a. b. Gtzb.) Die Über- 
tretung dieſes Geſetzes zieht zwar nicht die Ungültigkeit der 
Ehe nach ſich; allein die Frau verliert die ihr von dem vori— 
gen Manne durch Ehepacten, Erbvertrag, letzten Willen, oder 
durch das Übereinkommen bey der Trennung zugewendeten 
Vortheile; der Mann aber, mit dem ſie die zweyte Ehe ſchließt, 
verliert das ihm außer dieſem Falle durch den F. 58 des a. b. 
Gtzb. zukommende Recht, die Ehe für ungültig erklären zu 
laſſen, und beyde Ehegatten ſind mit einer, den Umſtänden 
angemeſſenen Strafe zu belegen. Wird in einer ſolchen Ehe 
ein Kind] geboren, und iſt es wenigſtens zweifelhaft, ob es 
nicht von dem vorigen Manne gezeugt worden ſey, ſo iſt dem— 
ſelben ein Curator zur Vertretung ſeiner Rechte zu beſtellen. 
(F. 121 des a. b. Gtzb.) Ein Zweifel kann aber dießfalls in 
zweyen Fällen entſtehen, nähmlich: 

1) Wenn das Kind vor Ablauf zehn Monathen nach dem 
Tode des Mannes, oder ſonſtiger Auflöſung des Ehe— 
bandes zur Welt kömmt (F. 138 des a. b. Gb.); ja, 
in dieſem Falle ſtreitet manchmahl ſogar die rechtliche 
Vermuthung dafür, daß das Kind noch von dem vori— 
gen Manne erzeugt worden ſey, und 

2) wenn das Kind zwar erſt nach Verlauf dieſer zehn Mor 
nathe zur Welt kömmt, aber vermöge feiner überreifen 
Beſchaffenheit, oder der eigenen Außerung der Mutter, 
um welche Zeit fie ſich ſchon ſchwanger fühlte, zu dem 
Gedanken verleitet, daß dasſelbe noch von dem vorigen 
Manne erzeugt worden ſeyn konnte. 
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Da es ſich hier um das Wohl des Minderjährigen han— 
delt, fo hat ohne Zweifel der Curator vor allem darauf zu ſe— 
hen, was dem Vortheile des Kindes am meiſten zuſage, wenn 


es von dem vorigen oder gegenwärtigen Manne erzeugt an— 


geſehen wird. Denn iſt es für dasſelbe vortheilhafter, wenn 
der letztere Gatte als Vater angeſehen wird, ſo iſt wohl kein 
Grund vorhanden, warum der Curator die Erzeugung des 
lebteren beſtreiten ſollte. 

Allein es kann dem neuen Ehegatten ſelbſt in den Sinn 
kommen, die Abſtammung des Kindes zu beſtreiten; denn, 
wenn ihm ſchon das Recht benommen worden iſt, die Ehe für 
ungültig erklären zu laſſen, ſo iſt ihm dadurch nicht auch das 
Befugniß entzogen worden, die Abſtammung des Kindes von 
ſeiner Seite anzufechten. 

Sn fo fern daher dieſe leßtere für das Kind vortheilhafter 
wäre, ſo hat der Curator, umgekehrt, dieſelbe gegen den An⸗ 
fechter zu vertheidigen. 

Iſt das Kind vor Ablauf des geſetzlichen Termines von 
zehn Monathen zur Welt gekommen, ſo hat, wie oben bemerkt 
worden iſt, der Curator, der behauptet, daß es von dem vo— 
rigen Manne erzeugt worden ſey, die geſetzliche Vermuthung 
für ſich, welche nur durch die Ausſagen der Kunſtverſtändigen 
die nach genauer Unterſuchung der Beſchaffenheit des Kindes 
und der Mutter die Urſache des außerordentlichen Falles deut— 


lich angeben, entkräftet werden kann. 


Dieſe Behauptung unterliegt in ſo fern keinem Anſtande, 
als die beyden neuen Ehegatten noch nicht ſechs Monathe 
mit einander verheirathet ſind, weil ſelbſt in dem Falle, als 


die frühere Ehe nicht beſtanden hätte, nach F. 137 des a. b. 


Gßb. anzunehmen wäre, daß das Kind vor Schließung der 
Ehe erzeugt worden ſey. Schwieriger erſcheint aber dieſer 
Fall dann, wenn die zweyte Ehe ſchon mehr als ſechs Mona— 
the beſteht, denn hier ſcheinen zwey ganz entgegen geſeßte 
Vermuthungen zuſammen zu treffen. Denn da, wie angenom— 


R 


men wird, von dem Zeitpuncte der Auflöfung der Ehe, bis 
zur Geburt des Kindes, noch nicht zehn Monathe verſtrichen 
ſind, ſo ſtreitet nach F. 138 des a. b. Gtzb. die Vermuthung 
dafür, daß dieſes Kind noch in der vorigen Ehe; da aber 
das Kind auch zugleich nach ſechs Monathen nach geſchloſſe— 
ner neuen Ehe zur Welt kam, ſo ſtreitet nach dieſem $. die 
Vermuthung dafür, daß es aus dieſer neuen Ehe erzeugt 
worden ſey. Dieſe beyden ſich ganz entgegen geſetzten Ver— 
muthungen können aber unmöglich neben einander beſtehen, 
und ſo erübriget daher nichts anders, als anzunehmen, daß 
beyde Vermuthungen ſich einander aufheben, oder daß einer 
aus dieſen der Vorzug eingeräumt werde. Allein, daß das er— 
ſtere hier nicht Pla greifen könne, ſcheint nicht ſchwer zu 
zeigen. 

Würden ſich nähmlich die beyden Vermuthungen gegen 
einander aufheben, ſo müßte man annehmen, daß das Kind 
weder aus dem vorigen, noch aus der gegenwärtigen Ehe er— 
zeugt worden ſey, und derjenige, welcher das Eine oder das 
Andere behauptet, hätte den Beweis davon zu liefern. Allein 
was wäre nun die Folge, wenn hierüber gar kein Beweis 
hergeſtellet werden kann? Dieſe, daß das Kind als ein unehe— 
liches angeſehen werden müſſe. Eine Folgerung, die der deut— 
lichen, aus dem F. 138 des a. b. Gtzb. hervorleuchtenden Ab— 
ſicht des höchſten Geſetzgebers fo entgegen iſt, daß ſelbſt das 
Beſtreben, eine ſolche Behauptung widerlegen zu wollen, 
Mitleid verdienen würde. 

Es erübriget alſo nichts, als eine aus den beyden aufge— 
ſtellten Vermuthungen den Vorzug einzuräumen. Nun ent— 
ſteht aber die weitere Frage: welcher? Offenbar derjenigen, 
welche dem Kinde die günſtigſte iſt. Denn, ſo wie überhaupt 
die im F. 158 des a. b. Gtzb. aufgeſtellten Vermuthungen zu 
Gunſten der Kinder von dem Geſeßgeber feſtgeſtellt worden 
find, jo muß bey einer Colliſion zwiſchen beyden Vermuthun— 
gen ſelbſt, dieſer größere oder mindere Vortheil entſcheiden. 
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Behauptet in dem oben angegebenen Falle aber der neue 
Ehegatte, daß das Kind aus der vorigen Ehe erzeugt ſey, und 
der Curator des Kindes vertheidiget das Gegentheil, ſo hat 
letzterer aus gleichem Grunde die geſetzliche Vermuthung auf 
ſeiner Seite, und der Ehegatte muß daher durch Sachver— 
ſtändige das Gegentheil erweiſen. 

Kömmt das Kind erſt nach Verlauf der zehn Monathe 
nach Auflöſung der vorigen, und nach ſechs Monathen nach 
Schließung der neuen Ehe zur Welt, dann ſtreitet die Ver— 
muthung für alle Fälle dafür, daß dasſelbe von dem neuen 
Ehegatten erzeugt worden ſey, und wer das Gegentheil (ſey 
es der Curator, oder der Ehegatte) behauptet, hat dasſelbe 
auf den im F. 157 des allg. b. Gtzb. vorgezeichnete Art zu 
erweiſen. 

K. 288. 

Wenn ein Mann behauptet, daß ein von ſeiner Gattinn 
innerhalb des geſetzlichen Zeitraumes gebornes Kind nicht das 
ſeinige ſey, ſo muß er die eheliche Geburt des Kindes läng— 
ſtens binnen drey Monathen nach erhaltener Nachricht be— 
ſtreiten, und gegen den zur Vertheidigung der ehelichen Ge— 
burt aufzuſtellenden Curator die Unmöglichkeit der von ihm 
erfolgten Zeugung beweiſen. (F. 158 des a. b. Gb.) Der 
Curator wird alſo in dieſem Falle nur dann aufgeſtellt, wenn 
die eheliche Geburt des Kindes von Seite des Mannes be— 
ſtritten wird. Es entſteht hier die Frage, ob, wenn der Mann 
nach dem ihm zur Beſtreitung gegönnten Termine von drey 
Monathen mit einer Proteſtation auftritt, dieſe von Amts- 
wegen, des verſpäteten Termines halber, verworfen werden 
dürfe, oder dieſes der rechtlichen Austragung zwiſchen dem 
Vater und Curator überlaſſen werden müſſe — ich glaube 
das letztere. Denn dieſer Termin von drey Monathen iſt of— 
fenbar ein Verjährungs-Termin, welcher von Amtswegen nicht 
beachtet wird. (F. 1501 des a. b. Gtzb.) Der Curator würde 
ſich aber einer großen Verantwortlichkeit gusſetzen, wenn er 
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von dieſer Einwendung keinen Gebrauch machte, und dadurch 
dem Kinde die Rechte der ehelichen Geburt entreißen ließe. 
— Übrigens kann weder ein von der Mutter begangener Ehe— 
bruch, noch ihre Behauptung, daß ihr Kind unehelich ſey, 
demſelben für ſich allein die Rechte der ehelichen Geburt ent⸗ 
reißen. (F. 158 des a. b. Gtzb.) 
1 §. 289. | 

Liegt ein unbewegliches Gut des Minderjährigen in einer 
andern Provinz, als wo derfelbe feiner Perſon nach hinge— 
hört, oder vielleicht gar in einem fremden Staate; ſo muß 
die vormundfchaftliche Behörde den ordentlichen Gerichts— 
ſtand der andern Provinz, oder des fremden Staates, um die 
Inventur und Schätzung, und um die Mittheilung derſelben 
angehen, und dieſem Gerichtsſtande die Beſtellung eines Cu— 
rators über dieſes Gut überlaffen. (F. 225 des a. b. Gtzb.) 
Der Grund dieſer geſetzlichen Beſtimmung liegt darin, weil 
unbewegliche Güter den Geſetzen unterliegen, wo ſie befind— 
lich find (F. 300 des a. b. Gb.), daher nach der dort beſte— 
henden Landesverfaſſung verwaltet werden müſſen, deren Kennt— 
niß der Regel nach dem in einer andern Provinz befindlichen 
Vormunde nicht zugemuthet werden kann; und weil auch, 
wegen der größeren Entfernung, der Vormund größten Theils 
gehindert iſt, dieſe Güter näher zu beobachten, und daher zum 
Vortheile des Minderjährigen zu verwalten. Indeſſen läßt es 
ſich leicht einſehen, daß dieſe Gründe in einzelnen Fällen nicht 
vorhanden ſind; dieſes benimmt aber der hier aufgeſtellten 
Regel keinesweges etwas an ihrer Allgemeinheit, ſondern be— 
rechtiget nur den Gerichtsſtand, unter den das unbewegliche 
Gut gehöret, den bereits aufgeſtellten Vormund zugleich auch 
als Curator über dasſelbe zu ernennen. — Daß der Curator, 
er möge der Vormund ſelbſt, oder eine andere Perſon ſeyn, 
derjenigen Behörde, welche ihn als ſolchen aufgeſtellt hat, 
über die geführte Verwaltung Rechenſchaft abzulegen ſchuldig 
ſey, ergibt ſich theils aus der Natur der Sache ſelbſt, theils 
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aus der ausdrücklichen Beſtimmung des Geſetzes im $. 240 
des a. b. Gtzb. J 

In welchem Zuſammenhange rigen dieſe Curatel mit 
der vormundſchaftlichen Verwaltung ſelbſt ſtehe, iſt bereits 
im F. 150 berühret worden. 

$. 290. 

Wird Jemand für wahn oder blödfinnig gehalten, fo muß 
für denſelben auch ein Curator zur Beſorgung ſeiner Ange— 
legenheiten aufgeſtellt werden. (F. 270 des a. b. Gtzb.) Es 
kann aber nur derjenige für wahn- oder blödſinnig gehalten 
werden, welcher, nach genauer Erforſchung ſeines Betragens 
und nach Einvernehmen der von dem Gerichte ebenfalls dazu 
verordneten Arzte, gerichtlich dafür erklärt wird. (F. 275 des 
a. b. Gtzb.) Dieſe Unterſuchung muß mit aller Umſicht und 
Genauigkeit gepflogen werden, damit nicht unnöthiger Weiſe 
ein Menſch des Dispoſitionsrechtes mit ſeinem eigenen Ver— 
mögen beraubt werde, und zwar um ſo mehr, als ſehr oft ei— 
gennützige Abſichten der nächſten Anverwandten, welche be— 
fürchten, daß das Vermögen in fremde Hände komme, den 
Ruf des Wahn: oder Blödſinnes eines Menſchen verbreiten 
können. Darum muß der Richter, wie Hr. Hofrath v. Zeiller 
in feinem Commentare zu F. 273 lehret, vorerſt ſelbſt die 
Wahrheit der Thatſachen, woraus der Zuſtand gefolgert wird, 
die Zeugenausſagen hierüber prüfen, ſie mit den Ausſagen 
Anderer, die eine genauere Kenntniß davon haben können, 
zuſammenhalten, die Wahrſcheinlichkeit der Schlußfolge beur— 
theilen, und nach Umſtänden unmittelbar ſich ſelbſt auf eine 
vorſichtige Weiſe von dem Betragen und Zuſtande des Un— 
terſuchten zu überzeugen ſuchen. Dann erſt iſt eine ſorgfälti— 
gere Prüfung durch ſachverſtändige Arzte zu veranſtalten. 
Aber auch deren Meinung iſt für den Richter, ſo, wie der 
Beweis durch Sachverſtändige überhaupt, keine unabweichli— 
che Norm, und es hängt insbeſondere, wenn ihn der ärztliche 
Bericht unbefriedigt läßt, von feinem Ermeſſen ab, die Mei— 
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nung mehrerer berühmter Sachverſtändigen einzuhohlen, ob 
die Krankheit des Gemüthes ſo beſchaffen ſey, daß ſie die Be— 
ſtellung eines Curators nothwendig mache. 

$. 291. 

Es entſtehet hier die Frage: ob dem über einen Wahn» 
oder Blödſinnigen aufgeſtellten Curator auch eine Obſorge 
über die Perſon desſelben zukomme? — Dieſe Frage Fönnte 
in vielen Fällen, und unter andern beſonders dann in Anre— 
gung kommen, wenn Wahn- und Blödfinnige Jemanden 
beſchädigen, indem es ſich da darum handeln kann, ob nicht 
der Curator wegen Vernachläſſigung ſeiner ihm über die Per— 
ſon derſelben zuſtehenden Obſorge zu einem Schaden-Erſatze 
verurtheilet werden ſoll? Allein es ſcheint kein Zweifel zu 
ſeyn, daß dem aufgeſtellten Curator an und für ſich, und 
ohne einen zur Verwahrung, oder Aufſicht von der Behörde 
erhaltenen beſonderen Auftrag, die Pflicht einer ſolchen Ob— 
ſorge nicht obliege, da der $. 188 des a. b. Gtzb. nur dem 
Vormunde die Pflicht aufbürdet, für die Perſon ſeines Pfle— 
gebefohlenen zu ſorgen, dagegen ausdrücklich ſagt, daß der 
Curator zur Beſorgung der Angelegenheiten der⸗ 
jenigen gebraucht werde, welche dieſelben aus einem andern 
Grunde, als der der Minderjährigkeit, zu beſorgen unfähig 
find; auch iſt ſchon F. 283 erwähnt worden, daß ſich ein 
Curator von einem andern Sachwalter weſentlich nur darin 
unterſcheide, daß der letztere von dem Eigenthümer ſelbſt, 
oder deſſen Vertreter beſtellet, und der Umfang ſeiner Rechte 
und Verbindlichkeiten größten Theils durch die ihm überge— 
bene Vollmacht beſtimmet werde, wohingegen der letztere un— 
mittelbar von dem Gerichte ſelbſt berufen, und der Umfang 
feiner Rechte und Pflichten durch das Gefes ſelbſt feſtgeſetzt 
wird. So wenig nun der Privatſachwalter, welcher von Je— 
manden zur Beſorgung ſeiner Angelegenheiten aufgeſtellet 
wird, ſich um deſſen Perſon zu beſorgen hat, eben ſo wenig der 
Curator, der vom Gerichte zur Beſorgung der Angelegen— 
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heiten eines Großjährigen ernennet wird. Weitere Beweiſe 
meiner Behauptung liefere auch der F. 209 und 260 des a. b. 
Gtzb. Der erſtere enthält, daß ver muthet werde, der Va— 
ter habe denjenigen, welchen er als Curator über ſeine Kin— 
der ernannt hat, auch die Aufſicht über die Perſon anver— 
trauen wollen, woraus hervorgehet, daß dieſe Aufſicht mit 
dem Curatel nicht an und für ſich verknüpft ſey, und der 
letztere ſagt, daß, wenn eine Minderjährige ſich verehelicht, 
es von der Beurtheilung des Gerichtes abhänge, ob die Cu— 


ratel dem Ehegatten übertragen werden fol. Warum bedient 


ſich hierin das Geſetz des Ausdruckes Curatel, und gebraucht 
nicht den: Vormundſchaft? Offenbar darum, weil die 
Minderjährige durch die Verehelichung an und für ſich unter 
die Macht ihres Mannes, als Familienhauptes, kömmt, und 
dadurch aus der vormundſchaftlichen Gewalt über ihre Perſon 
austritt. Es kann ſich daher hier nur um die Beſorgung des 
Vermögens und der Rechtsangelegenheiten der Minderjähri— 
gen handeln, und dieſe Obſorge iſt es daher allein, im aus» 
drücklichen Gegenſatze, mit der über die Perſon derſelben, 
welche das Geſetz unter den Ausdruck Curatel begrif— 
fen hat. 
$. 292. 

Ein Verſchwender ift nach dem gemeinen Verſtande der— 
jenige, welcher einen, mit ſeinen Einkünften in keinem Ver— 
hältniſſe ſtehenden, unnöthigen Aufwand macht. — Das 
allgemeine bürgerliche Geſetzbuch räumt zwar, §. 362, dem 
Eigenthümer eine volle Macht ein, über ſein Eigenthum 
nach Belieben verfügen zu können; allein eben darum, weil 
der Eigenthümer in ſeinen Verfügungen an und für ſich nicht 
beſchränkt iſt, iſt es bedenklich, denjenigen, bey welchen ſich 
eine Anlage zur Verſchwendung äußert, die Rechte eines 
unbeſchränkten Eigenthümers einzuräumen. Es ſind zwar 
über die Frage, ob man einem Verſchwender die freye Wer: 
waltung ſeines Vermögens abnehmen, und ihm einen Cura— 
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tor beſtellen fo, fo wohl die Schriftſteller, als auch die Ger 
feßgeber unter ſich uneinig; auch ſelbſt die öſterreichiſche Ge— 
ſetzgebung iſt ſich hierin nicht zu allen Zeiten gleich geblieben. 
Die Prodigalitäts ; Erklärung ſcheint ſchon durch das Joſe— 
phiniſche Geſebuch, da es von ſelber keine Erwähnung 
machte, und ein Kundmachungs-Patent desſelben ausdrück⸗ 
lich vorkömmt, daß in Anſehen der in dieſem 1. Theile des 
Geſetzbuches enthaltenen Gegenſtände, alle, fo wohl vaterlän- 
diſche, als angenommene fremde Geſetze, für aufgehoben und 
unwirkſam erklärt werden, ſtillſchweigend abrogirt worden zu 
ſeyn; durch das Hofdecret vom 22. Jänner 1788 aber iſt 
dieſes ausdrücklich geſchehen. Bald hierauf aber, nähmlich 
durch das Patent vom 22, Februar 1791, wurde dieſelbe 
wieder hergeſtellt, und das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch 
hat dieſelbe gleichfalls aufgenommen. Der höchfte Geſetzgeber 
wurde dabey von der Betrachtung geleitet, daß nur derjenige 
einen rechtlichen Anſpruch auf die Verwaltung des Seinigen 
habe, der ihr gewachſen iſt. Aus dieſem Grunde hat keine 
Geſetzgebung je einen Anſtand genommen, für jene Perſonen, 
welche wegen ihres minderjährigen Alters unfähig ſind, ihre 
Angelegenheiten ſelbſt zu beſorgen, Sachwalter aufzuſtellen, 
und ihr Vermögen durch ſelbe verwalten zu laſſen. Auch ha— 
ben alle Geſetzgebungen das Ende der Minderjährigkeit an 
ein Alter geknüpft, bey welchem der Regel nach angenommen 
werden kann, daß jeder Menſch ſchon die gehörige Reife des 
Verſtandes und Feſtigkeit des Willens beſitze, um ſeinen An⸗ 
gelegenheiten ſelbſt vorſtehen zu können. Da nun dieſe Re⸗ 
gel bey manchen Menſchen eine Ausnahme leidet, bey wel— 
chen mit dem feſtgeſetzten Alter jene Reife des Verſtandes 
und Feſtigkeit des Willens noch nicht eingetreten iſt, oder 
mit andern Worten, welche, ungeachtet ihrer bereits erreich— 
ten phyſiſchen Großjährigkeit, doch noch immer nach dem 
vernunftgemäßen Begriffe des Wortes minderjährig ſind; 
fo iſt es einer, den Vernunftgrundſätzen entſprechenden Ler 


gislation ganz gemäß, daß auch über das feflgefeßte Normal— 
alter der Minderjährigkeit hinaus die Vormundſchaft erſtrecket 
werde. Dieſes beobachtet auch die öſterreichiſche Geſetzgebung, 
L. 251. Allein es können auch die bereits nach poſitiven und 
natürlichen Gefegen Großjähriggewordenen nach der Hand 
in einen ſolchen Zuſtand wieder zurück fallen, welcher gleich 
dem der Minderjährigkeit fie unfähig macht, ihren Angelegen« 
heiten vorſtehen zu können, — es wird daher aus gleichem 
Grunde in einem ſolchen Zuſtande für ſie ein gerichtlicher 
Sachwalter beſtellt, und die gerichtliche Obſorge auch über 
ſie ausgedehnt. Ein Verſchwender beweiſet aber eben durch 
ſeine Handlungen, daß es ihm entweder an der gehörigen 
Beurtheilungskraft mangele, welche nothwendig iſt, um das 
Vermögen ſelbſt verwalten zu können, oder daß ſeine Leiden— 
fchaften über die Vernunft ein ſolches Übergewicht haben, 
daß er auch hierin denjenigen gleicht, bey welchen, des min— 
derjährigen Alters wegen, die Vernunft noch nicht ſo ausge— 
bildet iſt, um der Siunlichkeit den Rang abzugewinnen, und 


unter ihre Herrſchaft, wie es ſeyn ſoll, beugen zu können. 


Es iſt voraus zu ſehen z daß ſich ſolche Verſchwender ihr 


eigenes Unglück bereiten werden, und es iſt daher allerdings 


der Sorgfalt der Geſetzgebung zu danken, wenn ſie ihnen 
den Dolch aus den Händen reißet, mit welchem fie ſich mo« 
raliſch morden würden. 

F. 293. 

Der Geſetzgeber geht übrigens hier ſehr vorſichtig zu 
Werke, damit die bürgerliche Freyheit nicht ohne dringende 
Urſachen beſchränkt werde, und ordnet daher F. 273 des a. b. 
Gtzb. an, daß das Gericht denjenigen als Verſchwender er— 
klären müſſe, von welchem nach der vorgekommenen Anzeige, 
und der hierüber gepflogenen Unterſuchung offenbar wird, 
daß er ſein Vermögen auf eine unbeſonnene Art durchbringt, 
und ſich oder ſeine Familie durch muthwillige, oder unter ver— 
derblichen Bedingungen geſchloſſene Borgverträge künftigem 
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Nothſtande Preis gibt. — Es wird daher nach dieſer Ge— 
feßesftelle zur Prodigalitäts-Erklärung erfordert: 


a) 


Daß der Verſchwender offenbar Gefahr Taufe, feine 
Familie, oder ſich ſelbſt dem Nothſtande Preis zu 
geben. — Ein Verſchwender, welcher unverheirathet 
iſt, oder deſſen Familie genügendes eigenes Vermögen 
beſitzt, um von den Einkünften desſelben leben zu kön— 
nen, der ſich übrigens durch ſeine Arbeit fortbringen 
kann, bedarf der öffentlichen Sorgfalt für ſeinen Un— 
terhalt nicht. Der Zweck des Geſeßgebers iſt nicht, den 
Bürger in ſeiner Wirthſchaftsführung beyzuſtehen, ſon— 
dern lediglich vor dem Nothſtande zu bewahren, wel— 
chen er ſich durch eine unvernünftige Verwaltung ſei— 
nes Vermögens zuziehen würde. 


b) Darf das Gericht hier nicht gleich bey einem entſtan— 


c) 


denen Rufe einer Verſchwendung Veranlaſſung neh— 
men, von Amtswegen in die Sache näher einzugehen, 
und etwa gar mit ämtlichen Unterſuchungen über den 
Vermögensſtand des muthmaßlichen Verſchwenders ſich 
befaſſen; ſondern es hat hier nur bey vorgekommenen 
wirklichen Anzeigen, beſonders der dabey intereſſirten 
Perſonen ſein Amt zu handeln, d. i. zu unterſuchen, 
in wie fern die vorgekommenen Anzeigen gegründet 
ſeyen, oder nicht. 

Da ferner die Prodigalitäts-Erklärung den Eigenthü— 
mer des Rechtes beraubt, über ſeine eigenthümlichen 
Güter frey nach Belieben ſchalten zu dürfen, welche 
Beſchränkung immer ſehr empfindlich iſt, ſo iſt auch 
immer der vorgebliche Verſchwender mit feinen Recht— 
fertigungsgründen zu hören. 

Zwar meldet das Geſetz von einer ſolchen Verneh— 
mung ausdrücklich nichts; allein es gehört unzweifele 
haft zu einer ordentlich geführten Unterſuchung, daß 
der Beſchuldigte vernommen werde, weil jeder Unter: 
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ſuchungs-Richter ſorgfältig alle jene Umſtände zu er— 
forſchen hat, welche ſo wohl zu ſeiner Überweiſung, 
oder zu ſeiner Rechtfertigung dienen, und kein Anderer, 
als der Beſchuldigte ſelbſt, in einer genaueren Kennt— 
niß der letzteren ſeyn kann; endlich 
d) iſt der richterliche Ausſpruch, ob aus den Umſtänden 
eine wirkliche Verſplitterung des Vermögens, und eine 
Gefahr des künftigen Nothſtandes hervorgehe, nur nach 
reifer Überlegung, und der möglichft genauen Umſicht 
zu erlaſſen. 
F. 294. 

Die Erklärung, daß Jemand für wahn- oder blödfinnig 
zu halten, oder als ein Verſchwender der freyen Dispoſition 
über ſein Vermögen beraubt ſey, iſt öffentlich kund zu ma— 
chen zur allgemeinen Warnung, ſich mit ſelben in kein 
Rechtsgeſchäft einzulaſſen. — Dieſe öffentliche Kundmachung 
geſchieht gemeiniglich durch Einrückung der Erklärung in die 
Zeitungsblätter derjenigen Provinz, wo der Curande ſeinen 
Wohnſitz hat. Beſitzt derſelbe auch außer der Provinz ein 
unbewegliches Vermögen, ſo wäre, nach der Analogie des 
F. 225 des a. b. Geb., dieſe Erklärung auch dem Gerichts— 
ftande der andern Provinz mitzutheilen, und demſelben zu 
überlaſſen, über dieſes Vermögen einen eigenen Curator zu 
beſtellen. Auch wird es räthlich ſeyn, daß auch von dieſer 
Behörde dieſe Erklärung durch die Zeitungsblätter öffentlich 
kund gemacht werde. Übrigens wird auch in dieſem Falle jene 
Behörde, welcher der Curande feiner Perſon nach unterliegt, 
als die Haupt - Euratels - Behörde angeſehen werden müſſen, 
und in dem Falle, als die Verwaltung der in mehreren Pro— 
vinzen unbeweglichen Güter demjenigen Curator anvertraut 
iſt, welchen die Haupt-Curatels-Behörde aufgeſtellet hat, 
hat derſelbe für jede Provinz eine beſondere Rechnung zu 
führen, und der dortigen Behörde vorzulegen; allein es bleibt 
ihm gleichfalls frey geſtellt, zum Beſten des Minderjährigen 
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den Überſchuß des in einer Provinz gelegenen Vermögens in 
einer andern zu verwenden. (Vergl. S. 225 und 240 des 
a. b. Gb.) a 
| 9. 295. 

Auch ungeborne, aber bereits erzeugte Kinder, ſieht un— 
ſere Geſetzgebung als rechtsfähige Weſen an, und achtet fie, 
in fo fern es ſich um ihre Rechte handelt, den gebornen gleich. 
(F. 22 des a. b. Gtzb.) Von Aufſtellung eines Vormundes 
über dieſelben kann indeſſen keine Rede ſeyn, da ihre Perſon 
noch kein Gegenſtand einer andern, als der mütterlichen 
Obſorge ſeyn kann; ſondern ſolche Weſen bedürfen nur bey 
Ereignungen, wo ihre Rechte in's Spiel kommen, einen 
zeitlichen Vertreter oder Curator. — Wie aber ſoll der Be— 
weis eines ſolchen vorhandenen Weſens hergeſtellt werden? 
Die Römer, welche zwar gleichfalls ſorgfältig für das Wohl 
der zu gebärenden Kinder ſorgten, gingen doch in einem ſol— 
chen Falle ſehr undelicat mit den Weibern um; denn nicht 
nur, wenn ſie es verlangten, ſondern ſogar auf Verlangen 
jedes Intereſſenten mußten ſie ſich einer Unterſuchung dreyer 
Hebammen unterwerfen, um zu ſehen, ob ſich Zeichen der 
Schwangerſchaft finden, oder nicht. Unſer Geſetzbuch erwähnt 
von einer ſolchen Unterſuchung nichts, und es iſt daher ohne 
Zweifel eine Leibesfrucht dann als vorhanden anzunehmen, 
wenn die Weibsperſon behauptet, daß ſie ſich ſchwanger be— 
finde. Nur in dem Falle, als gegen dieſelbe ein Verdacht 
entſtünde, daß fie ihre Schwangerſchaft verberge, konnte 
meines Erachtens allerdings eine ſolche Unterſuchung Plaß 
greifen, weil dadurch das ungeborne Kind um ſeine Rechte 
kommen könnte. Dieſes wäre z. B. der Fall, wenn der Ehe— 
mann in ſeinem Teſtamente anordnete, daß in dem Falle, da 
er nach ſeinem Tode keine Kinder hinterlaſſen würde, ſeine 
Frau Erbinn des ganzen Vermögens ſeyn ſollte. Dagegen 
bringt es keinen wirklichen Schaden, wenn der Frau, welche 
vorgibt, ſchwanger zu ſeyn, Glauben geſchenkt, und dem an- 
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geblich ungebornen Kinde Rechte zugeſprochen werden; denn 
dieſe Zuweiſung von Rechten iſt doch immer nur etwas Pro⸗ 
viſoriſches, deſſen Wirkungen von der Geburt abhängen. 
Wird binnen zehn Monathen, von der Zeit an gerechnet, als 
dem Ungebornen die Rechte angefallen waren, kein Kind ge— 
boren; fo iſt nach der Analogie des Geſeßes, F. 138, zu 
vermuthen, daß zu ſelber Zeit ein ſolches nicht vorhanden 
war, und die Curatel wäre daher wenigſtens auf Anſuchen 
der Intereſſenten wieder aufzuheben. — Nun dringt ſich bey 
dieſem allen der Gedanke auf, daß bey einem Verdachte, die 
Schwangerſchaft ſey bloß erdichtet, denjenigen, deren Rechte 
dadurch beeinträchtiget werden könnten, die Befugniß nicht 
abgeſprochen werden könne, jene proviſoriſche Maßregeln 
unter gerichtlicher Einwirkung zu ergreifen, welche nothwen— 
dig ſind, um die Unterſchiebung eines unechten Kindes zu 
hindern. Solche Maßregeln hatten wenigſtens nach dem rö- 
miſchen Rechte Statt; allein nach öſterreichiſchem Rechte 
können ſolche proviſoriſche Maßregeln nicht angewendet wer— 
den, ſondern es liegt Jedem, der die Unechtheit einer ſolchen 
Geburt bekämpfen will, ob, dieſelbe im ordentlichen Wege 
darzuthun, und er hat daher, in ſo fern er ſchon früher ge— 
gen die vorgegebene Schwangerſchaft Verdacht ſchöpfet, ſich 
im außergerichtlichen Wege, nöthigen Falls auch durch jene 
Behörde, deren Pflicht es iſt, bevorſtehende Rechtsverletzun— 
gen abzuwenden, zu bekümmern, daß eine Unterſchiebung 
nicht geſchehen könne. Sollte ſie aber deſſen ungeachtet vor 
ſich gehen, ſo hat jeder Intereſſent, der eine ſolche Unter— 
ſchiebung behauptet, den Beweis hiervon zu liefern. 
H. 296. 

Nachkommen, welche noch gar nicht erzeugt worden find, 
oder als erzeugt angeſehen werden können, können nicht als 
rechtsfähige Weſen behandelt werden. Allein die Achtung des 
Eigenthums und die Sorgfalt, daß das Vermögen genau zu 
jenen Zwecken verwendet werde, zu denen es der Eigenthümer 
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verwendet wiſſen will, beſtimmen den hoͤchſten Geſetzgeber in 
jenen Fällen, wo Güter und Rechte für eine Nachkommen— 
ſchaft beſtimmt ſind, für die Bewahrung derſelben durch ei— 
nen Curator, der für die Nachkommenſchaft aufgeſtellt wird, 
zu ſorgen. Dieſes iſt beſonders bey Fideicommiſſen und ſidei— 
commiſſariſchen Subſtitutionen der Fall. Darum ordnet auch 
der F. 630 des a. b. Gtzb. an, daß zur Vertretung des Fi— 
deicommiſſes und der Nachkommenſchaft ein gemeinſchaftlicher 
Fideicommiß-Curator in Vorſchlag zu bringen ſey. Aus die— 
ſen Worten des Geſeßes ſcheint hervorzugehen, daß der Fi— 
deicommiß-Curator, mit dem der Nachkommenſchaft eine 
und die nähmliche Perſon ſey; allein der F. 634 des a. b. 
Gßb. unterſcheidet ausdrücklich den Curator des Fideicom— 
miſſes von dem der Nachkommenſchaft, und ſo iſt es auch in 
der Praxis gewöhnlich, daß bey Fideicommiſſen ein Fidei— 
commiß⸗Curator, und ein Curator der Nachkommenſchaft 
aufgeſtellet werde. Die Verpflichtungen des letzteren beſtehen 
überhaupt darin, zu wachen, daß die Nachkommenſchaft in 
den ihr von dem Fideicommiß-Stifter zugedachten Rechten, 


in wie fern ſelbe durch die Geſetze nicht ſelbſt beſchränkt find, - 


keinen Schaden leiden. Insbeſondere muß in den Fällen, wo 
der Fideicommiß-Inhaber das unbewegliche Fideicommiß— 
Gut in ein Capital verwandeln, oder Grundſtücke gegen 
Grundſtücke vertauſchen, oder gegen angemeſſene Zinſen ver— 
tyeilen, oder in Erbpacht überlaſſen will, der Curator der 
Nachkommenſchaft vernommen werden. — Diefer. hat darauf 
zu ſehen, ob eine ſolche Umänderung derſelben nicht etwa 
zum Nachtheile gereichen könnte, und nachdem ſeiner Über- 
zeugung zu Folge die Beantwortung dieſer Frage ausfällt, 
hat er ſeine Genehmigung auszuſprechen, oder dieſelbe zu 
verſagen. (V. 655 und 654 des a. b. Gtzb.) Ferner iſt feine 
Einvernehmung beſonders dann nothwendig, wenn es ſich 
darum handelt, das Fideicommiß ganz aufzulöſen. Eine 
ſolche Auflöſung kann aber nur dann geſchehen, wenn keine 
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zum Fideicommiſſe berufene Nachkommenſchaft mehr zu ver— 
muthen iſt. Der Zweck der Vernehmung des Poſteritäts— 
Curators in dieſem Falle iſt daher zu erforſchen, ob, und 
welche Gründe vorhanden ſind, die eine Nachkommenſchaft 
noch erwarten laſſen. (F. 644 des a. b. Gtzb.) Nach dieſem 
Zwecke iſt daher auch ſeine Verpflichtung in dieſem Falle zu 
beurtheilen. Er hat nähmlich ſorgfältig alles aufzuſuchen, 
was etwa zur Vermuthung, daß noch eine Nachkommenſchaft 
vorhanden ſey, führen könnte, welche hauptſächlich von der 
Beſchaffenheit der Erbfolge abhänget. 

übrigens veranlaſſet mich hier ein beſonderer Fall, eigens 
darauf aufmerkſam zu machen, daß der Poſteritäts-Curator 
hier nur für noch nicht geborne Nachkommenſchaft aufs 
geſtellt ſey, wie dieſes deutlich aus dem F. 274 hervorgehet, 
und daß daher, wenn Fälle eintreten, in welchen die vor— 
handenen Nachkommen, als nächſte Anwärter zu vernehmen 
ſind, hier keinesweges der Curator der Nachkommenſchaft 
für ſie die Stimme führen könne, ſondern, in ſo fern ſie ſich 
ſelbſt noch nicht zu vertreten im Stande ſind, und wegen 
getheilten Intereſſen ihre bereits beſtehenden geſetzlichen Ver— 
treter in ihrem Nahmen nicht auftreten können, ein eigener 
Curator ad Actum für ſie aufgeſtellt werden müſſe. 

F. 297. 

Ausgedehnter find die Rechte und Pflichten des eigent- 
lichen Fideicommiß-Curators. Schon das Patent vom 12. 
November 1762 enthielt folgende Inſtruction für die Fidei— 
commiß⸗Curatoren: 

1) „Jeder Fideicommiß-Curator ſoll auf Tilgung der all» 
„jährigen ausgewieſenen ratarum das ſtäte Augenmerk 
„richten, zu welchem Ende demſelben von allen zu Auf— 
»nehmung eines Paſſivi oder andern oneris auf deſſen 
„Curatel anvertraute Fideicommiß ertheilenden Conſen- 
»fen die Intimation geſchehen, da hingegen aber auch 
»obliegen wird, im W a Depu- 
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2) 
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„rations Ratarum ſolches bey der Behörde klagbar 
„anzubringen. Des letzteren wegen hat der Poſſeſſor 
„des Fideicommiſſes bey jedes Mahl präſtirter derley 
„Terminszahlung dem Curator das Originale der Quit— 
„tung zu feiner Einſicht zu exhibiren.“ 

„Der Curator wird darauf wachen, daß von dem Poſ— 
„ſeſſor zum Nachtheile des Fideicommiſſes nichts ab- 
„alieniret, weder ſolches durch übertriebene Nutznießung 


mehr deterioriret, als verbeſſert werde. 


„Zu dieſem Ende hat der Inhaber den beſtellten Cu— 
„rator von allen Wirthſchafts-Rubriken ſummariſche 
„Extracte unter der Unterſchrift eines geſchwornen Lan— 


»„desbuchhalters zu behändigen, woraus dann derſelbe, 


„wo nicht verläßlich, wenigſtens doch einiger Maßen, wie 


„die Rubriken von einem Jahre zu dem andern erhöhet, 


„oder etwa ſogar zur Deterioration übertrieben worden, 
„zu erſehen, und ſolche allenfalls abzuſtellen, oder aber 


„bey ſich ergebendem Verweigerungsfalle an die Ber 
„hörde zur Remedur anzuzeigen im Stande, der Poſ— 


vſeſſor hingegen verpflichtet ſeyn wird, bey ſich ergeben» 


3) 


4) 


„der Alienation jedes Mahl bevor hiervon dem Cura— 
„tor die Nachricht zu ertheilen, wie ſonſt ohne deſſen 
„Mitwirkung, ſo, wie absque consensu principis, 
„dergleichen Actus ungültig ſeyn ſollen; und gleichwie 
„auf Fortpflanzung der Waldungen, damit ſelbe durch 
»exceſſives Holzfällen nicht abgetrieben oder verwüſtet 
„werden, der beſondere Bedacht zu nehmen iſt; fo 
„wird auch der Fideicommiß-Inhaber dem Curator die 
»„Waldrechnungs-Extracte zu communiciren verbunden 
„ſeyn; wenn aber 

„ein Fideicommiß-Poſſeſſor ſich wegen einer ungleichen 
„Gebarung verdächtig macht, da ſoll der Curator zu 
„all deſſen beſſere Verhüthung auf den feiner Curatel 
„anversrausen Fideicommiſſen ſelbſt die Ocular = In: 
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„fpection vornehmen, die üble Gebarung ſogleich abs 
„ftellen , oder aber zur Abſtellung in der Zeit anzeigen. 
„Solchen Falls hat der Beſitzer des betreffenden Fidei— 
„commiſſes dem Curator a proventibus fideicom- 
„missi, ſo wohl die erweislichen Reiſeunkoſten, als 
»ſtandmäßige tägliche Diätgelder, unverweigerlich abzu⸗ 
„reichen.“ 
Die von dem Fideicommiß-Inhaber zu überreichenden 
Fideicommiß-Depurations-Tabellen müſſen, nebſt der Unterz 
fertigung desſelben, oder deſſen Repräſentanten, zugleich von 


den beſtellten Curatoren mit unterfertiget werden. (Verord- 


nung vom 27. December 1774.) 
$. 298. 

Auch bey einer Verlaſſenſchafts-Abhandlung kann ſich 
öfters der Fall ereignen, daß ein Curator aufgeſtellt werden 
muß. Dergleichen Fälle ſind: 

a) Wenn von Seite der, durch letztwillige Anordnung, 
oder durch das Geſeß zur Beſitznehmung der Verlaſſen— 
ſchaft berufenen Erben noch keine Erbserklärung über— 
reicht worden iſt, und die Gläubiger mit ihren Anſprü— 
chen an die Maſſe nicht weiter zuwarten wollen; ſo ſind 
ſie berechtiget, zu begehren, daß zur Vertretung derſel— 
ben ein Curator beſtellet werde, gegen welchen ſie ihre 
Forderungen ausführen können. (F. 811 des a. b. Gßb.) 

b) Beſorget ein Erbſchafts-Gläubiger, ein Legatar, oder 
ein Notherbe, daß er durch Vermengung der Verlaſſen— 
ſchaft mit dem Vermögen des Erben für ſeine Forde— 
rung Gefahr laufen könne; ſo kann er vor der Einant— 
wortung verlangen, daß die Erbſchaft von dem Ver— 
mögen des Erben abgeſondert, von dem Gerichte ver— 
wahret, oder von einem Curator verwaltet, 
fein Anſpruch darauf vorgemerkt und berichtiget werde. 
(F. 812 des a. b. Gtzb.) 

o) Kann auch der Erbe, wenn er den Nachlaß nicht ſelbſt 
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verwalten will, um die Aufſtellung re ($. 690 

des a. b. Gtzb.) 

d) Auch ohne Anſuchen eines Gläubigers kann von der Ab— 
handlungs-Inſtanz ſelbſt von Amtswegen ein Curator 
der Verlaſſenſchaft aufgeſtellt werden, wenn der beru— 
fene Erbe durch längere Zeit mit Übergabe ſeiner Erbs— 
erklärung zögert, indem ſelbe von Amtswegen für die 
baldige Beendigung der Verlaſſenſchaft zu ſorgen hat. 
Auf den gemachten Antrag: bey Abhandlung pfarrli— 
cher Verlaſſenſchaften, wo der Fiscus eintritt, auf Ko— 
ſten der Maſſe einen Curator aufzuſtellen, welcher die 
Stelle des Fiscus vertrete, wurde mit Hofdecret vom 
28. Jänner 1790 verordnet, daß dieſe Aufſtellung 1) 
nur in jenen Fällen Statt finden möge, wo die Ver— 
laſſenſchafts-Abhandlungs-Inſtanz nicht an eben dem 
Orte iſt, an welchem das Fiscalamt beſteht, und 2) nicht 
auf Koſten der ganzen Verlaſſenſchaftsmaſſe, ſondern 
nur auf Koſten desjenigen Antheiles derſelben, welcher 
auf die von dem Fiscus zu vertretende Caſſe fällt, ge- 
ſchehen konne. Übrigens verſtehe es ſich von ſelbſt, daß 
dieſe Verordnung auch auf die pias causas anzuwen- 
den ſey. Auch hat dieſe Verordnung Anwendung auf 
die Verlaſſenſchaften der geiſtlichen Dignitarien, ſo bald 
die nähmliche Veranlaſſung, nähmlich ein Anſpruch des 
Fiscalamtes auf die Verlaffenfchaft, eintritt. (Hofdecret 
vom 9. Aprill 1790.) 
. 299. 

Die Verpflichtungen des Verlaſſenſchafts-Curators beſte— 
hen darin, daß er a) darüber wache, daß zur Verlaſſenſchaft 
alles dasjenige einbezogen werde, was zu ihr gehöret, und 
b) daß ſelbe, fo bald möglich, ins Reine geſetzt werde. 

Von einer Erbserklärung des Verlaſſenſchafts-Curators, 
der hauptſächlich nur in den Fällen aufgeſtellt wird, wo ſich 
noch kein Erbe gemeldet hat, kann keine Rede ſeyn; ſondern 
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ſeine erſte Pflicht iſt, ſich von dem eigentlichen Stande der 
Verlaſſenſchaft zu überzeugen, daher die Errichtung eines In— 
ventars zu begehren. Werden an die Verlaſſenſchaftsmaſſe An— 
ſprüche gemacht, ſo hat er dieſelbe gegen die Anſprecher red— 
lich und emſig zu vertheidigen. Dabey glaube ich von einer 
Anſicht warnen zu müſſen, die ich ſchon öfters aus dem Mun— 
de verſtändiger Rechtsgelehrten behaupten gehört habe. Es 
glauben nähmlich einige, daß es dem Verlaſſenſchafts-Cura— 
tor nicht zuſtehe, Thatumſtände, welche gegen ihn in einer 
Klage vorgebracht werden, und von welchen er keine Wiſſen— 
ſchaft hat, ob ſie ſich wirklich ereignet haben, oder nicht, zu 
widerſprechen; es wäre, glauben ſie, unredlich gehandelt, wenn 
er das Daſeyn von Facten, von deren Nichtexiſtenz er keine 
liberzeugung hat, in Abrede ſtellen wollte, 

Allein immer hat derjenige, welcher einen Anſpruch an 
Jemanden macht, die Verbindlichkeit auf ſich, denſelben zu be— 
neiſen, und kein Geklagter kann ſich rechtlich, oder auch nur 
ir feinem Gewiſſen verpflichtet fühlen, demſelben dieſen Be— 
wis zu erlaffen, ausgenommen, er wäre ſelbſt von der Wahr— 
het der vorgebrachten Thatſachen überzeugt; er hat alſo das 
vole Recht, dem Kläger zum Beweiſe des vorgebrachten Fac— 
tums aufzufordern, welches nach den Vorſchriften unſerer 
Gerchtsordnung nur dadurch geſchehen kann, daß er dasfelbe 
wide ſpricht. Dieſer Widerſpruch will in einem ſolchen Falle 
nichte anderes ſagen, als daß man die Wahrheit einer vorge— 
geben Thatſache in fo lange nicht anerkenne, bis nicht rechts— 
kräftige Beweiſe für ſelbe vorliegen. Der Widerſpruch in die— 
ſem Falle iſt folglich nichts anderes, als eine Aufforderung 
zum Beveiſe, und der Verlaſſenſchafts-Curator verletzt daher 
durch eiten ſolchen Widerſpruch ſeine Pflicht um ſo weniger, 
als er vielmehr durch das Gegentheil feinen Verpflichtungen 
entgegen handeln würde. Dadurch will ich jedoch nicht auch 
behaupten, daß derſelbe bey an die Verlaſſenſchaft gemachten 
Anſprücher alle Thatumſtände in Zweifel ziehen müſſe, und 
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ohne eines in gerichtsordnungsmäßiger Form vorgelegten 
Beweiſes gar keine Forderung anerkennen dürfe, welches in ei— 
ne unnatürliche Härte gegen manche Gläubiger ausarten wür— 
de. Sind die Forderungsbeträge nicht bedeutend, ſo wird er 
vielmehr wohl thun, ſich außergerichtlich die Überzeugung von 
der Glaubwürdigkeit oder Verwerflichkeit der gemachten An— 
ſprüche zu verſchaffen, und nach den für das Eine oder Andere 
ſtreitenden überwiegenden Gründen die Forderung entweder 
anerkennen, oder verwerfen. 
$. 300, 

Ein weiterer Fall, in welchem ein Curator aufgeſtellt 
werden muß, ergibt ſich bey einem Concurſe. Denn zugleich 
mit der Eröffnung des Concurſes hat der Richter zugleich 
einen Vertreter der Maſſe (Curatoren ad lites) aufzuſtellen. 
Nur auf dem Lande, da die Gläubiger ſich einhellig zur Li: 
quidirung vor dem Gerichtshalter einverſtehen, kann diefe 
mit den Gläubigern ſelbſt die Liquidirung vornehmen, doh 
fo, daß derſelbe zuvörderſt das ganze Geſchäft durch Verglech 
abzuthun ſich alles Fleißes beſtreben, ſonſt aber der Ordnung 
nach verfahren ſoll. (F. 2 der C. O.) Das Geſchäft desſeben 
iſt, die Maſſe gegen die Anforderungen der einzelnen Gäu— 
biger zu vertheidigen. Es iſt daher auch immer ein im Orte 
befindlicher Advocat, oder, in Ermangelung eines Advoaten, 
ein anderer rechtskundiger Mann als Vertreter aufzuſellen. 
(Hofdecret vom 15. Jänner 1787, lit. s.) Iſt der Cudatar 
am Leben, und anweſend, ſo ſoll der Maſſevertreter nicht ver— 
nachläſſigen, in Betreff einer jeden angemeldeten Forterung, 
ſich von ſelbem die gehörige Information ertheilen zu laſſen. 
Denn obſchon dem eigenen Geſtändniſſe des Cridaters nicht 
unbedingt Glaube geſchenkt werden kann, ſo iſt es doch er, 
welcher über die verſchiedenen Puncte die meiſte Aufklärung 
ertheilen, und dem Vertreter die Mittel an die Hand geben 
kann, ſich theils von der Richtigkeit der gemachten Anſprüche 
zu überzeugen, theils die Gegenbeweiſe gegen ungerechte An— 
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ſprüche zu liefern. — Während des Zuges der einzelnen Li— 
guidirungs-Prozeſſe hat er die ihm obliegenden Saßſchriften 
zu gehöriger Zeit zu erſtatten, und überhaupt die Concurs— 
Verhandlung, ſo viel, als möglich, zu beſchleunigen, und iſt 
nach dem Sinne des FK. 10 der Concurs-Ordnung bey Be— 
ſtimmung ſeiner Belohnung auf ſeinen Fleiß, mit welchem er 
das Concurs-Geſchäft zur Beendigung zu führen ſuchte, be— 
ſondere Rückſicht zu nehmen. 

Über alle angemeldete Forderungen hat der Maffevertre- 
ter ein Verzeichniß (das ſogenannte Anmeldungs-Protocoll) 
zu führen. In dieſem Verzeichniſſe hat zu erſcheinen: a) wer 
eine Forderung angemeldet hat; b) was er an Capital und 
Intereſſen angemeldet hat; c) worauf er dieſe Anmeldung 
gründe; d) welche Claſſe er begehre; e) was der Anmelder 
liquidirt habe, und 1) welche Claſſe ihm feinen Behelfen ge: 
mäß gebühre. . 

Wenn nun die Anmeldungsfrift verfloffen ift, und die ein— 
zelnen, während dieſer Friſt eingekommenen Liquidirungskla— 
gen durch die geſchöpften und in Rechtskräfte erwachſenen 
Erfenntniffe ihre Erledigung erhalten haben, fo hat der Maſſe— 
vertreter dieſes Anmeldungs-Protocoll, welchem die ergange— 
nen Liquidirungs-Urtheile und die Abſtehungserklärungen bey— 
zulegen find, dem Concurs-Gerichte zur Schöpfung des Claſ— 
ſifications-Urtheiles zu überreichen, und mit dieſem Acte iſt 
der Regel nach auch ſeine Beſchäftigung geſchloſſen. 

Übrigens iſt dem ernannten Vertreter der Concursmaſſe 
allemahl zugleich ein Subſtitut von Seite des Gerichtes bey— 
zugeben, damit, im Falle des Todes, der Erkrankung, oder 
ſonſtiger Verhinderung desſelben, die Concurs-Verhandlung 
nicht in Stillſtand gerathe. (Hofdeeret vom 18. May 1790, 
lit. o.) 

F. 301. 

Nebſt dem Maſſevertreter (Curator ad litem) wird bey 

Ausbruch eines Concurſes ein Verwalter des Vermögens (cu- 
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rator bonorum) über alle, in der nähmlichen Provinz gele— 
gene Güter des Schuldners, ohne Rückſicht, unter welcher 
Real⸗Gerichtsbarkeit dieſelben ſtehen (Hofreſol. vom 31. Oc- 
tober 1735, Nro. 489), nach Vernehmung und Einwilligung 
der bekannten und im Orte des Gerichtes anweſenden Gläu— 
biger, oder auch, wenn es die Noth erheiſchte, von Amtswe— 
gen beſtellet. (C. O. F. 7, lit. e.) Auch iſt der Maffevertre- 
ter gehalten, gleich nach Verſtreichung der zur Anmeldung 
beſtimmten Friſt, um eine Tagſatzung anzulangen, bey welcher 
Tagſatzung die ſämmtlichen Gläubiger den mittler Weile auf: 
geſtellten Verwalter des Vermögens beſtätigen, oder einen 
andern durch die Mehrheit der Stimmen wählen. Bey eben 
dieſer Tagſatzung ſollen die Gläubiger einen Ausſchuß aus 
ihnen ebenfalls durch die Mehrheit der Stimmen erwählen, 
bey welchen dieſer Vermögensverwalter ſich in ſchweren Fäl⸗ 
len Raths zu erhohlen, und ihm jährlich Rechnung zu legen 
haben wird. Wollten die Gläubiger keinen Verwalter, oder 
auch keinen Ausſchuß wählen, oder es erſchiene bey der Tag— 
faßung derſelben keiner; fo hat der Concurs-Richter einen 
auf ihre Gefahr zu beſtellen; wären aber die Stimmen der 
Auweſenden gleich, ſo ſoll der Richter einen in Vorſchlag ge— 
brachten nach feinem Ermeſſen beftätigen. (Eodem Hg. 35, 
36 und 37.) 

Dieſer Vermögens-Curator hat überhaupt die Pflicht, das 
Concurs-Maſſevermögen, wie ein emſiger, ſorgfältiger Haus— 
vater, zu verwalten; folglich alle Einnahmen und Ausgaben 
getreulich zu verrechnen. Ausgaben, welche zum gewöhnlichen 
Wirthſchaftsbetriebe als unumgänglich nothwendig ſich dar— 
ſtellen, kann er ganz aus eigener Macht veranlaſſen; andere, 
den gewöhnlichen Wirthſchaftsbetrieb überſteigende Auslagen 
darf er nur mit Einſtimmung des Creditoren-Ausſchuſſes, oder 
nach Umſtänden mit Bewilligung ſämmtlicher Gläubiger un— 
ternehmen, je nachdem nähmlich der Creditoren-Ausſchuß mit 
einer größeren oder minderen Vollmacht von den Gläubigern 
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verſehen worden iſt. Insbeſondere liegt dem Maſſeverwalter 
ob, alle entbehrliche Barſchaft und Koſtbarkeiten des Crida— 
tars (wenn anders ſich die Gläubiger nicht ausdrücklich er— 
klären, daß er ſie in Händen behalten könne) zu Gericht zu 
hinterlegen, und diejenigen Maſſegüter, deren Unterhalt viel 
Geld koſtet, und keinen Nutzen ſchaffet, z. B. Reitpferde, ſo— 
gleich gerichtlich feilbiethen zu laſſen, und kann ein ſolches 
Gut, wenn es ohne Gefahr eines Schadens bis zur zweyten 
oder dritten Feilbiethung nicht zurückbehalten werden könnte, 
auch bey der erſten unter der Schäßung weggegeben werden. 
— Die erſte Verpflichtung des beſtätigten oder neu erwähl— 
ten Vermögensverwalters iſt, daß er unverzüglich ein Anbrin— 
gen um gerichtliche Feilbiethung des allenfalls noch vorhan— 
denen Crida-Vermögens überreiche. (F. 38 der C. O.) Übri— 
gens iſt es Sache der Gläubiger, bey Beſtellung desſelben ihm 
eine angemeſſene Inſtruction vorzuſchreiben, und feſtzuſetzen, 
ob und was von demſelben für eine Sicherheit zu beſtellen, 
ob die Gelder oder die Güter der Maſſe in ſeinen Handen 
zu laſſen, oder zur gerichtlichen Verwahrung zu bringen, wie 
überhaupt die Verwaltung ſelbſt zu führen, zu welchen Zeiten 
Rechnung zu legen, und wie ſich mit Aufnahme der Rechnung 
zu benehmen, ingleichen, was ihm etwa für eine Belohnung 
auszuwerfen, oder ob ſolche allenfalls auf ein gewiſſes Pro— 
cent von dem einbringenden Einkommen einzurichten nicht 
rathſam ſey u. dgl. Auch iſt ihnen unbenommen, über desſel— 
ben Gebarungsart Aufſicht zu tragen, und bey findender Noth— 
wendigkeit mit demſelben Abänderung zu treffen, wovon je— 
doch dem Gerichte die Anzeige zu machen iſt. Eben ſo bleibt 
es dem Gläubiger Befunde anheim geſtellt, ob ſie in Anſe⸗ 
hung der liegenden Güter den Weg der Verpachtung, auf 
wie lang, und mit welchen Modalitäten einſchlagen, wie auch, 
aus wie vielen Gliedern ſie den wählenden Ausſchuß beſtehen 
laſſen, was für eine Gewalt ſie demſelben einräumen, oder 
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was für Schranken ſeßen, oder was etwa für eine Belohnung 
fie beſtimmen wollen. (Hofdecret vom 18. May 1790, Nr. 23.) 

So bald aber das Vermögen dermaßen berichtiget iſt, 
daß mit demſelben die Zahlung ganz oder zum Theile geleiſtet 
werden kann, ſoll im erſten Falle ohne weiters, im zweyten 
aber auf Begehren der Gläubiger, von dem Verwalter des 
Vermögens die Vertheilung desſelben, nach Maßgabe des 
Vorrechtes eines jeden Gläubigers, verfaſſet, mit allen Bey— 
lagen dem Creditoren-Ausſchuſſe übergeben, und deſſen jeder 
Gläubiger gerichtlich erinnert werden. Jedoch ſollen jene 
Gläubiger, welchen unſtreitig ein Vorrecht gebühret, auch 
ohne gedachte Vertheilung abzuwarten, fo bald möglich, abge— 
fertiget werden. Jedem Gläubiger ſteht frey, die Vertheilung 
bey dem Ausſchuſſe einzuſehen, zu unterſuchen, und dawider 
ſeine allenfälligen Einwendungen gerichtlich anzubringen; doch 
ſoll er es binnen vierzehn Tagen nach gedachter Erinnerung 
thun, widrigens damit nicht mehr gehört werden. Die wider 
die Vertheilung angebrachten Einwendungen aber ſind, über 
vorläufige Einwendung jener Gläubiger, die ſie betreffen, zu 
entſcheiden. Wenn binnen vierzehn Tagen wider die Verthei— 
lung keine Einwendungen gemacht, oder, nachdem dieſe ent— 
ſchieden worden ſind, hat der Ausſchuß die Vertheilung unter 
ſeiner Fertigung zu Gerichts Handen zu erlegen, woſelbſt ſie 
zurück zu behalten, dem Verwalter der Maſſe aber hiervon 
eine Abſchrift mit der Auflage zuzuſtellen iſt, daß er hiernach 
den ſich meldenden Gläubigern die Bezahlung unverzüglich 
leiſten ſolle. Demnach hat derſelbe jeden Gläubiger den auf 
ihn berechneten Betrag gegen Quittung abzuführen, von je— 
nen Gläubigern, welche ihre Forderungen ganz erhalten, die 
Zurückſtellung der Schuldſcheine, und Aushändigung aller Li— 
quidirungs-Acten vorläufig abzufordern; bey jenen Gläubi— 
gern aber, welche ihre Forderungen nur zum Theile erhalten, 
den Betrag der geleiſteten Zahlung auf dem Original-Schuld— 
ſchein genau anzumerken, und nach eingelegtem Gegenſcheine 


abzuſchreiben; für jene Gläubiger endlich, welche ſich ihrer 
Zahlung halber binnen drey Monathen nicht anmelden, den 
auf fie ausgemeſſenen Betrag, jedoch für jeden ins beſondere, 
in die gerichtliche Verwahrung zu geben. 

Über die Abfertigung der Gläubiger hat der Verwalter 
gemeinſchaftlich mit dem Creditoren-Ausſchuſſe, nachdem ihm 
die Abſchrift der Vertheilung zugefertiget worden iſt, ſeinen 
ausführlichen Bericht an den Richter zu erſtatten, die von 
ſeinem Gläubiger aufgeſtellte Quittung, zurück geſtellten 
Schuldſcheine und ausgehändigten Acten, dann die Erlags— 
ſcheine über die allenfalls in die gerichtliche Verwahrung ge— 
gebenen Beträge anzuſchließen; der Richter aber ſoll dieſen 
Bericht genau durchgehen, und wenn die Abfertigung der 
Gläubiger der zurückbehaltenen Original-Vertheilung gemäß, 
und ſonſt in allem richtig befunden wird, den Concurs als 
beendigt erklären. (SF. 41—45 der C. O.) 

F. 302. 

Auch der Sequeſter eines unbeweglichen Gutes, oder an— 
derer Einkünfte, iſt als ein Curator anzuſehen. 

Die Sequeſtration iſt zwey fach: 

1) Eine Sequeſtration zur Sicherſtellung; 
2) Eine executive Sequeſtration. 

Die Fälle der erſteren Art der Sequeſtration ſind fol— 
gende: 

a) Wenn zwiſchen dem Kläger und Gellagten ſtreitig iſt, 
welchem Theile der Beſitz einer Sache oder Gerechtſa— 
me gebühre, und kein Theil ſein Recht zum Beſitze 
gleich erweiſen kann, ſoll auf Begehren eines oder des 
andern Theiles die Sequeſtration (wenn nähmlich die 
Erlegung der ſtreitigen Sache zu Gerichtshanden nicht 
thunlich ift) verwilliget werden. (Allg. Gerichts-Ordnung 
K. 292.) Dieſer Fall ſetzt voraus, daß ſich noch keiner 
aus den ſtreitenden Theilen im Beſitze der Sache befinde. 

b) Behaupten aber beyde Theile, daß fie ſich im Beſitze 
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der Sache befinden, und es zeigt ſich nicht auf der 
Stelle, wer aus denſelben ſich in einem echten Beſitze 
befinde, und in wie fern der eine oder andere Theil auf 
gerichtliche Unterſtütung Anſpruch habe; fo wird die 
in Streit verfangene Sache der Gewahrſame des Ge— 
richtes, oder eines Dritten anvertraut, bis der Streit 
über den Beſitz verhandelt und entſchieden worden iſt. 
(Allg. bürgl. Geſetzb. F. 347.) h 

c) Wenn der bloße Inhaber von mehreren . — 
zugleich um die Übergabe der Sache angegangen wird, 
und ſich einer darunter befindet, in deſſen Nahmen die 
Sache aufbewahrt wurde; ſo wird ſie vorzüglich dieſem 
übergeben, und die Übergabe den übrigen bekannt ge: 
macht. Kommt dieſer Umſtand keinem zu Statten, ſo 
wird ſie der Gewahrſame des Richters, oder eines Drit⸗ 
ten anvertraut. (Allg. bürgl. Geſetzb. F. 348.) 

d) Da der Kläger eine Sache oder Gerechtſame anſprü— 
chig macht, in derem Beſiße der Geklagte ſich befindet, 
und eine Gefahr erweislich macht, daß der Beklagte 
ſolche während des Prozeſſes veräußern, verderben, oder 
Schaden nehmen laſſen dürfte; ſtehet demſelben, gegen 
Darbiethung hinlänglicher Sicherheit, für den dem Be— 
klagten etwa erwachſenden Schaden, bevor, um die Se— 
queſtration anzulangen, worüber ſogleich eine Tagſa— 
ßung anberaumt, der Beklagte mit feinen Behelfen ge— 
höret, und bey erwieſener Gefahr, gegen Leiſtung hin— 
länglicher Sicherheit, die Sequeſtration verwilligt wer— 
den fol. (Allg. Gerichts-Ordnung . 295.) 

e) Bey Concursfällen, oder wenn ein mit der Erblichkeit 
begabter Poſtmeiſter wegen Schulden unvermögend 
wird, die Poſt ſelbſt fortzuführen, kann ſie zwar ge— 
richtlich ſequeſtriret, und durch einen tauglichen, ge— 
prüften, und der politiſchen Landesſtelle begnehmigten 
Adminiſtrator für den Verſchuldeten an die Maſſe fort: 
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länger dauern, als ſechs Monathe, binnen welcher Zeit 
die Gläubiger, oder die Vertreter der Maſſe die Be— 
willigung zur Veräußerung anzuſuchen, und ſodann 
bey dem Verkaufe nach den oben beſtimmten Maßre— 
geln ſich zu benehmen haben. (Pat. vom 15. September 
1785, Nro. 466.) 
Fälle der executiven Sequeſtration find: 
a) Wenn Jemand einen gerichtlichen Vergleich, oder Ur— 
theilsſpruch für ſich hat, und ſeine Befriedigung ledig— i 
lich aus den Früchten oder Gefällen einer Sache ſuchen 
will. In dieſem Falle ſoll der Richter auf deſſen Anlan— 
gen ihm hierauf das Pfandrecht ertheilen, und bewilli— 
gen, daß zu dem Ende der Spruch oder Vertrag, falls 
die Früchte eines liegenden Gutes in die Execution ge— 
zogen werden ſollen, bey der Landtafel, oder bey dem 
Stadt: oder Grundbuche vorgemerkt, dann daß ein 
Sequeſter zur Einhebung dieſer Früchte oder der Ger 
fälle aufgeſtellt werde. (Allg. Gerichts⸗Ordnung F. 320.) 

b) Ein Fideicommiß⸗Gläubiger kann die Bezahlung einer, 
ſelbſt mit gerichtlicher Bewilligung, auf dem Fideicom— 
miſſe haftenden Schuld nicht aus dem Stammgute, ſon— 
dern nur aus den Einkünften desſelben verlangen. (Allg. 
bürgl. Geſetz. F. 642.) Ihm ſteht daher auf das Fidei— 
commiß kein anderes Executionsmittel, als das oben 
sub a angeführte zu Gebothe. 

c) Hat der Erbzinsmann den Zins in der bedungenen 
Zeit nicht abgeführt; ſo kann der Erbzinsherr verlau— 
gen, daß die Nutzung in Beſchlag genommen, und er 
aus derſelben ſchadlos gehalten werde. (Allg. b. Geſetzb. 
$. 1135.) 

d) Da in Folge des F. 320 der Gerichts-Ordnung dem 
Gläubiger, ſo bald durch das Urtheil die Liquidität ſei— 
ner Schulden erkannt, und über die beſtimmte Friſt 
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die Zahlung nicht geleiſtet iſt, gleich mit dem erſten 
Schritte der ergriffenen Execution die vollkommene Be— 
deckung auf das in die Execution gezogene Gut zu lei— 
ſten iſt; ſo ſoll auf das nähmliche Executionsgeſuch nach 
Vorſchrift des F. 320 zugleich die Vormerkung bewil⸗ 
ligt, und zugleich ein Sequeſter aufgeſtellt werden. 
(Hofdeeret vom 22. Februar 1784, Nro. 248.) Wenn 
jedoch dieſe Früchte oder die Einkünfte in einem gewiſ— 
ſen Geldbetrage beſtünden, z. B. in Zinſen von einem 
Capitale u. dgl., wäre ſie dem Kläger ohne einen Se— 
queſter aufzuſtellen, nach dem Maße ſeiner Forderung 
ſogleich einzuantworten, und über die von dem Rich— 
ter an die betreffende Caſſe, oder Auszahler dieſes Gel— 
des unmittelbar und zu gleicher Zeit zu geſchehen ha— 
bende Zuſtellung der ergangenen Einantwortungs-Ver— 
ordnung zu erfolgen. (Allg. Gerichts-Ordnung F. 321.) 
$. 303. 

Die Obliegenheiten des Sequeſters beſtehen darin, die 
ſequeſtrirte Sache oder Gerechtſame, als ein guter Haus— 
wirth zu beſorgen, und die Nutzungen da zu erlegen, wo es 
der Richter zur Sicherheit, und nach Vernehmung beyder 
Theile verordnen wird. 

Dieſe Verpflichtungen ſollen demſelben auch in ſeinem An— 
ſtellungsdecrete eingefchaltet werden. *) (Allg. G. F. 296.) 

Der Sequefter fol längſtens 30 Tage nach Verfließung 
jeden Jahres feine Rechnung bey Gericht einreichen. (Eod. 
K. 297.) Insbeſondere hat ſich der Sequeſter genau nach der 
Vorſchrift des Hofdecrets vom 12. October 1790, Nro. 63, 
zu benehmen, welches anordnet: „Durch die von einem Gläu— 
„biger bewirkte Sequeſtration der Einkünfte einer Realität, 
„ſie möge im Executionswege, oder als Sicherſtellungsmittel 
„erwirft worden ſeyn, könne der ſchuldigen Abführung der 


*) Dieſe Anſtellungsdecrete unterliegen dem Stämpel der 5. Claſſe 
pr. 15 kr. (pat. vom 5. October 1802, §. 22. 
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„Intereſſen von den auf die ſequeſtrirte Realität bereits frü— 


„ber vorgemerkten Capitalien nicht der mindeſte Abbruch ge— 
„ſchehen, ſondern ſolche Intereſſen ſeyen auch von dem Se— 
„queſter, fo weit die Einkünfte des ſequeſtrirten Gutes zu— 
„reichen, nach Ordnung der Priorität der Capitalien abzu— 
„führen, und könne der Sequeſtrationswerber feine Rechte 
„nur in fo weit geltend machen, als von den Einkünften des 
„fequeftrirten Gutes nach Abzug der Intereſſen die auf ſel— 
„ben vorgemerkten Capitalien etwas erübriget.“ Übrigens kön⸗ 
nen auch hier die Sequeſtrations-Intereſſenten den Sequeſter 
mit einer beſondern Inſtruction verſehen, und ihm ſo, wie 
die Gläubiger der Concursmaſſe ihren Maſſeverwalter, ſeine 
Obliegenheiten vorzeichnen. 
F. 304. 

Taubſtumme, d. i. jene Perſonen, welche nicht hören und 
nicht ſprechen können, ſind zwar meiſtens auch in geiſtiger 
Hinſicht ſehr unbehülflich, und in vielen Fällen den Blödſin— 
nigen ganz gleich zu achten. Doch iſt dieſes nicht immer der 
Fall. Denn obgleich meiſtens die Stummheit nur eine Folge 
der Taubheit iſt, mit welchen Gebrechen ſie ſchon bey der 
Geburt, oder wenigſtens in ihrem früheſten Lebensalter be— 
haftet wurden; ſo kann dieſer Zuſtand doch auch öfters in 
der Folge zu einem Zeitpuncte eintreten, wo bereits ihr Ver— 
ſtand zur Reife gediehen iſt; auch gibt es derzeit Unterrichts— 
Anſtalten, wo ſelbſt ſolche, welche von ihrer Geburt an mit 
dieſem Übel heimgeſucht ſind, eine zu ihrem Fortkommen hin— 
reichende geiſtige Bildung erhalten. Aus dieſem Grunde hat 
daher auch der höchſte Geſetzgeber Anſtand genommen, ſolche 
Perſonen überhaupt von der eigenen Beſorgung ihrer Ange— 
legenheiten, und der Verwaltung ihres Vermögens, welche 
der Regel nach dem Eigenthümer nicht entzogen werden ſoll, 
auszuſchließen. — Darum iſt bey jedem Taubſtummen, bevor 
er feine Großjährigkeit erreicht, genau zu prüfen, ob ihm ein 
ſolcher Mangel ſeines Verſtandesgebrauches anklebe, welcher 
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als Blödſinn anzuſehen iſt, der ihm daher auch ohne dieſes 
phyſiſchen Gebrechens zu eigener Beſorgung ſeiner Angelegen— 
heiten untauglich machen würde. — Iſt dieſes der Fall, ſo 
muß natürlich die Vormundſchaft über ihn weiter fortgeſeßt 
werden, oder, im Falle dieſe phyſiſche Unvollkommenheit erſt 
ſpäter eintreten, und den Taubſtummen in den Zuſtand eines 
förmlichen Blödſinnes verſetzen ſollte, die Curatel über ihn 
verhänget werden. Indeſſen kann es auch dem nicht förmlich 
als Blödſinnig erklärten Taubſtummen, welchem jedoch der 
Mangel des Gebrauches der Sprach- und Gehörwerkzeuge 
im täglichen Verkehre immer Schwierigkeiten und Hinder— 
niſſe in den Weg legt, ſelbſt wünſchenswerth erſcheinen, daß 
ſeine Angelegenheiten durch einen Curator beſorget werden; 
es kann daher auch das Gericht keinen Anſtand nehmen, auf 
Verlangen der Taubſtummen ſelbſt, entweder die Vormund— 
ſchaft fortzuſetzen, oder eine neue Curatel über ihn zu eröff— 
nen. — Für alle Fälle muß aber der Taubſtumme zu gericht 
lichen Handlungen immer mit einem Sachwalter erſcheinen, 
der in deſſen Nahmen eine deutliche, allgemein verſtändliche 
Außerung abzugeben fähig iſt. (F. 275 des a. b. Gtzb. und 
Zeillers Commentar hierzu.) Jedoch muß das Gericht doch 
immer von dem Umſtande ſich zu überzeugen trachten, daß 
die zu einer gerichtlichen Handlung mit dem Taubſtummen 
erſcheinende Perſon wirklich von ihm als deſſen Sachwalter 
vor Gericht auserwählt worden ſey. Überhaupt wird es ſehr 
zweckdienlich ſeyn, wenn das Gericht beſonders bey ſolchen 
Taubſtummen, welche nicht ſelbſt ſchreiben konnen, und das 
Geſchriebene nicht verſtehen, gleich anfänglich darauf drin— 
get, daß fie einen beſtimmten Sachwalter erwählen, an wel— 
chen ſohin auch die Zuſtellungen gerichtlicher Verordnungen, 
welche den Taubſtummen betreffen, gerichtet werden koͤnnen. 
F. 305. 

Abweſende haben der Regel nach durch Aufſtellung eines 

Bevollmächtigten in ihrem Wohnſitze ſelbſt für die Bewahrung 
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ihrer Rechte zu ſorgen, und das Gericht iſt daher weder be⸗ 


rechtiget, noch verpflichtet, für ſie, aus bloßer Beſorgniß, 
daß ſie durch ihre Abweſenheit hier und da zu Schaden kom— 
men können, einen Curator für ſelbe aufzuſtellen. Wenn 
aber bey einem Gerichte Rechtsgeſchäfte verhandelt werden, 
wo Abweſende als Theilnehmer erſcheinen, und ihre Rechte 
durch Verzug gefährdet, oder die Rechte eines Andern in ih— 
rem Gange gehemmt werden, dann muß zur Aufſtellung ei— 
nes Curators geſchritten werden. Auf dieſe Art und Weiſe 
nähmlich glaube ich, müſſe der F. 276 des a. b. Gtzb. aus⸗ 
gelegt werden, weil, wenn man ſich ganz buchſtäblich an den 
Wortlaut desſelben hält, jedem Abweſenden, ſo bald ſeine 
Abweſenheit bekannt wird, ein Curator aufgeſtellt werden 
müßte; weil bey jedem, der keinen ordentlichen Sachwalter 
zurück gelaſſen hat, die Gefahr eintritt, daß ſeine Rechte 
durch Verzug gehemmet werden, wo doch aus der klaren 
Abſicht des Geſeßgebers bey Erlaſſung dieſes Geſetzes hervor— 
leuchtet, daß er keinesweges die Aufſtellung eines Curators 
für jeden Abweſenden verordnen wollte. Es gibt aber zweyer— 


ley Gattungen von den Abweſenden, nähmlich: 1) ſolche, 


deren Aufenthaltsort bekannt iſt, und 2) ſolche, wo derſelbe 
unbekannt iſt. Im erſteren Falle iſt es dem aufgeſtellten Cu— 
rator von dem Geſetze zur beſonderen Pflicht gemacht, den 
Abweſenden von der Lage feiner Angelegenheiten zu unters 
richten, und dieſelben, wenn keine andere Verfügung getrof— 
fen wird, wie jene eines Minderjährigen zu beſorgen. Aus 
dieſem folgt, daß der Curator in allen jenen Geſchäften, 
welche zu dem ordentlichen Wirthſchaftsbetriebe gehören, 
aus eigener Macht vorgehen könne; daß er aber in allen 
andern Geſchäften an eine fremde Einwilligung gebunden 
ſey, und daher insbeſondere weder eine Erbſchaft eigenmäch— 
tig ausſchlagen, oder unbedingt annehmen, noch einen Pacht— 
vertrag abſchließen, noch ein mit geſetzmäßiger Sicherheit 
anliegendes Capital aufkündigen, noch eine 893 ab⸗ 
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treten, einen Rechtsſtreit vergleichen, eine Fabrik, Hand: 
lung oder Gewerbe anfangen, fortſetzen oder aufheben könne, 
(F. 233 des a. b. Gtzb.), und es frägt ſich daher nur, was 
für eine Einwilligung zur Gültigkeit ſolcher Verträge erfor: 
derlich ſey, die des Abweſenden ſelbſt, oder der Curatels— 
Behörde? Wenn der Abweſende auf die demſelben von dem 
Curator ertheilte Nachricht Antwort ertheilet, und dem von 
dem Curator abgeſchloſſenen Geſchäfte entweder ſeine Geneh— 
migung ertheilet, oder verſaget; ſo kann kein Zweifel ſeyn, 
daß hier ſich an die ausdrückliche ertheilte Weiſung des Ab— 
weſenden benommen werden müſſe. Wie aber, wenn der Ab— 
weſende keine Stimme von ſich gibt? — Iſt die Curatels— 
Behörde berechtiget, dieſelbe zu ſuppliren? Ich glaube nicht. 
Zwar könnte man verſucht werden, dieſes aus der Anordnung 
des Geſetzes, daß die Angelegenheiten eines Abweſenden, 
wenn keine andere Verfügung getroffen wird, wie jene eines 
Minderjährigen beſorgt werden ſollen, zu folgern; allein, 
nach dem Contexte des F. 276 des a. b. Gtzb. ſcheinet mit 
Recht auf das Gegentheil geſchloſſen werden zu können. 
Denn die Aufſtellung eines Curators für Abweſende findet 
nach F. 276 des a. b. Gtzb. nur Statt, wenn ſie ſelbſt keinen 
ordentlichen Sachwalter zurück gelaſſen haben, folglich iſt 
auch deutlich und klar, daß die Stelle eines Curators nur 
die eines ordentlichen Sachwalters vertreten ſolle. Damit 
aber Jemand als ein ordentlicher Sachwalter angeſehen werde, 
iſt nichts weiter erforderlich, als daß er mit einer allgemei— 
nen Vollmacht verſehen ſey, und in dieſem Falle iſt er gleich— 
falls bey vielen Geſchäften an die Zuſtimmung ſeines Macht— 
gebers gebunden, ohne daß eine Curatels-Behörde exiſtirte, 
welche dieſe Einwilligung ſuppliren könnte. 

In dem Falle aber, als der Aufenthaltsort des Abweſen— 
den ganz unbekannt iſt, hat ſich zwar der Curator alle Mühe 
zu geben, dieſen Aufenthaltsort auszuforſchen; wenn ihm 
aber dieſes nicht gelingt, ſo kann natürlich auch für ihn die 
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Verpflichtung nicht eintreten, den Abweſenden von der Lage 
ſeiner Angelegenheiten zu unterrichten. Auch in dieſem Falle 
ſcheint es nicht, daß die Curatels-Behoͤrde in denjenigen 
Fällen, wo der Curator aus eigener Macht nicht handeln 
kann, die Zuſtimmung des Abwefenden ſuppliren könne, weil 
in dem Falle, als der Abweſende einen, mit einer allgemei— 
nen Vollmacht verfehenen Bevollmächtigten zurück gelaſſen 
hätte, gleichfalls ſolche Fälle eintreten können, wo doch von 
einer Zuſtimmung der Curatels-Behorde gar keine Rede 
ſeyn könnte. f 

Iſt daher dem Abweſenden eine Erbſchaft angefallen, ſo 
har ſich der aufgeſtellte Curator für jeden Fall im Nahmen 
desfelben bedingt erbs zu erklären; was die Aufkündigung 
der mit geſetzmäßiger Sicherheit anliegenden Capitalien ber 
trifft, fo kann der Curator, ohne einer gegründeten Urſache, 
hierzu ohnehin keinen Antrag ſtellen. Wie aber, wenn eine 
dringende Schuld aus dem Vermögen des Abweſenden be— 
zahlt werden muß, und hierzu nichts Anderes erübriget, als 
ein ſolches Capital aufzukündigen? Ich glaube, daß in die— 
ſem Falle der Eurator ohne höhere Autoriſation berechtiget 
ſey, ein mit Sicherheit angelegtes Activ-Capital aufzukün— 
den. Denn der Gewalthaber iſt, ob er gleich eine beſchränkte 
Vollmacht hat, doch berechtiget, alle Mittel anzuwenden, 
die mit der Natur eines Geſchäftes nothwendig verbunden, 
oder der erklärten Abſicht des Machtgebers gemäß ſind. 
($. 1009 des a. b. Gb.) Es ſcheint nun aber ganz in der 
Natur des dem Curator übertragenen Geſchäftes zu liegen, 
liquide Paffiv- Schulden, welche von Seite der Gläubiger 
eingefordert werden, bey dem Mangel vorräthiger Barſchaft, 
und anderer dergleichen Zahlungsmittel, aus den vorhande— 
nen Activ- Schulden zu berichtigen. 

Pachtverträge aber ſcheinen von dem Curator für keinen 
Fall eingegangen werden zu können. Denn ein wirklicher 
Nothfall, das ganze, oder einen Theil des unbeweglichen Ver— 
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mögens in Pacht zu verlaſſen, oder etwas in Pacht zu geben, 
läßt ſich kaum denken; wegen bloßer Erzielung eines Gewins 
nes aber darf der Curator nichts unternehmen, zu welchem 
ihm das Geſetz die Berechtigung nicht ertheilet hat. Der 
Abweſende, welcher ſich von ſeinem Wohnſitze entfernte, 
ohne in Anſehung der Verwaltung ſeines gegenwärtigen, 
oder während feiner Abweſenheit ihm zufallenden Vermögens 
durch Aufſtellung eines gehörig Bevollmächtigten Vorſorge 
zu treffen, hat gewiß den Schuß des Geſeßgebers nicht in 
der Art anzuſprechen, als derjenige, welcher aus geiſtigen 
oder phyſiſchen Gebrechen der Beſorgung ſeiner Angelegen— 
heiten vorzuſtehen außer Stande iſt; auch ſcheint es, daß das 
Augenmerk des Curators eines Abweſenden mehr dahin ge— 
richtet ſeyn müſſe, denſelben in die Lage zu ſetzen, bey ſeiner 
Erſcheinung mit ſeinem Eigenthume frey ſchalten zu können, 
als den höchſt möglichſten Gewinn für ſelben zu erzielen. 
Darf der Curator eines Abweſenden Prozeſſe führen? 
Hier iſt zu unterſcheiden, ob der Abweſende als Geklagter 
erſcheinet, oder als Kläger auftreten ſoll. Im erſten Falle 
iſt ſein Aufenthalt entweder bekannt, oder er iſt unbekannt, 
oder wenn er bekannt iſt, ſo kömmt es darauf an, ob er ſich 
im Inlande oder Auslande befindet, Iſt fein Aufenthaltsort 
im Inlande, ſo wird ihm die Klage unmittelbar zu eigenen 
Händen zugeſtellt, und feine Sache iſt es nun, einen Rechts- 
freund zur Führung des Prozeſſes zu bevollmächtigen. Läßt 
er ſich hier eine Nachläſſigkeit zu Schulden kommen, ſo iſt 
dieſes ſein eigenes Verſchulden, und er muß die Folgen des— 
felben tragen. Iſt er aber im Auslande befindlich, wird ihm 
zwar die Klage durch die Poſt zugeſtellet, aber ihm deſſen 
ungeachtet auf ſeine Gefahr und Koſten ein Curator beſtellet, 
ihm dieſes auch durch ein öffentliches Edict zu dem Ende 
kund gemacht, damit er allenfalls einen andern Sachwalter 
beſtelle. Iſt endlich ſein Aufenthaltsort unbekannt, ſo wird 
zu deſſen Vertretung gleichfalls ein Curator beſtellet, und 
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dieſe Beſtellung durch öffentliches Edict zu obigem Zwecke 
kund gemacht. (SS. 391 und 302 ber a. b. G. O.) Findet 
dagegen der für einen Abweſenden aufgeſtellte Curator für 
nothwendig, gegen einen Andern als Kläger aufzutreten, ſo 
liegt dieſes gleichfalls innerhalb der Gränzen, der ihm von 
dem Geſetze ertheilten Vollmacht. Denn der Curator wird 
ja für den Abweſenden eben zu dem Zwecke aufgeſtellt, damit 
ſein Recht nicht gefährdet werde, und zur Erreichung dieſes 
Zweckes kann ja eben oft die Fortführung eines Prozeſſes 
nothwendig werden. Würde der Curator einen muth willigen 
Prozeß beginnen, ſo wäre er dafür verantwortlich. 

Wie aber, wenn der Curator ſieht, daß er durch Schlie— 
ßung eines Vergleiches dem Abweſenden Vortheil verſchaffen 
würde, darf er ſich deſſen ungeachtet in keinen Vergleich ein— 
laſſen? Kann man ihn nicht wenigſtens hier als einen Ge— 
ſchäftsführer ohne Auftrag anſehen, und nach den daſelbſt 
aufgeſtellten Beſtimmungen behandeln? Ich glaube, daß ein 
Vergleich, welcher zwiſchen dem Curator eines Abweſenden, 
und ſeinem Gegner geſchloſſen würde, ſo lange keine Gültig— 
keit erlange, bis nicht die Zuſtimmung des Abweſenden er— 
folgt iſt. Denn nur in ſo fern der Gewalthaber nach dem 
Inhalte der Vollmacht den Gewaltgeber vorſtellt, kann er 
ihm Rechte erwerben, und Verbindlichkeiten auflegen. (K. 
1017 des a. b. Gtzb.) So bald der Curator aber einen Ver: 
gleich abſchließt, überſchreitet er die Gränzen ſeiner ihm von 
dem Geſetze eingeräumten Vollmacht, und iſt daher außer 
Stande, für den Abweſenden Rechte zu erwerben, oder dem— 
ſelben Verbindlichkeiten aufzulegen. 

Eine weitere Frage entſteht hier, ob und wie fern dem 
Curator eines Abweſenden Zahlungen gemacht werden kön— 
nen? Da der Curator angewieſen iſt, die Angelegenheiten 
des Abweſenden, in ſo fern letzterer ſelbſt keine andere Ver— 
fügungen getroffen hat, gleich denen eines Minderjährigen 
zu beſorgen; ſo ſcheint es auch, daß er aus eigener Macht 


eine Zahlung nicht in Empfang nehmen könne, weil auch ein 
Vormund ohne höhere Ermächtigung dieſes nicht thun darf. 
Von einer Ermächtigung der Curatelsbehoͤrde kann aber nach 
der oben entwickelten Anſicht keine Rede ſeyn. Für den 
Schuldner, welcher zu bezahlen hat, bleibt daher nichts an- 
ders übrig, als den ſchuldigen Betrag gerichtlich zu hinter: 
legen, ($. 1425), und nur durch dieſe gerichtliche Hinter— 
legung wird er von ſeiner Verbindlichkeit befreyt. Iſt von 
felbem eine Sache abzutragen, welche zur gerichtlichen Hinz 
terlegung nicht geeignet iſt; ſo hat der Schuldner das Ge— 
richt anzugehen, daß es die Einleitung zu deren Mama 
rung treffe. (Eod.) 
F. 306. 

Ein zur ſchweren oder ſchwerſten Kerkerſtrafe verurtheil— 
ter Verbrecher hat das Befugniß verloren „ſeinen Angelegen— 
heiten ſelbſt vorzuſtehen, (F. des erſten Theiles des St. G. 
B.), und iſt ſohin den Minderjährigen in dieſer Hinſicht 
gleich geworden. Es muß ihm daher auch in dem Falle, als 
er ein Vermögen beſitzt, welches durch die länger fortdauernde 
Strafe einer Gefahr ausgeſetzt ſeyn würde, ein Curator auf— 
geſtellt werden. (F. 279 des a. b. Gtzb.) Während der Vers 
brecher ſich noch in der Unterſuchung befindet, iſt die Auf— 
ſtellung eines Curators nicht nöthig, weil ſelbſt in dem Falle, 
als die Unterſuchung im Verhaͤfte vorgenommen wird, dem— 
ſelben immer unbenommen bleibt, durch Aufſtellung eines 
Sachwalters ſeine Angelegenheiten beſorgen zu laſſen, wel— 
chem der Zutritt zu demſelben, um ſich über deſſen Angelegen— 
heiten zu beſprechen, nicht wohl verfagt werden kann. Ein 
Gleiches iſt der Fall in Anſehung desjenigen, welcher nur zur 
einfachen Kerkerſtrafe verurtheilt worden iſt. Da aber der 
Curator, welcher für die Beſorgung der Angelegenheiten 
desjenigen aufgeſtellt wird, der zur ſchweren oder ſchwerſten 
Kerkerſtrafe verurtheilt iſt, nicht bloß die Stelle eines Sach— 
walters vertritt, wie bey Abweſenden nach den oben gemach⸗ 


ten Bemerkungen (F. 305) der Fall iſt; fo unterliegt der: 
ſelbe, ſo, wie der Vormund, der obern Leitung der Curatels— 
Behörde. 

g. 307. 

Ein beſonderer Fall, in welchem einem Abweſenden ein 
Curator aufgeſtellt werden muß, tritt aber dann ein, wenn 
die Todeserklärung desſelben angeſucht wird. Dieſe Todes— 
erklärung kann aber von verſchiedenen Perſonen, und zu eis 
nem zweyfachen Zwecke angeſucht werden: 

Erſtens von dem Erben, um dadurch den Beſitz ſeines 
Vermögens zu erlangen. 

Zweytens von dem Gatten, um dadurch zur weitern 
Ehe ſchreiten zu können. 

In beyden Fällen muß, voraus geſeßt, daß die Erforder— 
niſſe, um die Todeserklärung anſuchen zu können, überhaupt 
vorhanden ſeyen, für den Abweſenden ein Curator aufgeſtellt 
werden; allein die Vorſichten, welche ſo wohl die Behörde, 
als der Curator, in dem einen oder andern Falle zu beobach— 
ten hat, ſind verſchieden. 

F. 308. 

Damit die, vermöge Teſtament, oder durch das Geſetz 
berufenen Erben eines Abweſenden um die Todeserklärung ein— 
ſchreiten können, wird vor allem erfordert, daß die geſetzliche 
Vermuthung vorhanden ſey, der Abweſende ſey bereits ver— 
ſtorben. Dieſe geſetzliche Vermuthung iſt aber in folgenden 
Fällen vorhanden: 

1) Wenn ſeit ſeiner (des Abweſenden) Geburt ein Zeit— 
raum von achtzig Jahren verſtrichen, und der Ort ſei— 
nes Aufenthaltes durch zehn Jahre unbekannt geblie— 
ben iſt; | 

2) ohne Rückſicht auf den Zeitraum von feiner Geburt, 
wenn er durch dreyßig volle Jahre unbekannt geblieben; 

5) wenn er im Kriege ſchwer verwundet worden, oder, 
wenn er auf einem Schiffe, da es ſcheiterte, oder in 
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einer andern nahen Todesgefahr geweſen iſt, und ſeit 
der Zeit durch drey Jahre vermißt wird. (F. 24 des 
a. b. Gtzb.) 

Iſt nun einer aus den hier angeführten drey Umſtänden 
vorhanden, und wird mit Darthuung desſelben von den 
Erben um ſeine Todeserklärung angeſucht; ſo hat ſich das 
Gericht, welches hier die Perſonal-Inſtanz des Abweſenden 
iſt, auf folgende Art und Weiſe zu benehmen. 

$. 309. 

Vor allem hat dasfelbe für den Abweſenden einen Cura— 
tor zu ernennen, dann hat es Abweſenden durch ein auf ein 
ganzes Jahr geſtelltes Edict mit dem Beyſatze vorzuladen, 
daß das Gericht, wenn er während der Zeit nicht erſcheint, 
oder dasſelbe auf eine andere Art in die Kenntniß ſeines Le— 
bens ſetzt, zur Todeserklärung ſchreiten werde. (F. 277 des 
a. b. Gtzb.) 

$. 310. 7 

Die Aufſtellung eines Curators hat hier hauptſächlich 
den Zweck, damit er den Verhältniſſen des Abweſenden, und 
den Mitteln, von deſſen Leben oder Tode ſichere Nachricht 
zu erhalten, genauer nachforſche, und feine Entdeckung dem 
Gerichte, um die weiteren Vorladungen, oder die Todeser— 
klärung überflüſſig zu machen, mittheile, oder ſich doch zur 
Widerlegung der Gründe des Geſuches bereit halte. (Zeil— 
lers Commentar zu F. 272, Nro. 4.) Aus dieſem hier ange— 
führten Zwecke, um deſſen willen für den Abweſenden hier 
ein Curator aufgeſtellt wird, ergeben ſich ſeine Obliegenhei— 
ten, von dem Zeitpuncte ſeiner Aufſtellung, bis zur erfolgten 
Todeserklärung, von ſelbſt, und bedürfen keiner näheren Aus— 
einanderſetzung. 

$. 311. 

Nach Ablauf des Jahres hängt es von dem Geſuchſteller 
ab, die Erledigung ſeines Geſuches zu verlangen, oder davon 
(ſtillſchweigend oder ausdrücklich) abzuſtehen. So lange alſo 


— 
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von dem Geſuchſteller kein neuerliches Anſuchen vorkömmt, 
hat auch das Gericht nichts zu veranlaſſen. Iſt aber ein ſolches 
Geſuch geſtellt worden, ſo muß das Gericht den Curator, 
welcher in der Zwiſchenzeit Nachricht von dem Leben des Ab— 
weſenden erlangt haben, oder wenigſtens in die nähere Kennt 
niß der Umſtände gekommen ſeyn konnte, die über das Leben 
oder den Tod desſelben verläßlichere Auskunft geben, ver— 
nehmen, den Gründen und Gegengründen durch ein ämtli— 
ches Verfahren, ohne jedoch an die Formen der Gerichts— 
ordnung gebunden zu ſeyn, näher nachforſchen, und darüber 
erkennen. (Eodem.) Das Erkenntniß iſt aber ohne Zweifel 
in Form eines Beſcheides, und nicht in der eines ordentlichen 
Urtheiles zu fällen, wider welches beyden Theilen der Recurs 
an das Obergericht offen bleibt. Ob der Curator zur Hintan⸗ 
haltung jeder Verantwortlichkeit den Recurs zu ergreifen 
habe, oder ſich mit dem Erkenntniſſe der untern Behörde be— 
gnügen könne, wird von dem Umſtande abhängen, ob Gründe 
vorhanden ſeyen, welche die Abänderung des erſtrichterlichen 
Erkenntniſſes erwarten laſſen, oder nicht. Im letzteren Falle 
wäre die Ergreifung eines Recurſes offenbar muthwillig; im 
erſteren Falle aber dagegen kaum zu vernachläſſigen, wenn 
ſich nicht der Curator der Gefahr ausſetzen will, ſeiner Zeit, 
wenn der Abweſende doch wieder erſcheinen ſollte, wegen der 
vielleicht durch ſein Verſchulden geſchehenen vorläufigen Ver— 
mögenseinantwortung an die Erben, Verantwortung zuzu— 
ziehen. 
F. 312. 

Wird von dem Gatten die Todeserklärung des Abweſen— 
den zu dem Zwecke angeſucht, um zu einer neuen Ehe ſchrei— 
ten zu können, ſo müſſen eben jene Bedingungen vorhanden 
ſeyn, welche F. 308 aufgezählt worden find, und es muß 
überdieß die Abweſenheit des Gatten mit ſolchen Umſtän— 
den begleitet ſeyn, welche keine Urſache zu zweifeln übrig 
laſſen, daß der Abweſende verftorben ſey. (F. 112 des a. b. 
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Gtzb.) Hier wäre es alſo nicht genug, bloß darzuthun, daß 
der Gatte bereits dreyßig Jahre abweſend ſey, es müſſen 
noch andere Umſtände hinzutreten, aus welchen man mit 
Wahrſcheinlichkeit auf den wirklichen Tod desſelben ſchließen 
könnte. Auch iſt hier das Beſondere, daß dieſes Geſuch nicht 
bey der Perſonal-Inſtanz des Abweſenden, ſondern bey dem 
Landrechte des Bezirkes angebracht wird, wo der zurück 
gelaffene Ehegatte feinen Wohnſiß hat. (Eodem.) 
$. 313. 

Wird nun ein ſolches Geſuch unter den geſetzlichen Erfor— 
derniſſen bey dem Landrechte angebracht, ſo hat dasſelbe gleich— 
falls einen Curator zur Erforſchung des Abweſenden aufzu— 
ſtellen. ($. 115 des a. b. Gtzb.) Die Obliegenheiten desſelben 
ſind daher die nähmlichen, wie die des Curators, von denen 
oben K. 310 Meldung gemacht worden iſt; nur iſt hier die 
genaue Erfüllung dieſer Pflichten um ſo wichtiger, je wichti— 
ger das Rechtsverhältniß iſt, das durch dieſe Todeserklärung 
gegründet werden ſoll. — Zugleich iſt der Abweſende durch 
ein auf ein ganzes Jahr geſtelltes, und drey Mahl den öffent— 
lichen, nach Umſtänden auch den ausländiſchen Zeitungsblät— 
tern einzurückendes Edict mit dem Beyſatze vorzuladen, daß 
das Gericht, wenn er während dieſer Zeit nicht erſcheint, oder 
ſelbes auf eine andere Art in die Kenntniß feines Lebens ſeßt, 
zur Todeserklärung ſchreiten werde. (Eodem.) 

F. 314. 

Nach fruchtlofer Verſtreichung dieſes Zeitraumes iſt, doch 
erſt auf wiederhohltes Anſuchen des verlaſſenen Ehe— 
gatten, das Fiscalamt, oder ein anderer rechtſchaffener und 
ſachverſtändiger Mann, zur Vertheidigung des Ehebandes zu 
beſtellen. Dieſem hat der Curator ſeine etwa geſammelten 
Nachrichten und Behelfe mitzutheilen, und auf dieſe, dann 
die anderen, aus den Acten hervorgehenden Umſtände geſtützt, 
hat derſelbe die für die Aufrechthaltung der Ehe hervorgehen 
den Gründe darzuſtellen. Es könnte wohl Manchem hier auf: 
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fallend ſcheinen, warum hier ein beſonderer Curator zur Aus— 
forſchung des Abweſenden, und wieder ein anderer zur Ver— 
theidigung des Ehebandes aufgeſtellt wird? — Ich glaube 
nun hier bemerken zu müſſen, daß es vom Geſeßgeber gerade 
zu nicht verbothen iſt, die nähmliche Perſon, welche als Cu— 
rator ernannt iſt, auch als Vertheidiger des Ehebandes anzu— 
wenden, wenn anders deſſen Rechtlichkeit und Sachkenntniß 
dagegen kein Hinderniß in den Weg legt. — Allein ſehr weislich 
hat der höchſte Geſetzgeber dieſe beyden Arten Curatelen nicht 
in nothwendige Verbindung mitſammen geſeßt, weil zur Ver— 
theidigung des Ehebandes juridiſche Kenntniſſe unumgänglich 
nothwendig ſind, dagegen ſehr oft ein anderer, nicht rechts— 
verſtändiger Mann, welcher um die Privatverhältniſſe des Ab— 
weſenden genauere Kenntniſſe beſitzt, zur Ausforſchung des 
allenfälligen Aufenthaltsortes desſelben viel geneigter erſchei— 
nen mag. Über die dießfalls eingeleitete Verhandlung hat das 
Landrecht dann, und zwar, wie F. 311 bemerkt worden iſt, 
ohne Schöpfung eines ordentlichen Urtheiles zu erkennen. 
Wird erkannt, daß der Vermißte noch nicht für todt zu hal— 
ten, daher die angetragene Wiederverehelichung nicht zuläſſig 
ſey, ſo iſt dieſes Erkenntniß dem Intereſſenten kund zu machen, 
und es ſteht ſonach dem ſich dadurch gekränkt fühlenden Gat— 
ten frey, ſich gegen dieſes Erkenntniß bey dem Appellations— 
gerichte zu beſchweren. Wird das unterrichterliche Erkenntniß 
von Seite dieſes obern Gerichtes beſtätiget, ſo muß es ſich 
derſelbe auch gefallen laſſen. (Hofdecret vom 7. Aprill 1785, 
Nro. 405.) Wird aber erkannt, daß der abweſende Ehegatte 
für todt zu halten, und dem rückgelaſſenen Gatten daher die 
Wiederverehelichung zu bewilligen ſey, dann iſt dieſes Erkennt— 
niß nicht ſogleich kund zu machen, ſondern an das Oberge— 
richt, und von dieſem mit ſeinem Gutachten an die oberſte 
Juſtizſtelle zur oberſten Schlußfaſſung vorzulegen. (F. 114 
des a. b. Gtzb. und Commentar in dieſem F.) 


— 302 — 


H. 315. 

Nun haben wir die verſchiedenen Fälle, wo ein Curator 
aufgeſtellt zu werden pflegt, durchgegangen; nun ſchreiten 
wir zur Beantwortung der Frage, welches Gericht den Euras 
tor zu beſtellen habe? — Dieſe Frage iſt durch den Wortlaut 
des F. 280 des a. b. Gtzb. dahin beantwortet, daß der Regel 
nach dasjenige Gericht, welchem die Ernennung eines Vor— 
mundes zuſteht, den Curator zu beſtellen habe. Es iſt alſo 
hier im Allgemeinen das nähmliche anzunehmen, was in den 
S. 25— 41 von den Vormundſchaften geſagt worden iſt. 

F. 316. 

Indeſſen gibt es von dieſer hier aufgeſtellten ee man⸗ 
che Ausnahmen. Denn eben der F. 280 des a. b. Gtzb. ent⸗ 
hält, daß, wenn es ſich um die Verwaltung einer Sache, oder 
eines Geſchäftes handelt, welches zu einem andern Gerichts⸗ 
ſtande gehöret, auch dieſer Gerichtsſtand den Curator zu er- 
nennen habe. Hieraus folgt, daß 

a) zur Verwaltung eines unbeweglichen 25005 im Falle 
kein Vormund vorhanden iſt, immer von der nähmlichen 
Behörde, deſſen Gerichtsbarkeit das unbewegliche Gut 
unterliegt, der Curator beſtellt werden muß. Beſitzt da⸗ 
her z. B. der als blödfinnig oder verſchwenderiſch Er⸗ 
klärte mehrere unbewegliche Güter, welche in ſeinem 
Nahmen verwaltet werden müſſen; ſo hat ohne Unter⸗ 
ſchied, ob ſelbe in der nähmlichen, oder in einer andern 
Provinz gelegen ſind, jede Real-Behörde in Anſehung 
des unter ihrer Jurisdiction befindlichen unbeweglichen 
Gutes einen Curator zu beſtellen. 

b) Der Curator des Fideicommiſſes, oder der Nachkom⸗ 
menſchaft in dasſelbe, wird aus eben dieſem Grunde nicht 
von der Perſonal-Behörde des Curanden, ſondern von 
der Fideicommiß-Behöoͤrde ſelbſt beſtellet. 

c) Eben ſo wird der Verlaſſenſchafts-Curator von ener 
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Behörde benennet, welcher die Abhandlungspflege über 
die betreffende Verlaſſenſchaft zuſtehet. 

d) Der Concurs-Maſſevertreter und Maſſe-Curator wird 
von der Concurs⸗Inſtanz (letzterer jedoch über Einver— 
nehmen der Gläubiger, und nach dem an den Tag ge— 
legten Willen derſelben) ernennet, welche in Anſehung 
des beweglichen Vermögens überhaupt, und in Anſehung 
des in der nähmlichen Provinz gelegenen unbeweglichen 
Vermögens insbeſondere die Perſonal-Behörde des Cri— 
datars iſt. 

e) Für die Abweſenden überhaupt ſtellt jene Behörde den 
Curator auf, bey welcher die Geſchäfte derſelben vor— 
fallen. Endlich 

) wird für denjenigen abweſenden Ehegatten insbeſondere, 
gegen den die Todeserklärung und Auflöſung des Ehe— 
bandes angeſucht wird, von Seite desjenigen Landrech— 
tes, in deſſen Provinz der zurückgelaſſene Ehegatte ſei⸗ 
nen Wohnſitz hat, der Curator aufgeſtellt. 

$. 317. 

Ferner ſagt hier das Geſetz, daß unter der nähmlichen 
Vorſicht, und nach den nähmlichen Grundſätzen, wie bey Be⸗ 
ſtellung eines Vormundes, auch bey Ernennung eines Cura— 
tors vorzugehen ſey. (F. 230 des a. b. Gtzb.) Allein auch die- 
ſe geſetzliche Anordnung kann bloß der Regel nach gelten, da 
es ohne Zweifel auch von dieſer mehrere Abweichungen gibt. 
Denn 

a) wird z. B. der Curator der Nachkommenſchaft bey Fi— 
deicommiſſen gewöhnlich aus der Zahl der Advocaten 
gewählet, welches auch in der Hinſicht als nothwendig 
ſich darſtellet, weil derſelbe beſtimmt iſt, die Rechte der 
Nachkommenſchaft zu vertreten. Auch der Fideicommiß— 
Curator wird bey mehreren Fideicommiß-Behörden aus 
eben dieſer Claſſe der Rechtsverſtändigen erwählet; al— 
lein da derſelbe nach den F. 296 geſchilderten Obliegen— 
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heiten eigentlich nur dazu beſtimmet iſt, für die Auf— 
rechthaltung des Fideicommiß-Gutes zu wachen, und 
dafür zu ſorgen, daß die jährlichen Depurationen rich— 
tig vor ſich gehen, zu welchem Rechtskenutniſſe zwar 
nüßlich, jedoch nicht unumgänglich nothwendig erfor— 
derlich ſind; ſo iſt hier kein Grund vorhanden, von der 
allgemeinen Regel eine Ausnahme zu machen. 

b) Bey Aufftellung eines Verlaſſenſchafts-Curators wird 
ſich gleichfalls nicht nach der hier oben aufgeſtellten 
Regel benommen, ſondern, wenn ein ſolcher aufzuſtel— 
len nöthig befunden wird, wird er gleichfalls aus der 
Zahl der vorhandenen Rechtsfreunde genommen, wel— 
ches aus einem gleichen Grunde, wie oben bey dem 
Poſteritäts-Curator bemerkt wurde, als zweckmäßig 
ſich darſtellet, da ein ſolcher Curator die Pflicht auf 
ſich hat, die Verlaſſenſchaftsmaſſe gegen alle Rechts— 
angriffe zu vertheidigen. 

c) Daß bey einem Concurſe der Maſſevertreter gleichfalls 
aus der Zahl der Rechtsverſtändigen genommen werden 
müſſe, bedarf keiner Erinnerung. Eben ſo iſt bereits 
ſchon oben bemerkt worden, daß der Concursmaſſe— 
Verwalter, (curator bonorum) durch die Gläubiger 
beſtellet werde. 

d) Wenn zwiſchen den Altern und einem minderjährigen 
Kinde Streit entſtehet, und dießfalls für das letztere 
ein Curator ad actum aufgeftellt werden muß, fo ent- 
ſteht gleichfalls die Frage, ob hier der nächſte Ver— 
wandte des Minderjährigen, der natürlich mit deſſen 
Altern in einem eben ſo nahen oder noch nähern Ver— 
wandtſchaftsverhältniſſe ſtehen muß, als ſolcher aufge— 
ſtellt werden könne, welche Frage ohne Zweifel ver— 
neinet werden muß, da nicht nur er ſelbſt in eine wi— 
drige, für ihn äußerſt unangenehme Colliſion gerathen 
würde, ſondern das Beſte des Minderjährigen, wegen 
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der dabey ſeht leicht unterlaufen könnenden Befangen— 
heit des Curators, Gefahr laufen konnte. Auch wird 
der Curator hier größten Theils in den Fall kommen, 
wieder eigens einen Rechtsfreund zur Vertretung des 
Minderjährigen aufſtellen zu müſſen. Aus dieſen Grün— 
den wird daher auch in der Praxis der für den Minder— 
jährigen aufzuſtellende Curator gleichfalls immer aus 
der Claſſe der zur Vertretung befugten Rechtsverſtän⸗ 
digen genommen. 
Es ſagt auch in dieſer Hinſicht das Hofdecret vom 
13. July 1800, Nro. 503, daß die Landrechte und 
Magiftrate bey der Vertheilung der Curatelen an ver- 
tretungswürdige Advocaten mit billiger Gleichheit forge 
fältig vorzugehet, auch, wo es nicht lediglich um Ver⸗ 
mögensverwaltungen, ſondern um Entdeckung und 
Handhabung allenfälliger Gerechtſame zu thun iſt, die 
zu dieſem Zwecke nothwendigen Curatölen uur den 
Advocaten zu verleihen ſeyen. 
Auch bey Sequeſtrationen wird auf das Verwandtſchafts— 
verhältniß gar nicht geſehen, ſondern der Sequeſter von 
Seite des Sequeſtrations-Intereſſenten in Vorſchlag 
gebracht. Sind beyde Theile über die Perſon des Se— 
queſters einig, fd iſt derſelbe auch von der Gerichts- 
behörde zu beſtätigen; find fie uneinig, oder haben fie 
gar keinen Sequeſter in Vorſchlag gebracht, fo hat die 
Gerichtsbehörde denſelben zu beſtimmen. Es kann auch 
die Sequeſtration der in die Execution gezogenen Früch— 
te und Einkünfte dem Gläubiger, ſo die Execution 
führet, ſelbſt überlaſſen werden, wenn der Schuldner 
damit zuftieden und einverſtanden iſt. Doch hat er die 
nähmlichen Pflichten, wie ein anderer Sequeſter, zu 
beobachten. (Reſer. vom 31. October 1785, Nr. 489.) 
Wird in dem Falle einer bereits verhängten Sequeſtration 
eine neuerliche Sequeſtration angeſucht, ſo kann dadurch der 
20 
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frühere Sequeſtrations-Werber in feinem dießfälligen Befiß- 
rechte nicht beirret, und ohne fein Vernehmen und Beyſtim— 
mung kein anderer Sequeſter aufgedrungen, oder die Perſon 
des Sequeſters abgeändert werden, ſondern es hat in einem 
ſolchen Falle die dem ſpätern Sequeſtrations-Werber zu 
bewilligende Sequeſtration ſich dahin zu beſchränken, daß der 
bereits beſtellte Sequeſter angewieſen werde, bey der Ver— 
waltung des Gutes und Erlegung ſeiner Rechnung auch auf 
die weitere Sequeſtration Bedacht zu nehmen. GHofdecret 
vom 6. May 1814.) 
9. 318. 

Aus dem oben aufgeſtellten Grundſatze, daß das Gericht 
bey Aufſtellung eines Curators mit der nähmlichen Vorſicht, 
und nach den nähmlichen Grundſätzen vorgehen müſſe, wie 
bey Ernennung eines Vormundes, folgt auch, daß derſelbe 
die genaue Erfüllung ſeiner Obliegenheiten in die Hände des 
betreffenden Gerichts-Vorſtandes ablegen müſſe. Dieſes wird 
jedoch in der Praxis gewöhnlich in allen jenen Fällen unter— 
laſſen, wo ein Advocat als Curator aufgeſtellt wird, und ich 
glaube auch mit Recht, da die Pflichten, welche er zu erfül— 
len hat, ohnehin ſchon einen Gegenſtand ſeines Advocaten— 
Eides ausmachen. Wird aber der Advocat nicht gerade nur 
in der Eigenſchaft als Rechtsvertreter als Curator ernannt, 
ſondern liegen ihm nebſt dieſem noch andere Verbindlichkeiten 
ob, ſo iſt auch die Angelobung desſelben mittelſt Handſchlag 
in der geſetzlichen Ordnung. 

Bey Beſtellung der Verwalter des Concursvermögens 
find die Gläubiger in den Begriff zu ſetzen, daß es ganz von 
ihrem einſtimmigen oder überwiegenden Befunde abhänge, 
die Puncte, die in die Vermögensverwaltung nach Beſchaf— 
fenheit der Umſtände einſchlagen, zu beſtimmen, ſomit dem 
Sequeſter (Curator) eine angemeſſene Inſtruction vorzu— 
ſchreiben, und feftzufeßen, ob ein Eid zu nebmen ſey, oder 
nicht. (Hofdecret vom 18. May 1790, ro, 25.) Was hier 
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in Concursfällen von dem Vermögens Curator gefagt wird, 
gilt ohne Zweifel auch in andern Fällen von dem Sequeſter, 
welchem die Waun de eines en anvertraut wird. 


II. ie 


Von den Rechten und Pflichten der Curatels: Behörden. 


g. 519. 

Wird für einen Minderjährigen in den SS. 284 — 238 
aus einander geſetzten Fällen ein Curator aufgeſtellt, ſo iſt 
ohnehin die Vormundſchaftsbehörde zugleich Curatels-Inſtanz, 
und ihre Rechte und Pflichten werden durch dieſe Aufſtellung 
eines oder mehrerer Curatoren nicht im Mindeſten verändert, 

H. 320. 

Dagegen frägt es ſich, welche Rechte und Pflichten der 
Curatels-Behörde in dem Falle des . 289 zuſtehen? Auch 
die Beantwortung dieſer Frage kann nicht anders ausfallen, 
als daß derſelben die nähmlichen Rechte und Pflichten zu— 
ſtehen, welche dem vormundſchaftlichen Gerichte ſelbſt, in 
Anſehung dieſes unbeweglichen Gutes, zukommen würden, 
wenn es in der nähmlichen Provinz gelegen wäre. 

Daraus folgt, daß dieſelbe für die beſtmöglichſte Bewirth— 
ſchaftung des Gutes Sorge zu tragen, daher die geſetzliche 
Oberaufſicht auf die Handlungen des Curators zu pflegen, 
und ſeine Rechnungen, die er ihr und nicht der Vormund— 
ſchaftsbehörde zu legen hat, genau zu prüfen, und zu erledi— 
gen habe. Daher iſt auch kein Zweifel, daß über die vortheil— 
hafteſte Art der Benützung eines ſolchen unbeweglichen Gu— 
tes die Curatels-Behörde zu entſcheiden, und folglich auch 
ſie die Genehmigung zur angetragenen Pachtung zu ertheilen 
habe. Es entſteht hier die Frage, welche Behörde die Be— 
willigung zu ertheilen habe, wenn das unbewegliche Gut für 
ein Darleihen als Hypothek verſchrieben, und belaſtet werden 
ſolle? Iſt das Darlehen zur Aufrechthaltung des . ſelbſt 
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aufzunehmen für nöthig befunden worden, ſo ſcheint es auch, 
daß hier die Curatels-Behörde, aber auch nur dieſelbe, die 
Bewilligung zur Belaſtung des Gutes ertheilen könne; da— 
gegen erſcheint dieſe Frage zweifelhafter, wenn das Darlehen 
zu einem andern Zwecke von dem Vormunde contrahirt wor— 
den iſt. In dieſem Falle, glaube ich, daß es von der Vor— 
mundſchaftsbehörde abhängig ſey, ob dem Darleiher das Gut 
zur Hypothek verſchrieben werden ſoll, oder nicht. Denn jede 
ſolche Belaſtung iſt in gewiſſer Hinſicht als eine Bewilligung 
zur Veräußerung anzuſehen, welche dem Gläubiger für den 
Fall ertheilet wird, als die übernommene Verbindlichkeit zur 
beſtimmten Zeit nicht erfüllt würde. Die Bewilligung, das 
Gut zu veräußern, kann aber offenbar nur die Vormund— 
ſchaftsbehörde ertheilen, weil die Frage, ob das Gut für den 
Minderjährigen aufbewahret werden ſolle, oder ob es für 
deſſen Wohl nicht zuträglicher ſey, wenn es veräußert, und 
in ein Geldcapital umgeſtaltet wird, nicht Sache der Behörde 
ſeyn kann, welche die Adminiſtration des Gutes zu beſorgen 
hat, ſondern von jenem Gerichte abhängen muß, welches im 
Allgemeinen für das Beſte des Minderjährigen zu forgen ver: 
pflichtet iſt. Der Grund des Geſetzes, warum für ein unbe- 
wegliches Gut des Minderjährigen, welches in einer andern 
Provinz liegt, ein Curator aufgeſtellt wird, liegt, wie be— 
reits erwähnt worden iſt, offenbar darin, weil gewöhnlich 
der Vormund zu entfernt iſt, um die nothwendige Aufſicht 
auf die Adminiſtration pflegen zu können, und dann, weil 
unbewegliche Güter den Geſetzen des Landes folgen, wo ſie 
liegen; daher die Beurtheilung, ob ſelbe geſetzlich verwaltet 
werden, am füglichſten der Behörde der dortigen Provinz 
anvertraut wird. Dieſe Gründe haben aber bey der Frage: 
ob das unbewegliche Gut dem Minderjährigen aufbewahrt, 
oder hintan gegeben werden ſolle, keinen Einfluß, ſondern es 
kann dieſelbe nur von dem vormundſchaftlichen Gerichte ſelbſt 
gehörig gewürdiget werden. Das, was hier von der Vor— 
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mundſchaftsbehoͤrde geſagt worden iſt, erſtreckt ſich ohne 
Zweifel auch auf jene Curatels- Behörde, welcher der Cu— 
rande ſeiner Perſon nach unterworfen iſt; denn N iſt als 
Hauptcuratels-Behörde anzuſehen. 

L. 321. 

In dem Falle, als der Curande wahn- oder blödſinnig, 
oder als ein Verſchwender erklärt iſt, ſtehen gleichfalls, wie 
in dem Falle des $. 319 der Curatels-Behörde, eben jene 
Rechte und Pflichten zu, welche der Vormundſchaftsbehörde, 
in Anſehung des Vermögens, der unter ihrer Gerichtsbarkeit 
befindlichen Minderjährigen zukommen. Es iſt ſohin für die— 
ſen Fall nichts Beſonderes zu bemerken. 

. 322. 

Ganz beſondere, von den gemeinen Curatelen abweichende 
Rechte und Pflichten ſtehen aber der Fideicommiß-Behörde 
zu. Hier ſcheint vor allem die Frage in Erwägung genom— 
men werden zu müſſen, welche Behörde Fideicommiß-Be— 
hörde ſey? 

Beſteht das Fideicommiß in einem unbeweglichen Gute, 
ſo iſt ohne Zweifel die Realbehörde auch zugleich Fideicom— 
miß⸗Behoͤrde; iſt es aber ein Pecunial-Fideicommiß, ſo iſt 
die Fideicommiß-Behörde jenes Gericht, welchem der Fidei— 
commiß⸗Beſitzer feiner Perſon nach unterſteht. (Vergl. Hof— 
decret vom 25. Auguſt 1784, Nro. 526.) 

$. 323. 

Die Obliegenheit derfelben im Allgemeinen iſt, daruber zu 
wachen, daß das Fideicommiß-Gut in möglichſt gutem Stande 
erhalten, und, fo viel es thunlich iſt, unbelaftet an den Fi— 
deicommiß⸗-Nachfolger übergehe. J 

Dießfalls find den Fideicommiß = Behörden folgende 
Rechte und Pflichten von dem Geſetze vorgezeichnet: 

A. In Rückſicht auf die Verſchuldung des 
Fideicommiſſes. 
Der Fideicommiß-Beſitzer kann eigenmächtig nur die ihm 
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gebührenden Früchte verpfänden oder verſchulden. (F. 632 
des a. b. Gtzb.) Will es das Fideicommiß⸗Gut ſelbſt ver- 
pfänden, dergeſtalt, daß auch feine Nachfolger zur Bezah— 
lung eines von ihm aufgenommenen Darleihens verbindlich 
gemacht werden können, ſo muß er hierzu die Genehmigung 
der Fideicommiß-Behörde anſuchen. Dieſe kann die ange— 
ſuchte Verpfändung und Verſchuldung entweder aus eigener 
Macht bewilligen, oder nur über Vernehmen der Fideicom— 
miß⸗ Anwärter, und der Fideicommiß-Curatoren. 
Überfteigt nähmlich die Schuld, womit das Fideicommiß— 
Gut belaſtet werden ſoll, den dritten Theil des Fideicommiſ— 
ſes nicht, ſo kann dieſe Genehmigung ohne weitere Verneh— 
mung ertheilet werden. (F. 035.) Das Geſetz ſpricht hier aber 
nicht aus, auf was die Fideicommiß-Behörde bey Ertheilung 
dieſer Genehmigung ihr Augenmerk zu richten habe; ob bloß 
darauf, daß das Fideicommiß-Gut nicht mehr, als zu einem 
Drittheile belaſtet werde, oder ob es auch die Nützlichkeit 
oder Nothwendigkeit dieſer Belaſtung in Betrachtung zu zie— 
hen habe? Dieſe letztere Frage glauben Mehrere verneinend 
beantworten zu müſſen. Die Eingangsworte des F. 635 des 
a. b. Gtzb., welche lauten: „Der Fideicommiß-Inhaber kann 
ein Drittheil ſeines Fideicommiß-Gutes verſchulden, oder, 
wenn es in Capitalien beſteht, ein Drittheil davon erheben,“ 
ſcheinen, da ſie gar keine Beſchränkung enthalten, für dieſe 
Behauptung zu ſprechen ). Allein Herr Hofrath von Zeiller 
ſagt in feinem Commentare, F. 635, Nro. 2, es ſchreibe 
zwar das Geſetz nicht vor, daß ein ſolches Onerirungs-Geſuch 
mit wichtigen Gründen unterſtützt werde“ ), doch fordere es 


) Siehe die Abhandlung des Herrn Hofraths Freyherrn von Gärt— 
ner, in dem 2. Bande der Materialien, S. 210. 
*) Herr Landrechts-Secretär Prohaska erwähnt dagegen in feinem 
« Handwörterbuche des adeligen Kichteramtes, S. 188, in der 
Anmerkung einer höchſten Entſchließung vom Jahre 1813, zu 
Folge welcher der Onerirungs-Werher ſtandhafte Gründe zur 
Einſchuldung vorlegen müßte. 
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ſchon die Klugheit und die Erwartung eines glücklichen Er— 
folges, weil zu einer muthwilligen Verſchuldung die gericht— 
liche Genehmigung nicht ertheilt werden würde. Er ſcheint 
ſohin wenigſtens der Meinung zu ſeyn, daß die Fideicommiß— 
Behörde ihre Einwilligung zur Belaſtung des Fideicommiſſes 
ſelbſt in dem Falle verſagen könne, wenn das Drittel dabey 
offenbar nicht überſchritten wird; und dieſe letztere Meinung 
ſcheint nun auch ganz in dem Geſeßze gegründet zu ſeyn. 
Denn der F. 641 des bürgerlichen Geſetzbuches ſagt, daß in 
dem Falle, als der Vorfahrer zur Erhaltung, oder wichtigen 
Verbeſſerung des Fideicommiſſes, einen beträchtlichen Auf— 
wand gemacht hat, wozu er das Fideicommiß-Gut zu ver— 
ſchulden berechtiget geweſen wäre, dieſer Aufwand er— 
feßt werden müſſe. Es ſcheint ſohin durch dieſen K. klar aus: 
geſprochen, daß der Fideicommiß-Beſitzer nicht ganz unbe— 
dingt zur Belaſtung des Drittels des Fideicommiſſes berech— 
tiget ſey. 0 
§. 324. 

Die Fideicommiß-Behörde hat daher, wenn ein ſolches 
Onerirungs-Geſuch angebracht wird, einmahl zu beurtheilen, 
ob dieſe Belaſtung nicht ohne Noth und ſohin muthwillig 
angeſucht werde, dann ob durch die angefuchte Onerirung 
das Drittheil des Werthes des Fideicommiß-Gutes über— 
ſtiegen werde, oder nicht? Überſteigt ſelbe das Drittel, ſo iſt 
das Onerirungs-Geſuch ohne weiteres zurück zu weiſen, oder 
die gemäßigte Summe auszudrücken, welche auf das Fidei— 
commiß⸗Gut verſichert werden könne, im entgegen geſetzten 
Falle aber das Onerirungs -Geſuch, wenn die Belaſtung 
nicht unnöthiger Weiſe angefucht wurde, zu bewilligen. 

Bey Ertheilung eines ſolchen Onerirungs-Conſenſes hat 
daher die Fideicommiß- Behörde vor allem auf den eigentli— 
chen Werth des Fideicommiß-Gutes zu ſehen. Dieſer Werth 
wird immer nur durch die gerichtliche Schätzung beſtimmt. 
(H. 637 des a. b. Gtzb.) Jedoch ſcheint es nicht nothwendig 
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zu ſeyn, daß bey jeder einzelnen Onerirung auch immer eine 
neue Schätzung vorgenommen werde. Es genügt, wenn eins 
mahl eine Schätzung zu dieſem Zwecke vorgenommen 
worden iſt, und keine Verhältniſſe eintreten, aus welchen 
man ſchließen konnte, daß ſich der Werth des Fideicommiß⸗ 
Gutes in der Zwiſchenzeit geändert hätte. Ich ſage aber zu 
dieſem Zwecke, weil nach der allgemeinen Vorſchrift des 
Hofdecretes vom 25. October 1792 von jeder gerichtlichen 
Schätzung! die Theilnehmenden vorläufig unterrichtet werden 
ſollen, und weil eine Schätzung für diejenigen, die dabey 
nicht vorgeladen wurden, keine volle Gültigkeit hat. Auch 
bey einer Schätzung iſt beſonders vorſichtig zu Werke zu ge— 
hen, und iſt ſehr räthlich, daß die Schätzungsmänner eigens 
darauf aufmerkſam gemacht werden, daß die, auf einem fol- 
chen Fideicommiß⸗ Gute aufgenommenen Capitalien, nicht 
aus dem Fideicommiß⸗ Gute ſelbſt, ſondern nur aus den Eine 
künften desſelben ihre Befriedigung erlangen können, daher 
auch bey dem Werthsanſchlage eigentlich nur die leb teren ber 
rückſichtiget werden dürfen. 
L. 325. 

Iſt der Werth des Fideicommiß-Gutes ausgemittelt, fo 
iſt auf die etwa ſchon hierauf haftenden Laſten zu feben. 
Denn der $. 636 des a. b. Gpb. fagt, daß alle, unter was 
immer für einem Nahmen auf dem Fideicommiß-Gute haf— 
tende Laſten, in das Drittel dergeſtalt einzurechnen ſeyen, 
daß zwey Drittheile ganz frey bleiben. Aus dieſem folgt, daß 
nicht nur allein die Fideicommiß- Schulden, ſondern alles, 
was immer als eine Laſt des Fideicommiſſes anzuſehen iſt, 
dabey in Anſchlag zu bringen ſeyen. Insbeſondere iſt dieſes 
bey der Octava der Fall, welche hier nicht, wie in Anſehung 
der Pupillar⸗ Sicherheit L. 108 behauptet worden iſt, von 
dem Werthe des ganzen Gutes, ſondern nur von dem Werthe 
des Drittels in Abrechnung gebracht werden muß. Der 
Grund dieſes Unterſchiedes beruht eines Theils darin, weil 
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die Unterthansforderungen, um deren willen das Fideicom— 
miß⸗Gut mit der Octava belaſtet iſt, nicht mittelſt Veräuße— 
rung desſelben, ſondern mittelſt Sequeſtrirung der Früchte 
eingetrieben werden können, folglich auch hier der Werth der 
Octava als der wirkliche achte Theil des Schätzungswerthes 
des Fideicommiſſes angeſehen werden muß, was bey Auf— 
nahme von Pupillar-Capitalien auf Allodial-Güter nicht 
der Fall iſt, und andern Theils iſt hier die Abſicht des höch— 
ſten Geſezgebers, daß zwey Drittheile dem Fideicommiß— 
Nachfolger ganz frey bleiben ſollen. Darum würde ſchon 
durch Hofdecret vom 28. Februar 1291, Z. 119, angeord- 
net, daß bey Ausmeſſung des Drittels eines Fideicommiſſes, 
deſſen Onerirung der Beſitzer verlangt, alle, was immer für 
Nahmen habende, auf dem Gute haftende Laſten in dasſelbe 
einzurechnen ſeyen, folglich die Berechnung ſo zu geſchehen 
habe, daß zwey Drittheile vom Fideicommiß-Gute ganz 
frey bleiben. Der Inhalt dieſes Hofdecretes wurde auch 
beynahe wörtlich in das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch, 
9. 636, übertragen. Darum dienet auch bey Beantwortung 
der Frage: Welche Laſten in das Drittheil einzurechnen ſeyen, 
das Hofdecret vom 21. Jänner 1791, Nro. 104, zur Ers 
läuterung, wo es heißt: In das, den jeweiligen Fideicom— 
miß⸗Beſitzern zu oneriren erlaubte Drittel, find nicht nur 
die auf dem Fideicommiſſe haftenden Schulden, ſondern auch 
die wittiblichen Unterhaltungen, jedes zu Capital geſchlagen, 
und alle andere jährliche Abgaben, auch die auf jeder Herr— 
ſchaft, zur Sicherheit der Pupillen und hinterlegten Gelder 
haftende Octava, allerdings einzurechnen, und nur das Drit— 
tel nach dem über Abzug gemeldeter Poſten verbleibenden 
Betrage iſt zu oneriren geſtattet. 

Nach dem ſtrengen Wortlaute des F. 636 des a. b. Gzb., 
daß alle, wie immer geartete Laſten in das Fideicom— 
miß⸗Drittel einzurechnen ſeyen, wurde durch Hofdecret vom 
14. May 1824 auch entſchieden, daß auch die von dem Fidei— 
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commiß » Stifter ſelbſt herrührenden gene in dasſelbe ein— 
zubeziehen ſeyen *). 95 
$. 326. 

Die Fideicommiß-Behörde ift vor Ertheilung des Con— 
ſenſes zwar keinesweges gehalten, die Anwärter oder Fidei— 
commiß⸗Curatoren zu vernehmen. Doch iſt derſelben auch 
keinesweges verbothen, in zweifelhaften Fällen ſelbe um ihr 
Gutachten zu befragen. Dieſes kann zwar der Regel nach 
nicht aus der Urſache geſchehen, um zu erforſchen, ob dem 
Fideicommiß-Beſitzer überhaupt eine Bewilligung zur One— 
rirung gegeben werden ſolle, ſondern hauptſächlich nur zu 
dem Zwecke, um über die Frage, ob durch die angetragene 
Onerirung, das Drittel nicht überſchritten werde, in das 
Reine zu kommen. Solche Fälle können eintreten, wenn eine 
ältere Schätzung vorgelegt wird, und daher der Zweifel ent— 
ſteht, ob ſelbe auch derzeit noch im Stande ſey, den wahren 
Werth des Fideicommiß-Gutes darzuſtellen? Wenn ältere 
Fideicommiß⸗ Schulden vorhanden find, deren Berechnung 
nach dem Finanzpatente einem Anſtande unterliegt; wenn 
gegründete Beſorgniß obwaltete, daß der Fideicommiß-Be— 
ſißer mehrere Steuer- oder Intereſſen-Rückſtände ſchuldig 
ſey, welche von den Einkünften des Fideicommiß-Gutes be— 
richtiget werden müſſen ꝛc. — In ſolchen Fällen wird eine 
vorſichtige Fideicommiß-Behörde, um ſich ſeiner Zeit ſelbſt 
keiner Verantwortung auszuſetzen, immer die Fideicommiß— 
Curatoren und die Anwärter vor Ertheilung des Onerirungs— 
Conſenſes vernehmen. Übrigens iſt auch die Aufnahme von 
Darlehen in Conventions-Münze auf Fideicommiß-Güter 
nicht zu verweigern, jedoch nach Erwägung aller Umſtände, 
Vernehmung der Curatoren und ſonſtiger Intereſſenten die 
möglichſte Vorſehung zu treffen, damit das Fideicommiß— 


) Pratobevera's Materialien. 8. B. S. 452, Nro. 288. 
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Drittheil nicht über ſeinen wahren Werth beſchweret werde. 
(Hofdecret vom 22. Februar 1815.) 

Schließlich iſt hier zu bemerken, daß jede Onerirungs⸗ 
Verordnung dem Fideicommiß-Curator zugeſtellt werden 
muß, (Verordnung vom 25. Februar 1763), theils damit 
er für die Berichtigung der Depurationen ſorge, theils damit 
er, wenn er glaubt, daß die Fideicommiß-Behörde ihre 
Macht überſchritten habe, ſeine Gegenvorſtellung, und wenn 
dieſe fruchtlos ſeyn ſollte, ſeinen Recurs bey dem Oberge— 
richte anbringen könne. 

$. 327. - 

Beſteht das Fideicommiß aus mehreren Gütern, fo hängt 
es von der Willkühr des Fideicommiß-Beſitzers ab, das 
Drittel eines einzelnen Gutes, oder des ganzen Fideicom— 
miſſes zu verſchulden. Im erſteren Falle muß er aber dar— 
thun, daß die übrigen Güter oder Beſtandtheile des Fidei— 
commiſſes nicht ſchon über ein Drittheil ihres Werthes ver— 
pfändet ſeyen. Sollte auch das eine oder andere Gut bereits 
über den Drittheil ſeines Werthes verpfändet ſeyn, ſo glaube 
ich doch nicht, daß dieſerwegen die Onerirungs-Bewilligung 
verſagt werden könnte, wenn nur nicht im Ganzen das Drit— 
tel dadurch überſchritten wird. 

$. 328, 

Beſteht das Fideicommiß in Capitalien, ſo geſchieht die 
Onerirung dadurch, daß ein Theil des Capitals erhoben 
werde. Sollte aber das Capital zu der Zeit nicht aufgekün— 
det werden können, und dadurch der Fideicommiß - Beſitzer 
außer der Lage gefeßt ſeyn, von demſelben einen Theil erhe— 
ben zu können; ſo ſteht auch nichts im Wege, daß ein Dar— 
leihen contrahirt, und auf den ohnehin ſicher geſtellten Fidei— 
commiß⸗Capitalien super einverleibt werde. Beſtünden die 
Fideicommiß⸗Capitalien theils in Privatſchuldſcheinen, theils 
in ſolchen Fonds⸗Obligationen, welche einer Serial-Ver— 
loſung nicht unterliegen; ſo kann das Drittel nur von jeder 
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Gattung von Papieren ausgewieſen und erhoben werden. 
Wie aber, wenn das Fideicommiß-Capital ganz oder theil— 
weiſe in ſolchen öffentlichen Schuldverſchreibungen beſteht, 
die der Serial-Loſung unterliegen? Es ſcheint nicht, daß 
in dieſem Falle die Erhebung von dergleichen Obligationen 
Plaß greifen könne. Zwar redet der F. 655 des a. b. Gtzb. 
ganz allgemein; allein zur Zeit der Erſcheinung dieſes Ge— 
ſetzbuches war dieſer Fall noch gar nicht möglich; es kann der— 
ſelbe unter dieſe Vorſchrift gar nicht ſubſummiret werden, 
ſondern es muß hier nach Weiſung des K. 7 des a. b. Gtzb. auf 
andere ähnliche Fälle, und auf die Gründe anderer damit 
verwandten Geſetze Rückſicht genommen werden. Als ein 
ſolches verwandtes Geſetz iſt aber das im F. 116 angeführte 
Hofdecret vom 16. Aprill 1819 anzuſehen, gemäß welchem 
es nicht geſtattet iſt, die zur Serial-Verloſung berufenen 
Staatsobligationen zu Darlehen zu verwenden, und hier— 
durch in der Subſtanz des Capitals eine Anderung vorzu⸗ 
nehmen, welche Anderung gewiß auch bey Fideicommiſſen 
nicht Platz greifen kann. Im rechten Lichte betrachtet, iſt 
dieſe Erhebung eines Capitals-Antheiles doch nichts anderes, 
als ein, dem Fideicommiß-Beſitzer aus dem Fideicommiſſe 
ſelbſt gegebenes Darlehen, und in dieſer Rückſicht iſt die 
Verwandtſchaft dieſes Falles mit dem durch das Hofdecret 
vom 16. April 1819 entſchiedenen, um fo weniger zweifel⸗ 
haft. Die Fideicommiß-Nachfolger würden offenbar dabey 
zu kurz kommen, wenn es dem FideicommißBeſitzer geſtat— 
tet würde, ſolche Obligationen gegen die Verbindlichkeit, ſei— 
ner Zeit die Zurückerſtattung in gleichartigen Obligationen 
zu leiſten, zu erheben. Ich glaube daher, daß in dem Falle, 
als das Fideicommiß ganz oder theilweiſe aus ſolchen Obli— 
gationen beſteht, die Erhebung eines Theiles davon, wenig— 
ſtens nicht ohne Vernehmung der Anwärter, oder ihrer Cu— 
ratoren, nicht minder des Fideicommiß- und Poſteritäts— 
Curators vor ſich gehen könnte, da hier eine wahre Verän— 


derung der Fideicommiß-Subſtanz vorgeht, ſondern, daß 
dieſe Obligationen nur als Hypothek für aufgenommene Ca» 
pitalien gebraucht werden könnten, wobey der Werth derfels 
ben nach dem börfenmäßigen Courſe in Anſchlag zu bringen 
ſey, oder es wäre ſich hier nach dem Hofdecrete vom 23. 
Aprill 1789, Nro. 1006, zu benehmen, welches anordnet: 

„Die Beſitzer der in fundis publicis anliegenden Geld— 
„Fideicommiſſen ſind von der Wohlthat, ein Drittel mit 
„Darleihen beſchweren zu dürfen, nicht ganz auszuſchließen, 
„folglich, obſchon von dieſen Capitalien aus den öffentlichen 
„Fonds nichts ausbezahlt werden darf, bleibt doch den Be— 
„ſißern unbenommen, auch auf ein Drittel derſelben bey 
„Privaten ein Darleihen aufzunehmen, und dieſem Darlei— 
„hen das Drittel des im öffentlichen Fonde anliegenden, ob— 
„ſchon unaufkündlichen Capitals zur Hypothek dergeſtalt zu 
„verpfänden, daß der Gläubiger nicht allein auf die von die— 
„fem Drittel abfallenden Zinſen, ſondern, wenn ihm der 
„Schuldner mit der verſprochenen Zurückzahlung nicht in 
„rechter Zeit einhielte, auch an den Zinſen des ganzen Ca— 
„pitals, um hier durch zu feinem Darleihen nach und nach zu 
„gelangen, ſich halten könne. 

F. 329. 

Nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche iſt die 
Onerirung nur bis zu einem Drittheile des Fideicommiſſes 
geſtattet, und ſelbes enthält gar keinen Ausnahmsfall, in 
welchem dasſelbe überſchritten werden könnte. Allein auch 
ſchon das Hofdecret vom 10. Auguſt 1782 ſpricht ſich gleich- 
lautend mit dem bürgerlichen Geſetzbuche dahin aus, daß 
von der Vorſchrift, vermöge welcher die Fideicommiſſe nur 
mit einem Drittel des dermahligen Werthes onerirt werden 
dürfen, unter keinerley Vorwand und Benennung abgegan— 
gen werden könne; es fügt aber dieſer Anordnung ausdrück— 
lich bey, daß, wenn beſondere und außerordentliche Umſtände 
eintreten, der Partey frey ſtehe, die Dispenſation bey der 
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Behörde anzuſuchen. Von dieſem letzteren Beyſatze erwähnet 
zwar das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch nichts; jedoch 
ſcheint dadurch dieſer außerordentliche Weg bey wichtigen 
Umſtänden, das Fideicommiß auch über das geſeßliche Drittel 
zu beſchweren, den Fideicommiß-Beſitzern dadurch nicht ganz 
benommen zu ſeyn, da das ganze Inſtitut der Fideicommiſſe 
der geſetzgebenden Gewalt des Staates untergeordnet iſt. 
Daher werden ſolche Geſuche auch noch gegenwärtig von ber, 
oberſten Juſtizſtelle der höchſten Dispenſation unterzogen 9. 
Es iſt auch nicht immer der Fall, daß durch eine ſolche Über⸗ 


ſchreitung des Drittels bey der Onerirung dem Fideicommiß⸗ 


Machfolger ein Nachtheil zugehet. Setze man z. B., ein Fir 
deicommiß-Beſitzer habe bey einem Fideicommiß-Gute, wel⸗ 


ches früher um 100,000 fl. geſchätzt wurde, ſolche Verbeſſe⸗ 


rungen angebracht, daß nach der neuerlichen Schätzung das 
Gut auf 150,000 fl. angeſchlagen wurde. Nun fucht er an, 
daß er das Fideicommiß-Gut mit 80,000 fl. oneriren dürfe. 


Dieſe 80,000 fl. überſteigen das Drittel weit, deſſen unge 


achtet wäre es ſehr unbillig, wenn ihm die Bewilligung 
hierzu verſagt werden ſollte. Denn nach der früheren Schäßung 
hätte er das Gut mit 33333 fl. 20 kr. beſchweren konnen, 
und es wären ſohin für die Nachfolger nur 66666 fl. 40 Er. 
frey geblieben. Nach der gegenwärtig angetragenen Belaſtung 
bleiben dem Fideicommiß⸗ Nachfolger noch 70,000 fl. übrig; 


folglich mehr, als jener Betrag, auf den fie vor Vornahme 


dieſer freywillig übernommenen Verbeſſerungen einen recht— 
lichen Anſpruch zu machen gehabt hätten. 
L. 330. 
So, wie aber ein Fideicommiß auf was immer für eine 
Art beſchwert wird, iſt auch zugleich wegen Zurückzahlung 
des aufgenommenen Capitals, und ſohiniger Depurirung des 


Fideicommiſſes Vorſorge zu treffen. Dieſe Rückzahlung ſoll 
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nun nach dem K. 633 des allg: b. Gßb. dergeſtalt feſtgeſetzt 
werden, daß jährlich fünf von Hundert an der Schuld getilgt 
werden. Dieſe Rückzahlungs-Beſtimmung muß gleich in dem 
Onerirungs⸗Conſenſe geſchehen. Nach dem Patente vom 3. 
Aprill 1782, Nr. 659, F. 5 der J. G. S., war der Fideicom- 
miß⸗Nachfolger nur verbunden, zur Wiederergänzung des Fi— 
deicommiſſes jährlich vier von Hundert abzuführen, an wel— 
cher geſetzlicher Anordnung bis zur Erſcheinung des neuen 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches keine Anderung getrof— 
fen wurde. Da dieſem Geſeßbuche keine rückwirkende Kraft 
zugeſtanden worden iſt, ſo folgt, daß ſchon vor Erſcheinung 
desſelben entſtandene Depurations-Pflichtigkeiten noch ganz 
nach dem alten Geſetze behandelt werden müſſen. Es iſt kein 
Zweifel, daß es nach dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbu— 
che unter die Obliegenheiten der Fideicommiß-Behörde gehö— 
re, genau darüber zu wachen, daß dieſe Depurationen richtig 
geleiſtet werden. Hierüber enthalten die Hofdecrete vom 19. 
Juny und 21. Jänner 1791 ausdrückliche Beſtimmungen, 
welche ihrem Geiſte nach auch in dem bürgerlichen Geſeßzbu— 
che noch fortleben. Das erſtere ſagt: 

„Die Stelle, welche die Bewilligung zur Beſchwerung 
»der Fideicommiſſe ertheilet hat, ſoll bey eigener Dafürhaftung 
„darauf von Amtswegen den ſorgſamen Bedacht nehmen: da— 
„mit die Depurationen auf das genaueſte geleiſtet, und die 
»Säumigen durch Aufſtellung eigener Vertreter der Fidei— 
„commiſſe hierzu betrieben werden;“ und das zweyte lautet: 
»Es ſoll auf die Depurirung der ſämmtlichen auf den Fidei— 
„commiſſen haftenden Belaftungen; fie mögen von dem jewei— 
„ligen Beſitzer zu oneriren erlaubten Drittel, oder wo immer 
„herrühren ), der ſorgſame Bedacht geſchehen, und die in 
»der Depurirung ſäumigen Beſißer zur vorgeſchriebenen De— 
»puration, ohne einige Nachſicht, durch die gewöhnlichen 


*) Vergl. den 5. 355. 
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„Zwangsmittel, allenfalls mittelſt Sequeſtrirung des Erträg— 
ee verhalten werden.“ N 


$. 331. 


In Folge dieſer geſetzlichen Anordnungen iſt auch jeder 
Fideicommiß⸗Beſitzer ſchuldig, nach Verlauf eines jeden Jah— 
res, unter der Mitfertigung des Fideicommiß-Curators, die 
vorſchriftmäßige Fideicommiß-Depurations⸗Tabelle einzubrin⸗ 
gen, wobey Folgendes zu beobachten iſt: 

a) Muß in der erſten Rubrik des Beſitzers das 


landtäfliche Inſtrumentenbuch beygeſetzt werden, in wel— 
chem die an denſelben geſchehene Einantwortung des 
Fideicommiſſes eingetragen iſt. 


b) In der zweyten Rubrike des Beſtan des des 


c) 


d) 


©) 


Fideicommiſſes iſt ebenfalls nicht nur jenes Inſtru— 
mentenbuch, in welchem die Fideicommiß-Errichtungs— 
Urkunde, ſondern auch jenes, in welches die Verſicherungs— 
urkunde des allenfälligen Fideicommissi pecuniarii 
mit Ausfeßung der Special: Hypothek einverleibt iſt, 
anzuführen. 

In der dritten Rubrik der hierauf contra⸗ 
hirten Schulden ſind ebenfalls die landtaflichen In⸗ 
ſtrumentenbücher anzumerken, in welchen die ausgeſtell— 
ten Schuldverſchreibungen eingetragen ſind; auch ſind 
darin die jährlichen Abgaben mit ihren eigenthümlichen 
Beträgen aufzuführen, und hiernach das Bedeckungs— 
Capital anzuſeßen. 

In der vierten Rubrik der jährlichen Depu— 
rations-Raten iſt der Sprocentige Betrag der gan— 
zen, auf dem Fideicommiſſe aufgenommenen Schulden laſt 
anzuſetzen, fo, wie die allenfallſige rückſtändige Depura— 
tion für frühere Jahre auszuweiſen. 

Iſt in der fünften Rubrik, was hierauf be 
zahlt worden, von Jahr zu Jahr zu bemerken, wie 
viel hierauf berichtiget worden. Bey den Ratenzahlun⸗ 
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gen desjenigen Jahres, für welches die Tabelle erlegt 
wird, ſind die landtäflichen Inſtrumentenbücher, worin 
die Quittungen eingetragen ſind, zu benennen, hierbey 
aber der Bedacht zu nehmen, daß nicht bloß von dem 
dermahligen, ſondern von den urſprünglichen Haftungen 
die Depurationen auszuweiſen ſind. Endlich 

) iſt in der letzten Rubrik das noch wirklich haftend 
verbleibende Paſſivum, und das nach Abſchlag desſelben 
erübrigende reine Fideicommiß-Vermögen auszuſetzen. 

Übrigens ift der Fideicommiß-Tabelle ein landtäflicher 
Total⸗Extract, und bey großen Körpern auch ein Tableau des 
ganzen Schuldenſtandes, zur leichteren Überficht, beyzuſchlie— 
ßen, und, falls die geſezmäßigen Depurations-Raten nicht 
ganz abgetragen worden wären, die Urſachen dieſes Rückſtan— 
des in der Einbegleitung gehörig aus einander zu ſetzen. 

$. 332. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die Depuration 
bey Geld-Fideicommiſſen in der nähmlichen Währung geleiſtet 
werden müſſe, in der die Erhebung geſchehen iſt. — Dieſen 
Grundſaß drückt ſchon das Hofdecret vom 29. October 1789, 
Nr. 1062, aus, da es ſagt, daß, wenn es um die Wiederer— 
gänzung eines Fideicommiſſes zu thun iſt, das ſchon ehevor 
mit 4percentigen Obligationen verfichert war, allerdings auch 
Apercentige Obligationen genommen werden können. Es un— 
terliegt daher auch gar keinem Zweifel, daß in dem Falle, als 
die erhobenen Privat-Schuldſcheine auf eine beſtimmte Münz— 
ſorte lauteten, auch die Zurückzahlung in eben dieſer Münz— 
ſorte geleiſtet werden müſſe. — In dem Falle, als die Erhe— 
bung des Geldbetrages vor Erſcheinung des allerhöchſten Fi— 
nanzpatentes geſchehen iſt, können manches Mahl bey Berech— 
nung des Depurations-Quantums Schwierigkeiten aufſtoßen. 
Hier kann nähmlich die Frage entſtehen, nach welcher Scala die 
Depurations⸗Schuldigkeit berechnet werden ſoll, ob nach der 
Zeit der urſprünglich ausgeſtellten Schuldſcheine, oder nach 
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der Zeit der geſchehenen Erhebung? — Richtig iſt es, daß, 
wenn der letztere Fall angenommen wird, die Fideicommiß⸗Nach⸗ 
folger dadurch als beeinträchtiget erſcheinen; allein noch uns 
billiger ſcheint es, daß der Fideicommiß-Beſitzer den Schaden, 
der aus der Cours-Differenz entſteht, tragen ſolle. Allein da 
Billigkeit nur von dem Geſeßgeber ſelbſt berückſichtiget wer— 
den kann, der Richter aber keinesweges befugt iſt, um ihrer 
willen von den ſtrengen Vorſchriften des Geſetzes abzuwei— 
chen; ſo kömmt es auch hier lediglich darauf an, zu beſtimmen, 
was eigentlich hier nach dem Buchſtaben und Sinne des höch— 
ſten Finanzpatentes Rechtens ſey. — Durch die geſchehene 
Erhebung iſt der Fideicommiß-Beſitzer Eigenthümer der er— 
hobenen Capitalien, und dafür Schuldner des Fideicommiſſes 
geworden; jeder Schuldner hat aber ſeine Schuld nur nach 
der Scala jener Zeit, als die Schuld entftanden iſt, zu ent— 
richten. Der Schade, der dadurch dem Fideicommiſſe zugehet, 
iſt ein zufälliger, für welchen Niemand verantwortlich ſeyn 
kann. Dieſer Schade würde das Fideicommiß auch in dem 
Falle getroffen haben, wenn die von dem Fideicommiß-Be— 
fißer erhobenen Capitalien früher aufgekündet und zurück be— 
zahlt worden wären; wäre dieſe Aufkündigung erſt ſpäter er— 
folgt, fo würde dem Fideicommiſſe noch ein größerer Nach» 
theil zugegangen ſeyn, und es iſt vielleicht ein Nutzen für 
dasſelbe, daß der Capitals-Betrag früher von dem Fideicom— 
miß-Beſißer erhoben worden iſt. 
L. 333. 

Das im F. 330 angeführte Hofdecret vom 21. Jänner 
1791 ordnet an, daß ſämmtliche, auf dem Fideicommiß-Gute 
haftende Laſten, ſie mögen von wem immer herrühren, depu— 
riret werden ſollen. Allein dieſes ſcheint das allgemeine bür— 
gerliche Geſetzbuch, welches bloß von Rückzahlung der eigent— 
lichen Fideicommiß- Schulden ſpricht, keinesweges mehr zu 
fordern. Über die Frage, wie es bey Fideicommiß-Schulden, 
die aus jährlichen Zahlungen an Penſionen, une 

sa 


S 1 


geldern, Stiftungen u. dgl. beſtehen, zu halten ſey? iſt man 
nicht ganz einig. Das Patent vom 3. April 1787, welches 
bis zur Erſcheinung des neuen bürgerlichen Geſetzbuches in 
Gültigkeit war, beſtimmt F. 4 Folgendes: „Jedem Fideicom— 
„miß⸗Beſitzer, das Fideicommiß-Gut mag in liegenden Grün— 
„den oder Capitalien beſtehen, wird das Recht eingeräumt, 
„von dem Drittel des Werthes, oder Betrage des Fideicom— 
vmiſſes, feinen zum Fideicommiſſe nicht berufenen Kindern, 
„und feiner Gattinn, wenn fie dieſen Kindern nicht Stief— 
„mutter iſt, vier Procente zum Unterhalte anzuweiſen. Jedoch 
„fällt das Erträgniß des ganzen Fideicommiſſes, nach Abſter— 
„ben desjenigen, dem auf dieſe Art ein Unterhalt angewieſen 
„war, dem Fideicommiß-Beſitzer wieder anheim.“ Von einer 
Depuration iſt hier nichts erwähnt, im Gegentheile deuten 
die Schlußworte dieſer Verordnung an, daß eine Depuration 
hier nicht Platz zu greifen habe. Das neue bürgerliche Geſetz— 
buch hat dieſe Anordnung unter ſeine Beſtimmungen nicht 
aufgenommen, fie iſt daher als abrogirt anzuſehen, und es iſt, 
wenn der Fideicommiß-Beſißer das Fideicommiß auf eine 
ſolche Art und Weiſe beſchweren will, die Belaſtung als eine 
ordentliche Fideicommiß-Schuld anzuſehen, und fo zu behan— 
deln; daher auch die Depurirung derſelben zu fordern. Auf 
die bereits ſchon vor Erſcheinung des neuen allgemeinen bür— 
gerlichen Geſetzbuches auf dem Fideicommiß-Gute verſicher— 
ten Unterhaltsbeyträge kann ſich aber, nach meiner Überzeu— 
gung, die Depuration nicht erſtrecken. Denn nach dem Kund— 
machungs- Patente dieſes Geſeßbuches hat dasſelbe auf ber 
reits vor Erſcheinung desſelben erworbene Rechte keinen Ein— 
fluß. Nach dem Patente vom 3. Aprill 1737 konnte aber der 
Fideicommiß-Beſitzer auf das Drittel des Fideicommiß-Gutes 
den Unterhalt ſeiner Familie mit der Rechtskraft verſichern, 
daß auch der Fideicommiß Nachfolger, bis zum Tode desſelben, 
die Abreichung des Unterhaltes ſich gefallen laſſen mußte; es 
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konnte daher auch durch das neue bürgerliche Gefeßbuch hier— 
in keine Anderung vorgehen. 
| $. 334. 

Auch von den bereits geleifteten Rückzahlungen kann der 
Fideicommiß-Beſitzer wieder einen Theil erheben; allein er 
muß zur Tilgung desſelben, außer dem fortlaufenden Depu— 
rations-Quantum, noch insbeſondere von dem neuerdings 
erhobenen Betrage fünf von Hundert zur Tilgung desſelben 
abführen. Geſetzt, der Beſitzer nähme ein Darleihen von 
30000 fl., worauf er in vier Jahren 6000 fl. geſetzmäßig 
abbezahlet hat; von dieſer Rückzahlung kann er nun wieder 
einen Betrag, z. B. im vorliegenden Falle, 4000 fl. erheben; 
er muß aber in dieſem Falle, nebſt dem jährlich von 30000 fl. 
zu leiſtenden Depurations-Betrage mit 1500 fl., auch von 
dieſen neuerdings erhobenen 4000 fl. fünf von Hundert 
jährlich, ſohin 200 fl. entrichten, ſo zwar, daß im Ganzen 
die Depurations-Quota auf 1700 hinaufſteigt. Zu dieſer 
neuerlichen Erhebung bedarf der Fideicommiß-Curator ohne 
Zweifel eben ſo, wie bey der urſprünglichen Onerirung, der 
Bewilligung der Fideicommiß-Behörde, die in dieſem Falle 
darüber zu wachen hat, daß dadurch nicht die Abſicht des 
höchſten Geſetzgebers, zu Folge welcher der Regel nach in 
zwanzig Jahren das aufgenommene Capital zurück gezahlt 
werden ſoll, umgangen werde. Übrigens ſcheint hier eben— 
falls kein Zweifel zu ſeyn, daß die beyden Depurations— 
Quoten nicht zuſammen geworfen werden dürfen, ſondern 
jede für ſich fortlaufe, welches keinesweges, wie es vielleicht 
Manchen auf den erſten Augenblick ſcheinen mag, gleichgül— 
tig if. Denn ſetzen wir z. B., daß der Fideicommiß-Be— 
ſizer, welcher das Fideicommiß mit 30000 fl. onerirt hat, 
bereits durch zehn Jahre die geſetzlichen Depurations-Zah— 
lungen mit 15000 fl. geleiſtet hat, und daß ſpäter hierauf 
von ihm neuerdings 10000 fl. erhoben wurden; ſo würde 
das von beyden Capitalien zuſammen nun zu entrichtende 
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Depurations⸗ Quantum jährlich 2000 fl. betragen, und daher, 
in ſo fern dieſe 2000 fl. jährlich entrichtet würden, wäre die 
ganze Schuld in zwölf und einem halben Jahre getilgt. — 
Allein nach dem deutlichen Ausſpruche des Geſetzes hat der 
Fideicommiß-Beſitzer von dem Capitale pr. 30000 fl. die 
geſetzliche Depuration, 15000 fl., zu entrichten, wodurch alſo 
nach Ablauf der weiteren zehn Jahre die urſprüngliche De— 
purations-Schuld als abgetragen erſcheint. Nach Ablauf 
dieſer zehn Jahre ſind dann noch jährlich zur Abzahlung der 
erhobenen 10000 fl. (und zwar durch zehn Jahre) 500 fl. 
zu bezahlen. Nachfolgendes Schema wird dieſes deutlicher 
machen: 

e des Fideicommiß-⸗ Ausgabe zur Ergänzung des 

Beſitzers. Fideicommiſſes. 

30,000 fl. urſprüngliche . . . 15,000 fl. 
10,000 fl. neue Erhebung. 
40,000 fl. ganzes Depurations— 


Quantum von 10 Jahren . 6 . 20,000 ft. 
Dann von 10,000 auf weitere 
10 Jahre . . 0 : . 5,000 fl. 


Zufammen 40,000 fl. 


Es fragt ſich hier weiter, ob der Fideicommiß-Beſitzer 
ſelbſt zum dritten Mahle aus dem zur Ergänzung des Fidei— 
commiſſes zurückbezahlten Geldern ein Capital an ſich ziehen 
könne? welche Frage der Regel nach ſicherlich verneinend be— 
antwortet werden muß, und im Falle für die Ertheilung der 
Bewilligung wichtige Gründe vorhanden wären, wäre gleſch— 
falls kein anderes BA als die höchſte Dispenſation zu 
erwirken. 

K. 335. 

Aus erheblichen Urſachen kann auch eine Verlängerung 
der Depurations-Friſt Platz greifen. (F. 638 des a. b. Geſetzb.) 
Schen das Hofdecret vom 25. May 1231, Nro. 19, verord— 
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net in dieſer Hinſicht: „Dem Landrechte ſtehe allerdings zu, 
„nach Beſchaffenheit der einſchreitenden Umſtände die bereits 
„beſtimmten Depurations-Friſten ohne weitere Anfrage (folge 
nlich auch ohne Vernehmung der Fideicommiß⸗Curatoren) zu 
»erſtrecken, oder zu vermindern, doch bleibe hierüber den In⸗ 
„tereſſenten der Recurs an hohen Orten bevor.“ Dieſe An— 
ordnung gilt ohne Zweifel auch noch bey dem beſtehenden 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche. Denn auf einer Seite 
muß es doch für den aufgeftellten Fideicommiß-Curator, 
deſſen beſondere Pflicht es iſt, darüber zu wachen, daß die 
Depurationen ordentlich vor ſich gehen, und für die Anwär⸗ 
ter ein Rechtsmittel geben, Saumſeligkeiten oder widerrecht— 
liche Begünſtigungen der Fideicommiß-Behörde hintan zu 
halten, und auf der andern Seite muß doch auch der Fidei— 
commiß⸗Beſitzer in den Stand geſetzt werden, im Falle ihm, 
bey wichtigen Gründen, die angeſuchte Depurations-Nach⸗ 
ſicht verweigert werden ſollte, eine gegentheilige Entſcheidung 
zu erwirken. Übrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß eine 
ſolche Nachſicht nur bey dem Vorhandenſeyn erheblicher 
Gründe Plaß greifen könne. Dergleichen wichtige Gründe 
wären: Krieg, Feuer, Mißwachs, Waſſerſchaden ꝛc., übers 
haupt alle wider Verſchulden des Fideicommiß-Beſitzers ein 
getretene außerordentliche Unglücksfälle, wodurch ein beträcht— 
licher Theil der reinen Einkünfte des Fideicommiſſes vers 
mindert wird. 
$. 330. 

Die Depuration beſteht nicht nothwendig darin, daß die 
auf dem Fideicommiß-Gute eingetragenen Gläubiger Ab— 
ſchlagszahlungen erhalten, zu deren Empfangnahme ſie nicht 
einmahl rechtlich verhalten werden könnten, ausgenommen, 
es wären in dem urſprünglichen Darleihens-Contracte ſolche 
Ratenzahlungen ausdrücklich bedungen worden, ſondern ſie 
kann durch gerichtlichen Erlag, oder auch durch Sicherſtel- 
lung auf ein Allodialgut des Fideicommiß-Beſitzers geſchehen: 
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„Hammerwerke und Flöße können als Unterpfand zur Depu⸗ 
„rirung des Fideicommiſſes, jedoch nicht für die unbeſchwerte 
„Hälfte des Schäßungwerthes, angenommen werden, und iſt 
„bey der Schäßung wohl der Unterſchied zu beobachten, der 
„in Rückſicht des Werthes zwiſchen einem durch einen eigen— 
„thümlichen Waldſtand ſeiner beſtändigen Beſtechung ver— 
»ſicherten Hammerwerke, und einem ſolchen beſteht, der keine 
„Waldung und Kohlung hat.“ (Hofdecret vom 24. July 1794, 
Nro. 185.) So wenig aber der Gläubiger genöthigt werden 
kann, dergleichen Abſchlaͤgszahlungen anzunehmen, fo wenig 
kann er auch gehalten ſeyn, ſeine Befriedigung nur aus dem 
Fideicommiß-Gute zu ſuchen, ſondern er kann ſich auch an 
das Allodial-Vermögen des Fideicommiß-Beſißers halten. 
Wird auf dieſe Art und Weiſe der letztere genöthiget, das auf— 
genommene Capital früher anheim zu zahlen, als er die De— 
puration zu vollenden gehabt hätte; ſo kann ihm nicht ver— 
weigert werden, für den Reſt ein neues Darlehen zu contra— 
hiren, und auf dem Fideicommiſſe zu verſichern. 
K. 337.“ 
Rechte und Pflichten der Fideicommiß-Behörden. 

B. In Rückſicht auf die Umwandlung oder 
' Erlöſchung des Fideicommiſſes. 

Unter gewiſſen Beſchränkungen kann der Fideicommiß— 
Juhaber das unbewegliche Fideicommißgut in ein Capital 
verwandeln; er kann Grundſtücke gegen Grundſtücke vertau— 
ſchen, oder gegen angemeſſene Zinſen vertheilen, oder auch 
in Erbpacht überlaſſen. (§. 655 des a. b. Geſetzb.) Zu Folge 
des Hofdecretes vom 25. May 1785 hat er bey einem ſolchen 
Anſucher die Legitimation beyzubringen, daß durch dieſe Über: 
laſſung an den Einkünften des Fideicommiſſes keine Schmä— 
lerung geſchehe, und ſohin durch die Zerſtückung dem Fidei— 
commiſſe keine Deterioration zugehe. Zu dieſen Weränderuns 
gen bedarf er der Genehmhaltung der ordentlichen Gerichts— 
behörde. Dieſe muß alle bekannte Anwärter, oder wenn fie 
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minderjährig, oder abweſend ſind, ihre Curatoren; dann 
den Curator des Fideicommiſſes und der Nachkommenſchaft 
vernehmen, die Wichtigkeit der Gründe beurtheilen, und 
insbeſondere bey Bewilligung der Zerſtückung der Grund— 
ſtücke dafür ſorgen, daß das in den politiſchen Verordnungen 
vorgeſchriebene Maß beobachtet werde. Die hierüber beſtehen⸗ 
den politiſchen Verordnungen ſind aber die Hofdecrete vom 
15. und 18. May 1786, dann 16. Auguſt 1787, und Ver⸗ 
ordnung vom 14. Auguſt 1789, welche folgende Beſtimmun— 
gen enthalten, daß 
1) bey der Zertheilung immer der Bedacht genommen 
werde, daß wenigſtens eine Beſißung von 40 Metzen 
Feld im Ganzen bleibe; daher 
2) nur in Gebirgsgegenden die Vertheilung in kleinere, 
aber doch nicht wieder in gar zu kleine Theile zugelaſ— 
ſen werden, und daß 
5) die gar zu kleinen Theile nicht etwa unangeſeſſenen 
Leuten zugewendet, und damit wohl gar Familien ge— 
ſtiftet, ſondern dieſelben nur ſolchen Leuten zugetheilt 
werden, die ſchon eine größere Zahl von Gründen be— 
ſizen, welche aber zur Erhaltung einer Familie noch 
nicht hinreichen. 
übrigens iſt die mit Zerſtückung verbundene emphiteuti— 
ſche Verpachtung, oder Veräußerung obrigkeitlicher Gründe 
ohne wichtige Urſachen nicht mehr zu geſtatten, und, wo 
ſie nach local- und andern Umſtänden Statt finden kann, muß 
ſich zur Verhinderung zu kleiner Zerſtückungen genau an das 
Maß gehalten werden, welches für die Zerſtückung der Ru— 
ſticalgründe vorgeſchrieben iſt. Wonach die Landrechte künf— 
tighin keine, mit Zerſtückung verbundene emphiteutiſche Wers 
käufe und Verpachtungen landtäflicher Realitäten, ohne vor— 
läufig mit der politiſchen Landesſtelle gepflogenen Einverneh— 
mung, zur landtäflichen Eintragung anzunehmen haben. (Hof— 
decret vom 20. Jänner 1304, Nro. 31.) Das für die Veräu— 


— 329 — 


ßerung der Fideicommiß-Realitäten eingehende Geld wird 
als Fideicommiß-Capital angelegt. Dieſe Anlegung kann, wie 
bey Pupillar⸗Capitalien und unter den nähmlichen Vorſichten, 
fo wohl bey Privaten, als mittelſt Ankauf öffentlicher Fonds— 
Obligationen geſchehen. 

F. 558. 

Von der Allodialiſirung des unbeweglichen Fideicommiß⸗ 
Gutes unterſcheidet ſich weſentlich die gänzliche Auflöſung 
und Erlöſchung des Fideicommiſſes. — Ein Fideicommiß wird 
aufgelöſet, wenn das Fideicommißband, obſchon es an 
ſich noch beſtehen könnte, durch Übereinkommen gänzlich 
zerfällt ). Zu einem ſolchen lübereinkommen iſt, nebſt der 
Einwilligung des Nutzungs-Eigenthümers, auch die aller 
Anwärter, dann die Einvernehmung des Curators der Nach— 
kommenſchaft, und die gerichtliche Bewilligung nothwendig. 
Es ſind daher die bekannten Anwärter zur Vernehmung vor— 
zuladen, und in Anſehung der unbekannten Anwärter iſt das 
Edict auszufertigen. Der Curator der Nachkommenſchaft muß 
zu dem Zwecke gehört werden, um zu erfahren, ob noch eine 
zum Fideicommiſſe berufene Nachkommenſchaft zu vermuthen 
ſey, oder nicht; denn im erſteren Falle kann keine gerichtliche 
Bewilligung zur Auflöſung des Fideicommiſſes ertheilet wer— 
den. Die Fideicommiß-Behörde hat die Gründe des Poſteri— 
täts⸗Curators zu würdigen, und nach Befund ihre Bewilli— 
gung zur Auflöſung zu ertheilen, oder zu verſagen; über 
welche Entſcheidung, ſie mag, wie immer ausfallen, den da— 
durch ſich beſchwert findenden Intereſſenten der weitere Be— 
ſchwerdezug an das Appellationsgericht vorbehalten bleiben 
muß. Von einer Vernehmung des eigentlichen Fideicommiß— 
Curators erwähnet das Geſetz nichts, und es erſcheint auch 
dieſe Vernehmung ganz überflüſſig, da die Verpflichtungen des— 
ſelben nur in ſo weit reichen, als ein Fideicommiß vorhan— 


) Siehe Zeillers Commentar $. 644, Nro. 1. 
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den iſt; die Entſcheidung der Frage aber, ob das Fideicom— 
miß aufgelöst werden, oder noch fortwährend beſtehen ſoll, 
ſeine Obliegenheiten eben ſo wenig berühret, als der Concurs— 
Verwalter bey Entſcheidung der Frage: ob der Concurs auf— 
zuheben ſey, oder nicht? eine Stimme zu führen hat. 

Welcher Termin in dem für die unbekannten Fideicommiß— 
Anwärter zu erlaſſenden Edicte feſtzuſetzen ſey, hat das Ge— 
ſetz nicht beſtimmt, ſo wenig als die übrigen dabey zu beach— 
tenden Modalitäten; allein, da die Fideicommiß-Anwärter 
nichts anders, als die bereits exiſtirenden, für den Todesfall 
eines oder des anderen zum Fideicommiſſe berufenen Erben 
ſind, ſo glaube ich, daß ſich hier ganz nach der Analogie der 
Hofdecrete vom 26. Auguſt 1738, 3. 880, und dann vom 
10. December 1791, Nr. 226, benommen werden müſſe, wels 
ches erſtere folgende Verfügungen enthält: 

a) Iſt die Friſt zur Anmeldung immer auf ein ganzes 
Jahr auszuſetzen; ein Unterſchied, ob die Erben (An— 
wärter) im Lande oder außer Landes ſeyen, kann nicht 
Statt finden, weil die Expedirung des Edictes voraus 
ſetzt, daß die Erben unbekannt ſind, folglich dieſer Um— 
ſtand der Abhandlungs-(Fideicommiß) Inſtanz nicht 
wiſſend iſt. 

b) Muß die Verfügung getroffen werden, daß während 
dieſer Jahresfriſt dieſes Einberufungs-Edict von drey 
zu drey Monathen jedes Mahl drey Mahl in die Zei— 
tungsblätter komme; 

c) muß die Clauſel dahin beſtimmt werden, daß jene, die 
einen Erbsanſpruch haben, oder zu haben vermeinen, 
ſich ſo gewiß anmelden ſollen, als widrigens das Ver— 
laſſenſchafts-Abhandlungs-Geſchäft zwiſchen den Er— 
ſcheinenden der Ordnung nach ausgemacht, und jenen 
aus den ſich Anmeldenden eingeantwortet werden würde, 
denen es nach dem Geſetze gebühret. 

Dieſe letztere Clauſel muß im vorliegenden Falle ohne 
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Zweifel dahin abgeändert werden, daß alle, welche ſeiner 
Zeit einen Anſpruch auf das in Rede ſtehende Fideicommiß 
zu haben vermeinen, bis zu der beſtimmten Friſt (oder an 
dem beſtimmten Tage), ihre Erklärungen um ſo gewiſſer ab— 
zugeben haben, als ſonſt auf ſie gar kein Bedacht genommen, 
ſondern ſie ſo angeſehen werden würden, als wenn ſie gar 
nicht vorhanden wären. 

Das Hofdecret vom 10. December 1791 enthält im Wer 
ſentlichen die nähmlichen Anordnungen, wie das vorn citirte 
Hofdecret, nur ift da der Termin von einem Jahre und ſechs 
Wochen feſtgeſetzt. 

$. 359. 

Das Fideicommiß erliſcht, wenn es zu Grunde geht, 
oder wenn alle in dem Stiftbriefe berufene Linien ohne Hoff— 
nung einer Nachkommenſchaft ausgeſtorben ſind. (F. 645 
des a. b. Gtzb.) h 

Die Frage aber: ob das Fideicommiß wirklich als erlo— 
ſchen anzuſehen ſey, oder nicht, iſt ohne Zweifel der Ent— 
ſcheidung der Fideicommiß-Behörde vorbehalten. Welche 
Vorſichten dieſelbe dabey zu beobachten habe, iſt nirgends in 
den Geſetzen ausgeſprochen. Da es ſich hier lediglich um die 
Erörterung des Umſtandes handelt, ob einige zum Fideicom— 
miſſe vorhandene Erben, welche auf ſelbes Anſpruch zu ma— 
chen gedenken, vorhanden ſeyen, oder nicht; ſo bin ich der 
Überzeugung , daß die Fideicommiß- Behörde, nach der Ana— 
logie der oben citirten Hofdecrete, gleichfalls ein Edict zur 
Ausforſchung dieſer Erben auszufertigen, und erſt ſodann, 
als ſich während der geſetzlichen Friſt kein Erbe gemeldet 
hat, oder die von Einem oder dem Andern geſchehene Anmel— 
dung ungegründet befunden wird, die Erlöſchung des Fidei⸗ 
commiſſes ausſprechen könne. 

$. 340. 

Wenn die Aufhebung des auf einer in den Erblanden be- 

findlichen Realität, Öffentlichen oder Privat : Obligation vors 
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gemerkten Fideicommiß-Bandes aus dem Grunde verlangt 
wird, weil ein, in einem vorhin zur öſterreichiſchen Monarchie 
gehörig geweſenen, durch die Friedensſchlüſſe an eine fremde 
Macht überlaſſenen Lande errichtetes Fideicommiß allda auf— 
gehoben worden; ſo hat hierüber, ohne Rückſicht auf die in 
dem derzeit fremden Staate erfolgte Verfügung, nach Maß— 
gabe der allgemeinen Geſetze, diejenige erbländiſche Gerichts⸗ 
behörde zu entſcheiden, welche über eine ſolche Fideicommiß⸗ 
Zugehörung bisher die Gerichtsbarkeit ausgeübt hat, oder 
welcher ſolche, vermöge der Jurisdictions-Geſeßze, gebühret. 
Wenn es aber eine Obligation eines öffentlichen Fondes von 
einem ſolchen Fideicommiſſe betrifft, worüber bisher keine 
erbländiſche Gerichtsbarkeit eingeſchritten iſt, hat diejenige 
Gerichtsbehörde, zu welcher die Rechtsgeſchäfte desjenigen 
Fondes gehören, bey welchem das Fideicommiß-Band vor— 
gemerkt iſt, mit der Entſcheidung vorzugehen. (Hofdecret 
vom 20. Juny 1806, Nro. 769.) 

Über Anfrage: ob die erfolgte Aufhebung der Fideicom— 
miſſe, in den von der öſterreichiſchen Monarchie durch die letz— 
teren Friedensſchlüſſe getrennten Provinzen, auch auf die 
in den dermahligen öſterreichiſchen Ländern befindlichen Zus 
gehörungen ſolcher Fideicommiſſe nicht wirken konne? Haben 
Se. Majeſtät zu beſchließen befunden, daß die, in den von 
der öſterreichiſchen Monarchie getrennten Provinzen erfolgte 
Aufhebung der Fideicommiſſe, auf die in dermahligen öſter— 
reichiſchen Ländern befindlichen Zugehörungen ſolcher Fidei— 
commiſſe dann nicht wirken könne, wenn ſolche durch die 
höchſte Beſtätigung, oder den beſtehenden erbländiſchen Ge— 
ſetzen gemäß, mit dem Fideicommiß-Bande behaftet erſchei— 
nen; wenn daher die Aufhebung eines dergleichen Fideicom— 
miß⸗Bandes aus dem Grunde angeſucht wird, weil ein in 
einem vorhin zur öſterreichiſchen Monarchie gehörig geweſe— 
nen, durch die Friedensfchlüffe an eine fremde Macht über: 
laͤſſenen Lande beſtandenes Fideicommiß allda aufgehoben 
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worden iſt, habe, ohne Rückſicht auf die von dem fremden 
Staate getroffene Verfügung, nach Maßgabe des oben feſt— 
geſetzten Grundſatzes in jedem Falle, ohne Unterſchied, das 
Landrecht jener Provinz in erſter Inſtanz zu entſcheiden, in 
welcher die Fideicommiß-Entität, um die es ſich handeln 
wird, gelegen iſt; doch ſey jeder Devinculirungsfall eines 
ſo gearteten Fideicommiſſes mit den dabey eintretenden Um— 
ſtänden und Rückſichten vorläufig der oberſten Juſtizſtelle gut— 
ächtlich vorzulegen. (Hofdecret vom 31. October 1809, 3.894. 

Dabey iſt zu bemerken, daß in allen jenen Theilen, welche 
durch den Friedensſchluß vom Jahre 1809 der Krone Bayern 
anheim gefallen ſind, die Fideicommiſſe für aufgehoben er— 
klärt wurden, und es entſtand daher die Frage, ob in den 
von Seite Sſterreichs wieder occupirten Ländern die Wieder— 
herſtellung dieſer von Bayern aufgehobenen Fideicommiſſe 
Plat greife? Dieſe Frage wurde durch die Hofdecrete vom 
19. October 1316, 3. 1290, und 20. Februar 1817, 3. 
1318, verneinend beantwortet. In Anſehung der Fideicom— 
miſſe in den ehemahligen illyriſchen Provinzen wurde durch 
Hofdecret vom 8. Auguſt 1817, 3. 1358, Folgendes feſtge— 
ſetzt: In jenen Gebiethstheilen, wo das franzöſiſche Decret 
von Antwerpen vom 30. September 1811, Art. 44, über 
die Fideicommiſſe kund gemacht worden iſt, ſoll dasſelbe nur 
dann von Wirkſamkeit ſeyn, wenn ſich mit dem letzten Beſitzer 
des Fideicommiſſes, bis zur Einführung der öſterreichiſchen 
Geſetzgebung, d. i. bis zum 1. Auguſt 1614, eine Beſitzver— 
änderung ſchon wirklich ergeben hat. Wo ſich keine ſolche 
Veränderung des Beſitzers ereignete, find die Fideicommiſſe 
als fortdauernd und beſtehend nach den öſterreichiſchen Ge— 
ſetzen zu handhaben, und zu behandeln. 

Dieſes hier angeführte Hofdecret hat jedoch, nach ſeinem 
deutlichen Inhalte, nur in jenen Provinzen ſeine Anwendung, 
in welchen das durch dieſe Anordnung erläuterte Decret von 
Antwerpen vom 30. September 1811 kund gemacht worden 
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war. In dem, nunmehr wieder zu dem Görzer Kreiſe gehö« 
rigen, am rechten Ufer des Iſonzo gelegenen Gebiethstheile 
hingegen, welcher vorher dem Königreiche Italien einver- 
leibt war, kann die Wiederherſtellung der unter der vorigen 
Regierung aufgehobenen Fideicommiſſe nicht Statt haben; 
jedoch daſelbſt, wie überall, wo das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch eingeführt iſt, die Errichtung neuer Fideicommiſſe 
unter den in dieſem Geſetzbuche feſtgeſetzten Bedingungen ane 
geſucht werden. (Hofdecret vom 6. Septbr. 1819, 3. 1602.) 
H. 341. 

Der Referent, dem ein Fideicomwiß zum Referate zuge⸗ 
theilt wird, hat über die wahre Beſchaffenheit des Fideicom— 
miſſes ein Rapulare zu halten, und in ſelbes die Beſchaffenheit 
des Fideicommiß-Inſtituts, die eigentlichen Fideicommißgüter 
mit den etwa hierbey auffallenden Bemerkungen, die Fideir 
commiß-Beſitzer und Curatoren, die Laſten des Fideicom— 
miſſes, die etwa zu leiſtenden Depurirungen genau und um— 
ſtändlich einzutragen, auch alle in Beziehung auf das Fidei⸗ 
commiß vorfallende Angelegenheiten von Zeit zu Zeit an— 
zumerken, damit er nicht nur zuverläſſige Auskunft, wenn 
ſelbe nöthig wäre, ertheilen könne, ſondern auch, wenn bey 
einem oder dem andern Fideicommiſſe, beſonders in Rückſicht 
der aufgetragenen Depurirungen, eine Saumſeligkeit bemerkt 
würde, dießfalls die nöthigen Erinnerungen bey allgemeiner 
Rathsverſammlung geſchehen, und mit den erforderlichen 
Vorkehrungen eingeſchritten werden möge. Damit der Vor— 
fißende verſichert ſey, daß das vorgeſchriebene Rapulare wirk— 
lich geführet werde, hat er ſich dasſelbe öfter unter dem 
Jahre vorlegen zu laſſen. (Allg. Saftr, Pat. v. 9. Sept. 1785, 
1. Abth. 4. Abſchn. F. 41.) 

§. 342. 

Die Verlaſſenſchafts-Behörde iſt der Regel nach keine 
eigentliche Curatels-Behörde, als welche ſie im gemeinen 
Leben öfter angeſehen werden mag. Nicht für die Gläubiger, 
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oder Legatare; denn für dieſe ſorgt dieſelbe nicht weiter, als 
fie felbft verlangen (§§. 811 und 812 des a. b. Gtzb.); für die 
Erben ſorgt ſie aber eigentlich nur in ſo lange, als ſelbe noch 
unbekannt ſind, oder wenigſtens noch keine Erbserklärung 
von ihnen eingereicht iſt. — Nur in dem Falle, als ſolche 
Fälle eintreten, in welchen vermöge des Geſetzes ein Verlaſſen— 
ſchafts⸗Curator aufgeſtellt werden muß, hat die Abhandlungs— 
Behörde auch die Rechte und Pflichten einer Curatels-Be— 
hörde. Eine Ausnahme hiervon ſcheint nur der F. 293, lit. o., 
berührte Fall zu begründen, wenn nähmlich der Verlaſſen— 
ſchafts-Curator lediglich auf Anſuchen des Erben ſelbſt, wel: 
cher den Nachlaß nicht ſelbſt verwalten kann, indem er nähmlich 
zu entfernt iſt, oder nicht will, aufgeſtellt wird. Hier würde 
nähmlich in allen wichtigen Angelegenheiten, welche nicht in 
der Macht des Verlaſſenſchafts-Curators liegen, die Zuſtim— 
mung des Erben nothwendig ſeyn. 
$. 343» 

Der Cridatar bleibt immer sui juris, und iſt als kein 
Curande anzuſehen. Die rechtlichen Wirkungen einer Con— 
curs⸗Eröffnung beſtehen bloß darin, daß die Geſammtheit der 
Gläubiger das Recht erwirbt, mit Ausſchließung der ſich 
nicht meldenden Gläubiger, und des Dispoſitionsrechtes des 
Schuldners, ſein gegenwärtiges und noch zuwachſendes Ver— 
mögen als gemeinſames gerichtliches Unterpfand in Beſiß zu 
nehmen, zu verwalten, und zu ihrer Befriedigung nach der 
geſetzlichen Rangordnung zu verwenden *). Darum iſt die 
Concurs-Inſtanz keine Curatels-Behoͤrde in Anſehung des 
Cridatars, ſie iſt es aber auch nicht in Anſehung der Gläu— 
biger, welche vielmehr zur Beſorgung ihrer Angelegenheiten 
den Concursmaſſe-Verwalter, und den Creditoren-Ausſchuß 
aufſtellen, welcher letztere auch die Rechnungen des erſteren 
außergerichtlich zu durchgehen hat. Nur jene Mängel, und 


) Siehe des Herrn Vice Präfidenten Pratobevera's Materialien 
B. 8. S. 4386. 


Anſtände werden zur gerichtlichen Entſcheidung gebracht, die 
nicht ſtandhaft aufgeklärt, oder im Wege gütlichen Einver— 
ſtändniſſes behoben werden können. Übrigens ſteht jedem 
Gläubiger frey, bey Aufnahme der Rechnungen zu erſchei— 
nen, und ſolche nach Belieben auch ſonſt einzuſehen. (Hof: 
decret vom 16. May 1790, Nr. 25, lit. s. t.) Auch liegt bey 
Concurs- Abhandlungen nicht dem Gerichte, fondern dem 
Ausſchuſſe der Concurs-Gläubiger ob, darauf zu dringen, 
daß von dem Vermögens-Verwalter Rechnung gelegt werde, 
und nur die Gläubiger haben für die nußbringende Anlegung 
der Concursmaſſe-Gelder zu ſorgen; das Gericht aber iſt ver— 
pflichtet, darüber zu wachen, damit der Vermögens-Verwal— 
ter und der Gläubiger-Ausſchuß, die ihnen bey ihrer Wahl 
von den Gläubigern eingeräumten Befugniſſe nicht über— 
ſchreiten, und ihren Obliegenheiten Genüge leiſten. Der für 
jede Concurs-Verhandlung beſtimmte Referent hat die im 
Zuge derſelben zu treffenden Verfügungen dem Magiſtrate 
vorzutragen, der Magiſtrat ſelbſt aber das Erforderliche anzu— 
ordnen. (Hofdecret vom 1. März 1812, Nr. 978.) Daß die 
letztere Anordnung auch für jede andere organiſirte Gerichts— 
ſtelle, die aus mehreren Räthen beſteht, gelte, bedarf kaum 
einer Erinnerung. 

5 . 544. 

Das, was in vorgehenden Paragraphen von der Con— 
curs-Inſtanz geſagt worden iſt, gilt auch im Weſentlichen 
von der Sequeſtrations-Behörde. Auch hier hängt es von 
den Sequeſtrations-Intereſſenten ab, darüber zu wachen, daß 
der Sequeſter ſeine Pflichten genau erfülle, und zu gehöriger 
Zeit die Rechnung lege. Wenn indeſſen die Legung der aus— 
ſtändigen Rechnung durch ein ganzes Jahr vergebens betrie— 
ben wird, ſoll es bey den bloßen Betreibungs-Decreten nicht 
belaſſen, ſondern zur wirklichen Abnahme der Vermögens— 
verwaltung geſchritten, und auf Koſten des ſäumigen Rech— 
nungslegers der Maſſe ein vertrauter, eifriger Vertreter zu— 
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gegeben werden, der den ſäumigen Rechnungsleger ad prae- 
standum factum der Rechnungslegung im ordentlichen Wege 
der Execution betreibe. (Hofdecret vom 26. Aprill 1790, 
Nro. 17.) 

H. 345. 

In ſo fern einem Taubſtummen nach dem, was bereits 
. 304 geſagt worden iſt, ein Curator aufgeſtellt werden muß, 
hat auch die Perſonal-Behörde desſelben die Rechte und 
Pflichten einer Curatels-Behörde auf ſich. Dieſes gilt ohne 
Zweifel auch dann, wenn das Gericht zwar nicht von Amts— 
wegen zur Verhängung einer Curatel geſchritten wäre, jedoch 
dieſes auf deutliches Verlangen des Taubſtummen geſchieht. 
Denn das Geſetz unterſcheidet hier nicht, und, wenn ſchon 
der höchſte Geſeßgeber durch Aufdringung einer Curatel den 
Taubſtummen in ſeinen Rechten nicht kränken will, ſo will er 
doch, daß, wenn derſelbe ſelbſt eine ſolche Curatel für noth— 
wendig erachtet, ihm jenen Schutz nicht entziehen, welchen 
er anderen, wegen Geiſtes- oder Leibesgebrechen zur Bewah— 
rung ihrer Rechte unfähigen Perſonen angedeihen läßt. 

F. 346. 

In Anſehung der Abweſenden, übrigens bekannten Per— 
ſonen, es mag deren Aufenthaltsort bekannt, oder unbekannt 
ſeyn, ſcheinen indeſſen der Gerichtsbehörde, welche einen 
Curator für dieſelben aufſtellt, die Rechte und Pflichten ei— 
ner Curatels-Behörde nicht zuzuſtehen. Die Gründe für dieſe 
Behauptung find bereits F. 3058 näher entwickelt worden, und 
es wird daher hier zur mehreren Begründung derſelben nur 
noch Folgendes angeführt: 

In dem Falle, als für Abweſende, deren Aufenthaltsort 
bekannt iſt, und mit denen daher eine Correſpondenz unter— 
halten werden kann, ein Curator aufgeſtellt wird, ſcheint es 
klar zu ſeyn, daß hier das Gericht, weder die Rechte, noch 
die Pflichten einer Curatels-Behörde auf ſich haben könne. 

Denn für die Bewahrung der Rechte eines ſolchen Ab— 
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weſenden vor wirkliche Beeinträchtigung iſt durch die Auf— 
ſtellung eines Curators hinreichend geſorgt, welcher auch, um 
ſolche Beeinträchtigungen hintan zu halten, mit genugſamer 
Macht nach dem Geſetze ausgerüſtet iſt. In jenen Fällen, wo 
ein Vormund oder Curator angewieſen iſt, die Bewilligung 
der Behörde einzuhohlen, handelt es ſich größten Theils nur 
um die Erlangung eines mehreren oder geringeren Gewin— 
nes, und es läßt ſich kein Grund denken, warum die Behörde 
hier für den Abweſenden ſorgen ſolle, welcher doch nach der 
Vorausſetzung im Stande iſt, dieſe Angelegenheiten ſelbſt 
zu beſorgen. 

Da nun aber der höchſte Geſezßgeber in Anſehung der 
Abweſenden, deren Aufenthaltsort bekannt iſt, und derjeni— 
gen, wo dieſes der Fall nicht iſt, keinen Unterſchied feſtge— 
ſetzt hat, ſo gilt obige Behauptung auch für letztere. 

F. 347 

In Anſehung der zum ſchweren Kerker verurtheilten Ver— 
brecher, kommen jener Gerichtsbehörde, welcher der Verbrecher 
zur Zeit der über ihn verhängten Strafe unterſtand, die 
nähmlichen Rechte und Pflichten, wie einer Vormundſchafts— 
behörde in Anſehung des Vermögens der Minderjährigen zu. 
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Am Schluſſe des gegenwärtigen Hauptſtückes ſehe ich 
mich noch veranlaßt, das Rechtsverhältniß näher zu erörtern, 
welches dann entſteht, wenn einem minderjährigen Kinde, 
deſſen Vater noch am Leben iſt, ein Vermögen zufällt. In 
dieſem Falle tritt in Anſehung dieſes Vermögens der Vater 
als Curator ein; er hat dießfalls ganz die nähmlichen Rechte 
und Verbindlichkeiten, wie ein anderer Curator, und iſt dar 
her auch in wichtigeren Fällen die Einwilligung der Curatels— 
Behörde einzuhohlen verbunden. Obſchon dieſe Behauptung 
in der Praxis, ſo viel mir bekannt, allgemeinen Eingang ge— 
funden hat; ſo gibt es doch einige practiſche Rechtsgelehrte, 
welche die Wahrheit derſelben in Zweifel ziehen wollen, und 
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die Meinung aufſtellen, daß, fo lange die vaͤterliche Gewalt 
fortdauert, die Einwirkung einer Curatels-Behörde nicht 
Plaß greife. Sie berufen ſich, zur Vertheidigung ihrer Be— 
hauptung, auf die Eingangsworte des F. 152 des a. b. Gtzb., 
welche alſo lauten: Die unter der väterlichen Ge— 
walt ſtehenden Kinder können ohne ausdrück⸗ 
liche, oder doch ſtillſchweigende Einwilligung 
des Vaters keine gültige Verpflichtung ein⸗ 
gehen; aus welchen ſie den Schluß ziehen, daß zur Rechts— 
gültigkeit der von ihnen eingehenden Verbindlichkeiten ledig— 
lich die Einwilligung des Vaters nothwendig ſey. Allein 
die Schlußworte dieſes F. ſtehen dieſer Auslegung offenbar 
im Wege, da ſie ſagen, daß auf ſolche Verpflichtungen über— 
haupt dasjenige anzuwenden ſey, was in dem Hauptſtücke 
von den Vormundſchaften und Curatelen über die verbind— 
lichen Handlungen der unter der Vormundſchaft ſtehenden 
Minderjährigen beſtimmt wird, und daſelbſt feſtgeſetzt iſt, 
daß nur in Anſehung jener Handlungen, welche zu dem or— 
dentlichen Wirthſchaftsbetriebe gehören, und von minderer 
Wichtigkeit ſind, die Zuſtimmung des Vormundes genüge, 
ſonſt aber die gerichtliche Einwilligung hinzu treten müſſe. 
Es ſtehen auch die Eingangsworte mit dieſen Schlußworten 
in gar keinem Widerſpruche, denn immer bleibt der Saß 
aufrecht ſtehen, daß das unter der väterlichen Gewalt ſtehende 
Kind, ohne Einwilligung des Vaters, keine gültige Verbind— 
lichkeit eingehen könne, der Nachſaß drückt bloß aus, daß 
dieſe Einwilligung allein in den wichtigeren Fällen nicht 
genüge *). 

Dieſe in der Praxis angenommene Anſicht ſcheint mir 
daher auch ſchon durch den F. 152 des a. b. Gtzb. hinläng— 
lich begründet, und eines andern Stüßpunctes gar nicht mehr 
bedürftig zu haben. Indeſſen findet ſich ein ſolcher auch in 

) Nur bey der Verehelichung des Minderjährigen hat das Geſetz 
hier eine Ausnahme gemacht, (5. 49 des a. b. n 
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dem F. 175 des a. b. Gtzb. Dort heißt es nähmlich, daß, 
wenn eine minderjährige Tochter ſich verehelichet, ſie zwar 
in Rückſicht ihrer Perſon unter die Gewalt des Mannes 
komme, in Hinſicht auf das Vermögen aber der Vater bis 
zu ihrer Großjährigkeit die Rechte und Pflichten ei- 
nes Curators habe. Wer wird doch nicht behaupten 
wollen, daß der Vater durch die Verehelichung ſeiner Toch— 
ter, ſeine frühere Gewalt über das Vermögen derſelben verliere? 

Auch der F. 106 des a. b. Gtzb. enthält eine mit dieſer 
Anſicht übereinſtimmende Anordnung. Er lautet: Ein min— 
derjähriger oder pflegebefohlener Ehegatte 
kann zwar für ſich ſelbſt in die Scheidung ein⸗ 
willigen, aber zu dem Übereinkommen in Ab- 
ſicht auf das Vermögen der Ehegatten und 
den Unterhalt, ſo, wie auch in Rückſicht auf die 
Verſorgung der Kinder, iſt die Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters und des vormund⸗ 
ſchaftlichen Gerichtes nothwendig. 

Das Geſetz redet hier von den Minderjährigen und Pflege— 
befohlenen, dann von ihren Vertretern überhaupt, in wel— 
cher Eigenſchaft auch der Vater erſcheinet. Nur könnte viel— 
leicht Manchem beyfallen, hier einzuwenden, daß das Geſeß 
hier ausdrücklich von Einwilligung des vormundſchaft— 
lichen Gerichtes ſpreche, welches aber, ſo lange der Vater 
noch am Leben iſt, und die väterliche Gewalt ausübt, noch 
gar nicht vorhanden iſt. Allein, wenn man den Ausdruck: 
vormundſchaftliches Gericht, hier in dieſer engen 
Bedeutung des Wortes nehmen wollte; ſo würde daraus fol— 
gen, daß, wenn überhaupt bloß eine Curatel und keine Vor— 
mundſchaft exiſtiret, die Einwilligung einer Curatels-Behörde 
nicht nothwendig ſey, welches ein Abſurdum wäre, da gerade 
bier das! vormundſchaftliche Gericht, wenn auch dieſer Aus— 
druck im ſtrengen Sinne des Wortes genommen wird, nur 
in der Eigenſchaft als Curatels-Behörde handelt, weil ſeine 
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Einwilligung nicht in Anſehung der Perſon des Minderjäh— 
rigen, ſondern lediglich nur in Anſehung des Vermögens 
nothwendig iſt. Der Ausdruck: vormundſchaftliches Gericht, 
wird ſohin hier in der allgemeinen Bedeutung genommen, 
welche ſo wohl das vormundſchaftliche Gericht, im ſtrengen 
Sinne des Wortes, als die Curatels-Behörde in ſich faſſet. 

Das, was hier von dem leiblichen ehelichen Vater geſagt 
worden iſt, gilt um ſo mehr von dem Wahlvater, da über— 
haupt zwiſchen den Wahlältern und dem Wahlkinde gleiche 
Rechte und Verbindlichkeiten, wie zwiſchen den ehelichen 
Altern und Kindern Statt finden. (§. 183 des a. b. Gtzb.) 
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Indeſſen gibt es doch einige Puncte bey der curatori— 
ſchen Verwaltung des Vermögens des Minderjährigen, wo 
die Macht des Vaters etwas ausgedehnter, als die eines an— 
dern Curators, erſcheinet. Dieſe ſind: 

1) Bey der Verehelichung des Pflegebefohlenen genügt 
die Einwilligung des Vaters allein, und es bedarf hier 
keiner gerichtlichen Genehmigung, da ſelbe doch in al— 

len jenen Fällen nothwendig iſt, wo Jemand Anderer, 

als der eigene Vater, als Curator eintritt. 

2) Bey Beſtimmung der Unterhaltungskoſten hat die Mei— 
nung des Vaters ein ungleich größeres Gewicht, als 
die eines andern Curators. Denn das Geſetz ſagt F. 
219, daß bey Beſtimmung derſelben auf die Anordnung 
des Vaters, dann auf das Gutachten des Vormundes 
Rückſicht zu nehmen, welche beyde Rückſichten hier in 
dem Ausſpruche ſeiner Meinung zuſammen treffen. 

5) Der Curator kann von der Rechnungslegung nur dann 
frey geſprochen werden, wenn das Einkommen die Aus— 
lagen für den Unterhalt und die Erziehung des Minder— 
jährigen wahrſcheinlich nicht überſteigt (F. 238 
des a. b. Gtzb.); der Vater kann aber ſelbſt dann von 
der Schuldigkeit, eine Rechnung zu legen, losgezählet 


werden, wenn die jährlichen Einkünfte die jährlichen 
Auslagen überſteigen, nur muß der Überſchuß gering 
ſeyn. Er wird dem Vater in dieſem Falle zur freywil⸗ 
ligen Verwendung überlaſſen. (F. 150 des a. b. Gtzb.) 
Endlich 

4) darf wohl nach dem Geiſte der geſetlichen Beſtimmun— 
gen, welche überhaupt dem Vater mehr Vertrauen, als 
einem Vormunde oder Curator ſchenken, im Allgemeis 
nen ſich zum Grundſatze gemacht werden, daß ohne 
erhebliche Gründe von der Meinung des Vaters nicht 
leicht abgewichen, und bey Prüfung der von ihm ge— 
legten Rechnung noch nachſichtiger verfahren werden 
ſolle, als dieſes in Anſehung der von dem Vormunde 
gelegten Rechnung gefeßlich angeordnet iſt. 


III. Abſchnitt. 


Von Erlöſchung der Curatelen. 
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Die Erlöſchung der Curatel iſt gleichfalls, wie die der 
Vormundſchaft (ſiehe F. 210), zweyerley: relativ und 
abſolut. Was unter dieſen Ausdrücken verſtanden werde, 
wurde bereits F. 210 bemerkt. Relative Erlöſchungsarten der 
Curatel, die ſich auf den Curator beziehen, find daher folgende; 

1) Wenn der Curator ſtirbt, 5 
2) wenn er entlaſſen wird. 

Die Fälle der ämtlichen Entlaſſung des Curators ſind 
die nähmlichen, die im K. 215 — 229 hinſichtlich des Vor- 
mundes aufgezählt worden ſind. Nur in denjenigen Fällen, 
wo ſich bey Aufſtellung eines Curators nicht an jene, für die 
Aufſtellung der Vormünder gegebenen Vorſchriften, zu bin— 
den iſt (F. 318), iſt auch das Gericht bey der Entlaſſung 
an die §§. 210 — 229 aufgeführten Bedingungen nicht ges 
bunden. 
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In jenen Fällen, wo die Aufſtellung des Curators nicht 
von dem Gerichte abhängt, (wie z. B. in Anſehung eines 
definitiven Concursmaſſe⸗Verwalters, oder eines Sequeſters), 
hat auch der Regel nach das letztere die Entlaſſung desfelben 
nicht auszuſprechen. Sucht ein ſolcher Curator ſelbſt ſeine 
Entlaſſung an, und die Gläubiger, oder die Sequeftrationd- 
Intereſſenten würden ihm dieſelbe verweigern; ſo ſcheint 
allerdings die Gerichtsbehoͤrde berechtiget, auszuſprechen, ob 
die Entleſſung Plaß zu greifen habe, oder nicht. 
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Es iſt eine practiſch nicht unwichtige Frage, ob in dem 
Falle, als ein minderjähriges Kind, das noch der väterlichen 
Gewalt unterworfen iſt, ein Vermögen beſitzt, die Curatels— 
Behörde mit dem Umziehen des Vaters in eine andere Juris— 
diction ſich ändere, und daher hier der Fall einer relativen 
Erlöſchungsart eintrete? Das Geſeß hat ſich hierüber nicht 
deutlich ausgeſprochen. Es ſcheint, daß hier die Analogie des 
Patentes vom 31. December 1762 ($. 228) nicht Plaß zu 
greifen habe. Denn zu Folge der J. N., F. 12, ſind der 
Gerichtsbarkeit, unter welcher der Hausvater ſteht, auch 
ſeine ehelich erzeugten, oder nach den Geſetzen den ehelich 
erzeugten gleich gehaltenen Kinder, ſo lange ſie minderjährig 
ſind, oder keine eigene Haushaltung haben, unterworfen. 
Stirbt nun derſelbe, fo bleiben die minderjährigen Kinder 
fortwährend unter der Perfonal« Gerichtsbarkeit des Vaters, 
welche in Anfehung ihrer zur Pupillar-Inſtanz wird, und 
zu verbleiben hat, an welche Behörde dann auch alles Ver— 
mögen, welches dieſen Kindern als Pupillen zufließt, zu 
übergeben iſt. (Hofdecret vom 9. Jänner 1783, und vom 
9. May 1785.) Man ſieht ſohin, daß die Vormundſchafts— 
behörde immer auch Perfonalbehörde der Minderjährigen 
it “), und daß ſohin das oben angezogene Patent, und die 


*) Nur bey minderjährigen Gattinnen ſcheint eine Ausnahme eins 
zutveten. 
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Jurisdictions-Norm in dieſer Hinſicht einerley Grundſätze 
aufſtellen. So lange aber der Vater noch am Leben iſt, ge— 
hort der Minderjährige unter die Gerichtsbarkeit desſelben; 
würde daher die Curatels-Behörde ſich immer unverändert 
erhalten, ſo wäre ſelbe öfter mit einem andern Gerichte, als 
der Perſonalbehörde des Vaters, verbunden, was gerade mit 
den, von dem Geſetzgeber deutlich an Tag gelegten Grund: 
ſätzen in Anſehung der Gerichtsbarkeit im Widerſpruche 
ſteht. Zudem beſteht der Grundſatz, daß Jedermann nur ſei— 
ner eigenen Gerichtsbarkeit unterworfen ſey. Von dieſer Her 
gel hat der Geſetzgeber, in Anſehung des Vormundes, eine 
Ausnahme gemacht, den es in vormundſchaftlichen Angeles 
genheiten einer Behörde unterworfen hat, die nicht immer 
ſeine Perſonalbehörde iſt. Dieſe Ausnahme darf aber um ſo 
weniger ausdehnend angewendet, und auch auf den Vater 
bezogen werden, als, wie bereits gezeigt worden iſt, hier nur 
eine ſcheinbare Ahnlichkeit der Fälle vorhanden iſt. 
$. 352. 

In Anſehung der gänzlichen Endigung der Curatel iſt zu 
unterſcheiden, ob der Curator nur zur Beſorgung eines ein— 
zelnen Geſchäftes aufgeſtellt worden iſt, oder ob ſich die Cu— 
ratel in einer fortdauernden Urſache gründe. Iſt das erſtere 
der Fall, ſo hört die Curatel auf, wenn die dem Curator 
anvertrauten Geſchäfte geendigt find; z. B., wenn der Rechts- 
ſtreit abgeführt worden iſt, welcher ſich zwiſchen dem Min— 
derjährigen und ſeinen Altern entſponnen hat. Tritt aber der 
letztere Fall ein, ſo endiget ſich die Curatel, wenn die Urſache 
z. B. Abweſenheit, Anhaltung in der Strafe, oder das Lei— 
bes⸗ und Gemüthsgebrechen gehoben iſt. 

Bey Beurtheilung, ob ein ſolches Gebrechen behoben 
iſt, muß aber mit aller Vorſicht zu Werke gegangen werden. 
Insbeſondere iſt in dieſer Hinſicht angeordnet, daß die Frage: 
ob ein Wahn- oder Blödfinniger den Gebrauch der Ver— 
nunft erhalten habe, oder ob der Wille eines Verſchwenders 
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gründlich und dauerhaft gebeſſert ſey, nach einer genauen 
Erforſchung der Umſtände, aus einer anhaltenden Erfahrung, 
und im erſten Falle zugleich aus den Zeugniſſen der zur Un 
terſuchung von dem Gerichte beſtellten Arzte entſchieden wer- 
den müſſe. (F. 283 des a. b. Gtzb.) über die Aufhebung der 
Curatel iſt dem bisherigen Pflegebefohlenen auf ſein Verlan— 
gen ein gerichtliches Zeugniß auszufertigen, und eine öffent- 
liche Kundmachung zur Entkräftung der vorigen (F. 294) 
zu erlaſſen. (Zeillers Commentar zu F. 283.) 
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Übrigens ift kein Zweifel, daß ein Curator in allen jenen 
Fällen, wo ein Vormund eine Belohnung anzuſprechen be— 
rechtiget iſt, ebenfalls und unter den nähmlichen Beſchrän— 
kungen eine Remuneration anſuchen könne. Bey Ausmeſſung 
der Remunerationen für die Vertreter und Verwalter der 
Concursmaſſe ſoll übrigens mit Mäßigung vorgegangen wers 
den. Zu dieſem Ende ſoll der Vertreter der Maſſe ein Ver— 
zeichniß ſeines Deserviti einlegen, worüber vom Gerichte 
der Creditoren-Ausſchuß zu vernehmen, und nach gehöriger 
Mäßigung der eigentliche Betrag zu beſtimmen iſt. In Rück— 
ſicht des Vermögens-Verwalters aber iſt ſich nach der Ver— 
ordnung vom 18. May 1790 zu achten. Nach Inhalt ders 
ſelben bringt derſelbe ſein Verdienſt in ſeine zu legende Maſſe— 
Rechnung, welche von dem Gläubiger-Ausſchuſſe revidiret 
wird; daher auch von Seite desſelben, wenn der als Verdienſt 
angerechnete Betrag ihm zu übertrieben ſcheint, im Rech— 
nungswege bemängelt wird. In ſo fern in dieſer Hinſicht kein 
gütliches Einverſtändniß erzwecket werden könnte, wäre die ge— 
richtliche Entſcheidung im ordentlichen Rechtswege zu erwirken. 
Eben fo wenig, wie die Vormundſchaft, find die Curators- 
Behörden berechtiget, für ihre Mühewaltung ein Mehreres, 
als ihnen durch die allgemeine Taxordnung vorgezeichnet iſt, 
in Aurechnung zu bringen. 


Anhang einiger Formularien, 


Nro. 1. 


Decret wegen Aufſtellung eines Vormundes 
im Allgemeinen. 


Bey dem Umſtande, daß Peter Borger, bürgerl. Schuh⸗ 
machermeiſter allhier, verſtorben iſt (für wahnſinnig oder als 
Perſchwender erklärt, oder wegen eines Verbrechens auf läu— 
gere Zeit, als ein Jahr, zur Gefängnißſtrafe verurtheilt wor— 
den iſt ꝛc.), und zwey minderjährige Kinder, Franz 15, und 
Roſalia 12 Jahre alt, hinterlaſſen hat, hat man befunden, 
den Vincenz Borger, bürgerl. Drechsler allhier, als den näch— 
ſten Anverwandten desſelben (oder zu Folge des von dem 
Erblaſſer hinterlaſſenen Teſtamentes) zum e oben 
benannter Kinder aufzuſtellen. 

Derſelbe hat ſich demnach dieſem Geſchäfte unverzüglich 
zu unterziehen, und zur Angelobung der mit dieſer Vormund— 
ſchaft verbundenen Pflichten auf den 28. Sept. d. J., Vor— 
mittag 9 Uhr, in der Amtskanzelley des gefertigten Pflegge— 
richtes zu erſcheinen. 

1 — 485 Pirnbach, den 18. Sept. 1824. 

N. N. Pfleger. 
Nro. 2 
Wenn die Mutter als Vormünderinn aufge— 
ſtellt wird. 
An Marie Borger. 

Dieſes Pfleggericht hat befunden, dieſelbe auf Abſterben 

ihres Ehegatten, Peter Borger, als Vormünderinn ihrer zwey 


minderjährigen Kinder, Franz 15, und Roſalia 12 Jahre alt, 
aufzuſtellen. 

In dieſer Eigenſchaft liegt derſelben ob, ihre Kinder, und 
rückſichtlich Mündel, zur Rechtſchaffenheit, Gottesfurcht und 
Tugend anzuführen, ſie ihrem Stande gemäß zu brauchbaren 
Staatsbürgern zu erziehen, vor Gericht und außer demſelben 
zu vertreten, ihr allenfälliges Vermögen getreulich und emſig 
zu verwalten, und ſich in allem nach Vorſchrift der Geſetze 
zu verhalten. ' V. A 

Zugleich wird derfelben erinnert, daß man ihr den Franz 
Starzer, bürgerl. Hutmacher, als Mitvormund beyzugeben be⸗ 
funden habe. 

Pfleggericht Pirnhach, den 18. Sept. 1824. 

e N. N. Pfleger. 

Anmerkung. Ganz auf gleiche Art wird auch das Decret 
an die väterliche Großmutter ausgefertiget, und mit 
Hinweglaſſung des leßteren Sapes, worin von Aufſtel⸗ 
lung eines Mitvormundes die Rede iſt, auch an den 
väterlichen Großvater. 
übrigens wird bemerkt, daß es zwar nicht geſezlich 
vorgeſchrieben, jedoch nicht nur allein erlaubt, ſondern 
ſogar erwünſchlich iſt, wenn auch in den Vormundſchafts— 
Decreten an andere, als die hier oben bezeichneten Per— 
ſonen, das, was ſie dem Gerichte anzugeloben haben, 
wie hier oben, beygerückt wird. — Ich habe daher hier 
auch das Decret an den Mitvormund auf dieſe Art ent— 
worfen. 

Nro. 3. 
Decret bey Aufſtellung eines Mitvormundes. 


Dieſes Pfleggericht hat über den von der Maria Borger, 
verwitweten Schuhmachermeiſterinn allhier, erſtatteten Vor— 
ſchlag befunden, den Franz Starzer, bürgerl. Hutmacher all— 
hier, als Mitvormund der von dem verſtorbenen Peter Bor: 
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ger hinterlaſſenen zwey minderjährigen Kinder, Franz 15, 
und Roſalia 12 Jahre alt, aufzuſtellen. 

In dieſer Eigenſchaft liegt daher demſelben überhaupt ob, 
das Beſte dieſer zwey Mündel zu befördern, und zu dieſem 
Ende der Vormünderinn Mutter (Großmutter) mit ſeinem 
Rathe beyzuſtehen; im Falle er wichtige Gebrechen wahrneh— 
men ſollte, ſich zu beſtreben, und nöthigen Falls dieſem vor- 
mundſchaftlichen Gerichte Anzeige davon zu machen, und ſich 
in allem nach Vorſchrift der Geſetze zu verhalten. 

Zur Angelobung der mit dieſem Amte verbundenen Pflich— 
ten hat derſelbe auf den 28. September d. J., Vormittag 9 
Uhr, in der Amtskanzelley des gefertigten Pfleggerichtes zu 
erſcheinen. 

Pfleggericht Pirnbach, den 18. Sept. 1824. 

N. N. Pfleger. 
Nro. 4. 
Ablehnung der Vormundſchaft. 
Löbliches Pfleggericht! 
Laut des hier anliegenden, mir am 21. d. M. zugeſtellten 
A Decretes A bin ich als Vormund der von meinem verſtorbe— 
nen Bruder, Peter Borger, hinterlaſſenen zwey minderjähri— 
gen Kinder, Franz und Roſalia, gerichtlich aufgeſtellt worden. 
BCD Da mir aber bereits laut der B, C und D anliegenden 
drey Vormundſchafts-Decrete von dem löbl. Pfleggerichte die 
Führung der Vormundſchaft über die minderjährigen Kinder 
des Aloys Stammenbaum, und des Johann Richter, dann 
von dem Pfleggerichte Kreuzſtein die über die minderjährigen 
Kinder des Franz Storch übertragen worden iſt, ich folglich 
ſchon drey Vormundſchaften zu beſorgen habe, ſo bitte ich, 
das löbl. Pfleggericht geruhe, da dieſer Entſchuldigungsgrund 
im Geſetze (F. 195 des a. b. Gb.) gegründet iſt, dieſen Auf- 
trag wieder zurück zu nehmen, und einen anderen Vormund 
zu ernennen, wozu ich den Paul Sieber, Buchbinder in dem 
nahe gelegenen Marktflecken Birbach, welcher, außer mir, der 


in der Gegend fich befindliche nächſte Anverwandte der Kin— 
der des Verſtorbenen iſt, in Vorſchlag bringe. 

Den 22. September 1824. 

Vincenz Borger. 

Der Beſcheid hierauf wird lauten: r 

Bey dem Umſtande, daß Bittſteller einen im Geſetze ge— 
gründeten freywilligen Entſchuldigungsgrund dargethan hat, 
gehet man von dem Auftrage an denſelben, die Vormund— 
ſchaft über die Peter Borger'ſchen Kinder zu übernehmen, ab, 
und wird nunmehr Paul Sieber, an den das Decret ſogleich 
auszufertigen iſt, als Vormund der erwähnten Kinder auf— 


geſtellet. 


Den 24. September 1824. 

N. N. Pfleger. 
Nro. 5. 
Schuldſchein über 1000 fl. 

Wir Endesunterſchriebene, gemeinſchaftliche Beſitzer des 
Stadlbauerngutes in der Ortſchaft Haging, Pfarre St. Mir 
chael, bekennen hiermit, daß uns der Herr Leopold Tragwein, 
als Vormund des minderjährigen Joſeph Freytrag, nach er— 
haltener Bewilligung der Obervormundſchafts-Behörde des 
löbl. Pfleggerichtes Hirſchberg, aus dem Vermögen des er— 
wähnten Minderjährigen ein Darlehen von ein tauſend Gul— 
den Conv. Münze im Zwanzig-Guldenfuße, und zwar in Sil— 
ber⸗Zwanzigkreuzer-Stücken, am heutigen Tage bar zuge— 
zählet habe. 

Wir machen uns nun, einer für beyde, und beyde für ei— 
nen, ſohin in solidum verbindlich, dieſes Capital, nach vor— 
hergegangener halbjähriger Aufkündigung, welche ſich von 
beyden Seiten vorbehalten wurde, wieder in der nähmlichen 
Münzgattung zurück zu bezahlen, bis dahin aber mit fünf 
von Hundert jährlich zu verzinſen, und die Intereſſen zu je— 
desmehliger Verfallzeit um fo gewiſſer abzuführen, als im 
Falle die Zinſen binnen ſechs Wochen nach ihrer Verfallzeit 
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nicht bezahlt ſeyn ſollten, die Vormundſchaft das Recht ha— 
ben ſolle, das Capital ſogleich durch gerichtliche Mittel ein— 
zutreiben. - 

Zur Sicherſtellung diefes Darleihens räumen wir der löͤbl. 
Vormundſchaft unſer eigenthümliches Stadlbauerngut, in der 
Ortſchaft Haging, Herrſchaft Neudorf, Haus No. 5, als Hy— 
vothek ein, und bewilligen, daß dieſe Schuld auf ſelbem grund 
büchlich einverleibt werde. 

Urkund deſſen haben wir dieſen Schuldſchein eigenhändig 
unterſchrieben, und auch von zwey dazu erbethenen Zeugen 
unterfertigen laſſen. 

Ortſchaft Haging, den 21. December 1824. 

Paul Sturmer. 
Nahme deſſen Ehegattinn. 
Philipp Kroll, als Zeuge. 
Felir Buſchbaum, als Zeuge. 


Nro. 6. 
Vorſchlag des Vormundes wegen einer neuen 
Capitals-Anlegung. 


Löblicher Magiſtrat! 

Da der Sebaſtian Binder das für meinen Mündel, Leo— 
pold Zaller, auf feinem Haufe intabulirte Capital pr. 1000 fl. 
Conv. Münze W. W. bereits gerichtlich aufgekündet hat, und 
dasſelbe binnen einem Monathe auheim bezahlt werden wird, 
ſo ſäume ich nicht, meiner Pflicht gemäß, einen Vorſchlag zu 
erſtatten, wie, auf was Weiſe dieſes Capital wieder auf eine 
andere Weiſe fruchtbringend gemacht werden könne. 

Es ſucht nähmlich der Joſeph Steinfeld, Bauer am Ho— 
cheneggergute zu Altmansed, unter der löbl. Grundherrſchaft 
Sternberg, ein Darleihen auf ſein Bauerngut zu erhalten, 
und ſohin iſt es demſelben willkommen, dieſes Capital darle— 
bensweife, gegen 5procentige Verzinſung und vierteljährige 
Aufkündigung, zu erhalten. 


S 3 


Deſſen eigenthümliches Bauerngut, welches er für dieſes 
Darleihen als Hypothek verſchreiben will, und auf welchem 
die grundbüchliche Einverleibung geſchehen ſoll, iſt, wie das 
anliegende Schäungs-Protocoll sub A zeiget, erſt im vori— 
gen Jahre bey der auf Abſterben ſeines Weibes gepflogenen 
Inventur, auf 6000 fl. C. M. geſchätzt worden, und es haf— 
ten, laut des anliegenden Grundbuchs-Auszuges B, nur die 
feinen Kindern ſchuldig gewordenen Pupillar-Capitalien pr. 
1400 fl. C. M. auf ſelbem, und ſohin iſt die pragmaticaliſche 
Sicherheit nicht zweifelhaft. 

Ich habe ihm auch ſchon für den Fall, als die angetrage— 
ne Anlegung dieſes Pupillar-Capitals bewilliget werden ſollte, 
den in C anliegenden Entwurf eines Schuldſcheines vorge— 
legt, und er hat auch keinen Anſtand genommen, den Schuld— 
ſchein nach dieſem Formulare auszufertigen. 

Ich bitte ſohin, mir die Ermächtigung zu ertheilen, das 
von dem Sebaſtian Binder ſeiner Zeit anheim bezahlt wer— 
dende Pupillar-Capital in Empfang nehmen, und ſelbes dem 
Joſeph Steinfeld, gegen Ausfertigung und grundbüchlicher 
Einverleibung des Schuldbriefes, deſſen Entwurf ich hier vor— 
gelegt habe, darleihen zu dürfen. 

Plunzersdorf, den 5. December 1824. 

Hierüber könnte folgender Beſcheid kommen: 

Bey der ausgewieſenen pragmaticaliſchen Sicherheit nimmt 
dieſer Magiſtrat keinen Anſtand, dem Bittſteller die Ermäch— 
tigung zu ertheilen, das bey dem Sebaſtian Binder anliegende 
Pupillar⸗Capital des Leopold Zaller pr. 1000 fl. C. M. von 
dem erſteren in Empfang zu nehmen, und es dem Joſeph 
Steinfeld, gegen Ausfertigung und Einverleibung des im 
Entwurfe vorgelegten Schuldbriefes, jedoch in der Voraus— 
ſezung, daß das demſelben angehörige Hocheneggergut bis 
dahin mit keiner größeren Schuldenlaſt bebürdet ſeyn wird, 
wovon ſich Bittſteller bey eigener Verantwortung zu überzeu— 
gen hat, darleihen zu dürfen. Der grundbüchlich einverleibte 


- 
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Schuldbrief ift binnen ſechs Wochen, von heutigem Tage an 
gerechnet, zu depoſitiren. 
Den 7. December 1824. 


Nro. 7. 
Zeugniüß. 

Von Seite des Magiſtrats der Stadt Burgau wird hier- 
mit der Wahrheit gemäß beſtätiget, daß Peter Herzfeld, bür- 
gerlicher Tiſchler allhier, durch zehn Jahre die Vormundſchaft 
über die minderjährigen Paul Kurzauf'ſchen Kinder, Leopold 
und Maria, führte, hierbey die Pflichten eines ſorgfältigen, 
getreuen und eifrigen Vormundes beobachtete, in ſeinen Rech— 
nungen vollkommene Richtigkeit gepflogen, und ſich dadurch 
die volle Zufriedenheit des Magiſtrates, als Obervormund— 
ſchafts-Behörde, erworben habe. 

Den 22. December 1824. 

N. N. Bürgermeiſter. 
N. N. Syndicus. 


Nro. 8. 
er ma 
Von Seite des Magiſtrats der Stadt Bingau wird hier: 
mit bekannt gemacht: Es ſey nach reiflicher Erforſchung aller 
Umſtände, und über erftattetes ärztliches Gutachten, der Jo— 
ſeph Seidenſtricker, bürgerlicher Schneidermeiſter allhier, für 
wahnſinnig erklärt, und ihm, zur Beſorgung ſeiner Rechtsan— 
gelegenheiten, der Philipp Stirnſchein, gleichfalls bürgerli» 
cher Schneidermeiſter allhier, als Curator beygegeben worden, 
an welchen ſich daher in allen, den Joſeph Seidenſtricker an— 
gehenden Rechtsangelegenheiten zu wenden iſt. 
Den 22. December 1824. 
N. N. Bürgermeiſter. 
N. N. Syndicus. 
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Nro. 9. 
Prodigalitäts- Erklärung. 


Von Seite des Magiſtrats der Stadt Bingau wird durch 
gegenwärtiges Edict bekannt gemacht: Man habe auf einge— 
langte Anzeige und darüber gepflogenen Unterſuchung befun— 
den, den Joſeph Seidenſtricker, bürgerl. Schneidermeiſter all— 
hier, wegen unbeſonnener Gebarung mit ſeinem Vermögen, 
und verderblichen Schuldenmachens, wodurch er ſich und die 
Seinigen der Gefahr künftigen Nothſtandes ausſeßt, als Ver— 
ſchwender zu erklären, und ihm mit der Entziehung der Selbſt— 
verwaltung des Vermögens, den Philipp Stirnſchein als Cu— 
rator beyzugeben. 

Es wird daher Jedermann gewarnt, mit dem Joſeph Sei— 
denſtricker, ohne Beytritt ſeines Curators, ein verbindliches 
Geſchäft einzugehen, widrigen Falls ſich jeder die aus der Un— 
gültigkeit desſelben entſtehenden nachtheiligen Folgen ſelbſt 
beyzumeſſen haben würde. 

Den 22. December 1824. 

N. N. Bürgermeiſter. 


N. N. Syndicus. 


Nro. 10. 
„ 

Von Seite des Magiſtrats Bingau wird hiermit der Jo— 
ſeph Seidenſtricker, bürgerl. Schneidermeiſter, welcher ſchon 
30 Jahre abweſend iſt, ohne von feinem Aufenthaltsorte Kennt: 
niß gegeben zu haben, aufgefordert, binnen einem Jahre um 
ſo gewiſſer zu erſcheinen, oder das Gericht auf eine andere 
Art und Weiſe in die Kenntniß ſeines Lebens zu ſetzen, als 
derſelbe ſonſt für todt erklärt, und ſein Vermögen ſeinen Er— 
ben eingeantwortet werden würde. 

Den 22. December 1824. 


1 
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Nro. 11. 
Cie 
Von Seite des k. k. Landrechts in der Provinz N. wird 
hiermit dem Joſeph Seidenſtricker, bürgerl. Schneidermeiſter 
allhier, welcher ſchon über 30 Jahre lang abweſend iſt, ohne 
während dieſer Zeit von feinem Aufenthaltsorte Kenntniß ge- 
geben zu haben, bedeutet, daß er binnen einem Jahre um ſo 
gewiſſer zu erſcheinen, oder dieſes k. k. Landrecht auf eine an- 
dere Art und Weiſe in die Kenntniß ſeines Lebens zu ſetzen habe, 
als derſelbe ſonſt für todt erkläret, und ſeiner Ehegattinn, The— 
reſia, die Bewilligung ertheilt werden würde, zu einer neuen 
Ehe ſchreiten zu dürfen. 
Den 22. December 1824. 
. N. Bürgermeiſter. 
N. Syndicus. 


Nro. 14. Journal über die Waiſencaſſe bey der Herrſchaft N. N., 
für das Jahr 18 


übertragen in 
Pag. des 


Empfang. Ausgabe 


; An Barem An An Barem An 
Activ-Paſſiv⸗ Obligationen Obligationen 
h a und Schuld. . ! und Schuld⸗ 
in in papieren. in in papieren. 


Conv. Münze.] Wien. Währ. Conv. Münze. | Wien. Währ. 


fl. kr. fl. kr. fl. kr. fl. lr. fl. kr. fl. kr. 


Hier kömmt nur zu bemerken, daß die Schuldpa— 
piere über Datum N. und Zinsertrag, dann 
ob ſelbe auf Conv. Münze oder Wien. Wähs 
rung lauten, genau aufzuzeichnen ſeyen. 


2 


Nahmen Deſſen 
des Mündels Vormund, Eu: 
oder rator, Admini: 

Curanden. ſtrator. 


Franz Lippert, Barbara, Muts 
12 Jahre alt, ter, als 
Vormünderinn. 
Anna, 9 Jahre 
alt. Johann Lang, 
Mitvormund. 


Formulare des Protocolls in Waiſenſachen. 


3 


Aufenthaltsort 
des Mündels, 
und deſſen 
Erziebhungsart. 


Franz Lippert 
erlernt das 
Schloſſerhand— 
werk bey dem 
Meiſter N. zu N. 


Die Anna befin: 
det ſich bey der 
Mutter zudaufe 


Formulare des Protocolls uͤber Rechnungsgeſchaͤfte. 


Vermögen 
des 
Mündels. 


Vermög gericht: 
lichen Einant: 
wortungs = Be: 
ſcheid dd. 5. Apr. 
1825, Nr. 39500, 
ſind denſelben 
auf Abſterben ib: 
res Vaters zu 
gleichen Theilen 
6000 fl. zugefal⸗ 
len, wovon 4000 
fl. auf demHauſe 
A., und 2000 fl. 
auf dem Hauſe B. 
intabm irt find 


Während der 

Rechnungs⸗ Minderjährig⸗ 
richtigkeit. keit eingehohlte 
Bewilligungen. 


Rechnung pro Vermöge Ents 
von der Jſchließung vom 
Vormünderinn | 25. Octbr. 1824, 
ordentlich gelegt J 3. 8402, wurde 
die Vormünde⸗ 
rinn von der fe: 
gung ‚einer wei⸗ 
teren Vormund⸗ 
ſchaftsrechnung 

enthoben. 


Abtheilung 
des 
Vermögens. 


Zu Folge des am 
24. März 1825, 
4536, gericht⸗ 
lich genehmig⸗ 
ten Theilungs⸗ 
entwurfes wur⸗ 
den dem Franz 
Lippert die auf 
demhHauſe B. ein: 
verleibten 2000 
fl., u. von den 
auf dem Hauſe & 
einverleibten 
4000 fl., 1000 fl. 

zugetheilt. 


Vormundſchaft. higkeit zur Groß» 


8 


Erlöſchung Allenfällige 
der Erklärung der Unfä⸗ 


jährigkeit. 


— 


— 


Nahme des Rechnungslegers 
und 
Gegenſtand der Rechnung. 


e 


Betreibung 


der 


Tag der überreichten Rechnung.] Tag der an die Buchhalterey 
oder den Rait:Officianten 


Rechnungslegung, 


7 
0 


— — N 


Tag der dem Rechnungsleger 
zugeſtellten Mängel, und der zur 
Erläuterung beſtimmten Friſt. 


Tag der erfolgten Erläuterung. 


3 


geſchehenen Zuſtellung. 


8 


— — ]''¾.——— 


Anmerkung der Umſtände, 


ſo die Ertheitung des Abſotuto 


riums hemmen 


4 


Ertheiltes Abſolutorium, 


5 


Tag der erfolgten Erinne— 
rungen. 


10 


Erfolgte Auslieferung 
der Rechnung an die Parteyen. 


ee 2% r r 


ad 


Nicola Wöber vom 
Damgute zu Edt. 


25 Bu Nutzung. 7 

= Pag. an Capital. 3 N ab men An 

5 EN der 8 gare 
8 5 ; 58 lens 0: . f ntereſſen. 
3 Na h met In öffentlichen Bey Privaten. 8 An 8 Schuldner des jen⸗ ] In öffentlichen Bey Privaten. I ll 
5 Intereſſen. = feitigen Pupillar: Ie Fonds. 

5 des Waiſen. = Vermögens. 0 

zZ = — — — — 
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Vermögen des Mündels 


W. W. 


fl. kr. ft. kr. 


. kr. fl.] kr. ff. kr. fl. kr. fl. kr. fl. er. 


— . 
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Nro. 16. Waiſen⸗Caſſe Activ Buch) bey der Herrſchaft N. N. 


2 Pag. I. — 
7 2 l ck ſt a n d = 
| 8 Ei Capital Intereſſe ? 
= 7 0 P 
= Nahme des Schuldners. = Abtastung. 
= = 3 
5 3 — 2 - 1 3 2 
5 Joſeph Weſer, am Hammergute zu Edt, unter der Herrſchaft Haus. I = be Con. rl Sons an ! 
8 7 Münz. Münz. Währ.] Münz. Währ. = 
4 
] 
fl. kr. er.] ff.] kv. I fl. fer. 
Capitals N 8 il 
Betrag Sntereffe: Gebühr 4 
* 
1 sa ——ĩ—ĩ— u fan mens] Den 25, Zuiy 1817 7 
des . vom vorigen J für dieſes bezahlt 4 
Schuldorzefs.] gong, abten. S] Jahre Jahr 5 
Münz. [Währ. 8 — — EEE 
Fol. 501 Mon. Tag fi. er.] fl. Er. I. [er. fl. [er. ft. kr. ft. er. fl.] er. n.] er. 
% 2 161 ISum | 10 100 4 x 
17 
4 
b 7 
I | | j 
a ‚ n P R 
Jeder Schuldbrief erhält den eigenen Conto, und wird auf dieſe Weiſe behandelt 
, | 


Nro. 17. 


= Tag In Conv. Münze. In Wiener⸗Wäßhrung. | = 
[Nahm en j der ein⸗ 5 
Rx treten: 7 5 
S der den An An 8 
2 F Groß: — 8 
= Waiſen. jährig. Capital. Sn: Zu⸗ Ca⸗ In: au: = 
8 keit. tereiten. | ſammen. | pitar. tereſſen. [ſammen. S 


Franz Weiß, vom Hu⸗ 
bergute in Berg 


0 


fl. kr.) ft. ser. f. tr. f. fer. ff. J kr. ff. fer. 
19. 
märz | soo“ — „ 5125 10 47 8185 [ar | 5 
1814. 
5 61 
65 
S um me PR 99] 26 1221216 550695] 45 51 28 151081 | 15 


So wird jeder Pupill, und jeder denſelben bedeckender Herſchuldner nach dem Reſultate 
der abgeſchloſſenen Walſen-Rechnung und Conten im Activouche vorgetragen, und die Bede— 
ckung eines jeden Pupillen ſpeciell ausgewieſen, der Hauptabſchluß der Waiſen-Caſſe, oder die, 
eigentliche Bilance, geſchieht auf forgende Art: 


73 


54 


Datum 
des 


Schuldbrie⸗ 
fes. 


2. July 1795. 
1. Aug. 1796. 


1. Nov. 1800. 


1. Febr. 1801. 
1. Julp 1806. 


1. May 1811. 


N ahmen 
der 
Schuldner. 


Bernhard Huber, 
Handelsmann in 
Steper 


Leopold Weiß, am 
Hubergut in Berg 


Ob. O. Landſchaft 
Nro. 6756. 


Die Pupillen Caſſe 
auf geſammte Be: 
deckung 


Summe 


Bilance: 


Der öffentliche Fond 
ſchuldet in die Ger: 
habſchaften 


Die Privatſchulden 
eben dabin 


Die Pupillencaſſe 
beſißet: 


Ob der ennſ. Landſch. 
Nro. 586. 


do. Domeſt. Nr. 1862. 


Franz Berger, an der 
Schiffmühle zu Edt 


Und die Caſſebarſchaſt 
mit Ende October 
laut Journal 

Es beträgt alſo die 
Bedeckung 

Die Forderungen der 
ſämmtlichen Pupil⸗ 
len machen 4 

Es zeigt ſich alſo ein 
Bedeckungs⸗Ueber⸗ 
ſchuß von 


Ss 
= 
8 
2 
85 Ca, 
= pital. 
fl. 
4 
h 
22 
"is 
2 
2 
4 


Bedeckung der 


In Conv. Münze. 


Jahres „Abſchluß bey der Waiſen Caſſe der Herrſchaft N. N, vom Jahre 1817. 


Waiſen Forderung. 


In öffentlichen Fond. Bey Privaten. 


In Conv. Münze. In Conv. Münze. 


In Wien. Währung. In Wien. Währung. 


2 i 
Ins Ca⸗ In: Eu: In⸗ Cu- Ju⸗ Ca. Ins 
tereſſen.] vital. tereſſen. ][ pital. tereſſen. ] print. tereſſen. vital. tereſſen. 


51 — I 1000| — 
256 216007 —1 6800 110700 — 44212 421 12 
101 - 1000| _ 

1000 — 15| 18 


4001 — 


fl. kr. ft. kr. 


Bey der Pupillen ⸗Caſſe. 


In Wien. Währung. 
Convent. 
Münze. 


fl. kr. 


609 — 


4050 52 


Zuſammen. 


Wiener⸗ 
Währung. 


fl. Er. 


Nro. 1g. Vormundſchafts-Buͤchel über das Vermögen des Pupillen Nicolaus Weber vom Damgute, laut Waiſenbuch Tom. A. Fol. 87., bey der Herrſchaft N. 
Vormund: Anton Lehner, am Waldgute zu Aichet. 


Capital ien. 


Ca pit a i e n. 1 


. Aetiv: Ausgaben An Intereſſen 
Intereſſeu-Guthabung hi In öffentlichen Fonds, Bey Wrivat 
- 2 7 3 A In öffentlich ey Privaten 
| — an zcre en Fonds. Bey Privaten. Buch d S 2 
I Rahme des Waiſen. le : Dr 4 — — — ———— • —r6Gͤ— — 
F 
Fol. 1 4 8 77 © 
8 4 85 x Bedeckungs-Ausweis. = In In In In — > 
In In In n In = A 3% 4 J In 
at N 91 5 ; ahr nr ea = [Conv. Münze. | bien. Währ. [Conv. Münze.] Wien. Währ. [Cond. Münze Wien = 
Conv. Münze.] Wien. Währ. [Conv. Münze.] Wien. Währ. | Conv. Münze.] Wien. Währ. 4 unge] Wien. Währ. [Eonv. Münze. | Wien. Bahr 
um ä fl. kr. [ fl. kr. ] ft. f kr. f fl. Ted ff. er. ft. kr. ft. er.] ſt I kr. fl. 
Nicolaus Wöler, 
| j Dem Vormund laut Quittung für den Pur: 
| 
| 5 pillen behändigt . 
87 Vermöge der mit Ende Octob. 1816 geſchfof a p indig 
ſenen Rechnung beſtand das Vermögen 200 — 500 — 200 — 650 — 15 24 52 18 
Stämpel zu den Intereſſen- Quittungen, 
817 Die Intereſſen betragen vom 1. Nov, 1816 
bis letzten Oetober 1817, 5 4 pCt 13 — 56 — 
200 — 500 | — 2 | — 650 | — 28 243868 18 6 Ob der ennf. Landſch. dd. 1798, Nr. 22870. 4 200 — 
10 — — 1802, Rr. 24778. 2 500 
Jenſeitige Ausgabe = 9 60 21 
55 Joſeph Rappek, laut Schuldbrief vom 29. 
Verbleiben . 200 — 30⁰ — 200 _ 600 — 28 15 27 57 September 178g. 4 200 — 650 - 
Die Pupillen Caſſe 28 
n 500 200 — 650 | — 23 


Nro. 19. Formulare Nro. 1. 
zur Liquidirung des waiſenaͤmtlichen Paſſiv-Standes, oder der Forderungen der Pupillen mit 15. März 1811. 


B. Zuſchreibung und Vertheilung der in dem Ausweiſe des Activ⸗ Standes Nro. 2, nach Abſchlag des 


| i eee eee Ueberſchuſſes verbliebenen Activ⸗Capitalien unter die Pupillen. 


— . —— ea 


In Banco Zetteln. 


Gebühr in Ein löſungsſcheinen. 
Datum \ 
i i ’ Ca n e 
der Einlage zur Waiſeneaſſe, Ca bpitalien P ne 
n in: iſe Auf die Auf einzelne P i 
„ Auf einzelne Waiſen 7 1 8 i e. 
we 2 eee * b lautend x“ Ine Waiſen ER || ene e 
8 lautend. — EEEEEEEEEEEEEEEEREEEEEEEREESEEEREREEREEREEE : . 
Eapitarien: | Poſt. und der Capitals Anlegung, — — —L—P — — an Laut Ausweiſes Nro. 2, Colonne bung mi Sunn e 
. 16 
Intereſſe⸗ H mm mn lm mn mm nn 
oder Zuſchreſbung und Nro. In weiſes 7 > = A 255 rm ; 
Buch. ihrer Shun or Zuſchreibung u 5 lar pre 13 J 14 LILA 15. März 1811, von 
i uldner p 5 25 über —:r! . e , Rn a LjRogE Ir 
der Ber:insti sinn: Nerıingri Forderung Su im me den Ac⸗ Ve r ; i n s i ch e h 
g Cento. | Verzinsliche.] Unverzins: | Verzinsliche. g Cento bie er tonne 18 
8 i lich mit 15. März Ri 
Fonds Obligationen. iche. Stand Ber: unver⸗ Au Wir 
N Am zinsri: | sine: Tee» Te 2 der rere 1 15 en 
Ä 9 R 9 3 . . 
pr. pCt. pr. [pCt. pr. pr. pCt. pr. 4282 fl. Courſe 500. 
che. che. 852 450 fl. 56 kr. 
54 
Von diefen Capitalien erhält jeder Pupill den Antheil, welcher 
nach der Total⸗Forderung ſämmtlicher Pupillen pr. 12200 fl. auf 
ſeine Forderungs- Summe (hier Col. 8) ausfällt. 
1 2 3 7 6 7 8 
rr ˙ ¹uw ! ñ ⁰ ' ñ ũĩ⅛ A En WERE) WERE. . 
Pag. | Poſt. 


5 
ff. ſ kr. fl. | fl. | 
! 
Anmerkungen. Aus 


1 5 führer ſelb iden: 
Stangen Dante dem aa der Liauſdatlons⸗FJormularien Neo. 1 und 2, und aus der Eremplification derſelben wird ſich jeder Rechnungsführer ſelbſt beſcheiden: 
- und Activ⸗ Bücher auf den 0 eis i 

2) die Paſſſva (Ford l . G. 8. am erſten aus den Paſſiv⸗ Büchern in den Kiquibationg : eee Ausweis Aro. genen. 119 

Athellüng au Ce Ae ee e e e eme Colonnen 13 bis 25 eingeſtellt werden müſſen. If nun in dem Ausweiſe Nro. ı die Summe aller Paſſiven in B. Z., und in dem Ausweiſe Nro. 
in wen ſo wohl in B. 3. als Eintöſungsſchei En, dan ae e 
5) in dem Ausweife N 

6) dieſer Ueberſchuß, 


2 die Total: Summe der Aeti— 


die dafür a uber die letzteren erzi Gewinn aufz m — Di 
Kaufspr! 9 8 erzielte Gewin zunehmen. ie 

Standes ergäbe ſich gege Paf Fauſsppeiſe, welche aug den Rechnungen zu erheben find, und der über die leg ; 

Her allem von ven gain, an BAM: Stand ei 8 0 


0 2: 
1 alle Activ: Stande abzuziebe 
8) Nach Richtigſtellung des Paſſiv. Stande fe We 


erf ; r öfrentli i angelegten Netin: Capitali 
mittel R 2 erſchuſſes Rn Mer: ivat- und öffentlichen, zu verſchiedenen Percenten pitalien g 
Niese eden nſeüſchaſtercgel nach der Tora dorperung eisckene r pueden in Priv‘ H 


55 J ollebenen Activa bey pi allen proportionirt, wie aus den Benfpielen (Form. No. ı, Col. Dar zu gaben iſt. e A un iſt 12552 

f inn e 8 1 f „B. 3. (Colonne 8) beſtehen, die zur Vertheilung verb lebe 8 vey Privaten zu s Percent mit 3852 fl. 54 kr. W. W. (Colonne 15) gemeinſchafttich zugehören, wie vi ͤmmt von dieſen Activs pr. 5852 fl. 

N * ley Deren en ann ro: 10 wah Print dat Rach nee Boeberunge E une pr. 500 fl. B. 3. (Eofonne 8) zu? Der Quotient gibt ihr alſo de 28 
( date als öffentrig Capftalſen. 

n von Eapitatien beſtehen so hnnen die entbehrlichen Colonnen weggelaſſen werben, 


vley Gattunge 


® 


> 


Nro. 20. Formulare Fro. 2. 


zur Liquidirung des waifenaͤmtlichen Activ-Standes, oder der Bedeckung der Waiſen-Forderung mit 15. März 1811. 


Bedeckung der Waiſen-Forderung mit 15. März 1812. 


In Banco ⸗-Zetteln. 


In Einlöſungs ſche ine u. 


Nahme des Schuldners] Datum und Nummer 


Actip⸗ 


Capit alien. 


Cours 
nach 
der 
Scala 
Rückſtand ISumme und Pro 
mit 15. März dem Fi⸗ 
Verzinsliche. Unverzins- J Verzinsliche. 1811. nanz⸗ 
liche. Paten: 
te. 


und der Auf einzelne 


Capitalien⸗ Waiſen lautend. | 


Auf einzelne Waifen Gemeinſchaft⸗ 
lautend. liche. 
— ?—ü— ——ꝛ—. 


Gemein ſch a fi li ch c. Summe 


Intereſſe⸗ 


Jutereſſe— 


Buch ſeines Gläubigers. Schuldverſchreibung. 


von 


y ei, ien „ fei ch Rückſtand mit 
1. we 


Bey Privaten. In öffentlichen Fonds. esam is. März 1811. 


Colonne 12. 


Ber: unver⸗ 15, 20 und 21. 


zinsli- J zinsli— 


2 102 
Et. 


zu spCt. zu apCt. b 


17 


Pag, | Port, 


Nro. 21. 


Eides formel 


für einen Herrſchafts-Beſitzer, welcher das 
Waiſenamt ſelbſt verwaltet. 


Ich, N. N., ſchwöre zu Gott, dem Allmächtigen, daß 
ich die Waifenamts - Gefchäfte der mir eigenthümlich ange— 
hörigen Herrſchaft N. N. nach Vorſchrift der jederzeit be= 
ſtehenden Geſetze, insbeſondere der von der hohen Hofkan— 
zelley im Einverſtändniſſe mit d oberſten Gerichtshofe, 
unterm 26. März 1818 vorgeſchkriedenen, und mittelſt Re⸗ 
gierungs-Decretes vom 28. May 1818, Zahl 10004, be⸗ 
kannt gemachten Beſtimmungen verwalten, die Waiſengelder 
in einer beſondern Caſſe getreu verwahren, und davon kei— 
nen, noch ſo unbedeutenden Betrag, mit den herrſchaftlichen 
Rentgeldern, oder andern Caſſen vermiſchen, die Waifen- 
gelder auf keine andere, als die in Waiſenſachen vorgeſchrie— 
bene Art verwenden, und im Falle, als ich Waiſengelder 
bey mir anlegen wollte, vorläufig die höhere kreisämtliche 
und landrechtliche Bewilligung einhohlen, den Pupillen bey 
ihrer ganzen, oder theilweiſen Abfertigung, weder unter dem 
Titel der Mühewaltung, noch unter einem andern Vorwande, 
an Capital und Intereſſen etwas abzuziehen, und überhaupt 
für die Ordnung in den Waiſenamts-Geſchäften und für die 
Sicherheit des Waiſenvermögens pflichtmäßig ſorgen werde. 


Nro. 22. 


Eides formel 


für einen herrſchaftlichen Beamten, welcher die 
Verwaltung des Waiſenweſens beſorgt. 


Ich, N. N., ſchwöre zu Gott, dem Allmächtigen, die mir 
gegenwärtig anvertrauten und künftig, wo immer, anvertraut 
werdenden Waiſenamts-Geſchäfte, nach Vorſchrift der jeder: 


zeit beſtehenden Geſen : ’befe dere der von der hohen 
Hoflanzelle,, im Einverſtändniſſ git dem oberſten Gerichts- 
bofe, unterm 26. März 1818 vorgeſchriebenen, und mittelſt 
Regierungs-Decretes vom 28. May 181%, Pl 10004, 
bekannt gemachten Beſtimmungen zu verwalten, die Waifen- 
gelder in einer beſondern Caſſe getreu zu verwahren, und 
davon keinen, noch ſo unbedeutenden Betrag, mit den herr— 
ſchaftlichen Rentgeldern, oder andern Caſſen zu vermiſchen, 
die Waiſengelder auf keine andere, als die in Waiſenſachen 
vorgeſchriebene Art zu verwenden, und die Anlegung derſel— 
ben bey meiner eigenen -Herrſchaft ohne höhere kreisämtliche 
und landrechtliche Bewilligung nie zuzugeben, den Pupillen 
bey ihrer ganzen oder theilweiſen Abfertigung, weder unter 
dem Titel der Mühewaltung, noch unter einem andern Vor— 
wande, an Capital oder an Intereſſen etwas abzuziehen; 
endlich, falls mir, in was immer für einer Art, ein geſeßz⸗ 
widriges Benehmen in Anſehung des mir anvertrauten Wai— 
ſenvermögens bekannt werden ſollte, ſogleich die Anzeige an 
das k. k. Kreisamt zu machen. 


—— 
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